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Sie konnen vorliegende Anweisungen und darin erwdhnte Rundschreiben des Dienstes
Bevolkerung und Identitatsdokumente auf der Website www.ibz.rrn.fgov.be ("Professioneller” -
"Bevolkerung" - "Rundschreiben" und "Anweisungen") einsehen.

Rundschreiben des Nationalregisters wurden in die "Anweisungen fiir die Fortschreibung der
Informationen" eingegliedert, die Sie ebenfalls auf der weiter oben erwdhnten Website
("Professioneller" - "Nationalregister" - "Rundschreiben") einsehen kdnnen.

Vorliegende Anweisungen verweisen auf die Informationstypen im Nationalregister der
Anweisungen fiir die Fortschreibung der Informationen, wenn dies erforderlich ist.

Diese konnen auf unserer Website www.ibz.rrn.fgov.be ("Professioneller” - "Nationalregister" -
"Anweisungen") eingesehen werden.

Mit den in den vorliegenden Anweisungen zur Verfiigung gestellten Mustern von Formularen,
Unterlagen und Berichten sollen die Aufgaben der Gemeinde vereinfacht werden. Die Gemeinde
muss ihnen erforderlichenfalls im Rahmen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ihre
eigene Datenschutzerkliarung fiir den Bilirger unter Angabe der Kontaktdaten des kommunalen
Datenschutzbeauftragten (DSB) beifiigen.
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Teil | - Registrierung der Bevolkerung

Kapitel | - Allgemeines

Fuhrung der Bevolkerungsregister

1. Jede Gemeinde muss Bevdlkerungsregister fuhren (diese Register, die eine
Einheit bilden, umfassen sowohl den traditionellen Grundbegriff
"Bevolkerungsregister” im engeren Sinne als auch den Begriff

"Fremdenregister").

Die Fihrung der Bevolkerungsregister ist gesetzlich organisiert durch das Gesetz
vom 19.Juli 1991 uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die
Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente (B.S. vom 3. September 1991,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 7. November 1996).

In Ausfuhrung und in Anwendung dieses Gesetzes vom 19. Juli 1991 bestehen
vier Basiserlasse vom 16.Juli1992 (B.S. vom 15. August 1992, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 17. Mai 1997), und zwar:

1. der Konigliche Erlass Uber die Bevolkerungsregister und das Frem-
denregister, der die allgemeinen Grundsatze fur die Fuhrung der Register
festlegt,

2. der Konigliche Erlass zur Festlegung der in den Bevolkerungs-
registern und im Fremdenregister angegebenen Informationen, der die
verschiedenen in diesen Registern enthaltenen Informationen aufzahlt,

3. der Konigliche Erlass Uber das Recht auf Zugang zu den Bevolke-
rungsregistern und dem Fremdenregister, der festlegt, wie in den
Registern eingetragene Personen in diesen Registern vermerkte
Informationen zu ihrer Person zur Kenntnis nehmen kénnen und wie sie
vorgehen mussen, um sie berichtigen zu lassen,

4. der Konigliche Erlass Uber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevdlkerungsregistern und dem Fremdenregister, der festlegt, unter
welchen Bedingungen und gemaB welchen Modalitaten Auszlge,
Bescheinigungen, Listen oder Statistiken aus diesen Registern erteilt bzw.
eingesehen werden konnen.
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Es muss ebenfalls auf das Gesetz vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen (B.S. vom 21. April 1984, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 7.November 1996) verwiesen werden. Das
Nationalregister ist ein gesetzlich festgelegtes System zur Verarbeitung
personenbezogener Informationen und eine nationale Datei fur Behorden,
Einrichtungen und Personen, die eine Zugriffsermachtigung erhalten haben.

Eine fortgeschriebene Fassung dieser Rechtsvorschriften und dieser Regelung
kann auf der Website www.ibz.rrn.fgov.be ("Professioneller" - "Bevolkerung -
"Rechtsvorschriften") eingesehen werden.

In die Bevolkerungsregister werden Belgier an ihrem Hauptwohnort eingetragen,
ob sie dort anwesend oder zeitweilig abwesend sind; dies gilt auch flr Auslander,
deren Aufenthaltim Kdnigreich flr langer als drei Monate gestattet oder erlaubtist,
deren Niederlassung dort erlaubt ist oder die aufgrund der Bestimmungen des
Gesetzes vom 15.Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern aus einem
anderen Grund eingetragen werden; dies gilt nicht fur Auslander, die in dem in
Nr. 3 erwadhnten Warteregister eingetragen sind.

Belgische Studenten, die nie im Kdnigreich eingetragen waren oder die es vor
mehr als funf Jahren verlassen haben, werden in der Regel nicht in die
Bevolkerungsregister eingetragen, sofern sie sich ausschlieBlich fur ihr Studium
zeitweilig in Belgien aufhalten (siehe auch Nr. 109bis).

Das Auslanderamt, das dem fur Asyl und Migration zustandigen Minister
untersteht, befindet Uber das Aufenthaltsrecht von Auslandern. Auf der
Grundlage dieser Entscheidung kdénnen Auslander in das Fremdenregister
eingetragen oder in das Bevdlkerungsregister Ubertragen werden.

Die tatsachliche Eintragung unterliegt denselben Bedingungen, wie sie flr
belgische Staatsangehdrige gelten.

Fir den Fall, dass diese Eintragung aus Grunden der Sicherheit, der
gesundheitlichen Zutraglichkeit, des Stadtebaus oder der Raumordnung nicht
zuldssig ware, sieht der Gesetzgeber vor, dass diese Eintragung als "vorlaufig"
eingestuft wird. Der Gesetzgeber hat somit spezifisch eine Losung flr diese
Situationen vorgesehen, in denen die betreffende Person dennoch eingetragen
werden muss, unabhangig davon, welchen Rechtsvorschriften oder Regelungen
diese Eintragung zuwiderlaufen wurde. (siehe auch Nr. 103).

In jeder Gemeinde wird auch ein Warteregister gefuhrt, in das Auslander, die
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben und nichtin einer anderen
Eigenschaft in den Bevolkerungsregistern eingetragen sind, an ihrem
Hauptwohnort (siehe Teil ll) eingetragen werden.
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Wenn ein Auslander aus den Bevolkerungsregistern gestrichen wird, sich jedoch
weiterhin in der Gemeinde aufhalt und einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, wird er ins Warteregister eingetragen.

Aufgrund des Koniglichen Erlasses vom 7. Mai 2008 zur Festlegung bestimmter
Ausfihrungsmodalitdten zum Gesetz vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise
ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern (B.S. vom 13. Mai 2008, deutsche Ubersetzung B.S. vom 23. Juli 2008)
werden Burger der Europaischen Union, die bei der Gemeinde eine (in Artikel 42
§ 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern erwahnte)
Anmeldebescheinigung beantragen, sofort ohne vorherige Uberpriifung des
Wohnortes von der Gemeinde unter der angegebenen Adresse ins Warteregister
eingetragen in Erwartung der Uberpriifung des Wohnortes (siehe Teilll
Abschnitt Il).

Fur die verschiedenen Register, die spater geschaffen wurden, siehe die
verschiedenen Abschnitte in Teil Il.

Anmerkung

SchlieBlich ist noch darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der Synchronisation
zwischen der Datenbank der Personenstandsurkunden (DPSU) und dem
Nationalregister (RN) eine Person, die in einer in Belgien erstellten
Personenstandsurkunde aufgefuhrt ist und nicht in einem anderen Register
eingetragen ist, in das Register der Gebietsfremden (Register 10) eingetragen wird.

Aus Artikel 41 des fruheren Zivilgesetzbuchs ergibt sich namlich die Verpflichtung,
jeder in einer DPSU-Urkunde aufgefihrten Person mit Ausnahme der Trauzeugen
eine nationale Nummer zuzuweisen

Die Gemeinde, die die Urkunde erstellt hat, wird als Verwaltungsgemeinde
angegeben.

Durch die Eintragungins Register 10 wird der betreffenden Person keinerlei Rechte
in Sachen Aufenthalt gewahrt.

Bestimmte Kategorien von Auslandern, die ein Aufenthaltsrecht in Belgien haben,
unterliegen nicht den far gewodhnliche Auslander geltenden
Eintragungsmodalitaten.

Diplomaten und Personen, die uber eine gleichartige Immunitat verflugen, sind
unter anderem von der Eintragung in die Bevdlkerungsregister befreit (siehe
Artikel19 des  Koniglichen Erlasses vom  16.Juli1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister). Dabei handelt es sich
insbesondere um die in Artikel 1 des Koniglichen Erlasses vom 30. Oktober 1991
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uber die Dokumente fur den Aufenthalt bestimmter Auslanderin Belgien erwdhnte
Kategorie (Belgisches Staatsblatt vom 17. Dezember 1991).

Mitglieder des Militarpersonals des SHAPE und der NATO mussen auch nichtin
die Bevolkerungsregister eingetragen werden (siehe Rundschreiben des
Ministers der Justiz vom 10. Marz 1967 und vom 21. Mai 1968), auBer wenn sie
einen besonderen Aufenthaltsschein bei der Direktion Protokoll des FOD
Auswartige Angelegenheiten beantragt haben.

Das Zivilpersonal des SHAPE und der NATO und Personen zu seinen Lasten und zu
Lasten des Militarpersonals des SHAPE und der NATO werden durch einen
Vermerk in den Bevolkerungsregistern erwahnt (seit September2011 - siehe
Rundschreiben des Ausldnderamtes vom 13. Oktober 2011).

Weiter werden auch Beamte und andere auslandische Bedienstete der vier
Institutionen der Europaischen Union (Europdisches Parlament, Rat der
Europaischen Union, Europaische Kommission, Europaischer Wirtschafts- und
Sozialausschuss) sowie Familienmitglieder zu ihren Lasten (sofern sie nicht aus
eigener Initiative im Bevdlkerungsregister eingetragen sind) durch einen Vermerk
in den Bevolkerungsregistern erwahnt (siehe die Artikel1, 7 82, 11 und 12 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 uber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister). Dieser Vermerk entspricht einer Eintragung in den
Bevolkerungsregistern (siehe nachfolgend Nr. 110).

SchlieBlich werden die anderen in Artikel3 des vorerwahnten Koéniglichen
Erlasses vom 30. Oktober 1991 erwahnten Auslander, die nicht den
Registrierungsformalitaten fur gewdhnliche Ausldnder unterworfen sind, durch
einen Vermerk in den Bevolkerungsregistern erwahnt; dieser Vermerk ist jedoch
nicht der gleiche wie der Vermerk fir Beamte und andere auslandische
Bedienstete der vier Institutionen der Europaischen Gemeinschaften (siehe
nachfolgend Nr. 111).

Die Registrierungsmodalitaten fur die verschiedenen Kategorien privilegierter
Auslander werden in Kapitel VI naher erlautert.

Anmerkung

Zur Bekampfung bestimmter Missbrauche, im Hinblick auf eine administrative
Vereinfachung fur die Gemeinden und zur Erreichung einer groBtmoglichen
Vollstandigkeit der Informationen im Nationalregister ist in Artikel 2bis des
Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
naturlichen Personen vorgesehen, dass alle Auslander im Protokollregister
vermerkt werden, denen der Minister der Auswartigen Angelegenheiten einen
besonderen Identitatsnachweis ausstellt.

Die Verwaltung der Akten in Bezug auf diese Personen, sowohl was Erfassung
und Fortschreibung der Daten als auch ihre Streichung anbelangt, wird in die
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7bis.

ausschlieBliche Zustdndigkeit der Direktion Protokoll des FOD Auswaértige
Angelegenheiten fallen: Dazu ist allerdings noch ein Koniglicher
Ausfiihrungserlass des FOD Auswirtige Angelegenheiten erforderlich.

In der Vergangenheit mussten die Bevolkerungsregister in der Form von
alphabetisch geordneten Karteikarten geflihrt werden. Die FUhrung zusatzlicher
Register, so wie sie durch die fruheren Allgemeinen Anweisungen vom
19. Marz 1981 vorgesehen waren (alphabetischer Index, Wohnungsdatei, Register
der Zugange, Register der Weggange, Register der Geburten und Register der
Sterbefalle, die sich in einer anderen Gemeinde zugetragen haben), ist fakultativ.

Die Gemeinden sind von der materiellen FUhrung der Karteikarten, die die
Register bilden, befreit, sofern die Datenverarbeitungsmittel, die sie einsetzen,
ein sofortiges Abrufen und die sofortige Fortschreibung der Daten ermdglichen.
Diese Datenverarbeitungsmittel mussen eine ausreichende Sicherheit gegen
jegliche Zerstdorung oder Beschadigung der Daten bieten (siehe Nr. 12).

Die Fuhrung der Bevolkerungsregister gehort zum Zustandigkeitsbereich des
Gemeindekollegiums/Blrgermeister- und Schoffenkollegiums. Der
Standesbeamte, der beauftragtist, daflir zu sorgen, dass alle Vorschriftenin Bezug
auf die Fihrung der Register genau eingehalten werden, ist daher unmittelbar ftr
die Einhaltung der diesbezlglichen Vorschriften verantwortlich. Er ist gemaB den
Artikeln 3 und 4 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen und seinen Ausflihrungserlassen
ebenfalls verantwortlich fir die Ubermittlung der Informationen an das
Nationalregister der natlrlichen Personen. Das Kollegium bestimmt die
Personalmitglieder, die mit der Fuhrung der Bevolkerungsregister beauftragt sind.

Die Gemeinde sorgt ebenfalls flr die Organisation der Funktionsweise der
Schalter, die gegebenenfalls auf einen Onlineschalter ausgeweitet wird.

Im Rahmen der Verwaltung des Nationalregisters der naturlichen Personen haben
die Dienste des Nationalregisters Zugriff auf die in diesem Register enthaltenen
Daten.

Unter Verwaltung des Nationalregisters ist insbesondere zu verstehen:
- Unterstlutzung der Gemeinden bei der Registrierung neuer Informationen
oder der Berichtigung der Informationen im Uberblick,
- Analyse und Beseitigung der Probleme, auf die Burger und Einrichtungen bei
der Nutzung des Nationalregisters stoBen,
- Analyse der Statistiken im Rahmen der Inspektion der Register (siehe
Kapitel IX).
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10.

11.

12.

In den vorliegenden Allgemeinen Anweisungen werden die in Artikel 1 8 1 Nr. 1 des
Gesetzes vom 19. Juli 1991 uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise,
die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente erwahnten
Bevolkerungsregister "Register" genannt.

Geht es jedoch um ein Warteregister, ist zunachst auf Artikel1 §1 Nr. 2 des
vorerwahnten Gesetzes zu verweisen.

Die Register mussen standig fortgeschrieben werden.

Es ist Sache der Gemeindeverwaltung, alle erforderlichen organisatorischen
MaBnahmen zu treffen, damit die Berichtigung der Angaben zum Wohnort
gewahrleistet ist, die erforderlichen von Amts wegen vorzunehmenden
Eintragungen und Streichungen vorgenommen werden und die VerstoBe von der
Polizei festgestellt werden (Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Juli 1991).

Die Berichtigung und Fortschreibung der anderen Informationen, die
eingetragene Personen betreffen, mussen standig vorgenommen werden.
Beispiel: Jede Anderung in Bezug auf den Aufenthalt einer Person in einer
Gemeinde muss gepruft und erforderlichenfalls aktualisiert werden.

Die Tatsache, dass eine Gemeinde auf die Dienste des Nationalregisters oder auf
ein zugelassenes Datenverarbeitungszentrum zurlckgreift, befreit sie keinesfalls
von der Verpflichtung, ihre Register fortzuschreiben.

Die Gemeindeverwaltung bewahrt alle Unterlagen und Datentrager in Bezug auf
die Bevolkerungsregister mindestens funf Jahre auf. Diese Frist von flnf Jahren
steht der Aufbewahrung der Unterlagen wahrend eines langeren Zeitraums in
Anwendung anderer Anweisungen nichtim Weg.

In Artikel 15 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister ist vorgesehen, dass die
Gemeinden die Register in der Form individueller Karteikarten fortschreiben. Die
Gemeinden sind von der materiellen Fuhrung, das heiBt auf Papier, der
Karteikarten, die die Register bilden, befreit, sofern die
Datenverarbeitungsmittel, die sie einsetzen, ein sofortiges Abrufen und die
sofortige Fortschreibung der Daten ermdéglichen, eine ausreichende Sicherheit
gegen jegliche Zerstorung, Beschadigung, Manipulation oder Nichtverfigbarkeit
der Informationen bieten und die Kontinuitdt des Bevdlkerungsdienstes
erlauben.
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Das lokale System der Gemeinde muss folgende Bedingungen erflillen:

1) Die von der Gemeinde eingesetzten Datenverarbeitungsmittel ermoglichen
ein sofortiges Abrufen und die sofortige Fortschreibung der Daten, bieten eine
ausreichende Sicherheit gegen jegliche Zerstorung, Beschadigung,
Manipulation oder Nichtverfugbarkeit der Daten und erlauben die Kontinuitat
des Bevolkerungsdienstes - sogar bei technischen Zwischenfallen.

2) Verfugt die Gemeinde uber eine lokale Datei, werden die Daten uber die
binare Akte oder die vollstandige XML-Akte des Nationalregisters, die anhand
der Webservices Uubermittelt wird, fortgeschrieben.

3) Bei einem Ausfall der lokalen Datei kann die Gemeindeverwaltung ihre
Tatigkeiten fortsetzen und das Nationalregister anhand eines anderen Mittels
wie der Anwendung "Bevolkerung" einsehen und fortschreiben.

4) Taglich mussen Sicherheitskopien der in der lokalen Datei eingegebenen
Daten erstellt werden. Die physischen MaBnahmen zum Schutz des
Datenverarbeitungssystems und entsprechenden Zubehors gegen Diebstahl,
Brand und gegen jegliche Zerstorung, Beschadigung, Manipulation oder
Nichtverflugbarkeit missen optimal sein.

5) Eine Verbindung zwischen der automatisierten Anwendung "Bevolkerung"
und der automatisierten Anwendung "Personenstand" macht es moglich,
dass Daten zu einer Person nur ein einziges Mal eingegeben werden mussen.

6) Einvom Nationalregister zugelassenes Netz wird benutzt.
7) Ein Datenschutzbeauftragter (DSB) muss bestimmt werden.

Es wird daran erinnert, dass gemaf Artikel 10 des Gesetzes vom 8. August 1983
zur Organisation eines Nationalregisters der natlrlichen Personen jede
Gemeinde innerhalb oder auBerhalb ihres Personals einen DSB
(Datenschutzbeauftragten) und einen Berater fur Informationssicherheit und
Schutz des Privatlebens bestimmen muss, die unter anderem die Bedingungen
erfullen, die in den Artikeln 63 bis 65 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 Uber den
Schutz naturlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener
Daten (B.S. vom 5.September2018, deutsche Ubersetzung B.S. vom
30. Marz 2021) und in den Artikeln 1bis Absatz 1 Nr. 15 und 1octies des Gesetzes
vom 11. Dezember 1998 Uber die Einstufung, die Sicherheitsermachtigungen,
Sicherheitsgutachten und den offentlichen regulierten Dienst (B.S. vom
7.Mai 1999, deutsche Ubersetzung B.S. vom 14.September 2000 und
28. Dezember 2023) erwahnt sind. Aufgrund des vorerwahnten Artikels 63
veroffentlicht die Gemeinde die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten und
teilt sie der zustandigen Aufsichtsbehorde mit. Die Identitat des
Datenschutzbeauftragten wird der Datenschutzbehdrde mitgeteilt.

Dieser Datenschutzbeauftragte achtet darauf, dass die Gemeinde die weiter oben
aufgezahlten Bedingungen immer erfullt und dass die notwendigen
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13.

Aktualisierungen der Hardware, der Software, der Verbindungen oder des Backup-
Systems durchgefuhrt werden.

Die technischen Dienste des Nationalregisters stehen den Gemeinden weiterhin
zur Verfugung, um gegebenenfalls zusatzliche technische Erklarungen zu geben.
Die Regionalstellen des Nationalregisters kénnen bei ihren Inspektionen der
Bevolkerungsregister um Erklarungen zum lokalen System, das die Gemeinde
benutzt, bitten.

Kontinuitat des Bevolkerungsdienstes setzt voraus, dass die Funktionsfahigkeit
der Datenverarbeitungsmittel gewahrleistet sein muss, so dass jederzeit Datenin
der Bevodlkerungsdatei eingesehen und Unterlagen (Bescheinigungen und
Auszlge) auf der Grundlage dieser Daten ausgestellt werden kdnnen.

FUr die Verbindung zum Nationalregister darf dasselbe Netzwerk verwendet
werden. Allerdings ist es fur die Verbindung zum lokalen System
empfehlenswert, dass die Gemeinde Uber eine andere Zugangsart verfugt.

In Bezug auf die Fortschreibung der Daten ist anzumerken, dass diese nicht
ldnger als achtundvierzig Stunden unterbrochen werden darf. Sollte die
Unterbrechung langer andauern, mussen MaBnahmen getroffen werden, damit
eine zeitweilige manuelle Registrierung dieser Fortschreibungen gewahrleistet
wird.

Datenbank der Personenstandsurkunden (DPSU)

= Auftrag: Die DPSU hat als Auftrag, die zentralisierte Speicherung, die
Aufbewahrung und die Verwaltung der Personenstandsurkunden zu
gewahrleisten, und gilt als authentische Quelle far
Personenstandsurkunden, die nach Inkrafttreten des Gesetzes vom
18.Juni 2018 "zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Sachen
Zivilrecht und von Bestimmungen zur Férderung alternativer Formen der
Streitfalllosung", durch das unter anderem die DPSU eingesetzt wird, erstellt
werden. Seit dem 31. Marz 2019 ersetzt die DPSU somit als authentische
Quelle die aktuellen auf Papier erstellten Personenstandsregister (fur neu
erstellte Urkunden und Anderungen alter und neuer Urkunden).

= Die Schaffung der DPSU hat keine Auswirkungen auf Rolle und Aufgaben des
Nationalregisters als primare authentische Quelle fur die Speicherung und
Fortschreibung der Erkennungsdaten gegenlber allen Benutzern dieser
Daten

= Mit dem Gesetz vom 18. Juni 2018 wird ebenfalls das "Only-once"-Prinzip
eingefuhrt, da der Burger keine Urkunden oder Dokumente mehr vorlegen
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muss, die bereits in der DPSU oder im Nationalregister verfugbar sind: Alle
Behorden, Einrichtungen und Personen, die ermachtigt sind, die Daten der
DPSU einzusehen, (mit Ausnahme der in Artikel78 des friheren
Zivilgesetzbuches erwahnten Personen) durfen betreffende Daten nicht
mehr Uber den Betreffenden, eine lokale Verwaltung oder gleich welchen
anderen Weg erfragen (Artikel 81 des friheren Zivilgesetzbuches). Dieses
Prinzip ist Uberall im Gesetz festgeschrieben worden, wo dies konkret
maoglich war.

Seit der Annahme des Gesetzes vom 18.Juni 2018 ist das Prinzip der
Ubereinstimmung zwischen dem Nationalregister und den
Personenstandsregistern verstarkt worden. Dieses Gesetz sieht
ausdrucklich die Synchronisation der Daten der beiden vorerwahnten
Register vor. So wird durch Artikel71 des friheren Zivilgesetzbuches
eindeutig die Verbindung zwischen dem Nationalregister und den
Personenstandsurkunden Uber die DPSU hergestellt.

"Art. 71 - Die DPSU dient dazu:

(...)

10. eine gleichzeitige Aktualisierung der Angaben des Nationalregisters auf
der Grundlage derin der DPSU aufgenommenen Angaben zu gewahrleisten."

So werden die Daten des Nationalregisters angepasst, wenn sie nicht mit
den Personenstandsurkunden ubereinstimmen. Aufgrund dieser
Wechselwirkung werden weniger Unstimmigkeiten zwischen den
Personenstandsurkunden und dem Nationalregister bestehen.

Diese Mitteilung der Daten wird seit dem 1.Januar2025 mit dem
Inkrafttreten der neuen Bestimmungen der Artikel 68 und 70 des friheren
Zivilgesetzbuches verstarkt. Belgische Urkunden, die auf auslandischen
authentischen Urkunden oder auslandischen gerichtlichen Entscheidungen
oder Verwaltungsentscheidungen beruhen, werden in groBerem Umfang in
der Datenbank der Personenstandsurkunden erfasst:

- Belgier sind kunftig verpflichtet, dem Standesbeamten die auslandische
authentische Urkunde oder die auslandische Verwaltungsentscheidung
oder auslandische gerichtliche Entscheidung, durch die der Stand der
Person geandert wird, vorzulegen, damit eine belgische Urkunde erstellt
wird (Artikel 68 8 1 und Artikel 70 § 1 des fruheren Zivilgesetzbuches).

- Wenn ein Belgier oder Nichtbelgier bei der Erstellung oder Anderung einer
Personenstandsurkunde oder bei einer Anpassung des Bevolkerungs-,
Fremden- oder Warteregisters eine auslandische authentische Urkunde
vorlegt, muss der Standesbeamte eine belgische Urkunde in der DPSU
erstellen, auch wenn die betreffende Person eine auslandische
Staatsangehorigkeit besitzt. Dieser Grundsatz findet ebenfalls auf
auslandische gerichtliche Entscheidungen oder auslandische
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13bis.

Verwaltungsentscheidungen Anwendung (Artikel 68 § 2 und Artikel 70 §2
des fruheren Zivilgesetzbuches).

= Der Foderale Offentliche Dienst Justiz, die Gemeindebehdrden und der
Foderale Offentliche Dienst Auswaértige Angelegenheiten sind die fiir die
Verarbeitung von Daten in der DPSU gemeinsam Verantwortlichen im Sinne
von Artikel4 Nr. 7 der Verordnung (EU) 2016/679 (Artikel 73 des friheren
Zivilgesetzbuches).

Nummer der Urkunde in der DPSU

Im Gegensatz zu dem, was derzeit der Fall ist, ist die Nummer der Urkunde eine
fortlaufende Nummer, die durch die DPSU auf nationaler Ebene erstellt wird. Die
einmalige Nummer der Urkunde wird anhand eines elektronischen Zeitstempels
der Urkunde in der DPSU zugeteilt. Diese einmalige Nummer der Urkunde wird im
Nationalregister registriert.

Zentralbehorde Personenstand

Die wichtigste Abanderung von Artikel 31 (8 3) des Gesetzbuches Uber das
internationale Privatrecht besteht in der Schaffung einer Zentralbehdrde
Personenstand beim Féderalen Offentlichen Dienst Justiz.

Im Fall ernsthafter Zweifel bei der Beurteilung einer Urkunde wird diese Behdrde
Standesbeamten auf deren Antrag hin Stellungnahmen Uber die Einhaltung der
Bedingungen fur die Anerkennung einer auslandischen Urkunde oder
auslandischen Entscheidung Uber den Personenstand abgeben.

Die Zentralbehorde verflugt tGber eine Frist von drei Monaten, die um drei Monate
verlangerbar ist, um eine Stellungnahme abzugeben. AuBerdem kann die
Zentralbehorde erforderlichenfalls das Original der auslandischen Urkunde oder
der gerichtlichen Entscheidung beim Standesbeamten beantragen, der eine
Stellungnahme beantragt.

Die Gemeinden kénnen unter folgender E-Mail-Adresse mit der Zentralbehorde
Kontakt aufnehmen: etatcivil.burgstand@just.fgov.be.

Es wird empfohlen, die Akte so vollstandig wie mdglich einzureichen, um die
Bearbeitungsfrist zu verklrzen.

Grundbegriffe
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14.

Im Rahmen der Allgemeinen Anweisungen sind die nachfolgend erlduterten
Begriffe zu berucksichtigen.

Hauptwohnort (Informationstyp 020)

Der Hauptwohnort ist entweder der Ort, an dem die Mitglieder eines Haushalts,
der sich aus mehreren miteinander verwandten oder nichtverwandten Personen
zusammensetzt, gewohnlich wohnen, oder der Ort, an dem ein Alleinstehender
gewohnlich wohnt.

Die Bestimmung des Hauptwohnortes erfolgt auf der Grundlage einer
tatsachlichen Situation, das hei8t durch die Feststellung des tatsachlichen
Aufenthaltes in einer Gemeinde wahrend des groBten Teils des Jahres.

Diese Feststellung erfolgt auf der Grundlage verschiedener Elemente,
insbesondere des Ortes, an den der Betreffende nach Auslbung seiner
beruflichen Tatigkeiten zurlickkehrt, des Ortes, an dem die Kinder zur Schule
gehen, des eventuellen Arbeitsortes, des Strom-, Wasser- oder Gasverbrauchs
und der Telefonkosten, des gewohnlichen Aufenthaltsortes des Ehepartners
oder der anderen Haushaltsmitglieder.

Die Rechtsprechung des Staatsrates bestimmt diesbezlglich Folgendes: Unter
Hauptwohnort ist der Ort zu verstehen, wo die betreffende Person tatsachlich
uber eine Wohnung verfugt, in der sie tatsachlich zu wohnen scheint und die sie
mit der Absicht bewohnt, dort ihren Hauptwohnort festzulegen, das heiBt, dort
den Wohnort einzurichten, von wo aus sie am gesellschaftlichen Leben
teilnimmt, wohin sie sich fur ihr Privatleben zurlckzieht, wo sich ihr
Familienleben im Wesentlichen abspielt, wohin sie regelmaBig nach ihrer
taglichen Arbeit zurlckkehrt, sofern sie einer Tatigkeit auBerhalb ihres
Wohnortes nachgeht, und wo sie sich gewohnlich aufhalt (Staatsrat,
LAMBRECHTS, Nr.28.317, 30.Juni1987; Staatsrat, FRANCOIS, Nr. 37.576,
10. September 1991; Staatsrat, PANHUYZEN, Nr.52.415, 22.Marz1995;
Staatsrat, SMEERS und andere, Nr.60.752, 4.Juli1996; Staatsrat, DE
VLIEGHERE und andere, Nr. 81.422, 29. Juni 1999; Staatsrat, VAN DEN BOGAERT
und andere, Nr. 82.258, 14. September 1999).

Eintragungen als Hauptwohnort durfen keinesfalls aus Grinden der Sicherheit,
der gesundheitlichen Zutraglichkeit, des Stadtebaus oder der Raumordnung
verweigert werden. Auch wenn diesbezigliche besondere Rechtsvorschriften
und Regelungen die Grundsatze flr die Eintragung in die Register nicht andern,
ist dennoch ein besonderes Eintragungsverfahren in Form einer vorlaufigen
Eintragung vorgesehen, die es ermoglicht, die erforderlichen MaBnahmen zu
ergreifen, um den VerstoB gegen die betreffende Rechtsvorschrift zu beenden,
ohne jedoch die Rechte der betreffenden Personen im Zusammenhang mit der
Eintragung in den Registern wahrend des Zeitraums vor einem
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Verwaltungsbeschluss oder einer gerichtlichen Entscheidung zu
beeintrachtigen.

Durch die Weigerung, die Eintragungsformalitaten zu erfullen, oder durch das
Eingreifen eines Dritten (beispielsweise die Weigerung des Eigentiumers des
Gebaudes) kann die Feststellung des tatsachlichen Wohnortes nicht in Frage
gestellt werden; allein die tatsachliche Situation (der tatsachliche Wohnort der
betreffenden Person an einem bestimmten Ort) ist ausschlaggebend.

Die von einer Person geauBlerte Absicht, ihren Hauptwohnort an einem
bestimmten Ort zu nehmen, allein reicht fur die betreffende Gemeindeverwaltung
nicht aus, um die Eintragung mit Hauptwohnort an diesem Ort zu rechtfertigen.

Die Vorlage eines Eigentumsnachweises, eines Mietvertrags oder eines anderen
Wohnnachweises allein reicht auch nicht aus, um die Eintragung als
Hauptwohnort zu rechtfertigen.

Gleichfalls kann die Weigerung, die Eintragungsformalitaten zu erledigen, oder
das Eingreifen einer Drittperson (z.B. Weigerung des Gebaudeeigentimers) die
Feststellung, dass ein Wohnort tatsachlich der Hauptwohnort ist, nicht in Frage
stellen.

Eine zeitweilige Abwesenheit dndert nichts am Hauptwohnort.

Haushalt

§1- Allgemeine Grundsitze

Ein Haushalt wird entweder durch eine Person, die gewohnlich alleine wohnt, oder
durch mehrere miteinander verwandte oder nichtverwandte Personen, die
gewodhnlich zusammen in derselben Wohnung wohnen, gebildet.

Es ist darauf hinzuweisen, dass in der niederlandischen Fassung von Artikel 3
des Gesetzes vom 19.Juli1991 uber die Bevodlkerungsregister der Begriff
"huishouden" an Stelle von "gezin" verwendet wird. Obwohl der Begriff
"huishouden" veraltet scheint, zielte die Verwendung dieses Begriffes darauf ab,
den Umstand hervorzuheben, dass das Bestehen von
Verwandtschaftsverhaltnissen zwischen den verschiedenen
Haushaltsmitgliedern keinesfalls erforderlich ist. Nichtverwandte Personen
kédnnen auch einen Haushalt bilden.

So gehoren Lohnempfanger, die gewohnlich im Hause ihres Arbeitgebers wohnen,
zu seinem Haushalt.
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Alle Mitglieder einer Glaubensgemeinschaft, die im selben Haus wohnen, bilden
einen Haushalt; gleiches gilt fur Militarpersonen, die in einer Kaserne
untergebracht sind und anderswo weder Haushalt noch Zuhause behalten haben.

Personen, die in einem Altenheim untergebracht sind, bilden einen Haushalt
("Gemeinschaft"), wenn sie dort ihren Hauptwohnort haben (die Situation von
Personen, die in betreuten Wohnungen leben, ist unterschiedlich und wird
entsprechend der tatsachlichen Situation bestimmt: "Alleinstehender" oder
"Haushalt").

Die Tatsache, dass ein Zusammenleben besteht, muss als entscheidendes
Kriterium angesehen werden, um zu bestimmen, ob Personen einen Haushalt
bilden oder nicht. Ob dieses Kriterium erfullt ist oder nicht, kann durch
tatsdchliche Begebenheiten ausgemacht werden wie zum Beispiel
Wohnungseinrichtung (gemeinsame Nutzung der Kiiche, des Badezimmers usw.)
und Rechnungen flr Telefon, Internet und den Energieverbrauch (eine Abrechnung
fur dasselbe Haus). Der Begriff "Haushalt" im Sinne der vorliegenden Anweisungen
darf nicht aus der Tatsache, dass bestimmte soziale Vorteile bezogen werden oder
nicht, abgeleitet werden und auch nicht dadurch beeinflusst werden.

Im Sinne der Bevodlkerungsanweisungen wird unter "Zusammenleben" das
gemeinsame Bewohnen derselben Wohnung verstanden, ohne dass
gefuhlsmaBige oder finanzielle Bindungen Berucksichtigung finden mussen.

Liegt kein Zusammenleben vor, bedeutet das, dass eine Person fur sich einen
Haushalt bildet. Der Betreffende bildet flir sich einen Haushalt, wenn sich dies
durch mehrere Begebenheiten nachweisen lasst (Beispiel: der Betreffende
verfugt Uber eine getrennte Kiche und ein getrenntes Badezimmer, der
Betreffende kann getrennte Rechnungen fur die Ausgaben fur Telefon, Internet
und/oder Energieverbrauch vorlegen, der Betreffende kann Uuber einen
registrierten Mietvertrag nachweisen, dass er einen von der Wohnung der
anderen Bewohner getrennten Teil mietet, es gibt getrennte Eingange, Klingeln,
Briefkasten usw.). Vor allem das Vorhandensein einer getrennten Kiiche und
eines getrennten Badezimmers ist ausschlaggebend. Wird nur eine der weiter
oben erwahnten Begebenheiten festgestellt, ist dies kein ausreichender
Nachweis daflr, dass der Betreffende fur sich einen Haushalt bildet; es ist
Aufgabe der Gemeinde, sich zu vergewissern, ob weiter oben erwahnte
Begebenheiten tatsachlich vorhanden sind und ob sie tatsachlich genutzt
werden. Aus diesem Grund sollte ebenfalls im Protokoll der Untersuchung zur
Bestimmung des tatsachlichen Wohnortes vermerkt werden, welche der
vorerwahnten Begebenheiten zur Feststellung fuhrten, dass die betreffenden
Bewohner fur sich einen Haushalt bilden (siehe Musterformular unter Nr. 81).
Konkret muss es sich um mehrere getrennte Wohneinheiten handeln,
unabhangig davon, ob diese im Sinne der regionalen Rechtsvorschriften
zugewiesen sind oder nicht, damit von mehreren Haushalten in derselben
Wohnung gesprochen werden kann.
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Wenn auf der Grundlage der weiter oben erwdhnten Begebenheiten festgestellt
wird, dass sich die Wohnung aus mehreren getrennten Wohneinheiten
zusammensetzt, sieht die Gemeinde eine (oder mehrere) zusatzliche
Hausnummer(n) vor. Je nachdem, ob diese Wohneinheiten den geltenden
Vorschriften entsprechen oder nicht, ist eine Eintragung oder eine vorlaufige
Eintragung moglich.

Wird dies auf bestimmte neue Wohnformen angewandt, wie unter anderem das
"Kanguruwohnen", bedeutet das, dass jede Wohnsituation von der Gemeinde
getrennt untersucht werden muss.

Aus den weiter oben erwahnten Begebenheiten muss deutlich hervorgehen, ob
sich die betreffende Wohnung aus separaten Wohnblécken zusammensetzt oder
sie eine Einheit bildet.

Achtung! In seinem Entscheid vom 9. Oktober 2017 prazisiert der Kassationshof,
dass der Begriff "Zusammenwohnen" je nach den anwendbaren
Rechtsvorschriften beurteilt werden muss. In dieser Hinsicht ist deutlich zu
unterscheiden zwischen dem  Begriff "Zusammenwohnen" in den
Rechtsvorschriften uber die Flihrung der Bevolkerungsregister und dem Begriff
"Zusammenwohnen", der zum Beispiel in sozialen Rechtsvorschriften vorgesehen
ist. Laut dem angefochtenen Entscheid des Arbeitsgerichtshofes Gent vom
5. September2016 hindert eine Eintragung als Haushalt in den
Bevolkerungsregistern nicht daran, dass die Betreffenden aufgrund sozialer
Rechtsvorschriften als "Alleinstehende" gelten. Es obliegt den Betreffenden, der
betreffenden sozialen Instanz aufgrund ihrer eigenen Rechtsvorschriften
nachzuweisen, dass sie als "Alleinstehende" gelten konnen und somit
gegebenenfalls bestimmte soziale Vorteile beziehen kénnen.

Die Rechtsvorschriften im Bereich Bevolkerungswesen mussen strikt angewandt
werden, weil zahlreiche Instanzen sich auf die Genauigkeit der Register geman
den Rechtsvorschriften im Bereich Bevolkerungswesen stutzen. Wenn die
Betreffenden aus bestimmten Grinden im Sinne der steuer- oder
sozialrechtlichen Vorschriften als Alleinstehende gelten mochten, mussen sie
dies gegenlber den betreffenden Instanzen nachweisen. Jede Instanz kann
namlich je nach den von ihr einzuhaltenden Rechtsvorschriften andere Kriterien
zur Bestimmung der Stellung im Haushalt verwenden. Es muss stets vermieden
werden, dass die flr eine Instanz geltenden Rechtsvorschriften die Eintragung in
die Register fur alle Instanzen beeinflussen.

§ 2 - Sonderfalle:
Wenn die Bedingungen, die erforderlich sind, damit von einer Gemein-
schaftswohnung, einer betreuten Wohnung oder einer voriibergehenden Auf-

nahme die Rede sein kann, nicht strikt erfiillt sind, miissen die betreffenden
Personen von Amts wegen als Mitglieder eines selben Haushalts eingetragen
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werden. Diese Bedingungen unterliegen einer engen Auslegung, da es sich
dabei um eine Ausnahme von den in 8 1 erwdhnten allgemeinen Grundsétzen
handelt. Es obliegt der Gemeinde (insbesondere dem Stadtebaudienst), die
Konformitat mit den Bedingungen, die in den regionalen Vorschriften fiir
diesen Typ Wohnungen festgelegt sind, zu priifen.

a) Gemeinschaftswohnung (LOG 02)

Die in 81 erwahnten Grundsatze finden keine Anwendung auf eine
"Gemeinschaftswohnung" im Sinne von Artikel1 Nr.6 des Wallonischen
Gesetzbuches Uber nachhaltiges Wohnen, deren Vermieter Inhaber einer
Mietgenehmigung ist oder unter eine der nachstehend aufgefihrten
Ausnahmeregelungen fallt.

Gegebenenfalls werden die Bewohner der verschiedenen Wohneinheiten als
separate Haushalte betrachtet, sie werden aber alle unter derselben
Hausnummer eingetragen (Code Wohnung (LOG) 02 unter IT 140).

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass diese Gemeinschaftswohnung, wie
jede Wohnung, den durch Artikel 10 des Wallonischen Wohngesetzbuches
auferlegten Anforderungen genlugen muss (ErfUllung der Kriterien der
gesundheitlichen Zutraglichkeit, Einhaltung der Gemeinderegelungen Uber die
gesundheitliche Zutraglichkeit und den Brandschutz, Gewahrleistung der
Unverletzbarkeit der Wohnung und der Achtung des Privatlebens und
Berlcksichtigung der anwendbaren Bestimmungen in Bezug auf Raumordnung
und Stadtebau). In Bezug auf die Unverletzbarkeit der Wohnung und die Achtung
des Privatlebens hat die Wallonische Regierung dem Vermieter einer
Gemeinschaftswohnung folgende Pflichten auferlegt’:

1.Die Zugange zum Gebaude sowie zu jeder Wohneinheit missen mit
verschlieBbaren Turen ausgestattet sein. Der Mieter muss Uber zwei Exemplare
der notwendigen Schlussel verfligen, um zum Gebaude und zu den Teilen, die er
einzeln bewohnt, Zugang zu haben.

2. Der Zugang zu jedem Wohnraum zur individuellen Benutzung durch einen
selben Haushalt muss moglich sein, ohne einen Wohnraum zur individuellen
Benutzung durch einen anderen Haushalt durchqueren zu mussen.

3. Jedes WC, jeder Waschraum und jedes Badezimmer muss abgeschlossen
werden konnen, auBer im Falle einer Einzelwohnung und im Falle eines
Gebaudes mit mehreren Wohnungen, wenn die besagten Rdume nur dem diese
Wohnung bewohnenden Haushalt zuganglich sind.

4. Einzelne Klingeln mussen am Haupteingang des Gebaudes vorgesehen
werden, so dass jeder Haushalt direkt gerufen werden kann.

5. Jeder Haushalt muss Uber einen verschlieBbaren Briefkasten verfligen.

Artikel2 §1 des Erlasses vom 3.Juni2004 der Wallonischen Regierung bezuglich der
Mietgenehmigung (Belgisches Staatsblatt vom 16. September 2004).
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Zwischen den Bewohnern derselben Wohneinheit in einer
Gemeinschaftswohnung darf kein Verwandtschaftsverhaltnis bestehen.

Die weiter oben erwdhnten Bedingungen finden jedoch keine Anwendung auf
Wohnungen, die in dem Gebaude liegen, in dem der Vermieter seinen
Hauptwohnort hat, und die hochstens zwei Haushalten vermietet bzw. zur
Vermietung freigegeben werden, insofern die Gesamtanzahl der Bewohner der
vermieteten Guter nicht uUber vier Personen liegt (Artikel9 Absatz2 des
Wallonischen Gesetzbuches Uber nachhaltiges Wohnen). Sobald der Vermieter
keine Genehmigung fur eine Gemeinschaftswohnung besitzt, gelten die
allgemeinen Regeln flr die Eintragung gemaB den bei der Untersuchung
hinsichtlich des Wohnortes gemachten Feststellungen von Begebenheiten und
in Bezug auf die Wohnungseinrichtung. Wenn auf der Grundlage der
Begebenheiten festgestellt wird, dass sich die Wohnung aus mehreren
getrennten Wohneinheiten zusammensetzt, muss die Gemeinde eine (oder
mehrere) zusatzliche Hausnummer(n) vorsehen.

Die vorerwahnten Grundsatze finden ebensowenig Anwendung im Fall des
Bewohnens einer Einfamilienwohnung (Haus oder Appartement) durch mehrere
Personen, die mit dem Vermieter einen WG-Mietvertrag (Wohngemeinschafts-
Mietvertrag) abgeschlossen haben. Zwischen Mitmietern darf kein
Verwandtschaftsverhaltnis bestehen und sie mussen einen
Wohngemeinschaftspakt abgeschlossen haben. Der WG-Mietvertrag ist ein
einziger Vertrag, der von allen Mitmietern gemeinsam mit dem Vermieter
unterzeichnet wird. Wenn der Vermieter keine Genehmigung flur eine
Gemeinschaftswohnung besitzt, gelten die allgemeinen Regeln fir die
Eintragung gemaB den bei der Untersuchung hinsichtlich des Wohnortes
gemachten Feststellungen von Begebenheiten und in Bezug auf die
Wohnungseinrichtung. Wenn auf der Grundlage der Begebenheiten festgestellt
wird, dass sich die Wohnung aus mehreren getrennten Wohneinheiten
zusammensetzt, muss die Gemeinde eine (oder mehrere) zusatzliche
Hausnummer(n) vorsehen.

b) Gemeinschaftswohnung (LOG 03)

Die vorerwahnten Grundsatze finden ebenso wenig Anwendung auf eine
"Gemeinschaftswohnung" im Sinne von Artikel1 Nr.5 des Erlasses vom
4. September 2003 der Regierung der Region Brussel-Hauptstadt zur Festlegung
der Hauptanforderungen an Sicherheit, gesundheitliche Zutraglichkeit und
Wohnungseinrichtung (B.S. vom 19. September 2003).

Wie jede Wohnung muss die Gemeinschaftswohnung die Mindestnormen in
Bezug auf Sicherheit, gesundheitliche Zutraglichkeit und Wohnungseinrichtung
erfullen, so wie sie durch den weiter oben erwahnten Erlass vom
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4. September 2003 der Regierung der Region Brussel-Hauptstadt auferlegt
werden.

Die Bestimmung, ob eine Wohnung gemeinschaftlich genutzt wird, ist eine
ausschlieBlich regionale Zustandigkeit. Somit ist es nicht Aufgabe der
Wohnviertelbeauftragten oder Bevolkerungsinspektoren, in dieser
Angelegenheit eine Entscheidung zu treffen.

In diesem Fallwerden die Bewohner derverschiedenen Wohneinheiten ebenfalls
als separate Haushalte betrachtet, sie werden aber alle unter derselben
Hausnummer eingetragen (Code Wohnung (LOG) 03 im IT 140).

c) Vorubergehende Aufnahme (LOG 05)

Die weiter oben erwdhnten Grundsatze finden zudem keine Anwendung bei
"vorubergehender Aufnahme", wie beschriebenin Artikel 5/1 8 1 des Erlasses der
Flamischen Regierung vom 16.Juli2010 "betreffende de meldingsplichtige
handelingen ter uitvoering van de Vlaamse Codex Ruimtelijke Ordening" (Uber
meldepflichtige Handlungen in Ausflhrung des Fldmischen
Raumordnungsgesetzbuches).

In Artikel5/1 des Erlasses der Flamischen Regierung vom 16.Juli2010
"betreffende de meldingsplichtige handelingen ter uitvoering van de Vlaamse
Codex Ruimtelijke Ordening" (Uber meldepflichtige Handlungen in Ausflihrung
des Flamischen Raumordnungsgesetzbuches) (B.S. vom 10. September 2010)
werden folgende Bedingungen auferlegt:

1. In einer bestehenden Wohnung wird eine untergeordnete Wohneinheit
eingerichtet.

2. Die untergeordnete Wohneinheit bildet mit der Hauptwohneinheit ein
physisches Ganzes.

3. Dieuntergeordnete Wohneinheit stellt abzlglich der Raume, die sie mit der
Hauptwohneinheit gemein hat, hdchstens ein Drittel des Bauvolumens der
gesamten Wohnung dar.

4, Die Einrichtung einer untergeordneten Wohneinheit erfolgt in Hinblick auf
die Unterbringung:

a) von Personen, die internationalen Schutz beantragen, und Fluchtlingen,
die aufgrund von Artikel 6 8 1 Absatz 4 und Artikel 8 § 1 des Gesetzes vom
12.Januar 2007 uber die Aufnahme von Asylsuchenden und von
bestimmten anderen Kategorien von Auslandern die
Aufnahmeeinrichtung von Fedasil verlassen mussen,

26



b) von Blrgern, deren Wohnung aufgrund unvorhergesehener Umstande
unbewohnbar geworden ist.

5. Die Unterbringung ist auf eine Gesamtdauer von héchstens drei Jahren pro
Gut begrenzt.

6. Das Eigentum oder zumindest das Nackteigentum an den
Hauptwohneinheiten und den untergeordneten Wohneinheiten liegt bei
demselben Inhaber oder denselben Inhabern.

Die untergeordnete Wohneinheit muss entweder Uber getrennte Sanitaranlagen
oder Uber eine getrennte Klche verfligen.

d) "Betreute Wohnungen" (LOG 01)

Die weiter oben erwahnten Grundsatze finden auch keine Anwendung auf
"betreute Wohnungen", so wie sie im Flamischen Raumordnungsgesetzbuch
erwahnt sind (far vollstandige Erlauterungen siehe
https://omgeving.vlaanderen.be/nl/decreten-en-
uitvoeringsbesluiten/wetwijzer/zorgwonen-zonder-zorgen).

"Betreute Wohnung" bezeichnet die Schaffung einer kleineren Wohnung in oder
bei einer bestehenden, als Hauptwohnung genehmigten Wohnung, damit zwei
altere (65+) oder hilfsbedurftige Personen bei jemandem wohnen kdnnen, der
sich um sie kimmert. Daher kann beispielsweise der Partner der alteren Person
oder der hilfsbedurftigen Person ebenfalls dort wohnen, ohne selbst alt oder
hilfsbedurftig zu sein.

Man spricht von einer "betreuten Wohnung", wenn folgende drei Bedingungen
erfullt sind:

1. In oder bei der bestehenden, als Hauptwohnung genehmigten Wohnung wird
eine kleinere (untergeordnete) Wohneinheit geschaffen.

2. Das Eigentum oder zumindest das Nackteigentum an der Hauptwohneinheit
einerseits und an der untergeordneten Wohneinheit andererseits oder an dem
Grundstlck, auf dem diese untergeordnete Wohneinheit vorUubergehend
aufgestelltist, liegt bei demselben Inhaber oder denselben Inhabern.

3. Die Einrichtung einer untergeordneten Wohneinheit erfolgt in Hinblick auf die
Unterbringung:

e von hochstens zwei Personen, von denen mindestens eine Person
65 Jahre oder alter ist
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e von hochstens zwei Personen, von denen mindestens eine Person
hilfsbedurftig ist (Kinder, die zu Lasten der hilfsbedurftigen Person sind,
werden bei der Festlegung der Hochstzahl von zwei Personen nicht
berucksichtigt). Die hilfsbedurftige Person ist:

o ein Mensch miteiner Behinderung

o eine Person, die Anspruch auf eine Beihilfe der "Vlaamse Sociale
Bescherming", ehemals "zorgverzekering"(Pflegeversicherung)
hat.

o eine Person, die Hilfe benotigt, um selbststandig zu wohnen.

o oder die Hilfsperson, wenn die hilfsbedurftigen Personen in der
Hauptwohnung wohnen bleiben.

Das tatsachliche Bewohnen durch die hilfsbedtrftige Person (oder eine Person
im Alter von 65 Jahren oder alter) muss binnen zwei Jahren nach dem Datum der
Notifizierungsurkunde erfolgen; andernfalls verliert die Notifizierungsurkunde
ihre Gultigkeit.

Auch die Beendigung des "betreuten Wohnens" muss gemeldet werden.

Gegebenenfalls werden die Bewohner der untergeordneten Wohneinheit stets
als separate Haushalte betrachtet, auch wenn sie unter derselben Hausnummer
wie die Bewohner der Haupteinheit eingetragen sind. Die untergeordnete
Wohneinheit muss entweder Uber getrennte Sanitaranlagen oder Uber eine
getrennte Kliche verfligen.

Vorstehende Auslegung betrifft die modglichen Folgen bei einer betreuten
Wohnung aufgrund der Rechtsvorschriften in Bezug auf das Bevdlkerungswesen.
Im engeren Sinne haben betreute Wohnungen jedoch nur eine einzige, durch
Dekret geregelte Folge, ndmlich: Umbauarbeiten unterliegen anstatt einer
Verpflichtung, eine Genehmigung einzuholen, einer Erklarungspflicht. Aufgrund
der begrenzten Kontrollmoglichkeiten der Stadtebaudienste ist es daher durchaus
moglich, dass der Stadtebaudienst eine betreute Wohnung anerkennt und die
durch Dekret vorgesehene Folge Anwendung findet. Dagegen konnte der
Bevolkerungsdienst in der Praxis feststellen, dass die Bedingungen hinsichtlich
der Rechtsvorschriften in Bezug auf das Bevolkerungswesen nicht erfallt sind.
Gegebenenfalls kdnnte es notwendig sein, die betreffenden Personen je nach der
tatsachlichen Situation im selben Haushalt oder unter zwei verschiedenen
Adressen einzutragen.

SchlieBlich bildet die Person oder der Haushalt, die bzw. der unter einer

Bezugsadresse eingetragen ist, einen anderen Haushalt als denjenigen der
Person, die mit dieser Eintragung einverstanden ist.

28



Zuhause

Eine Person verfugt uber ein Zuhause, wenn kein anderer Haushalt unter der
Adresse eingetragen ist, unter der der Betreffende in den Registern eingetragen
ist. Der Betreffende muss auBerdem dort ausreichende Interessen wahren und
die Wohnung jederzeit wieder beziehen kdnnen (zum Beispiel: Eigentimer oder
Mieter einer nicht bewohnten Wohnung).

Dies schlieBt jede Nutzung oder Bewohnung durch andere Personen als die
Haushaltsmitglieder aus, selbst wenn es sich um eine zeitweilige Nutzung oder
Bewohnung handelt.

Kontaktperson des Haushalts

Die Kontaktperson ist das Haushaltsmitglied, das gewdhnlich mit der Verwaltung
in Kontakt steht fur Angelegenheiten, die den Haushalt betreffen.

Die Praxis, weiterhin den Ausdruck "Haushaltsvorstand" in offiziellen fur die
Offentlichkeit bestimmten Unterlagen zu gebrauchen, unter anderem in
Formularen, die die Bevolkerung ausfullen muss, ist zu verwerfen.

Pro Haushalt kann nur eine einzige Kontaktperson angegeben werden. Wenn ein
Haushalt die Adresse wechselt und gegenuber der Gemeindeverwaltung kein
anderes seiner Mitglieder als Kontaktperson angibt, muss davon ausgegangen
werden, dass die Person, die die Kontaktperson war, die Kontaktperson bleibt.

Die Kontaktperson des Haushalts kann (auf schriftlichen Antrag) immer gedndert
werden.

Bezugsadresse (IT 024)

Der Begriff "Bezugsadresse" ist in Artikel 1 § 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 19. Ju-
li 1991 uber die Bevdlkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten
und die Aufenthaltsdokumente und zur Abanderung des Gesetzes vom
8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der naturlichen Personen
bestimmt.

Unter Bezugsadresse versteht man entweder die Adresse einer natlrlichen
Person, die in den Bevolkerungsregistern eingetragen ist an dem Ort, an dem sie
ihren Hauptwohnort festgelegt hat, oder die Adresse einer juristischen Person
und wo mit Einverstandnis dieser natlrlichen oder juristischen Person eine
naturliche Person, die keinen festen Wohnort hat, eingetragen ist.
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Die naturliche oder juristische Person, die einverstanden ist, dass der Ort, an
dem sie ihren Hauptwohnort festgelegt hat, als Bezugsadresse fur die Eintragung
einer anderen Person dient, verpflichtet sich, dieser Person die Post oder alle
Verwaltungsunterlagen, die fur sie bestimmt sind, zukommen zu lassen.

Die naturliche oder juristische Person darf dabei keine Gewinnerzielungsabsicht
verfolgen. Das bedeutet jedoch nicht, dass hierfir keine Entschadigung
gefordert werden darf. Wenn fur eine Eintragung unter einer Bezugsadresse als
Gegenleistung eine Entschadigung gefordert wird, darf diese in keinem Fall die
Zusatzkosten, die eine solche Eintragung mit sich bringt, ubersteigen (Artikel 20
§ 5des Kdniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und
das Fremdenregister, abgeandert durch den Koniglichen Erlass vom
23.Juni 2008 (B.S. vom 16.Juli2008, deutsche Ubersetzung B.S. vom
26. August 2008)).

Handelt es sich um die Adresse eines Haushalts, ist das Einverstandnis der
Kontaktperson des betreffenden Haushalts erforderlich. Eine Postlageradresse ist
keine Bezugsadresse. Gleiches gilt fUr einen einfachen Briefkasten in einem
Gebaude, wo niemand sich um eventuell eingehende Post kimmert.

Die Eintragung unter einer Bezugsadresse ist auf die Adresse begrenzt, die im
Antrag angegeben ist und fur die das Einverstandnis gegeben worden ist. Bei
Adressenwechsel der Person, die einverstanden ist, dass der Ort, an dem sie ihren
Hauptwohnort festgelegt hat, als Bezugsadresse fur die Eintragung einer anderen
Person dient, muss ein neuer Antrag eingereicht werden.

Die praktischen Modalitaten sind in KapitelV beschrieben (siehe Nr.98
Buchstabe k).

Die Moglichkeit einer Eintragung unter einer Bezugsadresse ist strikt auf
folgende Personen begrenzt:

1. Personen, die sich in einer mobilen Wohnung aufhalten (siehe Nr. 112),
Personen, die mangels ausreichender Existenzmittel keinen Wohnort
haben (oder noch nie hatten) oder keinen Wohnort mehr haben (einen
hatten, diesen aber verloren haben) (siehe Nr. 113),

3. Inhaftierte, das heiBt Belgier und Auslander, denen es gestattet oder erlaubt
ist, sich langer als drei Monate im Konigreich aufzuhalten, die die
Bedingungen fur eine zeitweilige Abwesenheit (siehe Nr. 115) nicht erfullen,
vorausgesetzt, sie sind im Konigreich inhaftiert,

4. Personen, die fur eine Hochstdauer von einem Jahr aus beruflichen Griinden
keinen Hauptwohnort (mehr) haben; sofern sie bei der Eintragung die meiste
Zeit (auf Jahresbasis) in Belgien wohnen und sie bereits in die Register an
einem Hauptwohnort eingetragen worden sind. Diese zeitliche Begrenzung
gilt nicht fur die in Artikel 20 § 2 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992
uber die Bevolkerungsregister erwahnten Falle (siehe Nr. 109) und zwar:
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e Militar- und Zivilpersonal der im Ausland stationierten Belgischen
Streitkrafte, ins Ausland abkommandierte Militarpersonen, sei es zu
internationalen oder supranationalen Einrichtungen oder zu einer
Militarbasis im Ausland, und Mitglieder ihres Haushalts, dies fur die
Dauer ihrer Stationierung oder Abkommandierung,

e Personalmitglieder der foderalen Polizei, die nicht im Konigreich
anwesend sind und entweder das Militdr- und Zivilpersonal der im
Ausland stationierten Belgischen Streitkrafte begleiten oder einen
spezifischen Auftrag im Ausland erflullen, und Mitglieder ihres
Haushalts, dies fur die Dauer ihrer Begleitung oder ihres Auftrags,

e einberufene Milizpflichtige und Dienstverweigerer aus
Gewissensgriunden wahrend ihrer Dienstzeit, Milizpflichtige, die
aufgrund von Artikel16 der am 30.April1962 koordinierten
Milizgesetze vom Militardienst freigestellt worden sind, dies fur die
Dauer ihrer Dienstzeit oder ihres Auftrags im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit,

e Fdderal-, Regional- und Gemeinschaftsbedienstete, die ein Amt in
einer belgischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung im
Ausland ausuben, vorausgesetzt, sie haben eine hierarchische
Verbindung zum Leiter der Vertretung und sind auf der Diplomatenliste
der vorerwahnten Vertretung eingetragen, und Mitglieder ihres
Haushalts, dies fur die Dauer ihres Auftrags,

e Personen, die von gemaB dem Gesetz vom 19. Marz 2013 Uber die
Belgische Entwicklungszusammenarbeit zugelassenen Vereinigungen
einen Auftrag im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erhalten
haben, und Mitgliederihres Haushalts, dies flr die Dauer ihres Auftrags
im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit.

Gesetzliches Zusammenwohnen (IT 123)

Das gesetzliche Zusammenwohnen ist durch die Artikel 1475 bis 1479 des
friheren Zivilgesetzbuches geregelt, eingefigt durch das Gesetz vom
23. November 1998 zur Einfuhrung des gesetzlichen Zusammenwohnens (B.S.
vom 12. Januar 1999, deutsche Ubersetzung B.S. vom 2. Mérz 2000).

Der Gesetzgeber wollte somit die Mdglichkeit bieten, unterschiedlichen Formen
des Zusammenwohnens einen offiziellen Charakter zu geben, um den
Zusammenwohnenden eine relative Rechtssicherheit zu gewahrleisten.

Unter "Gesetzlichem Zusammenwohnen" ist der Zustand des Zusammenlebens
von zwei Personen zu verstehen, die beim Standesbeamten des gemeinsamen
Wohnsitzes die Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen abgegeben
haben.
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Das Statut des gesetzlichen Zusammenwohnens, der einer EheschlieBung nicht
gleichgesetzt werden kann, bringt jedoch besondere Rechte und Pflichten mit
sich.

Durch die alleinige Tatsache des gesetzlichen Zusammenwohnens tragen die
gesetzlich Zusammenwohnenden nach Verhaltnis ihrer Méglichkeiten zu den
Aufwendungen fur das Zusammenleben bei.

Jede von einem der gesetzlich Zusammenwohnenden eingegangene Schuld fur
den Bedarf des Zusammenlebens und der Kinder, die sie erziehen, verpflichtet
den anderen Zusammenwohnenden gesamtschuldnerisch.

Dieser haftet jedoch nicht flr die im Verhaltnis zu den Mitteln der Zusammen-
wohnenden UbermaBigen Schulden.

Die Artikel 215, 220 81 und 224 8 1 Nr. 1 des frUheren Zivilgesetzbuches finden
auf das Statut des gesetzlichen Zusammenwohnens Anwendung.

Diese Erklarung wird anhand eines Schriftstiicks abgegeben, das dem
Standesbeamten gegen Empfangsbescheinigung Ubergeben wird. Dieses
Schriftstlick enthalt folgende Angaben:

1. Datum der Erklarung,

2. Name, Vornamen, Geburtsort und -datum und Unterschrift beider
Parteien,

3. gemeinsamen Wohnsitz,

>

Vermerk, dass beide Parteien gesetzlich zusammenwohnen wollen,

5. Vermerk, dass beide Parteien vorher vom Inhalt der Artikel 1475 bis 1479
desfriheren Zivilgesetzbuches zur Regelung des Statuts des gesetzlichen
Zusammenwohnens Kenntnis genommen haben.

Der Standesbeamte uberprift, ob beide Parteien die gesetzlichen Bedingungen
in Bezug auf das gesetzliche Zusammenwohnen erfullen; wenn ja, vermerkt er
die Erklarung im Bevolkerungsregister.

Die Einreichung der Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen setzt
voraus, dass die Parteien die fur die SchlieBung von Vertragen notwendige
Handlungsfahigkeit besitzen und dass sie nicht durch eine Ehe oder ein anderes
gesetzliches Zusammenwohnen gebunden sind. Die Erklarung Uber das
gesetzliche Zusammenwohnen muss gegenuber dem Standesbeamten des
gemeinsamen Wohnsitzes abgegeben werden.

Unter "gemeinsamem Wohnsitz" ist der Ort zu verstehen, an dem die
Betreffenden angeben, dass sie gemeinsam wohnen werden; dies bedeutet
jedoch nicht, dass sie tatsachlich unter derselben Adresse eingetragen sein
mussen. In diesem Fall kann auf die Stellungnahme 3/2016 der Standigen
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Personenstandskommission des FOD Justiz verwiesen werden, die Uber die
Plattform JustFamNat abrufbar ist.

Wenn ein Auslander und ein Belgier oder zwei Auslander einen Vertrag tUber das
gesetzliche Zusammenwohnen schlieBen wollen, muss jedoch eine Kontrolle
des gemeinsamen Wohnsitzes durchgefuhrt werden, und zwar in Anwendung
der Artikel 59 Absatz1 und 60 Absatz1 des Gesetzes vom 16. Juli 2004 zur
EinfUhrung des Gesetzbuches Uber das internationale Privatrecht, in denen
vorgesehen ist, dass die Registrierung der SchlieBung einer
Zusammenlebensbeziehung nur dann in Belgien erfolgen darf, wenn die Parteien
zum Zeitpunkt der SchlieBung dieser Zusammenlebensbeziehung einen
gemeinsamen gewohnlichen Wohnortin Belgien haben. GemanB Artikel 48 2 Nr. 1
des Gesetzbuches Uber das internationale Privatrecht versteht man unter
"gewOhnlichem Wohnort" "den Ort, wo eine natiurliche Person sich
hauptsachlich niedergelassen hat, auch wenn sie nicht eingetragen ist und
unabhangig davon, ob sie eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis hat;
um diesen Ort zu bestimmen, werden insbesondere Umstande personlicher
oder beruflicher Art berucksichtigt, die auf dauerhafte Verbindungen mit diesem
Ort oder auf den Willen, solche Verbindungen zu kntpfen, schlieBen lassen".

Siehe in diesem Zusammenhang auch Teilll Abschnittlll (auslandische
Staatsangehorige, die nicht Uber eine Nummer des Nationalregisters verfligen
und eine Ehe oder ein gesetzliches Zusammenwohnen eingehen wollen), in dem
der Begriff "Scheinbeziehungen" naher erlautert wird.

Der Standesbeamte kann die Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen
nur im Bevolkerungsregister vermerken, wenn die Betreffenden ihren
gemeinsamen Wohnsitzin Belgien haben. Diesistdaher nichtin einer belgischen
konsularischen oder diplomatischen Vertretung im Ausland maoglich.

Aufgrund des Gesetzes vom 25. Marz 2003 zur Abanderung des Gesetzes vom
8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der naturlichen
Personen und des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber die Bevolkerungsregister, die
Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente und zur
Abanderung des Gesetzes vom 8. August1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der natlrlichen Personen (B.S. vom 28. Marz 2003, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 10. Oktober 2003) ist das gesetzliche Zusammenwohnen
eine gesetzliche Information im Nationalregister geworden.

Das gesetzliche Zusammenwohnen endet, wenn beide Parteien heiraten oder
wenn eine der beiden Parteien stirbt oder wenn dem gesetzlichen
Zusammenwohnen in gegenseitigem Einvernehmen oder einseitig von einem der
Zusammenwohnenden anhand einer Erklarung beim Standesbeamten, die dem
anderen Zusammenwohnenden von einem Gerichtsvollzieher zugestellt wird,
ein Ende gesetzt wird.
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Achtung: Wenn eine der beiden Parteien eine Ehe mit einer Drittpartei eingehen
mochte, muss zunachst das gesetzliche Zusammenwohnen beendet werden.

Bei einem Adressenwechsel wird die Regelung des gesetzlichen
Zusammenwohnens nicht beendet. Die Gemeinden mussen den Blrger
gegebenenfalls darauf hinweisen, wenn er seinen Adressenwechsel meldet.

Im Falle der Beendigung des gesetzlichen Zusammenwohnens (die gemaB denin
Artikel 1476 82 des fruheren Zivilgesetzbuches beschriebenen Formalitaten
erfolgen muss) vermerkt der Standesbeamte diese im Bevolkerungsregister. Ab
diesem Zeitpunkt ist das gesetzliche Zusammenwohnen offiziell beendet.

Der belgische Standesbeamte kann die Beendigung des gesetzlichen Zusammen-
wohnens nur in den Bevolkerungsregistern vermerken, wenn die betreffende
Erkldrung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen ebenfalls in den
Bevolkerungsregistern in Belgien vermerkt worden ist.

Anmerkung

Am 1.September2015 sind einige Bestimmungen des Gesetzes vom
14. Januar 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen Uber die Senkung
der Arbeitslast im Gerichtswesen (B.S. vom 1. Marz 2013, deutsche Ubersetzung
B.S. vom 4. September 2013) in Kraft getreten.

Insbesondere missen Ehevertrage und notarielle Vereinbarungen Uber das
gesetzliche Zusammenwohnen ab dem vorerwahnten Datum vom Notar
ausschlieBlich im zentralen Ehevertragsregister registriert werden.

Die Verpflichtung, die notarielle Vereinbarung Uber das gesetzliche Zusammen-
wohnen in den Bevolkerungsregistern aufzunehmen, ist folglich am
1. September 2015 aufgehoben worden.
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Kapitel Il - In den Bevolkerungsregistern aufgenommene Informationen

15.

16.

Die in den Bevolkerungsregistern aufgenommenen Informationen werden
erschopfend aufgezahltim Koniglichen Erlass vom 16. Juli 1992 zur Festlegung der
in den Bevolkerungsregistern und im Fremdenregister angegebenen
Informationen. Die in Artikel 1 erwahnten Informationen betreffen Belgier und
Auslander. Die in Artikel2 erwdhnten Informationen betreffen ausschlieBllich
Auslander.

Bei Anderung oder Berichtigung einer der nachfolgend aufgezihlten Informationen
muss das Datum angezeigt werden, ab dem die geanderte oder berichtigte
Information berucksichtigt wird (so muss die Ersetzung des Standes als Lediger
durch den Stand als Verheirateter insbesondere die Angabe des Datums der
EheschlieBung beinhalten).

Es wird angeraten, die Nummer jeder Personenstandsurkunde und den Ort (die
Gemeinde und gegebenenfalls das Land), wo sie ausgestellt oder Ubertragen
wurde, jeweils zu vermerken, wenn diese Angaben bekannt sind. Fur gerichtliche
Entscheidungen und Verwaltungsbeschlisse mussen die beschlussfassende
Behorde und das Datum des Beschlusses immer angegeben werden.

Bei der Beurteilung der Glltigkeit von Urkunden oder gerichtlichen
Entscheidungen in Bezug auf Auslander muss auf die Regeln des internationalen
Privatrechts verwiesen werden, die insbesondere im Gesetzvom 16. Juli 2004 zur
EinfUhrung des Gesetzbuches Uber das internationale Privatrecht (B.S. vom
27.Juli 2004, deutsche Ubersetzung B.S. vom 10. November 2005) aufgefiihrt
sind.

Name und Vornamen

Die Information umfasst den Familiennamen, alle Vornamen
(Informationstyp 010) und Adelstitel (Informationstyp 012).

Auf ausdricklichen Wunsch des Betreffenden kann sein Pseudonym
(Informationsty 011) angegeben werden.

Esistdaraufzu achten, dass dierichtige Schreibweise der Namen und Vornamen
benutzt wird, das heiBt fur Belgier und fur die in Belgien geborenen Auslander
mussen der Name und die Vornamen verwendet werden, die in der
Geburtsurkunde aufgefiihrt sind. Im Ubrigen ist bei Unterschieden zwischen der
Angabe in der Geburtsurkunde des Betreffenden und anderen
Personenstandsurkunden (Geburtsurkunde eines Kindes dieser Person,
EheschlieBungs- oder Sterbeurkunde) die in der Geburtsurkunde verwendete
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Schreibweise ausschlaggebend (Artikel 370/1 des friheren Zivilgesetzbuches:
Grundsatz der Unveranderlichkeit des Namens).

Stellt sich zu einem bestimmten Zeitpunkt heraus, dass bei der Erfassung des
Burgers im Nationalregister ein fehlerhafter Name oder Vorname verwendet
worden ist, wird (werden) dieser Name und/oder diese(r) Vorname(n) auf der
Grundlage der vorgelegten Personenstandsurkunde im Nationalregister
angepasst.

Da das Nationalregister von seinen Benutzern als authentische Quelle
betrachtet wird und sie sich auf einen fehlerhaften Namen/Vornamen gestltzt
haben, ist eine Berichtigung mit rickwirkender Kraft nicht winschenswert. Der
fehlerhafte Name/Vorname muss also in der Ubersicht von IT010 und IT013
sichtbar bleiben.

Far die im Ausland geborenen Ausldander mussen die Namen und Vornamen so
verwendet werden, wie sie auf dem nationalen Identitdtsdokument (Beispiel:
gultiger Reisepass oder gultiger nationaler Personalausweis) aufgefuhrt sind.

Ein solcher Reisepass oder ein solches Identitatsdokument wird in der Regel auf
der Grundlage der Geburtsurkunde ausgestellt und enthalt die Angaben, die
nach nationalem Recht zum Namen oder Vornamen der betreffenden Person
gehoren. Esist jedoch nicht auszuschlieBen, dass es Unstimmigkeiten zwischen
den Angaben in der Geburtsurkunde und den Angaben im Reisepass oder
Identitatsdokument gibt. Gegebenenfalls ist zu priufen, worauf dieser
Unterschied zuruckzufuhren ist und wie er behoben werden kann.

Keine Bestimmung des belgischen innerstaatlichen Rechts sieht einen
spezifischen Platz fur Namensbestandteile sui generis vor, wie beispielsweise
den "middle name", "postnom" oder das "Patronym", die in auslandischen
Rechtssystemen bekannt sind’, im belgischen Recht jedoch unbekannt sind und
daher nicht unter die traditionellen Rubriken fallen: Nachname - Vorname(n) —
Adelstitel. Enthalt der auslandische Name jedoch einen solchen
Namensbestandteil sui generis, wird dieser dennoch von Amts wegen
berucksichtigt und je nach geltendem Rechtim Anschluss an den/die Vornamen
oder den/die Namen aufgefihrt.

" Wenn in der auslandischen Geburtsurkunde oder im nationalen Identitatsdokument ein "middle name",
"postnom" oder Patronym angegeben ist (dieser muss auf der Datenseite und im maschinenlesbaren Teil des
Dokuments erscheinen), muss dieser in den Bevolkerungsregistern und im Nationalregister angegeben werden.
In Bezug auf den "middle name" philippinischer Staatsbulirger hat die Standige Personenstandskommission
kirzlich dazu geraten, den "middle name" als letzten Vornamen im Nationalregister einzutragen (Stellungnahme
der SPSK 2025/001).

Ein Patronym (oder "Vatername”) ist ein Zusatz zum Vornamen, der noch gelegentlich bei Personen aus den
ehemaligen Ostblockstaaten vorkommt. Das Patronym setzt sich aus dem Vornamen des Vaters und dem Suffix
-ev, -ov oder -vitch zusammen, an das fur Frauen meistens noch ein -a angefligt wird.
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Die Bestimmung, ob der Namensbestandteil sui generis unter der Rubrik "Name"
oder unter der Rubrik "Vorname" aufgefuhrt wird, muss von Fall zu Fall gepruft
und festgelegt werden, wobei besonders darauf zu achten ist, welche
Auswirkungen dies auf die Weitergabe des Vornamens und/oder des Namens an
die Nachkommen haben kann.

Eine fehlerhafte Bestimmung konnte sich namlich auf die gesamte
Nachkommenschaft auswirken und zu Verfahren zur Berichtigung der Identitat
fuhren.

Far Auslander, deren Identitat auf der Grundlage einer einfachen Erklarung oder
auf der Grundlage anderer Dokumente als eines glltigen Passes oder
Personalausweises festgestellt worden ist, muss die Angabe "(DECL.:)" auf dem
Aufenthaltsdokument vermerkt sein. Zu diesem Zweck gibt die Gemeinde den
Code 105463 ("angegebener Name") unter IT011 (Pseudonym) ein (siehe
Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom 24. November 2009).

Fur die im Ausland geborenen Auslander, deren Name und Vornamen nach der
weiter oben erwahnten Vorgehensweise in die Bevolkerungsregister eingetragen
wurden, die im Nachhinein aber eine belgische Personenstandsurkunde oder
einen gultigen Pass neueren Datums mit Angabe eines anderen Namens
und/oder anderer Vornamen (einer anderen Schreibweise des Namens und/oder
der Vornamen) vorzeigen, sind die Bestimmungen des Gesetzbuches lUber das
internationale Privatrecht anzuwenden, um das auf den konkreten Fall
anwendbare Recht zu bestimmen und den Namen und/oder die Vornamenin den
Bevolkerungsregistern entsprechend anzupassen. Sollte die Gemeinde
Schwierigkeiten haben, das auf den konkreten Fall anwendbare Recht zu
bestimmen, kann sie sich an den FOD Justiz, Generaldirektion Gesetzgebung,
Grundrechte und Grundfreiheiten, Dienst Familienrecht und Standesamt
(droitdelafamille@just.fgov.be) wenden. Bei Auslegungsproblemen hinsichtlich
des anwendbaren Rechts kann sich die Gemeinde an den Dienst Familienrecht
und Standesamt der Generaldirektion Konsularische Angelegenheiten des
Foderalen Offentlichen Dienstes Auswartige Angelegenheiten wenden. Im Fall
ernsthafter Zweifel bei der Beurteilung einer Personenstandsurkunde, kann sich
die Gemeinde per E-Mail (Etatcivil.burgstand@just.fgov.be) an die
Zentralbehdrde Personenstand des Foderalen Offentlichen Dienstes Justiz
wenden.

Eine Anderung der Identitdt eines Auslanders kann auf Betrug hindeuten; aus
diesem Grund kénnen die Gemeinden seit 2006 darum gebeten werden, per E-
Mail (fraude@ibz.fgov.be) die Stellungnahme des Blros Betrug des Dienstes
Langfristiger Aufenthalt des Ausldnderamts einzuholen, bevor sie die Anderung
der ldentitat eines Auslanders vornehmen, dem der Aufenthalt in Belgien mit
Eintragung im Fremden- oder Bevolkerungsregister erlaubt worden ist.

Der Familienname steht vor den Vornamen. Fur Personen, deren Familienname
nicht bekanntist, kommt an Stelle des Namens der Vermerk "Name unbekannt",
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sofern keine korrekte technische Lésung vorhanden ist. Es ist zu vermeiden,
dass dieser Vermerk in Dokumenten (Urkunden, Bescheinigungen usw.)
erscheint, die den Burger betreffen. Alle Vornamen mussen ausgeschrieben
angeflhrt werden, und zwar in der Reihenfolge der Geburtsurkunde. Wenn der
Rufname nicht der erste Vorname ist, wird er entweder unterstrichen oder ein
zweites Mal zwischen Klammern hinter Namen und Vornamen angegeben.

Hat der Betreffende keinen Vornamen, darf kein Vorname registriert werden. Wenn
der Betreffende inzwischen eine andere Staatsangehdrigkeit erworben hat und es
daher technisch unmaoglich ist, das dem Vornamen vorbehaltene Feld zu l6schen,
mussen die Dienste des Nationalregisters kontaktiert werden.

Ein Adelstitel wird dem Namen normalerweise vorangestellt (mit Ausnahme des
Titels "Junker").

In seltenen Fallen kann es vorkommen, dass der Adelstitel dem Namen
eingegliedert und Teil dieses Namens ist.

Das Pseudonym ist eine frei gewahlte Bezeichnung, um in der Gesellschaft
erkannt zu werden, und hat keinerlei juristischen Wert. Das Pseudonym darf nicht
mit einem Familienbeinamen verwechselt werden, der in der Geburtsurkunde
angegeben und Bestandteil des Namens ist (z.B.: Moreau, genannt Moray).

Das fur die Angabe des Namens, der Vornamen und des Adelstitels zu bertck-
sichtigende Datum ist das Datum der Geburtsurkunde (oder gegebenenfalls das
Datum des Koniglichen Erlasses zur Verleihung des Adelstitels).

Fur die Angabe des Pseudonyms ist gegebenenfalls das Datum der Erklarung der
betreffenden Person und der Vorlage der Belege zu berlcksichtigen. Im Streitfall
entscheidet das Gemeindekollegium/Blrgermeister- und Schoffenkollegium, ob
das Pseudonym angegeben wird.

Anderungen der Namen und Vornamen (siehe Kapitel 3 von Titel 8/1 des fritheren
Zivilgesetzbuches: Namen und Vornamen) und des Adelstitels und
Berichtigungen der Namen und Vornamen werden mit dem Datum
aufgenommen, an dem sie wirksam werden:

= Die Vornamensdnderung wird am Datum der Erstellung der
Vornamensanderungsurkunde durch den Standesbeamten wirksam
(Zustandigkeit des Standesbeamten oder, im Fall einer Beschwerde, des
Familiengerichts): Der Standesbeamte verknupft diese Urkunde mit den
Personenstandsurkunden des Betreffenden und mit den Geburtsurkunden
seiner Nachkommen ersten Grades (Artikel 370/5 und 370/9 8 5 des friheren
Zivilgesetzbuches).
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= Grundséatzlich stitzt sich die Namensanderung auf einen Koéniglichen Erlass

(auf Beschluss des Ministers der Justiz): Binnen flinfzehn Tagen ab dem
Datum, an dem die Genehmigung zur Namensanderung endgultig geworden
ist, Ubermittelt der zustandige Beamte des Foderalen Offentlichen Dienstes
Justiz der DPSU die Angaben der Genehmigung zur Namensanderung und
die DPSU erstellt auf der Grundlage dieser Angaben einen Vermerk und
verknupft ihn mit den Personenstandsurkunden, die sich auf die in
Artikel 370/4 81 Absatz2 des friheren Zivilgesetzbuches erwahnten
Betreffenden beziehen. Die Namensanderung wird am Datum der Erstellung
des Vermerks in der DPSU oder gegebenenfalls der
Namensanderungsurkunde wirksam (falls keine Personenstandsurkunde
vorliegt, erstellt der Standesbeamte eine Namensanderungsurkunde)
(Artikel 370/7 und 32 8 2 Nr. 3 des friheren Zivilgesetzbuches).

Wird die Genehmigung zur Namensanderung vom Koénig zurickgenommen
odervom Staatsratfur nichtig erklart, Gbermittelt der zustandige Beamte des
Foderalen Offentlichen Dienstes Justiz unverziiglich die Angaben des
Rucknahmebeschlusses oder des Nichtigkeitsentscheids mit Vermerk des
Datums, an dem der Entscheid formell rechtskraftig geworden ist.

Die DPSU erstellt auf der Grundlage dieser Angaben einen Vermerk und
verknupft ihn mit dem Vermerk und den Urkunden, die in Artikel 370/7
Absatz 2 erwahnt sind (Artikel 370 8 8 und Artikel 32 8 1 Nr. 2 des friheren
Zivilgesetzbuches).

Wird die Genehmigung zur Namensanderung durch ein formell rechtskraftig
gewordenes Urteil oder einen formell rechtskraftig gewordenen Entscheid
erteilt (Beschwerde gegen den Beschluss des Ministers, die
Namensanderung nicht zu genehmigen), wird fur den Betreffenden und fur
die in Artikel370/4 8§81 Absatz2 erwahnten Beglnstigten eine
Namensanderungsurkunde erstellt.

Die Namensanderung wird am Datum der Erstellung der
Namensanderungsurkunde  wirksam  (Artikel370/9 des  frlheren
Zivilgesetzbuches).

SchlieBlich kénnen seit dem am 1. Juli 2024 erfolgten Inkrafttreten des Gesetzes
vom 7.Januar 2024 zur Abanderung des friheren Zivilgesetzbuches und des
Registrierungs-, Hypotheken- und Kanzleigebihrengesetzbuches im Hinblick auf
die Lockerung des Verfahrens zur Namensanderung (sogenanntes "One-
Shot"-Gesetz) belgische Personen, die als Fluchtlinge oder Staatenlose
anerkannt sind, volljahrig oder fur mundig erklart sind und folgende Namen
tragen mochten:

Name des Vaters,
Name der Mutter,
eine Kombination dieser Namen in einer gewahlten Reihenfolge,
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e Name eines Adoptierenden allein oder in Verbindung mit dem Namen eines
anderen Elternteils,

ihren Antrag je nach Fall an folgende Stelle richten:

e die Wohngemeinde in Belgien,

o die letzte Wohngemeinde in Belgien, falls der Wohnort im Ausland liegt,

o die Stadt Brussel bei Nichtvorhandensein eines aktuellen oder fruheren
Wohnortes in Belgien.

Der Antrag muss an keine besondere Bedingung geknUpft sein.

Eine Namensanderung kann auf diese Weise nur einmal genehmigt werden.
Die Namensanderung gilt auch flr die minderjahrigen Kinder der betreffenden
Person, die ihren Namen tragen. Die Zustimmung von Kindern, die alter als zwolf
Jahre sind, ist erforderlich.

Der Standesbeamte erstellt fur den Betreffenden und fur die vorerwahnten
Personen eine Namensanderungsurkunde und verknlUpft diese mit den
Personenstandsurkunden, die sich auf die Betreffenden beziehen
(Artikel 370/8/1 des friheren Zivilgesetzbuches).

Jede Person, die davon Uberzeugt ist, dass ihr Vorname nicht ihrer innerlich
erlebten Genderidentitat entspricht, fugt ihrem Antrag eine diesbezlgliche
ehrenwortliche Erklarung bei und kann aus diesem Grund eine
Vornamensanderung beantragen.

Ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger kann ab dem Alter von zwdlf Jahren
die Anderung seines Vornamens aus demselben Grund mit dem Beistand seiner
Eltern oder seines gesetzlichen Vertreters beantragen (Artikel 370/3 §4 des
frheren Zivilgesetzbuches).

Die Standige Personenstandskommission hat in ihrer (auf der Plattform
JustFamNat einsehbaren) Stellungnahme 01/2018 folgende Stellungnahme tber
die Frage der Ubereinstimmung der Namen in den Personenstandsurkunden und
im Einblrgerungsgesetz abgegeben (Ubersetzung):

"Die Vermerke im Einburgerungsgesetz ermoglichen nur die Identifizierung der
Person auf der Grundlage der Angaben, uber die die Kammer verflgt, das heiBt
diejenigen auf der Geburtsurkunde. Sie bestimmen keinesfalls den
Personenstand des Betreffenden.

Standesbeamte missen den Namen, so wie er im EinblUrgerungsgesetz vermerkt
ist, nicht bertcksichtigen. Der Name bleibt der Name, so wie er auf der Grundlage
des gemaB dem internationalen Privatrecht anwendbaren Rechts festgehalten
worden ist."
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17.

Demzufolge wird der Name in Personenstandsurkunden immer so vermerkt, wie
er auf der Grundlage des anwendbaren Rechts festgehalten ist. Wenn im
Einburgerungsgesetz auf der Grundlage bestimmter Dokumente, die im Laufe des
Einburgerungsverfahrens vorgelegt wurden, ein anderer Name vermerkt ist,
werden Personenstandsurkunden nicht angepasst, sofern diese dem
anwendbaren Recht entsprechen.

Geschlecht

Das Geschlecht ist gemaB den Angaben in der Geburtsurkunde anzugeben. Das zu
bertcksichtigende Datum ist das Datum der Geburtsurkunde.

Das Datum der Anderung der Registrierung des Geschlechts ist das Datum der
Erstellung der Urkunde tber die Anderung der Registrierung des Geschlechts.

= Das Verfahren verlauft wie folgt:

- Der Standesbeamte der Eintragungsgemeinde erhalt eine mit Grlinden
versehene Erklarung des Betreffenden.

- In Ermangelung einer negativen Stellungnahme des Prokurators des
Kénigs kann der Standesbeamte die Urkunde (iber die Anderung der
Registrierung des Geschlechts erstellen und sie mit den anderen
Personenstandsurkunden des Betreffenden, in denen sein Geschlecht
vermerktist, verknupfen.

- Bei einer negativen Stellungnahme des Prokurators des Konigs weigert
der Standesbeamte sich, die Urkunde uber die Anderung der
Registrierung des Geschlechts zu erstellen.

= Der Betreffende kann gegen die Weigerung des Standesbeamten gemaBi
Artikel 1385duodecies des Gerichtsgesetzbuches Beschwerde einlegen.
Binnen einem Monat nach Ablauf der Frist flUr eine Berufung oder eine
Kassationsbeschwerde oder gegebenenfalls nach Verkiindung des Entscheids,
durch den die Beschwerde abgewiesen wird, Ubermittelt der Greffier dem
Standesbeamten die fiir die Erstellung der Urkunde tber die Anderung der
Registrierung des Geschlechts erforderlichen Angaben tiber die DPSU oder setzt
ihn von der Weigerungsentscheidung in Kenntnis.

Der Standesbeamte erstellt unverziiglich die Urkunde (ber die Anderung der
Registrierung des Geschlechts. Diese Urkunde wird mit allen
Personenstandsurkunden verknupft, die sich auf den Betreffenden beziehen
und in denen sein Geschlecht vermerkt ist.

= Wenn durch ein formell rechtskraftiges Urteil oder einen formell rechtskraftigen

Entscheid eine Anderung der Registrierung des Geschlechts fiir nichtig erklart
wird, Ubermittelt der Greffier dem zustandigen Standesbeamten unverziglich
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die furdie Erstellung der Nichtigkeitserklarungsurkunde erforderlichen Angaben
uber die DPSU mit Vermerk des Datums, an dem die gerichtliche Entscheidung
formell rechtskraftig geworden ist. Der Standesbeamte erstellt unverziglich die
Urkunde und verknUpft sie mit den Personenstandsurkunden des Betreffenden,
in denen sein Geschlecht vermerkt ist.

= Das Urteil oder der Entscheid in Bezug auf eine Anderung der Registrierung des
Geschlechts einer Person wird wirksam ab der Erstellung der Urkunde Uber die
Anderung der Registrierung des Geschlechts.

Es gibt keinen gesonderten Informationstyp, in dem das Geschlecht registriert wird.
Dieses istjedoch in der Nummer des Nationalregisters angegeben.

Im Nationalregister wird bei einer Anderung der Registrierung des Geschlechts eine
neue Akte mit einer Nationalregisternummer angelegt, die der neuen Registrierung
des Geschlechts entspricht. Die alte Akte wird mit dieser neuen Akte verknUpft.

Die neue Akte enthalt alle Angaben der alten Akte sowie eventuelle nheue Angaben
(Vornamensanderung usw.).

Es ist jedoch wichtig, dass in den Akten, die nicht mehr durch aktuelle
Informationen mit dieser neuen Akte verknupft werden, nur die alte
Nationalregisternummer erscheint. Dagegen mussen die Akten, die mit der neuen
Akte der Person verknupft werden, die die Registrierung ihres Geschlechts durch
eine aktuelle Information geadndert hat, die neue Nummer enthalten.

Daher darf in der Ubersicht des IT 120 oder IT 123 des Ex-Ehepartners oder Ex-
Partners nur die alte Erkennungsnummer aufgefuhrt sein. Der Ex-Ehepartner oder
Ex-Partner hat namlich einen Mann (oder eine Frau) geheiratet oder eine Erklarung
Uber das gesetzliche Zusammenwohnen mit einem Mann (oder einer Frau)
abgegeben und sich von einem Mann (oder einer Frau) scheiden lassen oder
getrennt. Die Tatsache, dass dieser Mann (oder diese Frau) die Registrierung des
Geschlechts geandert hat, darf nicht in der Akte des friheren Ehepartners
erscheinen.
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18.

Geburtsort und -datum (Informationstypen 100 und 101)

Der Geburtsort umfasst den Namen der Gemeinde und-bei Geburt im
Ausland - des Landes. Die Bezeichnung des Ortes und des Landes bei Geburten
im Ausland ist die Bezeichnung, die zum Zeitpunkt der Geburt galt (z.B.: Leningrad
- St. Petersburg).

Im Gegensatz zu den Umsetzungstabellen fir Landercodes und diplomatische
Vertretungen ist fur Orte im Ausland keine Umsetzung vorgesehen. Es gibt auch
keine Vorschriften, die eine einheitliche Registrierung von Orten im Ausland
vorsehen.

Daher wird empfohlen, den Ort im Ausland in den betreffenden
Informationstypen in der Sprache des Landes, wie im Pass oder im nationalen
Identitdtsnachweis angegeben, und natlrlich in lateinischer Schrift zu
registrieren.

Das Geburtsdatum ist das in der Geburtsurkunde vermerkte Datum, das sich
immer aus Stunde, Tag, Monat und Jahr zusammensetzt. Ein offensichtlich
falsches Geburtsdatum darf nicht eingegeben werden - z.B.:31.April -
29. Februar (auBer Schaltjahr). Die Geburtsstunde wird seit dem
6. Dezember 2016 im Nationalregister angegeben und gespeichert, und zwar
aufgrund des Koniglichen Erlasses vom 19. September 2016 zur Festlegung des
Datums, ab dem die in Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur
Organisation eines Nationalregisters der naturlichen Personen erwahnten
Vermerke der Personenstandsurkunden in Bezug auf die Geburtsstunde und die
Todesstunde im Nationalregister der naturlichen Personen angegeben und
gespeichert werden.

Ist das Geburtsdatum unvollstandig oder vollkommen unbestimmt, kann die
Information gegebenenfalls durch jedes spatere Dokument, mit dem ein
Geburtsdatum angegeben wird, und die Kenndaten dieses Dokuments (Stunde,
Datum, Ort, Art des Dokuments) erganzt werden. Die Dokumente, die hierfir
berucksichtigt werden, sind glltige nationale Identitdtsdokumente oder Passe
und Personenstandsurkunden.

Wenn ein solches Geburtsdatum allerdings bei einer Einburgerung
(Veroffentlichung im Belgischen Staatsblatt) verwendet wurde, kann es nicht
mehr geandert werden.

Hauptwohnort

Die herkdmmliche Adressstruktur im Nationalregister
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19.

Diese Information umfasst: Name und LAS-Code der Gemeinde, in der der
Hauptwohnort gelegen ist, Datum der Eintragung als Hauptwohnort,
StraBenname, Postleitzahl, Hausnummer und gegebenenfalls Indexnummer.

Anderungen der Angaben zum Hauptwohnort werden mit dem Datum der
jeweiligen Anderung angegeben.

Die Information zum Hauptwohnort (Informationstyp 020) umfasst
gegebenenfalls auch die Angabe des gesetzlichen Wohnsitzes, also des vom
Richter festgelegten Hauptwohnortes (Informationstyp 027).

Ferner umfasst diese Information ebenfalls die Adresse, an der der Betreffende
zeitweilig auBerhalb der Gemeinde wohnt (gegebenenfalls Adresse der
psychiatrischen Einrichtung, der Strafanstalt, der Einrichtung zum Schutz der
Gesellschaft usw., in der er sich befindet, ohne Vermerk der Art der Einrichtung),
die Meldung, mit der eine aus dem Ausland kommende Person ihr Vorhaben
angibt, ihren Hauptwohnort in einer Gemeinde des Konigreichs zu nehmen, das
Datum dieser Meldung, die Meldung des Wegzugs in eine andere Gemeinde des
Konigreichs, das Datum dieser Meldung, die Meldung des Wegzugs ins Ausland
und das Datum dieser Meldung.

Alle Anderungen hinsichtlich des Wohnortes und das Datum dieser Anderungen
sind Teil der Information "Hauptwohnort" (insbesondere  vom
Gemeindekollegium/ Burgermeister- und Schoffenkollegium vorgenommene
Eintragung und Streichung von Amts wegen, Eintragung und Streichung von Amts
wegen aufgrund eines Beschlusses des Ministers des Innern oder seines
Beauftragten, Wechsel innerhalb der Gemeinde, Streichung wegen Wegzug ins
Ausland, Anderungen hinsichtlich des tatsdchlichen Hauptwohnortes infolge
eines Entscheids des Staatsrates oder Anderung des gesetzlichen
Hauptwohnorts infolge der Entscheidung eines anderen
Rechtsprechungsorgans. Diese Anderungen werden in chronologischer
Reihenfolge aufgenommen.

Gegebenenfalls ist anzugeben, dass eine Adresse gemaB Artikel11 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister nicht mitgeteilt werden darf;
das Datum, bis zu dem das Mitteilungsverbot gultig ist, ist ebenfalls zu vermerken.

Die Bezugsadresse gilt als Adresse des Hauptwohnortes. Fur Personen, die Uber
eine Bezugsadresse verfugen, ist die Bezugsadresse unter der Rubrik

"Hauptwohnort" anzugeben.

Die zeitweilige Adresse im Konigreich oder im Ausland kann eine nutzliche
Information im Hinblick auf die Weiterleitung von Verwaltungspost darstellen.
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AuBer bei vorgesehener zeitweiliger Abwesenheit und bei Eintragung unter einer
Bezugsadresse kann die Eintragung einer Person in den Registern einer Gemeinde
nicht aufrechterhalten werden, wenn der Betreffende nicht tatsachlich in dieser
Gemeinde wohnt.

Die Nummerierung der Gebaude fallt in die Zustandigkeit der Gemeindebehodrde.

Der Gemeinderat legt durch eine Verordnung die Modalitaten fur das Verfahren
der Nummerierung der auf dem Gemeindegebiet gelegenen Wohnungen fest.

Zu diesem Zweck muss die Gemeindebehorde folgende Richtlinien
berlcksichtigen:

Eine eigene Hausnummer muss sichtbar neben jeder Tur oder jedem anderen
Ausgang zur offentlichen Stra3e eines jeden Gebaudes angebracht werden, das
bewohnt ist oder bewohnt werden konnte, es sei denn, es handelt sich um einen
zweiten Ausgang und der erste Ausgang tragt bereits eine Nummer.

Verwaltungs-, Handels- oder Industriegebaude mussen ebenfalls mit einer Haus-
nummer versehen werden, auch wenn sie keine Wohnung umfassen.

Liegt ein Gebaude nicht an der offentlichen StraBe, muss darlber hinaus am
Haupteingang des Grundstlcks, auf dem das Gebaude errichtet ist, sichtbar eine
Hausnummer angebracht werden.

Eine Nummer wird an jedem Neubau angebracht, und zwar spatestens einen
Monat nach seiner Fertigstellung.

Anbauten und Nebengebaude, ob angebaut oder nicht, wie Garagen, Hallen,
Schuppen, Scheunen, Werkstatten usw., werden als einfache Nebenanlagen des
Hauptgebdudes angesehen und mussen mit keiner eigenen Hausnummer
versehen sein.

Hausnummerfolgen beginnen entweder an einer HauptstraBe oder am Rat- oder
Gemeindehaus.

In StraBen mit zwei Gebaudereihen werden der einen Gebaudereihe gerade
Hausnummern, der anderen ungerade Hausnummern zugeteilt.

StraBBen, Boulevards, UferstraBen, die nur an einer Seite Hauser aufweisen,
erhalten ununterbrochene Hausnummerfolgen mit abwechselnd geraden und
ungeraden Nummern. Fur offentliche Platze, Sackgassen und eingefriedete
Wohngebiete wird auf dieselbe Weise vorgegangen, indem von einem bestimmten
Punkt ausgegangen wird, zu dem man nach Ablegen einer ganzen Runde
zuruckkehrt.
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Wo zwischen bereits errichteten Gebauden noch unbebaute Grundstlicke
vorhanden sind, werden fur die zu errichtenden Zwischengebaude fur die Zukunft
Hausnummern vorbehalten. Nur die Gemeindebehorde istin der Lage, die Anzahl
vorzubehaltender Nummern festzulegen.

Alleinstehende oder verstreute Gebaude werden hinsichtlich ihrer Nummerierung
den Gebauden der nachstgelegenen Ortschaften beigefugt; sie erhalten
ungeachtet der Entfernung, die zwischen ihnen liegt, aufeinanderfolgende
Hausnummern.

Nachbargemeinden mussen sich verstandigen, damit in GrenzstraBen bzw.
StraBen, die auf dem Gebiet von mehr als einer Gemeinde verlaufen und
denselben Namen haben, insbesondere bei gleichbleibender Postleitzahl, ein
einheitliches Hausnummerierungssystem gewahrleistet ist.

Der Ruckgriff auf wiederholte Hausnummern mit den Buchstaben A, B, C usw. als
Zusatz ist soweit wie moglich zu vermeiden durch Uberwachung der Entwicklung
der Hausnummerierung und periodische Neunummerierung.

Jeder Platz, jede offentliche StraBBe bzw. jeder Weg, auch in abgelegenen Weilern,
muss eine feste Bezeichnung tragen. Mit diesen Namen versehene Schilder
werden lesbar an Stellen angebracht, wo es nutzlich scheint, insbesondere an
Kreuzungen. Nach der Renovierung von Gebauden, die an StraBenecken gelegen
sind und an denen Schilder mit dem Namen der jeweiligen StraBe befestigt waren,
ist darauf zu achten, dass diese Schilder erneut befestigt werden.

Das Sponsern der StraBenschilder ist zwar nicht formell durch Gesetz verboten,
es darf jedoch nicht darliber hinweggesehen werden, dass das Anbringen von
StraBenschildern mit Werbung keine Dienstbarkeit 6ffentlichen Interesses mehr
ist. Keinesfalls darf die Werbung die Identifizierung der 6ffentlichen StraBe bzw.
des Weges beeintrachtigen. In Ballungsgebieten ist es wlnschenswert, dass
neben dem Namen der offentlichen StraBe bzw. des Weges ebenfalls der
Gemeindename erscheint.

Zur Erinnerung

Die Nummer eines Appartements wird nur erwahnt, wenn diese Nummer geman
einheitlichen von der Gemeinde (in einer Gemeindeverordnung) festgelegten
Regeln zugeteilt wird. Mit anderen Worten, die Zuteilung einer
Appartementnummer darf nicht vom Willen des Eigentumers, des
Appartementbewohners oder des Hausverwalters abhangen. Diese
Appartementnummer kann mit der Briefkastennummer Ubereinstimmen, wenn
die Briefkastennummer auf Betreiben der Gemeindebehdrde zugeteilt wird.

Bei der Zuteilung der Appartementnummern kann folgende Regel befolgt werden:

Die erste Nummer oder die ersten beiden Nummern geben die Etage oder das
Geschoss an und die folgende Nummer gibt die Nummer des Appartements auf
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19bis.

dieser Etage bzw. diesem Geschoss an (Verwendung der Zahlen 1 bis 9 und
danach die Buchstaben des Alphabets).

Die neue Adressstruktur - Best Address

Grundsatze

Das Gesetz vom 18. September 2022 zur Billigung des
Zusammenarbeitsabkommens vom 17.Juli 2019 zwischen dem Foderalstaat,
der Flamischen Region, der Wallonischen Region und der Region Brussel-
Hauptstadt Uber die Vereinheitlichung der Weise der Referenzierung von
Adressen und die Verknupfung von Adressdaten ist im Belgischen Staatsblatt
veroffentlicht worden und am 8. Marz 2023 in Kraft getreten.

Unter der Leitung des Adressausschusses (siehe Artikel 7 des Gesetzes vom
18. September 2022) hat der FOD BOSA folgende Unterlagen verdffentlicht
(siehe Website https://www.belgif.be > Aktivitdten > BeST-Address Komitee):

a) (FR) Guide en matiere de constatation et attribution d’adresses
(NL) Gids voor het vaststellen en toekennen van adressen
(Leitfaden zur Feststellung und Zuweisung von Adressen),

b) (FR) Directives et recommandations pour la détermination et Uattribution
d’une adresse et d’un numéro d’habitation
(NL) Richtlijnen en aanbevelingen voor het vaststellen en toekennen van een
adres en huisnummer)
(Richtlinien und Empfehlungen fur die Bestimmung und Zuweisung einer
Adresse und Hausnummer).

Ab Inkrafttreten des Gesetzes vom 18. September 2022 zur Billigung des
Zusammenarbeitsabkommens vom 17.Juli 2019 zwischen dem Foderalstaat,
der Flamischen Region, der Wallonischen Region und der Region Brussel-
Hauptstadt Uber die Vereinheitlichung der Weise der Referenzierung von
Adressen und die Verknupfung von Adressdaten, mussen offentliche Instanzen
fur ihren Auftrag allgemeinen Interesses die Adressen der regionalen
Adressregister verwenden.

Ziel des Abkommens ist es, eine Plattform fluir den Austausch von Adressdaten
zwischen den verschiedenen Parteien im Rahmen des Projekts und flr die

Abfrage durch zukulnftige Nutzer zu schaffen.

GemaB dem Kernpunkt des Abkommens sind die drei Regionen Verwalter ihres
Adressregisters. Die Stadte und Gemeinden Ubernehmen die Rolle des
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Initialisators flr die Adressen, die in ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereich
fallen.

In der Praxis

Es kann auf die Rundschreiben vom 23. Februar 2018, 4. November 2020 und
2. Mai 2022 verwiesen werden, die bereits von der Direktion Nationalregister
verfasst und verbreitet wurden.

Die Adressumsetzungstabelle (ehemaliges System des Nationalregisters)
enthalt ein Verzeichnis der Adressen, an denen Personen ihren Wohnsitz haben
oder hatten. Die Datei wird vollstandig und kontinuierlich mit der
Umsetzungstabelle der offentlichen StraBen (neue Plattform von BOSA)
synchronisiert.

Eine Adresse besteht aus:

einer StraBe.

Eine StraBe wird Ublicherweise durch die Kombination aus Postleitzahl und
StraBencode festgelegt.

Der BeSt-Code der StraBBe wird hinzugeflgt.

Zwischen den beiden besteht eine einmalige Verknlupfung.

einer Wohneinheit.
Eine Wohneinheit wird Ublicherweise durch die Kombination aus Hausnummer
und Index festgelegt.
Aufgrund der technischen Einschrankungen (Hausnummer = 4 numerische
Zeichen; Index = 4 alphanumerische Zeichen) der Gblichen Kombination ist eine
Wohneinheit in BeSt anders konzipiert:

e Hausnummer=

e Zwischenbuchstabe =

e Briefkastennummer= .

In der Umsetzungstabelle sind auBerdem die Begriffe "Eingang", "Treppenhaus",
"Stockwerk", "Gebaude" und "Appartement" vorgesehen.

einem eindeutigen BeSt-Bezeichner fur die Adresse selbst.
Eine Adresse kann auch besondere Adressen oder besondere Codes enthalten,

die beispielsweise auf eine Nichteintragunng oder eine unbekannte Adresse
hinweisen.

Mapping

Die Adressdaten aus dem Nationalregister wurden dem FOD BOSA (bermittelt,
der diese in die neue Plattform importiert hat.
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20.

Nach diesem Import werden die Adressen in beiden Datenbanken einzeln
miteinander verglichen (Computeralgorithmus).

Dieser Vergleich wird eine Reihe problematischer Adressen ergeben. Bei
Adressen, die nicht mehrverwendet werden —also historischen Adressen —, stellt
dies kein Problem dar.

Die Gemeinden mussen die problematischen aktiven Adressen in ihrem Gebiet
einzeln und grundlich prifen und das Problem l6sen. Dieser Prozess wird als
"Mapping" bezeichnet: Die Adresse muss entweder im Nationalregister oder in
der regionalen Quelle korrigiert werden.

Eine Gemeinde, die mit dem Mappingprozess beginnen mdéchte, muss zunachst
bestimmen, welche Adressen als historische Adressen eingestuft werden
kénnen.

Eine gute Richtlinie lautet: Jede Adresse, die seit zwei Jahren nicht mehr
verwendet wurde, gilt als historische Adresse. AuBerdem ist es jederzeit moglich,
eine historische Adresse wieder als aktive Adresse einzustufen.

Solange eine Gemeinde das "Mapping" (100 %ige Ubereinstimmung) nicht
abgeschlossen hat, gelten fur die Verwaltung von Adressdaten, einschlieBlich
der Umsetzung, weiterhin die derzeitigen Verfahren.

Sobald eine Gemeinde das "Mapping" abgeschlossen hat (100 %ige
Ubereinstimmung), kann sie als BeSt-Gemeinde angesehen werden. Ab diesem
Zeitpunkt muss die Gemeinde bei der Verwaltung der Adressdaten beide
Verfahren parallel anwenden.

Umsetzungsdateien

Die Nutzer des Nationalregisters werden anhand der Umsetzungsdateien uber
neue Daten zu ihren Kunden informiert.

Die Umsetzungsdateien enthalten so lange wie notig die Adressdaten, die beiden
Strukturen entsprechen.

Solange eine Gemeinde nicht als BeSt-Gemeinde ausgewiesen ist, werden die
BeSt-Felder mit Pseudodaten ausgefullt.

Staatsangehorigkeit

Diese Information umfasst mehrere Moglichkeiten:
a) belgische Staatsangehorigkeit ohne Staatsangehorigkeitsrechtfertigung fur

in Belgien geborene Kinder eines belgischen Elternteils auf der Grundlage
der Geburtsurkunde oder, wenn die Abstammung hinsichtlich des
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belgischen Elternteils im Ausland festgestellt worden ist, auf der Grundlage
der Anerkennungsurkunde oder der Entscheidung zur Feststellung der
Abstammung (der belgische Elternteil kann um die Erstellung einer
Urkunde auf der Grundlage der auslandischen Urkunde oder um die
Anderung der Geburtsurkunde ersuchen- Art.68-70 des friiheren
Zivilgesetzbuches),

belgische Staatsangehdrigkeit fur belgische Staatsangehoérige, die nicht in
Buchstabe a) erwahnt sind, auf der Grundlage der belgischen
Staatsangehdrigkeitsurkunde (siehe Art. 67 des friheren
Zivilgesetzbuches), die auf der Grundlage der Artikel 15 und 22 §4 des
Gesetzbuches Uber die belgische Staatsangehdrigkeit erstellt worden ist,

auslandische Staatsangehorigkeit und falls erforderlich die Urkunde oder
Bescheinigung zur Feststellung oder Anderung der Staatsangehérigkeit und
Datum dieses Dokuments.

Wenn die Staatsangehdrigkeit bei der Eintragung in die Bevdlkerungsregister
nicht anhand eines gultigen Identitatsdokuments oder eines gultigen nationalen
Passes bestimmt werden kann, muss, wenn moglich, zur Vermeidung des
Vermerks "unbestimmt" unter der Information "Staatsangehdrigkeit" eine
Staatsangehorigkeit auf Erklarung registriert werden, und zwar wie folgt:

a)

Der Elternteil ist Unionsburger oder beide Elternteile sind Unionsburger und
haben dieselbe Staatsangehdrigkeit: Die Gemeinde registriert im IT 031 des
Kindes dieselbe Staatsangehoérigkeit wie die des Elternteils oder beider
Elternteile mit der Angabe, dass es sich um eine Staatsangehorigkeit auf
Erklarung handelt (Code 45).

Beide Elternteile sind Unionsburger, haben jedoch unterschiedliche
Staatsangehdrigkeiten: Es ist sehr wahrscheinlich, dass das Kind eine
doppelte Staatsangehorigkeit besitzt. Da es jedoch nicht mdglich ist, im
Nationalregister der natlrlichen Personen mehr als eine Staatsangehorigkeit
zu registrieren, fragt die Gemeinde die Eltern, welche Staatsangehdrigkeitim
IT 031 des Kindes registriert werden soll, und vermerkt dabei, dass es sichum
eine Staatsangehdrigkeit auf Erklarung handelt (Code 45).

Wenn ein Elternteil Burger der Europaischen Union und der andere
Drittstaatsangehoriger ist, ist die Wahrscheinlichkeit ebenfalls hoch, dass
das Kind eine doppelte Staatsangehorigkeit besitzt. Angesichts der Tatsache,
dass die Unionsburgerschaft mehr "Erleichterungen" hinsichtlich des
Aufenthalts bietet, muss die Staatsangehodrigkeit, die ihm diese Eigenschaft
verleiht, registriert werden, mit der Angabe, dass es sich um eine
Staatsangehorigkeit auf Erklarung handelt (Code 45).

50



In diesem Fall ist es auch moglich, die Eltern zu fragen, welche
Staatsangehdrigkeit sie im IT 031 ihres Kindes registrieren lassen mochten. In
diesem Fall mussen sich die Eltern jedoch dartber im Klaren sein, dass diese
Wahl der Staatsangehdrigkeit Folgen hinsichtlich des Aufenthalts hat.

d) Der Elternteil ist Drittstaatsangehdriger oder beide Elternteile sind
Drittstaatsangehorige und haben dieselbe Staatsangehorigkeit: Die
Gemeinde registriert im IT 031 des Kindes dieselbe Staatsangehorigkeit wie
die des Elternteils oder beider Elternteile mit der Angabe, dass es sich um
eine Staatsangehdrigkeit auf Erklarung handelt (Code 45).

e) Beide Elternteile sind Drittstaatsangehdrige, haben jedoch nicht dieselbe
Staatsangehorigkeit: Die Gemeinde fragt die Eltern, welche
Staatsangehorigkeit im IT031 des Kindes registriert werden soll. Sie
registriert die Staatsangehorigkeit mit der Angabe, dass es sich um eine
Staatsangehorigkeit auf Erklarung handelt (Code 45).

Auf diese Weise wird es moglich sein, den Vermerk der "unbestimmten"
Staatsangehorigkeit fur in Belgien geborene Auslander stark einzuschranken,
wobei gleichzeitig verdeutlicht wird, dass die Staatsangehorigkeit nicht anhand
eines gultigen Personalausweises oder Passes hachgewiesen wurde.

Eltern kdnnen selbstverstandlich die Loschung des Vermerks, dass es sich um
eine Staatsangehorigkeit auf Erklarung handelt, beantragen und erwirken, indem
sie einen gultigen Personalausweis oder Pass vorlegen. Die Gemeinden mussen
die Eltern darauf hinweisen und sie dazu ermutigen, so schnell wie moglich einen
gultigen Personalausweis oder Pass vorzulegen.

Wenn Eltern diese "Zuweisung" anfechten, haben sie immer die Moglichkeit, auf
der Grundlage des Koéniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber das Recht auf
Zugang zu den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister und auf
Berichtigung dieser Register eine Berichtung zu beantragen.

Beieinemin Belgien geborenenKind, dessen Eltern dieselbe Staatsangehorigkeit
besitzen oder bei dem nur die Mutter bekannt ist, registriert die Gemeinde
dieselbe Staatsangehorigkeit wie die des Elternteils oder beider Elternteile. Die
Staatsangehdrigkeit wird als Staatsangehdorigkeit auf Erklarung registriert, bis sie
von der Vertretung des Herkunftslandes anhand eines gultigen Passes
(auBerhalb der EU) oder eines gultigen Personalausweises (EU) bescheinigt wird.

Wenn die Eltern nicht dieselbe Staatsangehorigkeit haben, muss die Gemeinde
in Anwendung des internationalen Privatrechts und in Absprache mit den Eltern
versuchen, die Staatsangehorigkeit des Kindes zu bestimmen. Kann die
Staatsangehorigkeit auf diese Weise in Anwendung des internationalen
Privatrechts bestimmt werden, wird sie bis zur Vorlage eines gulltigen Passes

51



oder Personalausweises, der die Staatsangehorigkeit auf Erklarung bestatigt, als
Staatsangehdrigkeit auf Erklarung registriert.

Fur belgische Staatsangehorige wird auf Antrag der betreffenden Person auch
die auslandische Staatsangehorigkeit, die sie ebenfalls besitzt, und das offizielle
Dokument zur Feststellung der Staatsangehdrigkeit angegeben.

Aufhebung des Verbots der Mehrstaatigkeit:

Durch das Gesetz vom 27.Dezember2006 zur Festlegung verschiedener
Bestimmungen (I) (B.S. vom 28. Dezember 2006, deutsche Ubersetzung B.S.
vom 1. Juni 2007) sind bestimmte Artikel des Gesetzbuches Uber die belgische
Staatsangehorigkeit abgedndert worden. So wird durch Artikel 386 dieses
Gesetzes die Bestimmung aufgehoben, der zufolge der freiwillige Erwerb einer
auslandischen Staatsangehdrigkeit nach Erreichen des Alters von achtzehn
Jahren zum Verlust der belgischen Staatsangehorigkeit fihrte (Artikel 228 1 Nr. 1
des Gesetzbuches Uber die belgische Staatsangehdrigkeit). Diese Aufhebung
des Verbots der Mehrstaatigkeit ist am 9. Juni 2007 in Kraft getreten (siehe:
Kéniglicher Erlass vom 25.April2007 zur Festlegung des Datums des
Inkrafttretens des Artikels 386 Nr. 1 und 2 des Gesetzes vom 27. Dezember 2006
zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (I) (B.S. vom 10. Mai 2007)).

Fortan verlieren Belgier, die freiwillig eine auslandische Staatsangehdrigkeit
erwerben, ihre belgische Staatsangehorigkeit nicht mehr. Der Erwerb dieser
anderen Staatsangehorigkeit wird zum Datum des offiziellen Dokuments der
zustandigen auslandischen Behdrde getrennt in den Bevolkerungsregistern
vermerkt. Fur Belgier, die Uber eine auslandische Staatsangehorigkeit aufgrund
eines anderen Verfahrens (Zuerkennung) verfligen, wird diese Information
demnach nicht vermerkt; die vorerwahnten Bestimmungen finden auch keine
Anwendung auf nichtbelgische Staatsangehorige, die uUber eine andere
auslandische Staatsangehorigkeit verfugen.

Ebenfalls ist darauf hinzuweisen, dass das Verbot der Mehrstaatigkeit seit dem
28. April 2008 auch keine Anwendung mehr zwischen den Unterzeichnerstaaten
des Ubereinkommens des Europarates vom 6. Mai 1963 Uber die Verringerung
der Mehrstaatigkeit und Uber die Wehrpflicht von Mehrstaatern findet. Geman
Artikel 1 des Kdniglichen Erlasses vom 23. April 2008 zur Festlegung des Datums
des Inkrafttretens des Artikels386 Nr.1 und2 des Gesetzes vom
27. Dezember 2006 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (l) in Bezug auf
die Vertragsstaaten des Ubereinkommens des Europarates vom 6. Mai 1963
Uber die Verringerung der Mehrstaatigkeit und Uber die Wehrpflicht von
Mehrstaatern (B.S. vom 30. April 2008) verlieren belgische Staatsangehoérige, die
freiwillig die Staatsangehorigkeit eines der folgenden Staaten erwerben, ihre
belgische Staatsangehorigkeit seit dem 28. April 2008 nicht mehr: Danemark,
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21.

Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Osterreich,
Spanien und Vereinigtes Kénigreich.

Jedoch ist hervorzuheben, dass dieses Gesetz weiterhin auf Sachverhalte
Anwendung findet, die vor seiner Aufhebung eingetreten sind. Auch heute kann
es noch erforderlich sein festzustellen, dass eine Person infolge des freiwilligen
Erwerbs einer auslandischen Staatsangehorigkeit wahrend des Zeitraums, in
dem das Gesetz in Kraft war, die belgische Staatsangehdrigkeit verloren hatte
oder hat.

Rechtsstellung als Fliichtling

Die Zuerkennung der Rechtsstellung als Flichtling fuBt auf einem Beschluss des
Generalkommissariats fur Fluchtlinge und Staatenlose ("GKFS") oder des Rates
fur Auslanderstreitsachen ("RAS").

Kinder, die geboren werden, nachdem ihre Eltern die Rechtsstellung als
Flichtling erworben haben, erhalten nicht automatisch aufgrund des
Verwandtschaftsverhaltnisses die Rechtsstellung ihrer Eltern. Die Zuerkennung
der Rechtsstellung als Fluchtling muss aufgrund eines Beschlusses des GKFS
oder des RAS erfolgen.

Das GKFS sorgt fur die Ausstellung von Personenstandsbescheinigungen an
anerkannte Fluchtlinge. Anerkannte Fluchtlinge kdnnen sich namlich nicht mehr
an die nationalen Behorden ihres Landes wenden, um Verwaltungsdokumente
zu erhalten; deswegen ist das GKFS befugt, um anerkannten Flichtlingen diese
Dokumente auszustellen. Die Bescheinigung des GKFS stellt keine
(auslandische) Personenstandsurkunde dar. Es gibt keine Grundlage (Artikel 41
Nr.5 des friheren Zivilgesetzbuches) fur die Erstellung einer Urkunde in der
DPSU auf der Grundlage der Bescheinigung des GKFS. Die Bescheinigung des
GKFS wird auch nicht als Anlage in die DPSU aufgenommen.

Auch wenn diese Art von Dokument des GKFS nicht als Grundlage fur die
Erstellung einer Personenstandsurkunde dienen kann (und auch nicht in die
DPSU aufgenommen wird), gilt ein solches Dokument dennoch als Beweis bis
zum Beweis des Gegenteils. Es kann daher als Grundlage fur die Aktualisierung
des Nationalregisters dienen, bis eine Urkunde vorgelegt wird, durch die das
Gegenteil bewiesen wird.

Fur Personen, die internationalen Schutz beantragen und die vom GKFS oder RAS

als Fluchtlinge anerkannt werden, mussen Name und Vornamen mit den
Angaben auf der Bescheinigung des GKFS Ubereinstimmen.
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22.

24.

Der Angabe der Rechtsstellung als Fluchtling im IT 031 folgt die Angabe des
Staates, dessen Angehdrige die betreffende Person vor Erwerb der vorerwahnten
Rechtsstellung war. Diese Angabe darf nicht auf die ethnische Abstammung
oder Rasse verweisen (z.B.: Kurde usw.).

Anmerkung
Ein Burger, derin einem anderen Land als Flichtling anerkannt ist, muss mit der
Staatsangehdrigkeit "In einem anderen Land anerkannter Flichtling" (Code 710)

im IT 031 registriert werden, bis dieser Status moglicherweise vom GKFS
bestatigt wird.

Rechtsstellung als Staatenloser

Der Begriff "Staatenloser" bezeichnet eine Person, die von keinem Staat in
Anwendung seiner Rechtsvorschriften als Staatsangehorige angesehen wird.

Das GKFS sorgt fur die Ausstellung von Personenstandsbescheinigungen an

Personen, die vom Gericht Erster Instanz als Staatenlose anerkannt sind. Diese
Rechtsstellung wird im IT 031 mit dem Code 900 registriert.

Abstammung in aufsteigender Linie

Diese Information umfasst die Form der Abstammung, die ldentitat eines oder
der Elternteile, den Ort der Erstellung einer Urkunde oder einer gednderten
Urkunde auf der Grundlage eines Urteils in Bezug auf die Abstammung in den
Personenstandsregistern, das fur die Feststellung der Abstammung zu
berlcksichtigende Datum (Geburtsdatum, vermutliches Geburtsdatum, Datum
nach der Geburt bei bestimmten Formen der Abstammung, Datum der
Erstellung einer Urkunde oder einer gednderten Urkunde), Anderungen in der
Abstammung und ihre Daten (Anerkennung, Adoption, Volladoption, Widerruf
der Adoption, Nichtigkeitsbeschluss in Bezug auf die Abstammung
mutterlicherseits, vaterlicherseits oder mitmutterlicherseits usw.).

Die Bestimmungen von Buch 1 Titel7 (Abstammung) und 8 (Adoption) des
friheren  Zivilgesetzbuches sind auf Abstammungsbescheinigungen
anwendbar.

Aktualisierung vom 18. Mai 2026

Einem Standesbeamten ist es, wenn er eine Geburtsurkunde mit doppelter
Abstammung vaterlicherseits ausstellt — unabhangig davon, ob diese Urkunde
direkt oder auf der Grundlage einer von ihm anerkannten auslandischen
Geburtsurkunde erstellt wird —, nicht moglich, diese doppelte Abstammung in
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24bis.

24ter.

die Bevolkerungsregister einzugeben. Standesbeamte, die von dieser Situation
betroffen sind, konnen ihre technischen Schwierigkeiten den zentralen Diensten
des Nationalregisters (IPIB-Audit-Encodage@rrn.fgov.be) melden, die die Daten
zur Abstammung so schnell wie moglich aktualisieren und auf der Grundlage der
belgischen Urkunde die doppelte Abstammung vaterlicherseits eingeben
werden.

Abstammung in absteigender Linie

Diese Information umfasst die Form der Abstammung, die ldentitat eines oder
der Kinder, den Ort der Erstellung einer Urkunde oder eines Urteils in Bezug auf
die Abstammung in den Personenstandsregistern, das fur die Feststellung der
Abstammung zu berucksichtigende Datum (Geburtsdatum, vermutliches
Geburtsdatum, Datum nach der Geburt bei bestimmten Formen der
Abstammung, Datum der Erstellung einer Urkunde oder einer geanderten
Urkunde), Anderungen in der Abstammung und ihre Daten (Anerkennung,
Adoption, Volladoption, Widerruf der Adoption, Nichtigkeitsbeschluss in Bezug
auf die Abstammung mutterlicherseits, vaterlicherseits oder
mitmutterlicherseits usw.).

Bekampfung missbrauchlicher Anerkennungen

Durch Kapitelll des Gesetzes vom 19.September2017 (B.S. vom
4. Oktober 2017, deutsche Ubersetzung B.S. vom 28.Februar2018 und
4. Mai 2018) ist das Zivilgesetzbuch in Bezug auf das Anerkennungsverfahren
abgeandert worden.
e Artikel 327/1 = > Einfuhrung einer spezifischen "Anerkennungsurkunde",
o Artikel 327/2 => Bestimmung der Bedingungen flr diese "Urkunde Uber
die Ankundigung der Anerkennung",
o Artikel 330/1 => Bestimmung, dass eine missbrauchliche Anerkennung
keine Folgen fur die Abstammung hat,
e Artikel 330/2 => Festlegung der Frist flr eine Untersuchung in Bezug auf
den missbrauchlichen Charakter der gemeldeten Anerkennung.
Es gibt nur Folgen fur die Abstammung, wenn der Standesbeamte eine
"Anerkennungsurkunde" erstellt. Mit einer "Urkunde uber die Anklindigung der
Anerkennung" entsteht kein Abstammungsverhaltnis.

Man spricht von missbrauchlicher Anerkennung oder Scheinanerkennung, wenn
aus der Gesamtheit der Umstande hervorgeht, dass die Absicht des
Anerkennenden offensichtlich nur die Erlangung eines an die Feststellung eines
Abstammungsverhaltnisses gebundenen aufenthaltsrechtlichen Vorteils fur ihn
selbst, fur das Kind oder flr die Person, die ihre vorherige Zustimmung zu der
Anerkennung geben muss, ist (Artikel 330/1 des friheren Zivilgesetzbuches).
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25.

Personenstand (Informationstyp 120)

Diese Information umfasst mehrere Moglichkeiten:

a)

b)

Stand als Lediger,
Stand als Verheirateter mit Angabe:

der Nummer der EheschlieBungsurkunde (seit dem 31.Marz 2019 wird
diese Nummer die Nummer der DPSU) und des Ortes und des Datums der
EheschlieBung; des Namens, der Vornamen, des Geburtsdatums und des
Geburtsortes des Ehepartners,

der Kenndaten (Datum, Rechtsprechungsorgan) des Urteils oder
Entscheids zur Aussprechung der Trennung von Tisch und Bett (Datum der
Beendigung der Trennung von Tisch und Bett); des Datums, an dem das
Urteil oder der Entscheid definitiv ist, und des Ortes und des Datums der
Ubertragung des Urteils oder Entscheids in die Personenstandsregister,

Es ist darauf hinzuweisen, dass Personen gleichen Geschlechts aufgrund
des Gesetzes vom 13. Februar 2003 zur Offnung der Ehe fiir Personen
gleichen Geschlechts und zur Abanderung einiger Bestimmungen des
Zivilgesetzbuches (B.S. vom 28. Februar 2003, deutsche Ubersetzung B.S.
vom 13. November 2003) seit dem 1.Juni2003 die Maoglichkeit der
EheschlieBung offensteht.

Angabe der Eheauflésungsart (Scheidung, Tod, Nichtigkeitsbeschluss) mit
Angabe:

der Kenndaten (Datum, Rechtsprechungsorgan) des Urteils oder
Entscheids zur Aussprechung der Ehescheidung; des Datums, an dem das
Urteil definitiv ist, und des Datums des Vermerks in der
EheschlieBungsurkunde oder der Erstellung der Ehescheidungsurkunde,

der Kenndaten (Datum, Rechtsprechungsorgan) und des Vermerks in der
EheschlieBungsurkunde,

gegebenenfalls des Datums des Beginns der Witwer- bzw. Witwenschaft,

auslandische Partnerschaft und Beendigung der ausladndischen
Partnerschaft

Artikel 58 des Gesetzbuches Uber das internationale Privatrecht (GBIPR)

wurde dahingehend abgeandert, dass eine auslandische Partnerschaft
nicht mehr in Verbindung mit dem Personenstand steht (und somit nicht
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unter IT120 fallt). Je nach anwendbarem Personenrecht kann ein
Ehehindernis vorliegen.

Bis eine endgultige Losung gefunden ist, mussen alle auslandischen
Partnerschaften (unabhangig davon, ob sie einer Ehe gleichgesetzt sind
oder nicht) im IT 120 mit dem Code 80 und deren Beendigung mit dem
Code 81 registriert werden.

Die aufeinanderfolgenden Personenstandsdaten muissen angegeben
werden; daher ist darauf zu achten, dass auf einer Bescheinigung der
aktuelle Personenstand angegeben ist.

In einigen Fallen ist es infolge des (zeitweiligen) Fehlens erforderlicher Urkunden
unmaglich, die Information in Bezug auf den Personenstand fortzuschreiben.

Der Personenstand kann auf der Grundlage einer Erklarung des Betreffenden
fortgeschrieben werden, jedoch nur unter Einhaltung folgender Voraussetzungen:
e Der Betreffende genieBt den vorlubergehenden Schutzstatus
(Bescheinigung des AA).
e Der Betreffende stellt einen Antrag auf internationalen Schutz; bei der
Erfassung im Warteregister registriert das AA den vom Betreffenden
angegebenen Personenstand.

In allen anderen Fallen muss fur den eigentlichen Personenstand der Vermerk
"unbestimmt" (Code 90) verwendet werden.

Erkennungsdaten der Person, mit der eine EheschlieBung geplant
ist, und Informationen uber Formalitaten und Entscheidungen vor
der EheschlieBung wie in Artikel146bis des friheren
Zivilgesetzbuches erwahnt (Informationstyp 124)

Diese Information umfasst:

- Erkennungsdaten der Person, mit der eine EheschlieBung geplant ist,
- Informationen Uber Formalitaten und Entscheidungen vor der EheschlieBung,
und zwar:

1.die Ausstellung der in Artikel164/2 85 des fruheren Zivilgesetzbuches
erwahnten Empfangsbestatigung, wenn die EheschlieBung zu einem an die
Rechtsstellung der Ehepartner gebundenen aufenthaltsrechtlichen Vorteil
fuhren kann,

1/1. das Datum, an dem der Standesbeamte die Ankundigung der EheschlieBung
geman Artikel 164/1 § 2 Absatz 2 des friheren Zivilgesetzbuches unterzeichnet
hat,
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2.die in Artikel164/1 83 des fruheren Zivilgesetzbuches vorgesehene
Weigerung, die Ankundigung der EheschlieBung zu unterzeichnen, die durch
Zweifel Uber die Echtheit oder Glltigkeit der in Artikel 164/2 882 und 3 des
friheren Zivilgesetzbuches erwahnten Dokumente begriindet ist, die zu der
Vermutung einer EheschlieBung wie in Artikel146bis des friheren
Zivilgesetzbuches erwahnt fihren kénnen, und Datum der Notifizierung dieser
Entscheidung an die betreffenden Parteien,

3.den in Artikel 167 Absatz2 des friheren Zivilgesetzbuches vorgesehenen
Aufschub der EheschlieBung, der durch die ernsthafte Vermutung einer
EheschlieBung wie in Artikel 146bis des friheren Zivilgesetzbuches erwahnt
begrindet ist,

4.die in Artikel167 Absatz1 des fruheren Zivilgesetzbuches vorgesehene
Weigerung, die Trauung vorzunehmen, die aufgrund von Artikel 146bis des
frUheren Zivilgesetzbuches begrindet ist, und das Datum der Notifizierung
dieser Entscheidung an die betreffenden Parteien.

5.die Beschwerde, die gemaB Artikel167 Absatz6 des friheren
Zivilgesetzbuches gegen die in Punkt 4 erwahnte Weigerung, die EheschlieBung
vorzunehmen, eingelegt wird,

6. die Nichtigerklarung der Ehe in Anwendung von Artikel 184 des fruheren
Zivilgesetzbuches, wenn die Ehe unter VerstoB3 gegen die Bestimmungen von
Artikel 146bis desselben Gesetzbuches eingegangen worden ist, oder in
Anwendung von Artikel 79quater des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 uber die
Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen
von Auslandern, wenn das Urteil oder der Entscheid, durch das/den die Ehe fur
nichtig erklart wird, formell rechtskraftig geworden ist.

Diese Informationen werden funf Jahre nach dem Datum, an dem der
Standesbeamte den betreffenden Parteien die Weigerungsentscheidung in
Bezug auf die Unterzeichnung der Ankindigung der EheschlieBung oder die
Weigerungsentscheidung in Bezug auf die EheschlieBung notifiziert hat, oder bei
EheschlieBung zwischen den betreffenden Parteien geldscht (Koniglicher Erlass
vom 28. Februar2014 zur Abanderung des Koniglichen Erlasses vom
16. Juli1992 zur Festlegung der in den Bevodlkerungsregistern und im
Fremdenregister angegebenen Informationen und zur Auferlegung der
Eintragung ins Warteregister der Auslander, die nicht Uber eine
Erkennungsnummer des Nationalregisters verfligen und eine Ehe eingehen oder
eine Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen abgeben wollen — B.S.
vom 24. Mérz 2014, deutsche Ubersetzung B.S. vom 13. August 2014).

Wenn die Person, die eine Ehe einzugehen beabsichtigt, nicht iber eine Nummer
des Nationalregisters verfligt, wird sie gemaB dem in Teilll (Eintragung ins
Warteregister und Fihrung dieses Registers) Abschnitt lll erwdhnten Verfahren
in das Warteregister der Gemeinde der AnklUndigung der EheschlieBung
eingetragen.
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27.

Erklarung iiber das Bestehen eines Ehevertrags, einer Vereinbarung,
die nach der Erklarung uber das gesetzliche Zusammenwohnen
geschlossen worden ist und durch die die Zusammenwohnenden
die Modalitaten ihres Zusammenwohnens regeln, oder eines
vermogensrechtlichen Vertrags (zur
Erinnerung - Informationstyp 122)

Am 1.September2015 sind einige Bestimmungen des Gesetzes vom
14. Januar 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen Uber die Senkung
der Arbeitslast im Gerichtswesen (B.S. vom 1. Marz 2013, deutsche Ubersetzung
B.S. vom 4. September 2013) in Kraft getreten.

Insbesondere miissen Ehevertridge und notarielle Vereinbarungen liber das
gesetzliche Zusammenwohnen ab dem vorerwdhnten Datum vom Notar
ausschlieBlich im zentralen Ehevertragsregister registriert werden.

Die Verpflichtung, die notarielle Vereinbarung iiber das gesetzliche
Zusammenwohnen in den Bevolkerungsregistern aufzunehmen, ist folglich
am 1. September 2015 aufgehoben worden.

Die zuvor registrierten Informationen werden aufbewahrt.

Nummer des Nationalregisters (auch "Nationalregisternummer"

genannt)

Siehe den Koniglichen Erlass vom 3. April 1984 Uber die Zusammensetzung der
Erkennungsnummer der im Nationalregister der natlrlichen Personen
eingetragenen Personen (B.S. vom 21. April 1984, deutsche Ubersetzung B.S. vom
16. Oktober 1998), abgeandert durch den Koéniglichen Erlass vom
25. November 1997 (B.S. vom 16. Dezember 1997, deutsche Ubersetzung B.S.
vom 16. Oktober 1998).

Die Erkennungsnummer der im Nationalregister der natlrlichen Personen einge-
tragenen Personen besteht aus elf Ziffern.

Eine erste Gruppe dieser Nummer besteht aus sechs Ziffern und stellt in den
meisten Fallen das Geburtsdatum dar.

Eine zweite Gruppe besteht aus drei Ziffern und wird Seriennummer genannt.
Eine dritte Gruppe besteht aus zwei Ziffern und wird Kontrollzahl genannt.
Die ersten beiden Ziffern der ersten Gruppe geben das Geburtsjahr der Person, die

dritte und die vierte Ziffer den Geburtsmonat, die funfte und die sechste Ziffer den
Geburtstag an.
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Die Seriennummer besteht aus der laufenden Nummer der Eintragung der Person
in die erste Gruppe. Einer weiblichen Person wird eine gerade, einer mannlichen
Person eine ungerade Seriennummer zugeteilt.

Die Kontrollzahl wird anhand der Teilung durch 97 der neunziffrigen Zahl
berechnet, die aus der Aneinanderreihung des Geburtsdatums und der
Seriennummer besteht. Der Teilungsrest wird von dieser Zahl 97 abgezogen. Die
somit errechnete Differenz ist die Kontrollzahl.

Sind Geburtstag oder -monat einer Person unbekannt oder sind gerade oder
ungerade Seriennummern flr ein bestimmtes Geburtsdatum erschépft, wird das
Geburtsdatum folgendermaBen zusammengesetzt:

- Die ersten beiden Ziffern geben das Geburtsjahr an, die dritte, vierte, flinfte
und sechste Ziffer wird jeweils durch die Ziffer Null dargestellt.

- Die Seriennummer besteht aus der laufenden Nummer der Eintragung
dieser Person im betreffenden Geburtsjahr, entsprechend dem Geschlecht in
gerader oder ungerader Reihenfolge.

Sind bei einer neuen Eintragung die Moglichkeiten der Seriennummer erschopft,
wird die sechste Ziffer des Geburtsdatums um eine Einheit erhoht, und die
Nummerierung in der Seriennummer beginnt von vorne.

Istdas Geburtsjahreiner Person nicht bekannt, werden die ersten funf Ziffern des
Geburtsdatums jeweils durch die Ziffer Null und die sechste Ziffer durch eine 1
dargestellt.

Durch den Koniglichen Erlass vom 25.November 1997 wurde die
Zusammensetzung der Erkennungsnummer des Nationalregisters der natlrlichen
Personen mit dem Ubergang zum Jahr 2000 angepasst (fir Personen, die ab dem
Jahr 2000 einschlieBlich geboren werden, wird die Verteilung der laufenden
Nummer der Eintragung neu begonnen, im Hinblick auf die Berechnung der
Kontrollzahl wird den neun Ziffern, die aus der Aneinanderreihung des
Geburtsdatums und der Seriennummer bestehen, die Ziffer 2 vorangestellt).

Die erneute Benutzung einer bereits einmal zugeteilten Erkennungsnummer wird
daruber hinaus vollkommen ausgeschlossen.

Far weitere Informationen uber die Zusammensetzung der
Nationalregisternummer kann auf den Koniglichen Erlass vom 3. April 1984 Uber
die Zusammensetzung der Erkennungsnummer der im Nationalregister der
naturlichen Personen eingetragenen Personen verwiesen werden.
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1

Beruf (Informationstyp 070)

Die Information in Bezug auf den Beruf gibt die Tatigkeit an, aus der die wichtigsten
Existenzmittel gezogen werden, unter Ausschluss anderer Angaben in Bezug auf
Spezialisierung, Arbeitgeber, Nebenberuf oder zusatzliche Tatigkeit, zusatzlichen
Titel oder zusatzliches Mandat.

In Anwendung des Gesetzes vom 9.November2015 zur Festlegung
verschiedener Bestimmungen im Bereich Inneres (B.S. vom 30. November 2015,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 7. Mérz 2016) ist die Information "Beruf" nicht
mehr in der ausfihrlichen Liste der Angaben' aufgenommen, die fir jede Person
im Nationalregister registriert und gespeichert werden muissen, der sogenannten
gesetzlichen Informationen.

Die Streichung der Information "Beruf" als gesetzliche Information bedeutet
nicht, dass diese Information nicht mehr fortgeschrieben werden kann/muss.

Diese Information bleibt fir Nutzer des Nationalregisters, die dazu erméachtigt
sind, verflgbar.

Diese Information kann durch die soziale Kategorie erganzt werden, der der
Betreffende angehort (Lohnempfanger, Selbstandiger, Pensionierter, Student).
Jede Anderung des Berufs wird registriert. Es ist darauf hinzuweisen, dass ein
erworbenes Diplom kein Beruf ist (z.B. Lizentiat der Rechte).

Der Ehrentitel eines zuvor ausgetbten Amtes wird nicht mehr vermerkt.

Obwohl die Richtigkeit der Erklarungen in Bezug auf den Beruf nicht immer
uberpruft werden kann, ist es wichtig, MaBnahmen zu treffen, wenn die
Moglichkeit dazu gegeben ist, um Missbrauche infolge der Mitteilung fiktiver
Berufe zu vermeiden.

So muss die Gemeindeverwaltung bei jedem Antrag auf Eintragung in die
Bevolkerungsregister als Inhaber eines freien Berufes, dessen Titel durch Gesetz
geschutzt ist (Rechtsanwalt, Arzt, Architekt usw.), vom Betreffenden die Vorlage
eines amtlichen Dokuments verlangen, in dem bescheinigt wird, dass er
berechtigtist, berufliche Tatigkeiten in dieser Eigenschaft auszulben (es sei denn,
diese Berechtigung wird durch die Registrierung des Betreffenden auf einer
offiziellen Website der entsprechenden Berufskammer eindeutig nachgewiesen).

Das Gleiche gilt fir das Personal von offentlichen Verwaltungen: Wenn eine
offentliche Verwaltung mitteilt, dass einer ihrer Bediensteten (Polizist,
Bediensteter der Akzisenverwaltung usw.) aus dem Dienst entlassen wurde, muss

Siehe Artikel 3 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der naturlichen
Personen (B.S. vom 21. April 1984, deutsche Ubersetzung B.S. vom 7. November 1996).
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die Gemeindeverwaltung, die diese Mitteilung erhalt, auBerdem die Information
"Beruf" entsprechend andern.

SchlieBlich sind folgende spezifischen Regeln zu beachten:

a) Wer nie ein Handwerk oder einen Beruf ausgeubt hat, gilt als "ohne Beruf".

b) Der Vermerk "ohne Beruf - Student" kann ab dem Alter von zwolf Jahren
eingegeben werden.

c) Ein Arbeitsloser muss unter Angabe seiner letzten beruflichen Qualifikation

in die Register aufgenommen werden; hat er nie einen Beruf ausgelibt,
kommt Buchstabe a) weiter oben zur Anwendung.

In der Information in Bezug auf den Beruf wird ebenfalls das Datum der Mitteilung
der Information in Bezug auf den Beruf angegeben. Berufswechsel werden
grundsatzlich am Datum der Erklarung angegeben.

Die Information "Beruf" kann fortgeschrieben werden, wenn der Blrger bei der

Gemeindeverwaltung vorstellig wird (z.B. wegen der Beantragung von Auszigen,
der Aushandigung eines Personalausweises usw.).

Haushaltszusammensetzung (Informationstyp 140/141)

Auf der Karteikarte der Kontaktperson des Haushalts erscheinen die Personen, die
dem Haushalt angehoren, in der Regel in der Reihenfolge des Verwandtschafts-
bzw. Verschwéagerungsgrades und im selben Grad nach Alter. Fur
Haushaltsmitglieder werden Personalien und Verwandtschafts- bzw.
Verschwagerungsverhaltnis zur Kontaktperson des Haushalts angegeben. Zu den
Personalien gehort auch die Erkennungsnummer des Nationalregisters.

Folgende gebrauchliche Begriffe werden verwendet: Ehepartner, Ehepartnerin,
Sohn, Tochter, Schwiegersohn, Schwiegertochter, Enkel, Enkelin, Vater, Mutter,
Schwiegervater, = Schwiegermutter,  GroBvater, GroBmutter, Stiefsohn,
Stieftochter, Bruder, Schwester, Schwager, Schwagerin, Onkel, Tante, Neffe,
Nichte, Vetter, Cousine, Urenkel, Urenkelin und Verwandte(r).

Besteht kein Verwandtschafts- bzw. Verschwagerungsverhaltnis zwischen
bestimmten Personen, die dem Haushalt angehoren, und der Kontaktperson, so
ist der Vermerk "nichtverwandt" anzugeben.

Setzt ein Haushalt sich aus einer Einzelperson zusammen, ist der Vermerk "allein-
stehend" in die Register aufzunehmen.

Fir Personen, die in Wohnheimen, Altersheimen, Klostern und Ahnlichem

wohnen, wird die Stellung im Haushalt durch den Begriff "Gemeinschaft"
angegeben.
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Um als Gemeinschaft betrachtet zu werden, muss es sich um einen
"Anstaltshaushalt" handeln, das heiBt eine Gruppe von Personen, die gemeinsam
in einer Einrichtung unter einer Leitung leben. Demnach mussen offenbar drei
Mindestbedingungen erflllt sein:

- in einer Einrichtung wohnen (Mitbewohner bilden keine Gemeinschaft),
- einer Leitung unterliegen (nicht selbstandig sein),
-ineiner Gemeinschaft leben (gemeinsame Raume, Dienstleistungen, Aktivitaten,

)

Lokale Aufnahmeinitiativen (LAI) fur Personen, die internationalen Schutz
beantragen, die nach Vereinbarung zwischen dem OSHZ und Fedasil eingerichtet
werden, gelten ebenfalls als eine Gemeinschaft.

Dies gilt selbstverstandlich nicht, wenn es um separate vollwertige Wohnungen
und folglich um separate Haushalte in jeder Wohnung geht.

Diesen Wohnungen muss eine separate Adresse (Hausnummer, Index) zugeteilt
werden.

Anmerkung

Bewohner von "betreuten Wohnungen" konnen nicht unter dem Begriff
"Gemeinschaft" eingetragen werden, weil solche betreuten Wohnungen flr ein
selbstandiges Wohnen bestimmt sind. Im Gegensatz zu Altenheimen (in denen
Bewohner nur Uberihr eigenes Zimmer verfugen) sind diese betreuten Wohnungen
nicht nur mit einem separaten Schlafzimmer, sondern auch mit einem separaten
Wohnraum, einer separaten Kochecke und einem separaten Badezimmer
ausgestattet. Im Ubrigen sind fiir diese betreuten Wohnungen (meistens) separate
Briefkasten vorgesehen und auch der Energieverbrauch wird getrennt gemessen.

Aufgrund des Gesetzes vom 13. Februar 2003 zur Offnung der Ehe fiir Personen
gleichen Geschlechts und zur Abanderung einiger Bestimmungen des
Zivilgesetzbuches (siehe Nr. 25) wird seitdem 1. Juni 2003 bei EheschlieBungvon
gleichgeschlechtlichen Personen ein Ehepartner als Kontaktperson des
Haushalts und der andere Ehepartner als Haushaltsmitglied (Stellung im
Haushalt: Ehepartner/Ehepartnerin) angesehen.

Weil bestimmte Missbrauche vermieden werden sollen und zur Gewahrleistung
der Genauigkeit der Angaben, ist davon auszugehen, dass eine einfache Erklarung
beim Bevolkerungsdienst flr die Haushaltszusammensetzung nicht ausreicht und
dass eine Untersuchung erforderlich ist (siehe Nr.14 - Kriterien flr die
Bestimmung der Zusammensetzung eines Haushalts). Es ist darauf zu achten,
dass Zusammenwohnende sich im Hinblick auf die Umgehung bestimmter
steuerlicher oder sonstiger Regelungen nicht als alleinstehend erklaren, obwohl
sie dieselbe Wohnung teilen.
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In der Information Haushaltszusammensetzung mussen folgende Daten vermerkt
werden: Datum des Eintretens in den Haushalt, Datum, an dem die Stellung im
Haushalt sich verandert, Datum des Verlassens des Haushalts.

Gehort eine Person einem Haushalt nicht mehr an, ist die Akte der Kontaktperson
anzupassen.

Sterbeort und -datum (Informationstyp 150)

Siehe Nr. 18 (in Bezug auf den Geburtsort und das Geburtsdatum).

In bestimmten Fallen verfigen die Gemeinden nur uber fragmentarische
AuskUnfte in Bezug auf Sterbefalle im Ausland; um solche Auskunfte zu
vervollstandigen, ist an den FOD Auswaértige Angelegenheiten heranzutreten
(Dienst Familienrecht, Direktion Personenrecht, Generaldirektion Konsularische
Angelegenheiten - Rue des Petits Carmes 15 - 1000 BRUSSEL).

Verschollenheit (Informationstyp 151) und gerichtliche Todeserklarung:

Durch das Gesetz vom 9.Mai2007 zur Abanderung verschiedener
Bestimmungen in Bezug auf die Verschollenheit und die gerichtliche
Todeserkldarung (B.S. vom 21.Juni2007, deutsche Ubersetzung B.S. vom
25. Februar 2009) wurden zahlreiche Artikel des Zivilgesetzbuches abgeandert
und der Vermerk des in Artikel 3 Absatz 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 8. August 1983
zur Organisation eines Nationalregisters der naturlichen Personen erwahnten
Informationstyps angepasst.

Die Verschollenheitsvermutung wird vom Gericht Erster Instanz festgestellt und
dem Friedensrichter des letzten Wohnsitzes notifiziert, der einen gerichtlichen
Verwalter bestellt. Beschlisse des Friedensrichters in Bezug auf den
gerichtlichen Verwalter (Entscheidung zur Bestellung oder Ersetzung des
gerichtlichen Verwalters, zur Beendigung seines Mandats oder zur Anderung
seiner Befugnisse, ...) werden dem Burgermeister des letzten Wohnsitzes des
Verschollenen notifiziert und sind in den Bevolkerungsregistern festzuhalten
(Artikel 113 des Zivilgesetzbuches). Ferner ist die Verschollenheitsvermutung ein
autonomes Sonderverfahren; anderen Informationen der Akte mussen also
keine zusatzlichen Vermerke hinzugeflgt werden (insbesondere in Bezug auf die
Information 111: Rechtsstellung der Person, die vertreten wird, die
Information 113: Vermerk der vertretenden Person und die Information 026:
Zeitweilige Abwesenheit).

Nach Ablauf der gesetzlichen Frist erlasst das Gericht Erster Instanz ein Urteil
uber die Verschollenheitserklarung.

Der Standesbeamte der letzten Eintragungsgemeinde erstellt die
Verschollenheitsurkunde in der DPSU (siehe Art.61 des frliheren
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Zivilgesetzbuches). Ab dem Datum dieser Urkunde wird die Person in den
Bevolkerungsregistern als verschollen registriert.

Daruber hinaus kann das Gericht Erster Instanz eine vermisste Person auch ohne
Sterbeurkunde flur tot erklaren. Diese gerichtliche Entscheidung zur
Todeserkldrung wird in die Personenstandsregister des letzten Wohnsitzes
ubertragen und gilt als Sterbeurkunde; das Datum der Information in den
Bevolkerungsregistern ist das in dem betreffenden Urteil festgelegte
Sterbedatum. Der Standesbeamte der letzten Eintragungsgemeinde des
Verstorbenen oder, in Ermangelung dessen, der Standesbeamte von Brlssel
erstellt die Sterbeurkunde gemaB der gerichtlichen Entscheidung zur
Todeserklarung. Das Datum der Informationin den Bevolkerungsregistern ist das
Sterbedatum, das durch das Urteil festgestellt und in der Sterbeurkunde
vermerkt worden ist.

Personenstandsurkunden, die aus der Verschollenheitserklarung und der
gerichtlichen Entscheidung zur Todeserkldrung hervorgehen, konnen
Gegenstand eines Berichtigungsurteils sein, insbesondere wenn sich spater
herausstellt, dass der Betreffende noch lebt.

Fir weitere Informationen wird auf die Rundschreiben des Dienstes des
Nationalregisters vom 12. Juli2007 und 4. September 2007 - Informationstyp
150: Tod und gerichtliche Entscheidung zur Todeserklarung - und das
Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom 12.Juli2007 -
Informationstyp 151: Entscheidung zur Erklarung der Verschollenheit verwiesen.

Akte und Beschliusse in Bezug auf die Handlungsfahigkeit des
Volljahrigen und die Handlungsunfahigkeit des Minderjahrigen und
Entscheidung zur Verwaltung des Vermogens oder zur Betreuung
der Person (Informationstyp 111/113)

Es handelt sich unter anderem um:

a) den in Artikel1249 Absatz1 des Gerichtsgesetzbuches erwahnten
Beschluss:
Identitat der Person, die einen Minderjahrigen vertritt oder ihm beisteht,
und ldentitat des Betreuers fur das Vermogen oder fur die Person, der eine
geschutzte Person vertritt oder ihr beisteht,

b) die Rechtsstellung eines fur miundig erklarten Minderjahrigen,
c) Namen, Vornamen und Adresse des in Anwendung der Artikel 389 und

folgende des fruheren Zivilgesetzbuches bestellten Vormunds und
Gegenvormunds eines nicht fur mindig erklarten Minderjahrigen,
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31ter.

d) Namen, Vornamen und Adresse des in Anwendung der Artikel 475bis und
folgende des fruheren Zivilgesetzbuches bestellten Pflegevormunds,

e) Namen, Vornamen und Adresse des Elternteils eines nicht fir mundig
erklarten minderjahrigen Kindes, dem in Anwendung von Artikel 374 des
friheren Zivilgesetzbuches die ausschlieBliche Austbung der elterlichen
Autoritat anvertraut worden ist.

Die Kenndaten der Akte und der Beschlisse (Datum, Ort, Art) in Bezug auf die
Handlungsfahigkeit des Volljahrigen, die Handlungsunfahigkeit des
Minderjahrigen, die Betreuung des Vermogens oder die Betreuung des
Volljahrigen und die ausschlieBliche Ausubung der elterlichen Autoritat Uber den
Minderjahrigen, das Datum, ab dem eine bestimmte Rechtslage gilt, und das
Datum, an dem sie endet, sind anzugeben.

Angabe der Tatsache, dass der Minderjahrige zeitweise, ob nach
dem gleichmaBig aufgeteilten Unterbringungssystem oder nicht,
beim Unterbringer wohnt, das heiBBt bei dem Elternteil, bei dem er
aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung oder in gegenseitigem
Einvernehmen der Eltern in Bezug auf die Unterbringung des
Minderjahrigen in Anwendung von Artikel374 des fruheren
Zivilgesetzbuches nicht seinen Hauptwohnort hat
(Informationstyp 021)

Dieser Vermerk erfolgt auf Antrag des Unterbringers und auf Vorlage von Belegen.
Die Information enthalt das Datum des Antrags und die ldentitdt des
Unterbringers.

Angabe der Tatsache, dass der Unterbringer ein oder mehrere seiner
minderjahrigen Kinder, denen gegeniiber die Abstammung
feststeht, zeitweise aufnimmt, ob nach dem gleichmaBig
aufgeteilten Unterbringungssystem oder nicht, aufgrund einer
gerichtlichen Entscheidung oder in gegenseitigem Einvernehmen
der Eltern in Bezug auf die Unterbringung des Minderjahrigen in
Anwendung von Artikel374 des fruheren Zivilgesetzbuches
(Informationstyp 021)

Die Information enthalt das Datum des Antrags und die Identitat des oder der
untergebrachten Minderjahrigen.
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Vermerk der Erklarungen in Bezug auf die durch Gesetz, Dekret oder
Ordonnanz festgelegten Bestattungen und Grabstatten
(Informationstyp 153)

Aufgrund von Artikel 15bis 8 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 20. Juli 1971 Uber die
Bestattungen und Grabstatten (B.S. vom 3. August 1971, deutsche Ubersetzung
B.S. vom 10.Marz2000) kann jeder zu Lebzeiten aus freien Stlicken dem
Standesbeamten der Gemeinde seine letztwillige Verfugung hinsichtlich der
Bestattungsart schriftlich mitteilen.

Am 1. Januar 2002 wurde die Zustandigkeit in Bezug auf Bestattungen und Grab-
statten den Regionen Ubertragen.

Die Flamische Region hat von ihrer Befugnis durch Ausfertigung des Dekrets des
Flamischen Parlaments vom 16.Januar 2004 "op de begraafplaatsen en de
lijkbezorging" (in Bezug auf Bestattungen und Grabstatten) (B.S. vom
10. Februar 2004) Gebrauch gemacht. Durch Artikel 15 § 1 dieses Dekrets wird
die Moglichkeit der Wahl der Bestattungsart oder der Bestimmung der Asche
aufrechterhalten, er ermoéglicht aber auch, bei der Notifizierung seiner
letztwilligen Verfiigung den Ritus der philosophischen Uberzeugung fiir die
Bestattungsfeierlichkeit und die Gemeinde, in der der Blrger bestattet werden
mochte, oder die Gemeinde, in der die Asche beerdigt, beigesetzt oder verstreut
werden soll, zu wahlen. Burger konnen ebenfalls das Bestehen eines
Bestattungsvertrags in der letztwilligen Verfugung vermerken lassen. Durch
Erlass der Flamischen Regierung vom 24. Februar 2006 (B.S. vom 18. April 2006)
wird festgelegt, dass Bestattungsart, Bestimmung der Asche und Riten der
philosophischen Uberzeugung fiir die Bestattungsfeierlichkeit in der letztwilligen
Verfligung vermerkt werden kénnen, die dem Standesbeamten ausgehandigt
werden kann. AuBerdem ist es infolge des Dekrets vom 9. Februar 2024 zur
Abanderung des Dekrets vom 16. Januar 2004 unter bestimmten Bedingungen
auch moglich, gemeinsam mit seinem Heimtier beerdigt zu werden.

Fur die neunzehn Gemeinden der Region Brissel-Hauptstadt ist ebenfalls die
Moglichkeit vorgesehen, in der letztwilligen Verfiugung die Wahl der
Bestattungsart, der Bestimmung der Asche und des Ritus der philosophischen
Uberzeugung fiir die Bestattungsfeierlichkeit ebenso wie das Bestehen eines
Bestattungsvertrags schriftlich anzugeben. Die verschiedenen
Wahlmoaglichkeiten werden durch Ordonnanz des Parlaments der Region
Brissel-Hauptstadt vom 29. November 2018 "sur les funérailles et sépultures”
(in Bezug auf Bestattungen und Grabstatten) (B.S. vom 27. Dezember-2018)
festgelegt.

Fur die Wallonische Region ist ebenfalls die Moglichkeit vorgesehen, in der

letztwilligen Verfugung die Wahl der Bestattungsart, der Bestimmung der Asche
nach der Eindscherung und des konfessionellen oder nichtkonfessionellen Ritus
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fur die Bestattungsfeierlichkeit schriftlich anzugeben und einen
Bestattungsvertrag in der letztwilligen Verfugung vermerken zu lassen.
AuBerdem ist es seit dem 1. September 2024 unter bestimmten Bedingungen
auch moglich, anzugeben, ob Behalter mit der Asche des Heimtiers beigesetzt
werden oder ob diese Asche verstreut wird. Dies ist im Dekret des Wallonischen
Parlaments vom 6. Marz 2009 zur Abanderung von Teil | Buch Il Titel lll Kapitel ll
des Kodex der lokalen Demokratie und Dezentralisierung hinsichtlich der
Bestattungen und Grabstatten (B.S. vom 26. Marz 2009), abgeandert durch das
Dekret vom 14. Februar 2019 und 11. April 2024, festgelegt. Die verschiedenen
dem Burger offenstehenden Wahlmaoglichkeiten sind im Erlass der Wallonischen
Regierung vom 29. Oktober 2009 zur Ausfuhrung des Dekretes vom 6. Marz 2009
zur Abanderung von Teill Buchll Titellll Kapitelll des Kodex der lokalen
Demokratie und Dezentralisierung (B.S. vom 24. November 2009) festgelegt.

Die Erklarung in Bezug auf die letztwillige Verfligung hinsichtlich der
Bestattungsart und des Ritus der philosophischen Uberzeugung fiir die
Bestattungsfeierlichkeit wird durch ein datiertes und unterzeichnetes
Schriftstlick eingereicht und dem Standesbeamten der Gemeinde, in der der
Abgeber der Erklarung eingetragen ist, gegen Empfangsbescheinigung
ausgehandigt. Neben unteranderem Namen, Vornamen, Geburtsdatum und -ort
und vollstandiger Adresse wird in diesem Schriftstiick klar und unzweideutig die
gewulnschte Bestattungsart und/oder der gewtinschte Ritus der philosophischen
Uberzeugung fiir die Bestattungsfeierlichkeit angegeben.

Diese Erklarung wird nach Erhalt unter IT 153 in den Bevdlkerungsregistern
vermerkt.

Die verschiedenen bei der Eingabe verfugbaren Optionen und die
entsprechenden Codes sind in den Anweisungen des IT 153 ausfuhrlich
dargelegt.

Die Gemeinden mussen die Erklarungen fur alle in ihren Bevolkerungsregistern
eingetragenen Personen entgegennehmen.

Die Wahl der Bestattungsart und des Ritus der philosophischen Uberzeugung fiir
die Bestattungsfeierlichkeit und gegebenenfalls das Bestehen eines
Bestattungsvertrags werden mit dem Datum der Erklarung unter Ausschluss
jeder anderen Information in die Bevolkerungsregister aufgenommen. Die
gewahlte Bestattungsart und der gewahlte Ritus der philosophischen
Uberzeugung fiir die Bestattungsfeierlichkeit wird der Person mitgeteilt, die sich
um die Bestattung kimmert.

Bei Wechsel des Hauptwohnortes wird die schriftliche Erklarung in Bezug auf die

Wahl der Bestattungsart und des Ritus der philosophischen Uberzeugung fiir die
Bestattungsfeierlichkeit und das Bestehen eines Bestattungsvertrags zusammen
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mit der Akte der betreffenden Person der Gemeinde Ubermittelt, in der sich diese
Person niedergelassen hat.

Der Abgeber einer Erklarung kann seine Erklarung jederzeit zurlickziehen oder
andern. Die folgenden Gemeinden des Wohnortes schreiben diese Informationen
in den Bevolkerungsregistern fort.

Bei Anderung der Erklarung wird nur der letzte Vermerk beibehalten.

Bei Rucknahme der Erklarung ohne eine neue sie ersetzende Verfugung,
Streichungvon Amts wegen, Streichung wegen Verlust des Aufenthaltsrechts oder
Streichung wegen Wegzug ins Ausland wird keine Information mehr beibehalten.

Stirbt eine Person in der Gemeinde, in der sie ihren Wohnsitz hat, so muss der
Standesbeamte bei Abgabe der Todeserklarung Uberprifen, ob eine Erklarung in
Bezug auf die letztwillige VerflUgung hinsichtlich der Bestattungsart in den
Registern unter dem Namen dieser Person vermerkt worden ist.

Tritt der Tod nicht in der Gemeinde des Hauptwohnortes ein, Ubermittelt diese
Gemeinde der Gemeinde, in der die Person gestorben ist, auf deren Ersuchen
unverzuglich die Informationen in Bezug auf die letztwillige Verfligung des
Verstorbenen hinsichtlich der Bestattungsart.

Reisepass (Informationstyp 199)

Zur Klarstellung: Es handelt sich hierbei um Passe und zugehdrige Dokumente, die
von einer belgischen Behorde ausgestellt worden sind (siehe Artikel 1 Nr. 18 des
Koniglichen Erlasses vom 16.Juli1992 zur Festlegung der in den
Bevolkerungsregistern und im Fremdenregister angegebenen Informationen im
Hinblick auf die Registrierung neuer Informationen in Bezug auf den Vormund
eines unbegleiteten minderjahrigen Auslanders).

Das Ausstellungsverfahren (Belpas), einschlieBlich der Registrierung im
Nationalregister, wird vom FOD Auswartige Angelegenheiten verwaltet.

Die Information in Bezug auf den Pass umfasst die belgische Behdrde, die den
Pass ausgestellt hat (Provinz, Gemeinde, diplomatische oder konsularische
Vertretung), Passnummer, Ausstellungsort, Ausstellungsdatum,
Herstellungsdatum, Ablaufdatum und Datum und Grund der Annullierung.

Die Eingabe erfolgt automatisch bei Ausstellung des Passes.
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36.

Identitats- und Aufenthaltsdokumente (Informationstyp 195)

Die Information in Bezug auf den Identitatsnachweis umfasst entweder Nummer
und Ausstellungsdatum des Personalausweises, der im Gesetz vom 19. Juli 1991
uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten und die
Aufenthaltsdokumente und zur Abanderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur
Organisation eines Nationalregisters der naturlichen Personen erwahnt ist, oder
Art und Nummer des Dokuments, das als Bescheinigung Uber die Eintragung in
den Bevolkerungsregistern oder im Fremdenregister oder als Bescheinigung Uber
die Eintragung im Register einer belgischen diplomatischen oder konsularischen
Vertretung gilt, mit Angabe des Ausstellungsdatums und -ortes und seiner
Gultigkeitsdauer.

Fur andere Dokumente als den Personalausweis fur Belgier umfasst diese
Information neben der Art der Unterlage (Ausweispapier flr Kinder unter
zwolf Jahren, elektronisches ldentitatsdokumente fur Kinder unter zwolf Jahren,
Bescheinigung uber die Eintragung im Fremdenregister, Auslanderkarte,
Registrierungsbescheinigung, Aufenthaltskarte fur Angehdrige eines EU-
Mitgliedstaates usw.) gegebenenfalls auch einen Verweis auf die Ausstellung
eines Duplikats des Dokuments oder auf die Verlangerung des Dokuments.

Der Ort, an dem ein Dokument ausgestellt worden ist, wird durch den LAS-Code
der Gemeinde oder den Code Land der belgischen diplomatischen oder
konsularischen Vertretung im Ausland angegeben.

Der Gultigkeitszeitraum wird durch Registrierung des Ablaufdatums bestimmt.

Registrierung der Nummern der Zertifikate des elektronischen
Personalausweises oder der elektronischen Auslanderkarte
(Informationstyp 180)

Im Nationalregister der natirlichen Personen gespeicherte und aufbewahrte
Daten werden durch die Angabe der auf dem elektronischen Personalausweis
oder der elektronischen Auslanderkarte vorhandenen Identitats- und
Signaturzertifikate erganzt (dies gemaB dem Gesetz vom 25.Marz 2003 zur
Abanderung des Gesetzes vom 8.August1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen und des Gesetzes vom 19. Juli 1991
uber die Bevolkerungsregister und die Personalausweise und zur Abanderung des
Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
nattrlichen Personen).

Die Eingabe dieser Nummern erfolgt automatisch bei Ausstellung des
Ausweises/der Karte.
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Nur die Nummer des elektronischen Personalausweises oder der elektronischen
Auslanderkarte und gegebenenfalls vorhandene Zertifikate werden angegeben.

Elektronische Identitdtsdokumente flr belgische Kinder unter zwolf Jahren
enthalten nur das Identitatszertifikat. Dieses Zertifikat kann ab dem
sechsten Lebensjahr aktiviert werden. Ist dieses Identitatszertifikat vorhanden,
wird dies ebenfalls angegeben.

Auslandische Kinder unter zwolf Jahren erhalten die Auslanderkarte, die sie
eigentlich erst nach Vollendung des zwolften Lebensjahres erhalten sollten (mit
einer Gultigkeitsdauer von hdchstens drei Jahren). Es ist auch madglich, das
Identitatszertifikat flr Kinder ab einem Alter von sechs Jahren zu aktivieren.

Nummer und Ausstellungsdatum des
Sozialversicherungsausweises (zur Erinnerung -
Informationstyp 196)

Seit dem 28. Februar 1997 ist der Sozialversicherungsausweis abgeschafft und
durch den (elektronischen) Sozialausweis ersetzt worden, und zwar aufgrund des
Koniglichen Erlasses vom 18. Dezember 1996 zur Festlegung von MaBnahmen im
Hinblick auf die Einfuhrung eines Sozialausweises flr alle Sozialversicherten in
Anwendung der Artikel 38, 40, 41 und 49 des Gesetzes vom 26. Juli 1996 zur
Modernisierung der sozialen Sicherheit und zur Sicherung der gesetzlichen
Pensionsregelungen (B.S. vom 7. Februar 1997, deutsche Ubersetzung B.S. vom
24, September 1997). Dieser Erlass ist spater aufgehoben und durch das Gesetz
vom 29.Januar2014 zur Festlegung von Bestimmungen in Bezug auf den
Sozialausweis und die ISI+-Karte ersetzt worden (B.S. vom 12. Februar 2014,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 10. Oktober 2014 und 20. Mérz 2015).

In der Tat verteilen Versicherungstrager seit dem 1. Januar 2014 keine neuen SIS-
Karten mehr. Seit diesem Datum wird das belgische elektronische
Identitatsdokument (elD, KidsID, elektronischer Personalausweis, ausgestellt an
nichtbelgische Bulrger der Europaischen Union, elektronischer Aufenthaltstitel,
ausgestellt an Staatsangehorige eines Landes auBerhalb der Europaischen Union)
zur ldentifizierung des Sozialversicherten verwendet. Sozialversicherte, die Uber
kein belgisches elektronisches Identitdtsdokument verfigen, aber ein solches
Dokument erhalten konnten, wenn sie die erforderlichen Schritte unternehmen
wulrden, mussen dieses Dokument beantragen. Personen, die keinen Anspruch
auf ein elektronische ldentitatsdokument haben, sowie alle Kinder unter zwolf
Jahren erhalten eine Ersatzkarte (nachstehend "ISI+-Karte" genannt) als
Identifikationsmittel (Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 2014 zur Festlegung
von Bestimmungen in Bezug auf den Sozialausweis und die ISI+-Karte).
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39.

40.

Pensionsscheine (Informationstyp 073)

Diese Information umfasst die verschiedenen Kategorien der in Belgien
ausgestellten Scheine und die Einrichtung, die sie ausstellt (Ruhestandspension,
Hinterbliebenenpension, Kriegspension, Invalidenpension, Rente).

Fur die von einem auslandischen Staat gewahrten Pensionscheine wird in der
Information nur das Ausstellungsland angegeben ohne Vermerk der Kategorie des
Scheins.

Die Nummern der Scheine werden ebenfalls eingetragen, wie auch das Datum der
Zuerkennung, das heiBt das Datum, ab dem einer Person der Anspruch auf eine
Pension zuerkannt wird. Ist dieses Datum nicht bekannt, wird das Datum
eingetragen, an dem die Gemeinde von der Zuerkennung des Scheins in Kenntnis
gesetzt worden ist.

Erklarung in Bezug auf die Transplantation von Organen und
Geweben nach dem Tode (zur Erinnerung)

Im Koéniglichen Erlass vom 9. Februar2020 Uber die Registrierung von
Willenserklarungen beziglich der Entnahme menschlichen Korpermaterials,
einschlieBlich Organe, nach dem Tod (B.S. vom 19.Marz 2020, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 19. Oktober 2022) wird die Registrierung von Erkldrungen
zur Ablehnung beziehungsweise ausdrlcklichen Einwilligung in Bezug auf die
Entnahme von Korpermaterial nach dem Tod geregelt. Dies fallt in die
Zustandigkeiten des FOD Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette
und Umwelt und der Foderalagentur fur Arzneimittel und Gesundheitsprodukte,

Durch den Koéniglichen Erlass vom 22. Marz 2021 wird der Kdénigliche Erlass vom
16.Juli 1992 zur Festlegung der in den Bevolkerungsregistern und im
Fremdenregister angegebenen Informationen hinsichtlich der Streichung der
Registrierung der Information Uber die Erklarung in Bezug auf die Transplantation
von Organen und Geweben nach dem Tod abgeandert (B.S. vom 19. April 2021,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 8. Juli 2021). Seit diesem Koniglichen Erlass wird
die Erklarung in Bezug auf die Transplantation von Organen und Geweben nach
dem Tod nicht mehr in den Bevolkerungsregistern registriert.

Anerkennung von Titeln infolge von Kriegshandlungen
(Informationstyp 074)

Die Information umfasst das Datum der Zuerkennung des Titels durch die
zustandige Behodrde bzw. Einrichtung und den Titel, der infolge von
Kriegshandlungen zuerkannt wurde: politischer Gefangener, Deportierter,
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42.

43.

bewaffneter Widerstandskampfer, ziviler Widerstandskampfer, Mitglied der
geheimen Presse, Zwangsarbeitsverweigerer, Kriegswaise, Kriegerwitwe.

Wandergewerbeschein (zur Erinnerung — Informationstyp 193)

Diese Information umfasst Nummer, Art und Gultigkeitsdauer (nicht mehr als
sechs Jahre) des Wandergewerbescheins.

Seitdem 1. Oktober 2006 muissen sich die Gemeindeverwaltungen nicht mehrum
die Ausstellung von Wandergewerbescheinen kimmern und ist diese Information
nicht mehrin den Bevolkerungsregistern anzugeben, weil Wandergewerbescheine
seit vorerwahntem Datum bei Unternehmensschaltern beantragt und von diesen
ausgestellt werden mussen, die die Eintragung des Wandergewerbetreibenden in
die Zentrale Datenbank der Unternehmen vornehmen (Koniglicher Erlass vom
24, September 2006 Uber die Auslbung und die Organisation des
Wandergewerbes (B.S. vom 29. September 2006, deutsche Ubersetzung B.S. vom
9. Marz 2007)).

Angabe der in Artikel 95 84 des Wahlgesetzbuches vorgesehenen
Kategorie (Informationstyp 130)

Anhand dieser Information sollen die Personen bestimmt werden, die benannt
werden konnen, um das Amt des Vorsitzenden eines Wahl- oder
ZahlbUrovorstandes, eines Beisitzers eines Zahlburovorstandes (Code 6) oder
eines Beisitzers eines Wahlburovorstandes (Code 7) zu bekleiden.

Angabe der Aberkennung des Stimmrechts, des Rechts auf Teilnahme an einer
Volksbefragung auf kommunaler Ebene oder des Wahlbarkeitsrechts

Angabe der Aberkennung des Stimmrechts, des Rechts auf
Teilnahme an einer Volksbefragung auf kommunaler Ebene oder des
Wahlbarkeitsrechts (Informationstyp 130)

Anhand dieser Information soll darauf hingewiesen werden, dass einer Person das
Stimmrecht bzw. das Recht, an einer Volksbefragung auf kommunaler Ebene
teilzunehmen, oder das Wahlbarkeitsrechts aberkannt worden ist.

In den Artikeln 6 bis einschlieBlich 8 des Wahlgesetzbuches sind Bestimmungen
uber den Ausschluss vom Wahlrecht/Wahlbarkeitsrecht bzw. vom Recht auf
Teilnahme an einer Volksbefragung auf kommunaler Ebene und Uber die
Aussetzung dieses Rechts festgelegt.

- Nach dem 15. April 2009
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In Anwendung des Gesetzes vom 14. April 2009 zur Abanderung verschiedener
Bestimmungen in Wahlangelegenheiten (B.S. vom 15. April2009, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 30.April2009) sind die Artikel6 und 7 des
Wahlgesetzbuches abgeandert worden.

Durch diese Bestimmungen wird der Automatismus zwischen Verurteilung und
endgultigem Verlust oder zeitweiliger Aussetzung des Wahlrechts, die sich daraus
fur den Verurteilten ergibt, abgeschafft. Der Strafrichter muss ausdrlcklich
dartber befinden, ob die Person, die er wegen eines Verbrechens oder einer
Straftat verurteilt hat, als Nebenstrafe zu dieser Verurteilung auch ihr Wahlrecht
verlieren wird; ist dies der Fall, so setzt erin dem auf Verurteilung lautenden Urteil
oder Entscheid die Dauer dieser Unfahigkeit fest.

Gegebenenfalls wird Code 5 (Nichtwahler) mit Vermerk des Enddatums registriert.
Die Registrierung des Enddatums ist fur die Erstellung der Wahlerliste wichtig.
AnschlieBend wird Code 4 (Wahler) registriert, wenn er das Stimmrecht wieder
erhalt.

In Anwendung der diesbezlglichen Bestimmungen des Strafgesetzbuches kann
der Richter ferner entscheiden, eine Person entweder vom Stimmrecht oder vom
Wahlbarkeitsrecht oder von beidem auszuschlieBen.

Gegebenenfalls wird Code 9 (Nichtkandidat) mit Vermerk des Enddatums
registriert.

AnschlieBend wird Code 8 (Kandidat) registriert, wenn er erneut kandidieren darf.

- Vordem 15. April 2009

Anhand dieser Information soll darauf hingewiesen werden, dass einer Person das
Wahlrecht bzw. das Recht, an einer Volksbefragung auf kommunaler Ebene
teilzunehmen (Code 3), aberkannt worden ist oder das eine Person erneut
"Wahler" bzw. "Teilnehmer an einer Volksbefragung auf kommunaler Ebene"
(Code 1) ist.

Bemerkung: Die vorher registrierten Codes 3 und 1 bleiben gegebenenfalls glltig.

Das Gesetz vom 21. Januar 2013 zur Abanderung des Wahlgesetzbuches und des
Gesetzes vom 17.Mai 2006 Uber die externe Rechtsstellung der zu einer
Freiheitsstrafe verurteilten Personen und die dem Opfer im Rahmen der
Strafvollstreckungsmodalitaten zuerkannten Rechte infolge der Einflhrung eines
neuen, die Menschenwilrde wahrenden Schutzstatus (B.S. vom 14.Juni 2013,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 6. November 2013) ist am 1. September 2014 in
Kraft getreten.

Artikel 7 des Wahlgesetzbuches ist dahingehend abgeandert worden, dass
Personen, fur die infolge einer gerichtlichen Entscheidung eine SchutzmaBnahme
hinsichtlich der Betreuung des Vermdgens und/oder der Betreuung der Person gilt,
nur als Nichtwahler (Code 5) registriert werden, wenn dies ausdrucklich in der
Entscheidung bestimmt wurde.
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44Dbis.

Keinerlei Verweis auf die Grinde, weshalb einer Person das Wahlrecht zeitweilig
oder endgultig aberkannt worden ist, wird in die Bevdlkerungsregister
aufgenommen.

Angabe der Eigenschaft als Wahler der Europaischen Union fir die Wahl des
Europaischen Parlaments und/oder fur die Gemeinderatswahlen

Erklarung uber das gesetzliche Zusammenwohnen
(Informationstyp 123)

Das einzugebende Datum ist das Datum, an dem der Standesbeamte die
Erklarung in den Bevolkerungsregistern vermerkt, nachdem er Gberprift hat, ob
die Bedingungen in Bezug auf das gesetzliche Zusammenwohnen erfullt sind
(Gesetz vom  23.November1998 zur EinfUhrung des gesetzlichen
Zusammenwohnens (B.S. vom 12. Januar 1999, deutsche Ubersetzung B.S. vom
2.Marz 2000) und Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom
1. Dezember 1999 (B.S. vom 7. Dezember 1999, deutsche Ubersetzung B.S. vom
2. Marz 2000)).

Gegebenenfalls wird die Beendigung des gesetzlichen Zusammenwohnens mit
Vermerk des betreffenden Datums angegeben.

Erkennungsdaten der Person, mit der eine Erklarung uber das
gesetzliche Zusammenwohnen abgegeben worden ist, und
Informationen uber Entscheidungen vor der Beurkundung der
Erklarung uber das gesetzliche Zusammenwohnen wie in
Artikel 1476quater des fruheren Zivilgesetzbuches erwahnt
(Informationstyp 125)

Diese Information umfasst:

- Erkennungsdaten der Person, mit der eine Erklarung Uber das gesetzliche
Zusammenwohnen abgegeben worden ist,

- Informationen Uber Entscheidungen vor der Beurkundung der Erklarung tber
das gesetzliche Zusammenwohnen, und zwar:

1.in Artikel 1476quater Absatz 2 des frlUheren Zivilgesetzbuches vorgesehener
Aufschub der Beurkundung der Erklarung Gber das gesetzliche
Zusammenwohnen und in demselben Artikel erwahnte Verldngerung der Frist
dieses Aufschubs durch den Prokurator des Kénigs,

2.in Artikel 1476quater Absatz 1 des fruheren Zivilgesetzbuches vorgesehene
Weigerung, die Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen zu
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beurkunden, und Datum der Notifizierung dieser Weigerungsentscheidung an
die betreffenden Parteien.

3.Beschwerde, die gemaB Artikel1476quater Absatz5 des fruheren
Zivilgesetzbuches gegen die in Punkt 2 erwahnte Weigerung, die Erklarung tber
das gesetzliche Zusammenwohnen zu beurkunden, eingelegt wird, und Datum
der Notifizierung dieser Weigerungsentscheidung an die betreffenden Parteien,

4. Nichtigerklarung des gesetzlichen Zusammenwohnens, erwahnt in
Artikel 1476quinquies des fruheren Zivilgesetzbuches, wenn das gesetzliche
Zusammenwohnen unter VerstoB gegen die Bestimmungen von Artikel 1476bis
eingegangen worden ist, oder in Anwendung von Artikel 79quater des Gesetzes
vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern, wenn das Urteil oder der
Entscheid, durch das/den das gesetzliche Zusammenwohnen flr nichtig erklart
wird, formell rechtskraftig geworden ist.

Diese Informationen werden funf Jahre nach dem Datum, an dem der
Standesbeamte den betreffenden Parteien die Weigerungsentscheidung in
Bezug auf die Beurkundung der Erklarung Uber das gesetzliche
Zusammenwohnen notifiziert hat, oder bei Vermerk der Erklarung Uber das
gesetzliche Zusammenwohnen der betreffenden Personen im
Bevolkerungsregister geldoscht (Kdniglicher Erlass vom 28. Februar 2014 zur
Abanderung des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 zur Festlegung derin den
Bevolkerungsregistern und im Fremdenregister angegebenen Informationen und
zur Auferlegung der Eintragung ins Warteregister der Auslander, die nicht uber
eine Erkennungsnummer des Nationalregisters verfligen und eine Ehe eingehen
wollen oder eine Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen abgeben
wollen - B.S. vom 24.Méarz2014, deutsche Ubersetzung B.S. vom
13. August 2014).

Wenn die Person, die eine Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen
abzugeben beabsichtigt, nicht Uber eine Nummer des Nationalregisters verfugt,
wird sie gemaB dem in Teil Il (Eintragung ins Warteregister und Fuhrung dieses
Registers) Abschnitt lll erwahnten Verfahren in das Warteregister der Gemeinde
der Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen eingetragen.

Vom Auslianderamt zugeteilte Aktennummer (Informationstyp 200)

Es handelt sich um die Erkennungsnummer, die das Auslanderamt jedem
Auslander zuteilt, der in die Bevolkerungsregister oder ins Warteregister
eingetragen wird. Sie wird vom Auslanderamt registriert.
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47.

48.

49.

50.

Angaben zur Identitdt, von denen der Auslander Gebrauch macht,
die aber nichtin Nr. 16 angegeben sind

Es handelt sich um Angaben zur Identitat, die nicht dem Namen und den
Vornamen gleichgesetzt werden koénnen, so z.B. wenn der Name eines
auslandischen Staatsangehdrigen keine Unterscheidung zwischen
Familiennamen und Vornamen ermaglicht.

Das zu berucksichtigende Datum ist das Datum der Geburtsurkunde oder des
Dokuments, das als solches gilt.

Herkunftsland und Herkunftsort im Ausland (Informationstyp 006)

Mit dieser Information wird das Land angegeben, wo der auslandische
Staatsangehdrige wohnte, bevor er nach Belgien kam.

Das fur diese Information zu bertcksichtigende Datum ist das Datum der Ankunft
in Belgien.

Angabe des Aufenthalts, der auf die Dauer des Studiums beschrankt
ist (Informationstyp 007)

Das Datum des Studiumbeginns und das Datum, an dem das Studium
normalerweise abgeschlossen wird, sind anzugeben.

Angabe des Aufenthalts, der aufgrund besonderer Umstande oder
der Art oder der Dauer bestimmter Leistungen beschrankt ist

Das Datum des Beginns des Aufenthalts, das Datum, an dem der Aufenthalt
normalerweise endet, und der Grund des Aufenthalts sind anzugeben.

Art, Nummer und Dauer der Giiltigkeit der Arbeitserlaubnis
(Informationstyp 198)

In der Regel wird die Arbeitserlaubnis jedem Auslander, der nicht Angehdoriger
eines EU-Staates ist und in Belgien einer Berufstatigkeit als Lohnempfanger
nachgeht, ausgestellt (auBer Befreiung).

Das Datum des Beginns der Gultigkeit und des Ablaufs der Arbeitserlaubnis
werden in die Register eingetragen.
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52.

53.

54-57.

Art, Nummer und Dauer der Giiltigkeit der Berufskarte
(Informationstyp 197)

In der Regel wird die Berufskarte jedem Auslander, der nicht Angehoriger eines EU-
Staates ist und in Belgien einer Erwerbstatigkeit als Selbstandiger nachgeht,
ausgestellt (auBer Befreiung).

Das Datum des Beginns der Glltigkeit und des Ablaufs der Karte werden in die
Register eingetragen.

Riickkehrrecht (Informationstyp 008)

Das Recht auf Ruckkehr ist in Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980
uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Ausweisen von Auslandern geregelt.

Die vorerwahnte Information umfasst den Vermerk "Recht auf Ruckkehr", das
Datum der Erstellung der Anlage 18, die in Artikel 39 8 6 des Kdniglichen Erlasses
vom 8. Oktober 1981 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern erwahnt ist, und das Datum,
bis zu dem das Ruckkehrrecht gilt. Eventuell wird die zeitweilige Abwesenheit
vermerkt.

Wenn der Betreffende eine zeitweilige Abwesenheit in Anspruch nehmen kann,
bleibt die Eintragung bestehen.

Andernfalls wird er wegen Wegzug ins Ausland gestrichen.

Die Aufenthaltskarte wird nicht annulliert.

Art und Aktenzeichen der in Artikel2 des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 uber die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausldndern
erwahnten Dokumente oder der aufgrund des vorerwahnten Artikels
zuldssigen Dokumente (Informationstyp 211)

Diese Information umfasst die Nummer des Dokuments, den Ausstellungsort, die
Behorde, die das Dokument ausgestellt oder verlangert hat, und das Datum der
Ausstellung, der Verlangerung und des Ablaufs.

Gestrichen
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59.

60.

Angabe der Eigenschaft als Wahler der Europédischen Union fir die
Wahl des Europaischen Parlaments und/oder fur die
Gemeinderatswahlen (Informationstyp 131)

Das einzutragende Datum ist das Datum des vom Gemeindekollegium oder vom
Burgermeister- und Schoffenkollegium gefassten Beschlusses, durch den ein
europaischer Blrger als Wahler fur das Europaische Parlament zugelassen wird,
gefolgt von dem Namen der lokalen Korperschaft oder Gebietskérperschaft, wo
der Betreffende in seinem Herkunftsland zuletzt als Wahler eingetragen war
(Code 1).

Das einzutragende Datum ist das Datum des vom Gemeindekollegium oder vom
Burgermeister- und Schoéffenkollegium gefassten Beschlusses, durch den ein
europaischer oder nicht europaischer Burger als Wahler flur die Gemeindewahl
zugelassen wird (Code 2).

Alle Informationen in Bezug auf diese Eintragung erhalten Sie unter
elections@rrn.fgov.be.

Datum der Zuerkennung der Rechtsstellung des voribergehenden
Schutzes, erwahnt in Artikel 54 81 Absatz1 Nr.5 des weiter oben
erwahnten Gesetzes vom 15. Dezember 1980 (Informationstyp 205)

Diese Information wird von der Gemeinde eingegeben.

Obligatorischer Eintragungsort, der vom Minister oder von seinem
Beauftragten aufgrund von Artikel 54 des weiter oben erwahnten
Gesetzes vom 15. Dezember 1980 liber die Einreise ins Staatsgebiet,
den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern bestimmt worden ist (Informationstyp 207)

Das einzutragende Datum ist das Datum des Beschlusses des Ministers.
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Kapitel lll - Muster der fiir die Registrierung der Bevolkerung verwendeten
Unterlagen und Formulare

61.

Am 25. Mai 2018 ist die Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO
oder in Englisch: General Data Protection Regulation (GDPR)) in Kraft getreten.
Das Gesetz vom 30. Juli 2018 uber den Schutz naturlicher Personen hinsichtlich
der Verarbeitung personenbezogener Daten (B.S. vom 5. September 2018,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 30. Marz 2021), das sogenannte "Gesetz lber
den Schutz des Privatlebens", ist ebenfalls in Kraft getreten.

Mit diesen Rechtstexten werden bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
bestimmte Bedingungen hinsichtlich Transparenz und Informationspflicht
auferlegt. Wir verweisen insbesondere auf die Artikel 12, 13 und 14 der DSGVO
und die Artikel 37 und 38 des Gesetzes Uber den Schutz des Privatlebens. Konkret
bedeutet dies, dass jede Gemeinde, die im Rahmen ihrer Beziehungen mit dem
Burger die in den vorliegenden Anweisungen aufgenommenen Muster verwenden
mochte, diese unbedingt mit einer Erlauterung zu den gesetzlich
vorgeschriebenen Informationen (Disclaimer) ausfullen muss. Der nachstehende
Text kann als Muster dienen, vorausgesetzt, dass die relevanten Informationen
ausgeflllt werden und auf die kommunale Datenschutzerklarung verwiesen wird:

"Die Informationen, die Sie beim Ausfullen des vorliegenden Formulars mitteilen,
werdenim Hinblick auf[... Verfahren, in dem die Informationen benutzt werden ...]
in einer Datenbank gespeichert. Diese Informationen werden von den
[... Diensten ...]verarbeitet und werden keinen Drittpersonen mitgeteilt. lhre Daten
werden wahrend einer Frist von [... Frist...] aufbewahrt. Die Aufbewahrung und
Verarbeitung dieser Daten haben eine rein gesetzliche Grundlage. Wenn Sie |hr
Recht auf Einsichtnahme, Berichtigung, Loschung oder ein anderes in den
Rechtsvorschriften uber den Schutz des Privatlebens erwahntes Recht ausliben
wollen, kdnnen Sie sich an den flr die Datenverarbeitung Verantwortlichen von
[... Gemeinde ...] (oder den DSB) richten. Sie kdnnen uber [... Kontaktdaten ...]
Kontakt aufnehmen.

Sie kénnen die anwendbare Datenschutzerklarung [... Art und Weise, wie sie
eingesehenwerden kann ...]einsehen. Im Streitfallkonnen Sie Beschwerde beider
Datenschutzbehorde einreichen:
https://www.datenschutzbehorde.be/zivilist/aktionen/beschwerde-einreichen
Rue de la Presse 35/Drukpersstraat 35, 1000 Brtssel

+32(0)2 274 48 00

+32 (0)2 274 48 35
contact@apd-gba.be"
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62.

63.

64.

65.

Zur Erinnerung;:

Muster 1 wird durch die Bevolkerungskarte (Transaktion 61) ersetzt, die die
Gemeinde Uber ihre Anwendung "Bevolkerung" einsehen kann.

Seit Einfuhrung der DPSU entfallt Muster 7.

Muster 2 und 2bis

Muster 2 ist die Bescheinigung tber den Empfang der in Artikel 7 § 1 Absatz 1 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister vorgesehenen Meldung. Wenn der Burger die Meldung auf
elektronischem Weg vornimmt, kann ihm Muster 2 auch auf elektronischem Weg
(vom zustandigen Beamten elektronisch unterzeichnet) ibermittelt werden.

Sie wird Auslandern, die eine Erklarung tber die Ankunft oder die Anwesenheit in
Belgien erhalten, nicht ausgestellt.

Muster 2bis, eine Variante von Muster2, wird bei der Verlegung des
Hauptwohnortes innerhalb derselben Gemeinde benutzt (Wechsel innerhalb der
Gemeinde).

Wenn der Burger die Meldung auf elektronischem Weg vornimmt, kann ihm
Muster 2bis auch auf elektronischem Weg (vom zustdndigen Beamten
elektronisch unterzeichnet) Ubermittelt werden.

Muster sind in Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Muster 3

Es handelt sich um die in Artikel7 85 Absatz2 des Kodniglichen Erlasses
vom 16.Juli 1992 Uber die Bevdlkerungsregister und das Fremdenregister
erwahnte Notifizierung der Eintragung. Dieses Muster 3 kann per Post, per Fax
oder auf elektronischem Weg (vom zustandigen Beamten elektronisch
unterzeichnet) Ubermittelt werden.

Ein Musteristin Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Muster 4

Muster 4 ist die in Artikel 7 8 5 Absatz 2 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992
uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister erwdhnte Bescheinigung
der Nichteintragung. Es steht auf der Ruckseite von Muster 3. Dieses Muster 4
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66.

kann per Post, per Fax oder auf elektronischem Weg (vom zustandigen Beamten
elektronisch unterzeichnet) ibermittelt werden.

Ein Musteristin Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Muster 5 und 5bis

Muster 5 dient gegebenenfalls zur Ubermittlung der persénlichen Akte der Person,
die gemaB Artikel7 86 des Koniglichen Erlasses vom 16.Juli 1992 uUber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister eingetragen wird.

Erfahrt eine Gemeinde (Muster 3), dass ein Einwohner in einer anderen Gemeinde
eingetragen worden ist, kann die persoénliche Akte des Betreffenden archiviert
werden.

Enthalt diese personliche Akte Dokumente, die der neuen Gemeinde auf Papier zu
Ubermitteln sind, werden diese Dokumente anhand des Musters 5 Ubermittelt.

Wenn die neue Gemeinde nichts erhalt, kann davon ausgegangen werden, dass
keine Unterlagen vorhanden sind.

Muster 5bis ist die Bescheinigung uber den Empfang der persdénlichen Akte.
Muster 5bis kann per Post oder per Fax zurtickgeschickt werden. Der Empfang der
personlichen Akte kann auch per gewohnliche E-Mail (zusatzliche Verwendung
des Musters 5bis nicht erforderlich) bestatigt werden.

Muster sind in Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Erlauterungen:

a) Im Oktober 2025 wurde der FOD Mobilitat diesbeziiglich kontaktiert und teilte
mit, dass die Informationskarteikarte verpflichtend bleibt fur:

1. Ablaufdatum und Ergebnisse der Prufungen zur Erneuerung des
FUhrerscheins/Erneuerungspriufungen, die nicht in Mercurius aufgenommen
sind,

2. Informationen in Bezug auf den Ablauf der Gultigkeit des Flhrerscheins bei
einerAnderung der Nummer,

3. Arztliche Atteste der Gruppe 1 mit unbefristeter Giiltigkeit: Das Original
wird zusammen mit der Karteikarte aufbewahrt;

4. Fuhrerscheine, die durch Umtausch eines auslandischen Fihrerscheins
erworben wurden: Eine Kopie des umgetauschten europaischen

82



67.

68.

69.

Fuhrerscheins und das Original des umgetauschten auslandischen
Flihrerscheins werden zusammen mit der Karteikarte aufbewahrt;

5. Umtausch von Militarfuhrerscheinen und SHAPE-Fuhrerscheinen: Eine
Kopie wird zusammen mit der Karteikarte aufbewahrt;

6. Schulungsfuhrerscheine: Eine Kopie wird zusammen mit der Karteikarte
aufbewahrt;

7. Ubereinstimmungsbescheinigung fir landwirtschaftliche Fahrzeuge (T-
Bescheinigung): Eine Kopie wird zusammen mit der Karteikarte aufbewahrt;
8. Inhaber eines europaischen auslandischen Qualifizierungsnachweises:
Eine Kopie dieses Nachweises wird zusammen mit der Karteikarte
aufbewahrt;

Die Dokumente konnen in digitaler Form aufbewahrt werden, mit Ausnahme
auslandischer Fuhrerscheine, die in Papierform aufbewahrt werden mussen.
Im Falle eines Umzugs muss die Karteikarte der neuen Gemeinde Ubermittelt
werden, entweder digital oder per Post.

b) BeiWechsel des Hauptwohnortes wird die schriftliche Erklarung in Bezug auf
die Wahl der Bestattungsart und des Ritus zusammen mit der Akte der
betreffenden Person der Gemeinde Ubermittelt, in der sich diese Person
niedergelassen hat.

Dies ist von den regionalen Behorden festgelegt worden (siehe Nr. 32).

Muster 6

Muster 6 dient zur Beantragung der Ubermittlung eines Musters 3; dies setzt eine
vorhergehende Eintragung der Betreffenden in die Register der Gemeinde, an die
der Antrag gerichtet wird, voraus. Dieses Muster 6 kann per Post, per Fax oder auf
elektronischem Weg (vom zustandigen Beamten elektronisch unterzeichnet)
ubermittelt werden. Bei Eintragungsverweigerung wird der vorherigen Gemeinde
Muster 4 Gbermittelt.

Ein Musteristin Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Gestrichen

Muster 8 und 8bis

Muster 8 ist die Bescheinigung Uber die Streichung aus den Registern, die auf
Antrag einer Person ausgehandigt wird, die ihre Streichung aus den Registern
nachweisen muss, insbesondere bei einer Niederlassungim Ausland. Auf Wunsch
des Burgers kann ihm Muster 8 auch auf elektronischem Weg (vom zustandigen
Beamten elektronisch unterzeichnet) Ubermittelt werden.

83



70.

Die Gemeinde stelltihren Einwohnern dieses Formular und einen Auszug aus dem
belgischen Konsulargesetzbuch vom 21. Dezember 2013, Artikel 35 bis 41, zur
Verflgung.

Muster 8bis ist ein gemeindeinternes Muster flr die Meldung eines Wegzugs ins
Ausland und die Untersuchung, ob dieser Wegzug tatsachlich erfolgt ist. Die
Vorderseite wird vom Bevdlkerungsdienst der Gemeinde ausgefillt und vom
Meldenden unterzeichnet. Danach wird dieses Muster der lokalen Polizei Uber-
mittelt, die die Ruckseite des Musters auf der Grundlage einer vereinfachten
Untersuchung hinsichtlich des tatsachlichen Wegzugs des Betreffenden ins
Ausland ausflullen muss.

Wenn aus der Untersuchung hervorgeht, dass der Wegzug ins Ausland nicht
tatsachlich erfolgt ist, mulssen die Bevolkerungsregister berichtigt und
fortgeschrieben werden (Annullierung des Wegzugs ins Ausland). Nur in diesem
Fall wird der Bevélkerungsdienst des FOD Auswiértige Angelegenheiten
benachrichtigt (nur fur Belgier gultig). Fur diese Annullierung ist kein Beschluss
des Kollegiums erforderlich. Es ist ratsam, die Annullierung des Wegzugs ins
Ausland zu dokumentieren (unter IT 003). Keine Untersuchung muss durchgefuhrt
werden, wenn der Betreffende Muster 8 nach einer Streichung von Amts wegen
beantragt oder wenn er sich bereits im Ausland niedergelassen hat und er dies
nachweist.

Muster sind in Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.

Muster 9

Muster 9 wird benutzt, um den Beschluss der Nichteintragung (Artikel 7 § 8 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister) der betreffenden Person mitzuteilen. Wenn der Burger die
Meldung auf elektronischem Weg vornimmt, kann ihm Muster9 auch auf
elektronischem Weg (vom zustandigen Beamten elektronisch unterzeichnet)
Ubermittelt werden.

Die Notifizierung an den Burger ist wesentlich, um seine Rechte zu gewahrleisten
und seine Beschwerdemaoglichkeit beim foderalen offentlichen Dienst binnen
dreiBig Kalendertagen zu bestimmen.

Wird Muster 9 per Post verschickt, wird es an die Adresse gesendet, die der Burger
als neuen Wohnort gemeldet hat. GemaB den Artikeln 102 bis 105 des
Zivilgesetzbuches muss diese Adresse namlich als Wohnsitz des Burgers

betrachtet werden.

Ein Musteristin Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.
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71.

72.

Muster 10 und 10bis

Muster 10 erlaubt es der Gemeinde des OSHZ, bei dem der Antragsteller sich
eintragen mochte, bei der Gemeinde, in der der Betreffende vorher offiziell
eingetragen war, nachzufragen, ob er die Adresse dieser offiziellen Eintragung
tatsachlich verlassen hat, und die Wohnsituation des Betreffenden
gegebenenfalls zu regeln.

Mit Muster 10bis kann die Gemeinde, in der der Obdachlose offiziell eingetragen
war, bestatigen, dass der Betreffende seine offizielle Eintragungsadresse
tatsachlich verlassen hat und (gegebenenfalls) dass die Wohnsituation des
Betreffenden bereits geregelt worden ist.

Muster sind in Teil V der vorliegenden Anweisungen aufgenommen.
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Kapitel IV - Grundregeln fir die Fiuhrung der Register

73.

74.

A) Allgemeines

Alle Personen, die ihren Hauptwohnort auf dem Gebiet einer Gemeinde
festgelegt haben, ob sie dort anwesend oder zeitweilig abwesend sind, werden in
die Bevolkerungsregister eingetragen. Die sie betreffenden in Kapitelll
erwahnten Informationen werden in diese Register aufgenommen.

Es handelt sich also um eine Verpflichtung zur Eintragung unter der Adresse des
tatsachlichen Wohnorts, sowohl fur den Burger, um seinen Hauptwohnort
anzugeben, als auch fur die Gemeinde, um gegebenenfalls MaBnahmen zu
ergreifen, wenn sie Kenntnis davon erlangt, dass sich der Hauptwohnort einer
Person geandert hat oder die bekannte Haushaltszusammensetzung nicht
korrekt ist.

Die weiter oben erwahnte allgemeine Regel muss jedoch nuanciert werden in
Bezug auf Auslander (deren Eintragung in die Bevolkerungsregister der
Feststellung des Aufenthalts- bzw. Niederlassungsrechts oder der Aufenthalts-
bzw. Niederlassungserlaubnis untergeordnet ist - siehe Nr. 2), Diplomaten und
Personen mit gleichartiger Immunitat und Mitglieder des Militarpersonals des
SHAPE und der NATO (die von der Eintragung in die Bevolkerungsregister befreit
sind - siehe Nr. 4).

In Bezug auf Auslander, die durch einen Vermerk in den Bevolkerungsregistern
erwahnt werden, muss auf Kapitel VI Nummern 110 und 111 verwiesen werden.

Fur die Eintragung von Personen, die internationalen Schutz beantragen, und von
anderen Burgern, flr die noch keine Entscheidung uUber ihr Aufenthalts- oder
Niederlassungsrecht beziehungsweise ihre Aufenthalts- oder
Niederlassungserlaubnis vorliegt, muss auf Teilll, in dem das Warteregister
behandelt wird, verwiesen werden.

Haushalte oder Personen, die Uber mehrere Wohnorte bzw. Wohnungen verflgen,
werden nur in die Register des Ortes, an dem sie ihren Hauptwohnort haben,
eingetragen.

Ein Eigentums- oder Wohnnachweis fur eine andere Wohnung reicht nicht aus,
um eine dortige Eintragung als Hauptwohnort zu rechtfertigen; ebenso wenig
reicht die Zahlung von Miete oder Energiekosten allein aus, um eine Eintragung
zu rechtfertigen. Eine Untersuchung muss an dem Ort durchgefihrt werden, an
dem die betreffenden Personen effektiv ihren tatsachlichen Hauptwohnort
haben.
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75.

76.

Personen, die in einem anerkannten Zufluchtsheim wohnen, dessen Adresse
streng geheim bleiben muss, mussen nur unter der Adresse ihres tatsachlichen
Wohnortes eingetragen werden, das heiBt unter der Adresse des Zufluchtsheims,
wenn keine andere Eintragungsmoglichkeit besteht und der Betreffende dort
standig wohnt.

Aus praktischen Grinden ist es in solchen Fallen erlaubt, fur den Zeitraum, in
dem die betreffende Person tatsachlich unter der Adresse des anerkannten
Zufluchtsheims wohnt, eine vorldufige Eintragung unter der Adresse des OSHZ
als Bezugsadresse vorzunehmen, und zwar um die Adresse des Zufluchtsheims
geheim zu halten. In diesem besonderen Fall ist eine vorherige Streichung von
Amts wegen nicht erforderlich.

B) Zeitweilige Abwesenheit und Riickkehrrecht von Auslandern

Die Bestimmungen in Bezug auf zeitweilige Abwesenheit (siehe Nr. 105) finden
ebenfalls Anwendung auf Auslander. Fur auslandische Staatsangehorige, die das
Staatsgebiet zeitweilig verlassen und sich in einer Situation zeitweiliger
Abwesenheit befinden und dies bei der Eintragungsgemeinde gemeldet haben,
muss diese zeitweilige Abwesenheit (IT 026) eingetragen werden. Es ist auch
moglich, dass Auslander ihr Rlickkehrrecht (IT 008) geltend machen, das bereits
zuvor erwahnt wurde (siehe Nr. 52).

C) Eintragung eines nicht fiir miindig erklarten Minderjahrigen

§1- Eintragungsadresse im Bevolkerungsregister eines nicht fir mindig
erklarten Minderjahrigen

a) Ein nicht fUr mundig erklarter Minderjahriger folgt den gewohnlichen Regeln
hinsichtlich des Wohnortes, wie sie in den Artikeln 1 und 3 des Gesetzes vom
19.Juli1991 Uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die
Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente und in den Artikeln 16, 17 und
18 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister
und das Fremdenregister festgelegt worden sind.

Das bedeutet, dass ein Minderjahriger unter der Adresse eingetragen wird, wo
er seinen Hauptwohnort hat, das heiBt der Ort, an dem er wahrend des groten
Teils des Jahres wohnt. Es handelt sich also lediglich um eine tatséachliche Lage.
Der Hauptwohnort wird aufgrund objektiver Kriterien materieller oder faktischer
Art bestimmt und nicht aufgrund der Erklarungen oder des Einverstandnisses
der Eltern oder von einem unter ihnen, unter einer bestimmten Adresse im
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Bevolkerungsregister eingetragen werden zu wollen.

Findelkinder oder ausgesetzte Kinder, die einer Aufnahmefamilie anvertraut, in
einer Aufnahmeeinrichtung oder in einem Kinderheim untergebracht sind,
werden unter der Adresse der Aufnahmefamilie oder der Einrichtung
eingetragen, bei der oder in der sie wohnen.

Minderjahrige, die in Anwendung des Gesetzes vom 8. April 1965 Uber den
Jugendschutz, die Betreuung Minderjahriger, die eine als Straftat qualifizierte
Tat begangen haben, und die Wiedergutmachung des durch diese Tat
verursachten Schadens (B.S. vom 15. April 1965, deutsche Ubersetzung B.S.
vom 2. August 2010) oder der Vorschriften Uber besondere Jugendhilfe bei
einer Privatperson (zum Beispiel in einer Aufnahmefamilie) untergebracht
werden, werden unter der Adresse der Person eingetragen, bei der sie sich
aufhalten.

Minderjahrige, die in Anwendung des vorerwahnten Gesetzes vom
8. April 1965 Uber den Jugendschutz oder der Vorschriften uber besondere
Jugendhilfe in einer Einrichtung (zum Beispiel einer o&ffentlichen
Jugendschutzeinrichtung, einem medizinisch-padagogischen Institut, ...)
untergebracht worden sind, konnen wahrend ihres Aufenthalts in dieser
Einrichtung als zeitweilig abwesend betrachtet werden an der Adresse, unter
der sie angemeldet sind, sofern sie noch regelmaBig in Kontakt mit der (den)
Person(en) stehen, unter deren Adresse sie noch eingetragen sind. Sollte der
betreffende Minderjahrige jedoch wahrend seines Aufenthalts in der
Einrichtung anscheinend keine Kontakte mehr mit der (den) Person(en) haben,
unter deren Adresse er eingetragen ist, so muss er unter der Adresse der
Einrichtung eingetragen werden, bei der er untergebracht ist.

Minderjahrige, die in Anwendung desselben Gesetzes vom 8. April 1965, wie
abgeandert durch das Gesetz vom 13.Juni2006 zur Abanderung der
Rechtsvorschriften Uber den Jugendschutz und die Betreuung Minderjahriger,
die eine als Straftat qualifizierte Tat begangen haben (B.S. vom 19. Juli 2006,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 19.Mai2008), vom Jugendgericht oder
Untersuchungsrichter im Rahmen einer einstweiligen MaBnahme zum Schutz
der Gesellschaft einem "Foderalen geschlossenen Zentrum fur Minderjahrige,
die eine als Straftat qualifizierte Tat begangen haben (geschlossene
Erziehungsabteilung)" anvertraut werden, mussen wahrend dieser vorlaufigen
Unterbringung (von kurzer Dauer) an der Adresse, unter der sie eigentlich
angemeldet sind, als zeitweilig abwesend betrachtet werden.

Minderjahrige, die in Anwendung des Gesetzes vom 8. April 1965 Uber den
Jugendschutz oderderVorschriften Uber besondere Jugendhilfe flr kurze Dauer
(weniger als drei Monate) einer Privatperson anvertraut werden, mussen
wahrend dieser Zeit an der Adresse, unter der sie eigentlich angemeldet sind,
als zeitweilig abwesend betrachtet werden.
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b)

d)

Artikel 108 des fruheren Zivilgesetzbuches sieht einen gesetzlichen Wohnsitz
fur nicht fir mundig erklarte Minderjahrige vor. Dieser gesetzliche Wohnsitz ist
der gemeinsame Wohnort der Eltern des nicht fur mindig erklarten
Minderjahrigen oder der Wohnort von einem der beiden, wenn sie nicht
zusammenleben. Ein nicht fur muindig erklarter Minderjahriger, der unter
Vormundschaft steht, hat seinen gesetzlichen Wohnsitz bei seinem Vormund.

Ein Minderjahriger wird unter der weiter oben erwahnten Adresse des
gesetzlichen Wohnsitzes eingetragen, wenn er dort tatsachlich seinen
Hauptwohnort hat.

Fallen gesetzlicher Wohnsitz und Hauptwohnort eines nicht fur mundig
erklarten Minderjahrigen nicht zusammen, wird er unter der Adresse des
Hauptwohnortes eingetragen. In diesem Fall verweist die Karteikarte Muster 1
der Eintragungsgemeinde auf den gesetzlichen Wohnsitz oder - im Falle einer
Befreiung von der Fuhrung von Karteikarte Muster1 - gibt die
Eintragungsgemeinde den gesetzlichen Wohnsitz in die Akte des Betreffenden
im Nationalregister unter IT 027 ein.

In Artikel 374 81 letzter Absatz des friheren Zivilgesetzbuches ist flr das
Gerichtdie Moglichkeit vorgesehen, die Adresse festzulegen, unter der ein nicht
fur mundig erklarter Minderjahriger mit Hauptwohnort in die
Bevolkerungsregister eingetragen werden muss, falls die Eltern nicht mehr
zusammenleben und hinsichtlich der Austibung der elterlichen Autoritat Uber
den Minderjahrigen keine Vereinbarung zustande kommt.

GemaB Artikel374 §1 letzter Absatz des Zivilgesetzbuches wird ein
Minderjahriger unter der vom Gericht festgelegten Adresse eingetragen, wenn
dieser dort tatsachlich seinen Hauptwohnort hat.

Sollte sich herausstellen, dass der betreffende Minderjahrige seinen
tatsachlichen Hauptwohnort nicht (mehr) an der vom Gericht gemaR
Artikel 374 §1 letzter Absatz des fruheren Zivilgesetzbuches festgelegten
Adresse hat, so muss er unter der Adresse seines tatsachlichen
Hauptwohnortes eingetragen werden (IT 020). In diesem Fall registriert die
Eintragungsgemeinde den vom Richter festgelegten Hauptwohnort in der Akte
des Betreffenden im Nationalregister als gesetzlichen Wohnsitz (IT 027).

Wenn Eltern oder einem Elternteil eines nicht flUr mundig erklarten
Minderjahrigen die elterliche Autoritdt aberkannt worden ist, gelten die
gewohnlichen Wohnortregeln wie in Buchstabe a) bestimmt.

Er wird also unter der Adresse der Person eingetragen, bei der er seinen
tatsachlichen Hauptwohnort hat. Falls er in einer Einrichtung untergebracht ist
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und er wahrend seines Aufenthalts in dieser Einrichtung keine Kontakte mehr
mit der (den) Person(en) zu pflegen scheint, unter deren Adresse er eingetragen
ist, so muss er unter der Adresse dieser Einrichtung eingetragen werden.

Sollte der betreffende Minderjahrige nicht bei dem Elternteil, der die elterliche
Autoritat behalten hat, eingetragen sein, so wird der gesetzliche Wohnsitz auch
in der Akte des Betreffenden im Nationalregister vermerkt, wie in Buchstabe b)
erklart.

Wenn Eltern nicht zusammenleben und ein nicht fur mudndig erklarter
Minderjahriger gleichmaBig aufgeteilt bei jedem der Elternteile wohnt (=
System der gleichmaBig aufgeteilten Unterbringung, wie unter Artikel 374 § 2
des fruheren Zivilgesetzbuches erwahnt), ist es jedoch nicht maoglich
auszumachen, bei welchem Elternteil der Minderjahrige de facto tatsachlich
wahrend des groBten Teils des Jahres wohnt. Die Eintragung des nicht fur
mundig erklarten Minderjahrigen erfolgt dann auf der Grundlage einer
schriftlichen, von jedem Elternteil unterschriebenen und der Gemeinde
Ubermittelten gegenseitigen Vereinbarung der Eltern, der letzten gerichtlichen
Entscheidung zur gleichmaBig aufgeteilten Unterbringung oder der letzten
notariellen Urkunde zur gleichmaBig aufgeteilten Unterbringung.

In Ermangelung einer Vereinbarung, gerichtlichen Entscheidung oder
notariellen Urkunde bleibt er unter der Adresse des letzten Hauptwohnortes
eingetragen.

Ist es offensichtlich nicht méglich, die Eintragung des nicht fur mindig erklarten
Minderjahrigen gemaB den vorerwahnten Modalitaten zu regeln, wird sie unter
der Adresse des Hauptwohnortes des Elternteils vorgenommen, der die
Kinderzulagen bezieht, bis die Gerichtshofe und Gerichte Uber die Sache
befinden.

Selbstverstandlich andert sich die Eintragung des Minderjahrigen auch, wenn
de facto keine gleichmaBig aufgeteilte Unterbringung mehr gegeben ist.

Die in vorhergehendem Absatz erwahnte Regel gilt ebenfalls bei einer
tatsachlich gleichmaBig aufgeteilten Unterbringung (das heiBt, das Kind wohnt
gleichmaBig aufgeteilt bei jedem der Elternteile, ohne dass dies in einem Urteil
odervon beiden Elternteilenin einer Vereinbarung, die vom Gericht homologiert
ist, festgelegt wurde).

Minderjahrige Kinder, die von einem Elternteil im Ausland zurlckgehalten
werden, der aus diesem Grund verurteilt worden ist, miUssen als zeitweilig
abwesend ohne zeitliche Begrenzung betrachtet werden (siehe Rundschreiben
vom 9. Januar 2001 und Nr. 106 der vorliegenden Anweisungen).
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Um diese Bestimmung anwenden zu konnen, muss der antragstellende
Elternteil nachweisen, dass der Elternteil, der die minderjahrigen Kinder im
Ausland zuriickhalt, aus diesem Grund verurteilt worden ist, und er muss die
Vollstreckung dieser Verurteilung iber Kontaktaufnahme mit dem FOD
Auswartige Angelegenheiten anstreben.

Hat der Elternteil noch kein Urteil erwirkt, strebt er aber eins an, muss er die
eingeleiteten Verfolgungen nachweisen (Protokoll, Ladung, Auftreten als
Zivilpartei, ...). Die Gemeinde muss zu gegebener Zeit um Mitteilung des
Ergebnisses dieser Verfolgungen ersuchen.

Bei einem Freispruch des Elternteils, der die minderjahrigen Kinder im Ausland
zurlckhalt, oder einer Meldung ohne Beschwerden kann diese Bestimmung
nicht angewandt werden.

Die Untersuchung zur Bestimmung des tatsachlichen Hauptwohnortes eines
nicht fur mundig erklarten Minderjahrigen muss von den Gemeinden
genauestens durchgefihrtwerden. Daher missen mehrere Besuche vor Ort bei
jedem der Elternteile vorgenommen werden, wenn moglich Gber einen langeren
Zeitraum verteilt, der sich nicht auf die Zeit der Schulferien begrenzt. Somit
kann in erheblichem MaBe vermieden werden, dass von jedem der beiden
Elternteile dauernd und im Wechsel eine Meldung der Verlegung des
Hauptwohnortes des betreffenden Minderjahrigen an deren Adresse
vorgenommen wird.

Es wird empfohlen, bei beiden Elternteilen die Umgangsregelung zu erfragen,
damit auf der Grundlage der vorgesehenen Anwesenheiten gezielte Kontrollen
durchgefuhrt werden kénnen. Dadurch wird die Anzahl der erforderlichen
Kontrollen begrenzt, um zu einer endgultigen Entscheidung zu gelangen, was
der Qualitat der Untersuchung zugutekommt.

Ein nicht fir mundig erklarter Minderjahriger kann nur als Alleinstehender in die
Bevolkerungsregister eingetragen werden, wenn keine andere Eintragungs-
moglichkeit besteht. In den nachstehenden Fallen ist diese Eintragung jedoch
logischerweise gerechtfertigt:

- ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger, der tatsachlich allein an
einer Adresse wohnt, ohne dass die Rede von einer Situation ist, die
kinstlich geschaffen worden ist, um bestimmte Vorteile zu erlangen
(Rechtsmissbrauch),

- ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger, der mit seinen Eltern
wohnt, die jedoch kein Aufenthaltsrecht haben und folglich nicht in die
Register eingetragen werden kénnen.
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Fur das Datum der Eintragung eines nicht fir mundig erklarten Minderjahrigen
istdie in Nr. 81 erwahnte allgemeine Regel anzuwenden.

Wenn ein Kind im Rahmen einer Adoption in einer Familie aufgenommen wird,
muss das Kind bei der Anmeldung der Ankunft des Adoptivkindes in der
Wohnortgemeinde der Adoptiveltern sofort an der Adresse der Adoptiveltern in
die Bevolkerungsregister (Bevolkerungsregister oder Fremdenregister)
eingetragen werden; Voraussetzung ist, dass zu dem Zeitpunkt entweder die
Bescheinigung Uber den Adoptionsregistrierungsbeschluss, die von der
Foderalen Zentralbehorde ausgestellt wird, wenn die Adoption im Ausland vor
der Abreise des Kindes ausgesprochen worden ist, oder eine Bescheinigungvon
einer der Zentralen Adoptionsbehdrden der drei Gemeinschaften (Zentrale
Behorde der Deutschsprachigen Gemeinschaft flir Adoptionen, Autorité
centrale communautaire oder Vlaamse Centrale Autoriteit Kind en Gezin)
vorgelegt wird, aus der hervorgeht, dass flr das Kind ein Adoptionsverfahren
lauft und dass das Kind in diesem Zusammenhang der betreffenden Familie
anvertraut wird.

Achtung: Ein Kind, das Nicht-EU-Burger ist, muss bei seiner Ankunftin Belgien
anlasslich der Adoption ein Visum der Kategorie D mit dem Code B 23
besitzen. Befindet sich dieses Kind bereits in Belgien, so ist gegebenenfalls
beim Auslanderamt sicherzustellen, dass seine Aufenthaltserlaubnis fur
langer als drei Monate weiter besteht, bevor das Kind eingetragen wird.

Nurwenn der Bevolkerungsdienst der Gemeinde berechtigte Zweifel daran hat,
dass das Adoptivkind tatsachlich seinen Wohnort an der Adresse der
Adoptiveltern hat, muss vorher eine Wohnortkontrolle durchgefihrt werden. Ist
diese Kontrolle positiv, wird das Kind am Datum seiner Ankunftin der Gemeinde
an der Adresse der Adoptiveltern eingetragen.

Erfolgt die Eintragung des Adoptivkindes an der Adresse der Adoptiveltern vor
der von der Foderalen Zentralbehorde ausgestellten Registrierung einer im
Ausland ausgesprochenen Adoption oder vor dem Adoptionsurteil des
Jugendgerichts, so muss das Kind bei der Eintragung vorlaufig als mit der
Kontaktperson der neuen Familie "nichtverwandt" registriert werden.

(Rundschreiben des Bevolkerungsdienstes vom 27. Mai 2010, angepasst durch
Rundschreiben vom 25. Februar 2011)

Wenn ein Kind im Rahmen einer Pflegeelternschaft in einer Familie
aufgenommen wird, muss das Kind bei der Anmeldung der Ankunft des
Pflegekindes in der Familie sofort an der Adresse der Pflegeeltern als "nicht
verwandtes" Haushaltsmitglied in die Bevolkerungsregister
(Bevolkerungsregister oder Fremdenregister) eingetragen werden, und zwar
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gegen Vorlage einer Bescheinigung Uber die Bestimmung als Pflegeelternteil.
Der Hauptwohnort des bei den Pflegeeltern untergebrachten Pflegekindes
muss anschlieBend durch eine positiv ausfallende Uberpriifung des Wohnortes
bestatigt werden. Die tatsachlichen Feststellungen sind, wie Ublich, fur das
Ergebnis der Untersuchung entscheidend.

Fallt die Uberpriifung des Wohnortes negativ aus, wird die Eintragung des
Pflegekindes rickgangig gemacht und als nicht vorhanden betrachtet.

Nurwenn der Bevolkerungsdienst der Gemeinde berechtigte Zweifel daran hat,
dass das Pflegekind seinen Wohnort tatsachlich an der Adresse der
Pflegeeltern hat, erfolgt die Eintragung in den Haushalt der Pflegeeltern erst
nach vorheriger, positiv ausgefallener Uberprifung des Wohnortes an der
betreffenden Adresse.

Stellt sich bei einer spateren Uberpriifung des Wohnortes heraus, dass die
Pflegeelternschaft beendet ist, muss die Gemeinde daflir sorgen, dass ihre
Bevolkerungsregister in Ordnung gebracht werden (eventuell durch Zusendung
eines Musters 6 an eine andere Gemeinde).

Wenn das Kind nach Untersuchungen nicht mehr zu lokalisieren ist, kann ein
Verfahren zur Streichung von Amtswegen eingeleitet werden.

(Rundschreiben des Dienstes Bevdlkerung und ldentitdtsdokumente vom
28. September 2021)

§2- Meldung der Verlegung des Hauptwohnortes eines nicht fiir miindig

a)

erklarten Minderjahrigen

Wenn ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger zum ersten Mal den
elterlichen Wohnort verldsst, um seinen Hauptwohnort anderswo
festzulegen, muss er fur die Meldung der Verlegung seines Hauptwohnortes
von einer der Personen begleitet werden, die die elterliche Autoritat Gber ihn
ausuben.

Diese Regel muss befolgt werden, wenn der Minderjahrige seinen
Hauptwohnort innerhalb derselben Gemeinde wechseln will, wenn er seinen
Hauptwohnort in eine andere Gemeinde verlegen will und auch im Fall der
Meldung eines Wegzugs ins Ausland.

Unter "elterlichem Wohnort" ist der Hauptwohnort zu verstehen, an dem der
Minderjahrige mit Vater und Mutter oder einem von beiden lebt. Die weiter
oben angefuhrte Regelung muss folglich angewandt werden, wenn der
Minderjahrige den Wohnort seiner Eltern oder von einem der beiden verlasst,
um seinen Hauptwohnort bei einem Dritten festzulegen, aber auch wenn die
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Eltern nicht zusammenleben und der Minderjahrige den Wohnort des einen
Elternteils verlasst, um seinen Hauptwohnort beim anderen Elternteil
festzulegen.

Unter "elterlicher Autoritat" ist zu verstehen: die Befugnis, wichtige
Entscheidungen in Bezug auf die Gesundheit des Kindes, seine Erziehung,
seine Ausbildung, seine religidse und philosophische Weltanschauung und
die Organisation seiner Unterbringung zu treffen (siehe Artikel 374§ 1 Absatz 2
des Zivilgesetzbuches).

Im Prinzip Uben Eltern die elterliche Autoritat gemeinsam aus, selbst wenn sie
nicht zusammenleben (Artikel 373 Absatz 1 und Artikel 374 § 1 Absatz 1 des
Zivilgesetzbuches). Das ist die "gemeinsame elterliche Autoritat" und muss
klar vom gleichmaBig aufgeteilten Unterbringungssystem unterschieden
werden, wie in Artikel374 82 des Zivilgesetzbuches erwahnt (siehe §1
Buchstabe e) weiter oben).

Bei Eltern, die nicht zusammenleben, kann das zustandige Gericht die
Ausubung der elterlichen Autoritat ausschlieBlich einem der beiden
Elternteile anvertrauenin Ermangelung einer Vereinbarung Giber die Austibung
dieser Autoritat (Artikel 374 8 1 Absatz 2 des Zivilgesetzbuches). Das ist die
"ausschlieBliche elterliche Autoritat".

In auBergewohnlichen Umstanden kann es vorkommen, dass einem oder
beiden Elternteilen die elterliche Autoritat aberkannt worden ist laut Artikel 32
und folgende des Gesetzes vom 8. April 1965 uber den Jugendschutz (siehe
§ 1 Buchstabe d) weiter oben).

Handelt es sich um einen Minderjahrigen, der adoptiert worden ist, Uben der
bzw. die Adoptierenden die elterliche Autoritdt aus, ob es sich um eine
einfache Adoption oder um eine Volladoption handelt.

Die Frage der Vormundschaft iber den betreffenden Minderjahrigen stellt
sich, wenn beide Eltern verstorben sind, gesetzlich unbekannt oder nicht
dauerhaftin der Lage sind, die elterliche Autoritat auszutben. Gegebenenfalls
wird der Minderjahrige durch den Vormund vertreten und die elterliche
Autoritat wird durch die vormundschaftliche Autoritat ersetzt.

Schwiegereltern tUben keinerlei elterliche Autoritat Uber ihren minderjahrigen
Schwiegersohn oder ihre minderjahrige  Schwiegertochter aus.
Aufnahmeeltern oder Aufnahmevormunde Uben ebenfalls keine elterliche
Autoritat Uber das minderjahrige Kind aus, das sie aufgenommen haben.

Erfolgt eine Meldung der Verlegung des Hauptwohnortes eines nicht fur

mundig erklarten Minderjahrigen (Uber einen Onlineschalter) auf
elektronischem Weg, genugt es jedoch, dass im Verlauf der Untersuchung zur
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Bestimmung des tatsachlichen Hauptwohnortes eine der Personen, die die
elterliche Autoritdt uber den betreffenden Minderjahrigen ausuben, ihre
schriftliche Zustimmung zur Verlegung des Hauptwohnortes geben.
Selbstverstandlich kann der betreffende Elternteil seine Zustimmung zum
beantragten Adressenwechsel ebenfalls auf elektronischem Weg geben.

Vorstehende Bestimmungen finden nur Anwendung, wenn ein nicht flr
mundig erklarter Minderjahriger "zum ersten Mal" die Wohnung seiner Eltern
verlasst.

Bei spateren Wohnortswechseln des Minderjahrigen ist es nicht mehr
erforderlich, dass er bei der Meldung der Verlegung seines Hauptwohnortes
von einer der Personen begleitet wird, die die elterliche Autoritat tGber ihn
auslUben. In diesem Fall muss die Gemeinde jeden neuen Antrag auf
Eintragung den Personen mitteilen, die die elterliche Autoritat uUber ihn
ausUben (siehe Buchstabe c) Absatz 2). Bei Nichteinhaltung dieser Regeln
muss das in Buchstabe e) beschriebene Verfahren zur Eintragung von Amts
wegen angewandt werden.

Findet die Verlegung des Hauptwohnortes aufgrund der Unterbringung eines
Minderjahrigen bei einer Privatperson oder Einrichtung (siehe diesbezlglich
§ 1 Buchstabe a) weiter oben) statt, muss der Minderjahrige nicht von einer
Person begleitet werden, die die elterliche Autoritat iUberihn ausibt. In diesem
Fall genlgt es, dass der Betreffende bei der Meldung der Verlegung des
Hauptwohnortes von der Privatperson oder einem Vertreter der Einrichtung,
bei der er untergebracht ist, begleitet wird, sofern ein Dokument der
zustandigen Instanz' vorgelegt wird.

b) Wenn beide Eltern zusammenleben, genugt es, dass einer von beiden den
nicht fur mundig erklarten Minderjahrigen bei der Meldung der Verlegung
seines Hauptwohnortes begleitet, sofern diesem Elternteil die elterliche
Autoritat nicht aberkannt worden ist. Dies hangt mit derin Artikel 373 Absatz 2
des frUheren Zivilgesetzbuches festgelegten Vermutung zusammen, wonach

Fir die Deutschsprachige Gemeinschaft: die gerichtliche Entscheidung oder der Beschluss des
Ausschusses fur besondere Jugendhilfe, durch die/den das Kind dem Pflegeelternteil bzw. den
Pflegeeltern oder der Aufnahmeeinrichtung anvertraut wird,

fur die Franzésische Gemeinschaft: die gerichtliche Entscheidung oder der Beschluss des Beraters
oder des Direktors der Jugendhilfe, durch die/den das Kind dem Pflegeelternteil bzw. den Pflegeeltern
oder der Aufnahmeeinrichtung anvertraut wird (in Anwendung des Dekrets der Franzdsischen
Gemeinschaft vom 4. Marz 1991"relatif a UAide a la Jeunesse" (in Bezug auf Jugendhilfe), wie
abgeandert durch das Dekret der Franzésischen Gemeinschaft vom 29. November 2012 "modifiant le
décret du 4 mars 1991 relatif a l'aide a la jeunesse" (in Bezug auf Jugendhilfe),

fur die Flamische Gemeinschaft: der Jugendhilfebeschluss der "intersectorale toegangspoort", die in
Artikel 17 des Dekrets des Fldmischen Parlaments vom 12.Juli2013 "betreffende de integrale
jeugdhelp" (in Bezug auf ganzheitliche Jugendhilfe), wie abgeandert, durch das Dekret der Flamischen
Gemeinschaft, vom 12. Juni 2020 zur Abanderung dieses Dekrets vom 12. Juli 2013, erwahnt ist, und
eventuell eine Bescheinigung des Unterbringungsdienstes.
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hinsichtlich gutglaubiger Dritter angenommen wird, dass jeder Elternteil mit
dem Einverstandnis des anderen handelt, wenn er alleine eine auf die
elterliche Autoritat bezogene Handlung verrichtet.

Es ist keinesfalls erforderlich, dass die Gemeinde das Einverstandnis des
anderen Elternteils Uber die Meldung der Verlegung des Hauptwohnortes des
Minderjahrigen einholt.

Es ist ebenfalls nicht erforderlich, dass die Gemeinde den anderen Elternteil
von der Meldung der Verlegung des Hauptwohnortes des Minderjahrigen in
Kenntnis setzt, wenn die Eltern zusammenwohnen.

Wenn Eltern nicht zusammenleben, genugt es, dass einer von beiden den
nicht fur mundig erklarten Minderjahrigen bei der Meldung der Verlegung des
Hauptwohnortes begleitet, sofern diesem Elternteil die elterliche Autoritat
nicht aberkannt worden ist und keinerlei Gerichtsurteil vorliegt, durch das
dem anderen Elternteil die ausschlieBliche elterliche Autoritat zugesprochen
worden ist. Die in Artikel373 Absatz2 des fruheren Zivilgesetzbuches
festgelegte Vermutung findet ebenfalls Anwendung, wenn die Eltern nicht
zusammenleben (Artikel 374 § 1 Absatz 1 des friheren Zivilgesetzbuches).

Es ist erforderlich, dass die Gemeinde den anderen Elternteil von jedem
Antrag auf Verlegung des Hauptwohnortes des Minderjahrigen in Kenntnis
setzt, damit der andere Elternteil eventuelle Informationen mitteilen kann, die
zur Durchfuhrung der Untersuchung hinsichtlich des Wohnortes erforderlich
sind (Verordnung in Bezug auf die Unterbringung, die elterliche Autoritat, ...)
(siehe nachstehenden Absatz).

Die Gemeinde muss den anderen Elternteil von der Meldung der Verlegung
des Hauptwohnortes des Minderjahrigen binnen zehn Werktagen in Kenntnis
setzen, es sei denn, dass dieser Elternteil seinen Hauptwohnort im Ausland
festgelegt hat oder von Amts wegen aus den Bevolkerungsregistern gestrichen
worden ist. Als Beispiel finden Sie in Teil V der vorliegenden Anweisungen das Muster
einer Notifizierung.

Der Elternteil, der die Mitteilung Uber die Verlegung des Hauptwohnortes
seines minderjahrigen Kindes erhalten hat, verfligt Uber eine Frist von
funfzehn Kalendertagen ab Erhalt dieser Notifizierung, um gegebenenfalls
eine Abschrift der gerichtlichen Entscheidung vorzulegen, durch die ihm die
ausschlieBliche elterliche Autoritdt zugesprochen wird, oder um
nachzuweisen, dass dem anderen Elternteil die elterliche Autoritat aberkannt
worden ist. Inzwischen muss die Gemeinde eine Untersuchung zur
Bestimmung des tatsachlichen Hauptwohnortes vornehmen nach Artikel 7
85 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister
und das Fremdenregister. Gegebenenfalls (keine glltige Meldung) beschliet
die Gemeinde, eine Eintragung von Amts wegen vorzunehmen.
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d)

Die in Buchstabec) beschriebene Vorgehensweise muss ebenfalls
angewandtwerden, wenn beide Eltern noch im gleichen Haushalt eingetragen
sind zu dem Zeitpunkt, zu dem einer der beiden die Verlegung seines
Hauptwohnortes gemeinsam mit dem seines (seiner) minderjahrigen Kindes
(Kinder) an eine andere Adresse meldet.

Wenn ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger die elterliche Wohnung
zum ersten Mal verlasst, ohne die weiter oben beschriebene Meldung
vorzunehmen, hat die Gemeinde, auf dessen Gebiet er sich niederlasst, die
Personen zu informieren, die die elterliche Autoritat Uber ihn ausuben.

Wenn mindestens eine der Personen, die die elterliche Autoritat ausuben,
schriftlich ihr Einverstandnis zum Adressenwechsel erteilt hat, kann die
Gemeinde den betreffenden Minderjahrigen unter dieser neuen Adresse
eintragen, sofern der Betreffende dort tatsachlich seinen Hauptwohnort
festgelegt hat.

Wenn keine der Personen, die die elterliche Autoritat Uber den betreffenden

Minderjahrigen ausuben, auf diese Notifizierung reagiert, muss die Gemeinde
eine Eintragung von Amts wegen vornehmen (siehe Nr. 92bis).
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Giiltige Meldung:
Der Minderjahrige
wird von einer
Person begleitet,
die die elterliche
Autoritat Uber ihn
ausubt.

Nicht fiir miindig
erklarter
Minderjéhriger

:

Ungiiltige Meldung:
Der Minderjéahrige
wird nicht von einer
Person begleitet, die
die elterliche
Autoritat Gber ihn
ausUbt (Beispiel: die
Meldung wird vom
Minderjahrigen

Ly alleine gemacht; der
Minderjahrige wird
vom Elternteil
begleitet, dem die
elterliche Autoritat
aberkannt worden
ist; der Minderjahrige
wird von einer
Drittperson
begleitet).

1: Notifizierung an den/die
anderen Elternteil(e), es sei
denn, diese ist durch eine
gerichtliche Entscheidung
untersagt: Muster
"Notifizierung des
Adressenwechsels eines
nicht fiir miindig erklarten
Minderjahrigen" -
Reaktionszeit: flinfzehn
Kalendertage ab Erhalt

2: Uberpriifung der
Unterbringungsregelung auf
der Grundlage der
verfligbaren Informationen
und der etwaigen Antwort
des Elternteils/der
Elternteile, dem/denen die
Notifizierung geschickt
worden ist. Diese Antwort
und die beigefligten Belege
haben nur Auswirkungen auf
die Giiltigkeit der Meldung
(gewohnliches Verfahren vs.
Verfahren von Amts wegen)
und auf den Umfang der
durchzufiihrenden
Uberpriifung des
Wohnortes.

3: Griindliche Uberpriifung
des Wohnortes, wenn es
sich um "geteilte
Unterbringung" tiber
mehrere Wochen und nicht
nur in den Schulferien
handelt. Es ist ratsam, mit
einem Revierbediensteten
der anderen Gemeinde
zusammenzuarbeiten, um
einen erbitterten Streit
zwischen den Elternteilen zu
vermeiden.

A 4

Positiv nach einer gultigen Meldung

Gewohnliche Eintragung

Bei der/den Uberpriifung(en) des
Wohnortes festgestellter
tatsachlicher Wohnort:

a) Hauptséachlich bei einem
Elternteil = hier eingetragen

b) Ungefahr gleich: in
Ermangelung einer Vereinbarung
mittels einer authentischen
Urkunde oder einer gerichtlichen
Entscheidung = weiterhin unter der
urspriinglichen Adresse
eingetragen

c) Gesetzliche Adresse (Artikel 108
des ZGB) oder vom Gericht
festgelegte Adresse (Artikel 374

§ 1 des ZGB): diese Adresse unter
IT 027 eingeben und Buchstabe a)
oder b) fur IT 020 anwenden

Positiv nach einer ungiiltigen Meldung

\ 4

L »

Negativ

» Eintragung von Amts
wegen

Keine Eintragung

A 4

Auf Antrag der
Betreffenden mdgliche
Registrierung des
zweiten Wohnortes unter
IT 021
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§ 3- Registrierung der geteilten Unterbringung eines nicht fiir miindig
erklarten Minderjahrigen

Das Gesetz vom 19.Juli1991 Uber die Bevolkerungsregister, die
Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente erlaubt
nur die Registrierung eines einzigen Wohnortes als Hauptwohnort.

Dieser Grundsatz gilt auch fur nicht fur mundig erklarte Minderjahrige. Jedoch
kann der nicht fur mundig erklarte Minderjahrige ab und zu (Besuchsrecht) oder fur
die Halfte der Zeit (gleichmaBig aufgeteilte Unterbringung) beim anderen Elternteil
(dem so genannten Unterbringer) wohnen, und dies ohne in den
Bevolkerungsregistern der Gemeinde des so genannten Unterbringers eingetragen
zu sein.

Mit dem Koniglichen Erlass vom 26. Dezember2015 zur Abanderung des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 zur Festlegung der in den Bevolkerungs-
registern und im Fremdenregister angegebenen Informationen (B.S. vom
5. Februar 2016, deutsche Ubersetzung B.S. vom 25.Mai2016) wird die
Maoglichkeit geboten, in Bezug auf den Unterbringer zu beantragen, dassin der Akte
des nicht fur mindig erklarten minderjahrigen Kindes die Tatsache vermerkt ist,
dass dieses ab und zu oder fur die Halfte der Zeit beim Unterbringer wohnt, das
heiBt bei dem Elternteil, bei dem es nicht seinen Hauptwohnort hat.

Der Elternteil, bei dem das Kind nicht eingetragen ist (Unterbringer), begibt sich mit
den erforderlichen Unterlagen zum Nachweis der Abstammung und der Unterbrin-
gungsregelung zum Bevodlkerungsdienst der Gemeinde, in dem er bzw. sie
eingetragen ist.

Der Schalterangestellte registriert die Identitat der betreffenden Kinder
(Nationalregisternummer) in seiner bzw. ihrer Akte (IT021). Durch
Autogenerierung wird die Identitdt des  betreffenden Elternteils
(Nationalregisternummer) in der Akte jedes betroffenen Kindes (IT 021) registriert.

Mit diesem Vermerk wird nicht beabsichtigt, Kind und Unterbringer zusatzliche
soziookonomische oder steuerliche Rechte zuzuerkennen, sondern will man die
betreffenden Gemeindebehdrden nur noch genauer von der Tatsache in Kenntnis
setzen, dass ein Kind tatsachlich eine bestimmte Zeit lang in der betreffenden
Gemeinde verbleibt, ndmlich beim Unterbringer.

Eine solche Information kann sich trotzdem gegebenenfalls als nltzlich erweisen,
sei es damit die Gemeinde dem Kind ErmaBigungen oder Verglnstigungen
gewahren kann, zum Beispiel einen ermaBigten Tarif flirs Schwimmbad oder fur
den Spielplatz der Gemeinde, aber auch aus Sicherheitsgrinden: Es ist doch
wichtig, dass die Hilfsdienste wissen, dass an einer angegebenen Adresse
moglicherweise ein Kind wohnt.
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77.

78.

79.

80.

Ubermittlung der Personenstandsurkunden und Fihrung der Register

Die Einfihrung der DPSU (siehe Nr. 13) seitdem 31. Marz 2019 bedeutet, dassjede
Personenstandsurkunde nach ihrer elektronischen Unterzeichnung seitens des
zustandigen Standesbeamten oder seines Beauftragten jeder Gemeinde
zuganglich ist.

Fuar Geburten wird im Auszug aus der Personenstandsurkunde die Abstammung
angegeben; im Hinblick auf die Eintragung wird dieser Auszug der Gemeinde
zugestellt, in der das Kind tatsachlich wohnen wird (bei den Eltern oder einem
Elternteil, in einer Betreuungseinrichtung, einem Kinderheim oder in einer
Aufnahmefamilie).

In den Registern werden alle Anderungen in der Wohnsituation der Bevélkerung
festgehalten. Da Eintragungen und Streichungen jeden Tag erfolgen, durfen die
Gemeindeverwaltungen diese Arbeit nicht durch Festlegung ihrer Ausfihrung auf
einen bestimmten Tag der Woche oder des Monats aufschieben.

D) Meldung des Wohnortswechsels

Wer seinen Hauptwohnort in einer Gemeinde des Kénigreichs festlegen oder ihn
in eine andere Gemeinde des Konigreichs verlegen will, muss der
Gemeindeverwaltung des Ortes, an dem er sich niederlasst, dies melden.

Wird der Hauptwohnort innerhalb derselben Gemeinde oder ins Ausland verlegt,
wird die Meldung in der Gemeinde, in der der Betreffende eingetragen ist,
vorgenommen.

Die vorerwdhnte Meldung muss binnen acht Werktagen ab dem Tag des
effektiven Einzugs in die neue Wohnung oder bei Verlegung des Hauptwohnortes
ins Ausland spatestens am Vortag des Wegzugs erfolgen.

Auf Antrag des Betreffenden wird eine Bescheinigung Uber den Empfang der
Meldung in Bezug auf den Wohnortswechsel ausgestellt (Verwendung des
Musters 2 oder 2bis).

Allein die Kontaktperson des Haushalts (siehe Nr. 14 Buchstabe d)) kann diese
Meldung machen, wenn alle Haushaltsmitglieder umziehen.

Antrage auf Eintragung von Betagten, die in einem Altenheim aufgenommen bzw.

von einer offentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Einrichtung bzw. einer
Privatperson bei einer Privatperson untergebracht werden, und von Personen, die

100



in Krankenhausern und psychiatrischen Einrichtungen aufgenommen werden,
konnen vom Direktor der betreffenden Einrichtung eingereicht werden.
Gegebenenfalls sollte das verbleibende Haushaltsmitglied von diesem
Adressenwechsel in Kenntnis gesetzt werden. Diese Notifizierung kann durch
Versendung einer Kopie des Musters 2 oder 2bis erfolgen.

Antrage auf Eintragung von Ordensmitgliedern kdnnen vom Verantwortlichen der
Gemeinschaft gestellt werden.

Antrage auf Eintragungin Quartieren des Militars oder der foderalen Polizei werden
von der Militarbehorde bzw. der Behorde der foderalen Polizei oder auf der
Grundlage von Unterlagen dieser Behdrde eingereicht.

Der Wohnortswechsel kann schriftlich (Post, Fax oder E-Mail) oder telefonisch
gemeldet werden. In diesem Fall muss der Blrger seine ldentitat ausreichend
nachweisen, indem er etwa seine Nationalregisternummer und gegebenenfalls
die Nationalregisternummern der Haushaltsmitglieder, die mit ihm umziehen,
angibt.

Die Verpflichtung, einen Wohnortswechsel zu melden, erlischt nicht mit
Verstreichen der in Absatz 3 erwahnten Frist von acht Werktagen. Gegebenenfalls
kénnen StrafmaBnahmen wegen verspateter oder nicht erfolgter Meldung
verhangt werden.

Der Gemeindebeamte, der die Meldung des Adressenwechsels durchfuhrt, die er
am Schalter zur Kenntnis genommen hat oder ihm schriftlich Gbermittelt worden
ist, Uberpruft im Nationalregister (IT 003 oder IT 005/019), ob anderswo noch eine
Untersuchung zur Bestimmung des Hauptwohnortes lauft. Gegebenenfalls muss
die andere Gemeinde unverzuglich kontaktiert werden, um zweckdienliche
Informationen austauschen zu kénnen.

Ist keine Untersuchung im Gange, registriert der Gemeindebeamte die (neuen)
Informationen Uber die Adresse im Nationalregister (IT 005/019).

Ist der Antrag auf Adressenwechsel unzulassig, muss von Amts wegen eine
Untersuchung zur Bestimmung des Hauptwohnortes durchgefihrt werden und
kann je nach Ergebnis der Untersuchung eine Eintragung von Amts wegen
vorgenommen werden (siehe Nummer 92 und folgende).

Stellt sich nach einem "gewohnlichen" Adressenwechsel heraus, dass der Antrag
auf Adressenwechsel unzuldssig war, muss dieser Adressenwechsel anulliert
oder in eine Eintragung von Amts wegen umgewandelt werden. Dies erfolgt auf
Beschluss des Kollegiums.

Bei der Abfrage des Nationalregisters wird empfohlen, eine eingehende und mit

Grunden versehene Untersuchung durchzufihren, wenn der Blrger, der eine
Meldung des Adressenwechsels vornimmt, kurzlich in derselben oder in einer
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anderen Gemeinde von Amts wegen eingetragen oder von Amts wegen gestrichen
worden ist.

E) Untersuchung, ob der angegebene Wohnort auch der tatsachliche
Wohnort ist

Die Untersuchung, ob der Wohnort, dervon einer Person angegeben wird, die ihren
Hauptwohnort in einer Gemeinde des Konigreichs festlegt oder den Wohnort in
Belgien wechselt, auch ihrtatsachlicher Wohnortist, wird von der lokalen Behorde
(grundsatzlich von der Revierpolizei) innerhalb einer Frist von flinfzehn Werktagen
ab derin Nr. 80 erwahnten Meldung durchgefuhrt.

In diesem Rahmen wird die Tatsache hervorgehoben, dass die Untersuchung der
Wohnsituation einer Person an sich keinen VerstoB gegen Artikel8 der
Europaischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
darstellt ("Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und
Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz"), weil diese durch
Gesetz vorgesehene Untersuchung in einer demokratischen Gesellschaft eine
notwendige MaBBnahme zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und zum
Schutz der Rechte anderer ist (Staatsrat, SIMAR, Nr. 28.257, 29. Juni 1987).

Bei jedem Wohnortswechsel muss untersucht werden, ob der angegebene
Wohnort auch der tatsachliche Hauptwohnort ist, auch wenn diese
Untersuchung nicht binnen funfzehn Werktagen abgeschlossen werden kann.
Diese Untersuchung, ob der angegebene Wohnort auch der tatsachliche
Hauptwohnort ist, muss sogar bei Wohnortswechseln innerhalb derselben
Gemeinde systematisch erfolgen. Diese Untersuchung muss grindlich sein und
daran mitwirkende Personen mussen ausreichend Kenntnis vom Begriff
"Hauptwohnort" haben (siehe Nr. 14 Buchstabe a)). Im Untersuchungsbericht
mussen daher faktische Elemente darlUber angegeben werden, ob die
betreffende(n) Person(en) die Wohnung tatsachlich bewohnt/bewohnen oder
nicht. Die Qualitat dieser Untersuchungen, ob der angegebene Wohnort auch der
tatsachliche Hauptwohnort ist, ist auBerst wichtig, um der Verwendung fiktiver
Adressen vorzubeugen.

Der Burger, der den Wohnort gewechselt hat, muss persdnlich an der neuen
Adresse seines Hauptwohnortes angetroffen werden. Manchmal sind mehrere
Besichtigungen durch die lokale Polizei erforderlich. Die Untersuchung zur
Bestimmung des tatsachlichen Hauptwohnortes kann also nicht telefonisch
durchgefihrt werden. Diese Untersuchung kann auch nicht aufgrund einer
einfachen Erklarung des betreffenden Burgers (zum Beispiel bei einem
Polizeiburo) abgeschlossen werden (siehe Rundschreiben des
Bevolkerungsdienstes vom 30. August 2013 Uber wichtige Hinweise fur eine
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korrekte Eintragung in den Bevdlkerungsregistern, die sinnvolle Anwendung der
Streichung von Amts wegen und die Bekampfung von Meldebetrug).

Wenn die vom Revierbediensteten durchgefihrte Untersuchung es nicht
ermoglicht, den wirklichen tatsachlichen Hauptwohnort mit hinreichender
Sicherheit festzustellen, kann die Gemeinde die Wasser- und/oder
Energieversorgungsunternehmen um Mitteilung einer Ubersicht liber den Wasser-
und/oder Energieverbrauch an der betreffenden Adresse ersuchen.

Diese Unternehmen mussen die verlangten Informationen kostenlos mitteilen.
Nur die Daten in Bezug auf den tatsachlichen Verbrauch werden mitgeteilt.

Bei ernsthaften Zweifeln wird empfohlen, ein oder zwei Monate spater eine kurze
Folgeuntersuchung durchfuhren zu lassen, und zwar im Rahmen der
Verpflichtung der Gemeinden, Umzlge auf ihrem Gebiet laufend zu erfassen.

Die registrierte zeitweilige Abwesenheit eines Haushaltsmitglieds muss bei der
Untersuchung (berpriift werden. Das Ergebnis dieser Uberpriifung muss im
Bericht Uber die Wohnortstberprifung angegeben werden, damit die zeitweilige
Abwesenheit wenn nétig fortgeschrieben werden kann.

Nach Ablauf dieser Untersuchung teilt die Gemeindebehdrde innerhalb einer Frist
von einem Monat ab der in Nr.80 erwdhnten Meldung der Gemeinde des
vorhergehenden Wohnortes mit, dass der Betreffende in den Registern
eingetragen ist (Verwendung der Eintragungsbescheinigung Muster 3) oder dass
sein Eintragungsantrag abgelehnt worden ist (Verwendung der Bescheinigung der
Nichteintragung Muster 4).

Ein Nichteintragungsbeschluss muss mit Grinden versehen und dem
Betreffenden zur Kenntnis gebracht werden (Verwendung des Musters 9).

Das Eintragungsdatum ist in der Regel das Datum, an dem die Meldung des
Wohnortswechsels vorgenommen wurde. Wenn jedoch die Untersuchung
hinsichtlich des tatsachlichen Wohnortes deutlich ergibt, dass der Betreffende
seinen Hauptwohnort zum Zeitpunkt der Meldung des Wohnortswechsels noch
nicht an der betreffenden Adresse haben konnte, kann seine Eintragung an einem
spateren Datum erfolgen, aber keinesfalls spater als dem Datum der positiven
Feststellung des Wohnortes. Das Datum, an dem der Bevdlkerungsdienst der
Gemeinde die tatsachliche Fortschreibungvon IT 001 vornimmt, wird automatisch
unter IT 251 registriert (Datum der Fortschreibung des Hauptwohnortes) (siehe
Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom 6. April2011 - IT 251:
Datum der Fortschreibung des Hauptwohnortes).

Wird die Meldung des Wohnortswechsels schriftlich vorgenommen, so ist das

Eintragungsdatum das Datum, an dem die Gemeinde das Schreiben des Burgers
erhalt, in dem sein Wohnortswechsel bestatigt wird.
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Wird die Meldung des Wohnortswechsels per Fax, E-Mail oder uber einen
Onlineschalter Ubermittelt, so ist das Eintragungsdatum das Datum, an dem die
Gemeinde von dieser Meldung Kenntnis nimmt.

Bei einer Eintragung aufgrund des Erhalts eines von einer anderen Gemeinde
ubermittelten Musters 6 ist das Eintragungsdatum das Datum, an dem der
Betreffende persdnlich eine Meldung vorgenommen hat (Unterzeichnung dieses
Formulars Muster6), oder das Datum der Feststellung der Anwesenheit des
Betreffenden (wie bei einer Eintragung von Amts wegen vorgesehen, siehe Nr. 92).

Erklart die betreffende Person schriftlich, dass sie mit der Adressendnderung
einverstanden ist, kann diese ohne Beschluss des Kollegiums vorgenommen
werden.

Handelt es sich um einen Burger der Europaischen Union, der bei der Gemeinde
eine Anmeldebescheinigung ("Anlage 19") beantragt, so tragt die Gemeinde den
Betreffenden sofort ins Warteregister (IT 210/0006) ein, und zwar mit einem
spezifischen Code im IT 020 (Postleitzahl/9997/0000).

In Erwartung der Uberpriifung des Wohnortes wird die angegebene Adresse im
IT 019 registriert.

Sobald aus der Uberpriifung des Wohnortes hervorgeht, dass der Betreffende an
dieser Adresse tatsachlich seinen Hauptwohnort hat, wird er am Datum des
positiven Polizeiberichts ins Fremdenregister eingetragen (IT 210/001, siehe
auch Teil Il Abschnitt Il Kapitel ).

Ein Auslander (Nicht-EU-Burger), der noch nicht eingetragen ist, wird im Falle
einer positiven Feststellung des Wohnortes an dem Datum, an dem die "Meldung
des Wohnortswechsels" erfolgt ist, ins Fremdenregister eingetragen.

Fur bestimmte Auslander gilt das Datum der Einreichung des Aufenthaltsantrags
als "Meldung des Wohnortwechsels“. Dies ist der Fall fur folgende Kategorien:

e Familienzusammenfuhrung mit einem EU-Burger/Belgier = Anlage 19ter

e Briten, die die Rechtsstellung eines Beglinstigten des Austrittsabkommens
beantragen = Anlage 58

e Drittstaatsangehorige, die eine Familienzusammenfuhrung mit einem
Drittstaatsangehorigen beantragen = Anlagen 15bis und 41bis

e Nicht-EU-Studenten = Anlage 33ter

o langfristig Aufenthaltsberechtigte in einem anderen Mitgliedstaat =
Anlage 41bis

e Inhaber eines D-Visums = Anlage 15, wenn sie zum ersten Mal bei der
Gemeinde vorstellig werden, um sich eintragen zu lassen.

Auslander, denen auf einer anderen Grundlage die Erlaubnis erteilt wird
(humanitare Grinde, medizinische Grinde, UMA, Opfer von Menschenhandel
usw.), werden an dem Datum eingetragen, das in dem Beschluss des
Auslanderamtes erwahnt ist, durch den dem Betreffenden in Anwendung des
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Gesetzes vom 15. Dezember 1980 uber die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern erlaubt wird,
sich auf belgischem Staatsgebiet aufzuhalten.

*kkkk

Als Beispiel finden Sie in Teil V der vorliegenden Anweisungen das Muster eines
Formulars, das bei der Untersuchung hinsichtlich des tatsdchlichen Wohnortes
verwendet werden kann. Die Verwendung dieses Formulars ist keinesfalls
Pflicht.

Der Untersuchungsbericht muss genau ausgeflllt werden und mindestens
folgende Informationen enthalten:

e |dentitat der Personen, die an der Adresse angetroffen werden,

e Vermerk der friheren und der kiinftigen Adresse,

e Daten und Uhrzeiten der vor Ort vorgenommenen Besuche,

e Feststellungen von Begebenheiten in Bezug auf das tatsachliche Bewohnen
der Wohnung durch die an der Adresse angetroffenen Personen und die
Zusammensetzung ihres Haushalts, auf die sich die abschlieBende
Schlussfolgerung des Untersuchers stutzt,

e positive oder negative Schlussfolgerung des Untersuchers,

e Angaben, anhand derer sich genau feststellen lasst, wer die Untersuchung
durchgefluhrt hat.

Es muss auch unterstrichen werden, dass eine wirksame und standige
Wohnortkontrolle durch die Revierpolizei notwendig ist, damit dem
"Verschwinden" bestimmter Personen entgegengewirkt und vermieden wird, dass
Burger ihre administrative Nachlassigkeit hinter Adressenwechselverbergen. Dies
sollkurzfristigerlauben, die Zahl der fiktiven Adressen oder Streichungen von Amts
wegen zu senken, insbesondere indem Eintragungen in einer anderen Gemeinde
oder Eintragungen von Amts wegen in der eigenen Gemeinde ins Auge gefasst
werden.

Die Nichteintragung kann nicht durch Elemente gerechtfertigt werden, die der
Untersuchung des Hauptwohnortes fremd sind, sie muss sich jedoch auf
Kontrollen stutzen, bei denen festgestellt wird, dass die Person nicht an der
angegebenen Adresse wohnt.

Lasstdie Untersuchung, ob der Wohnort auch der tatsachliche Wohnort ist, keine
ausreichenden Schlisse zu, so muss eine zusatzliche Untersuchung
vorgenommen und gegebenenfalls die betreffende Person aufgefordert werden,
einschlagige Beweismittel zu erbringen.
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Die Bearbeitung der Akte darf jedoch nicht mehrere Monate lang ausgesetzt
werden.

F) Ubermittlung der persénlichen Akte

Wenn es einen Auslander betrifft, der im Bevolkerungsregister eingetragen ist,
muss seine vollstandige Akte in Bezug auf seine Aufenthaltssituation nur dann
der neuen Gemeinde Ubermittelt werden, wenn diese darum ersucht. Fur
Auslander, die im Fremdenregister eingetragen sind, wird die Akte der neuen
Gemeinde Ubermittelt.

G) Verpflichtung, den Personalausweis oder die Aufenthaltserlaubnis/das
Aufenthaltsdokument anpassen zu lassen

Jede Person, die eingetragen wird, wird aufgefordert, innerhalb der von der
Gemeindeverwaltung vorgeschriebenen Frist bei dieser Verwaltung vorstellig zu
werden, insbesondere um die neuen Adressdaten auf dem Personalausweis oder
auf dem Aufenthaltsdokument/der Aufenthaltserlaubnis speichern bzw.
vermerken zu lassen.

Versaumt die betreffende Person, sich bei der Gemeindeverwaltung zu melden,
wird die Wohnsituation deswegen nicht in Frage gestellt. Die
Eintragungsbescheinigung Muster 3, die der Gemeinde, die der Betreffende
verlasst, zugeschickt worden ist, ist nicht zu annullieren oder durch eine
Bescheinigung der Nichteintragung Muster 4 zu ersetzen. Die Wohnsituation ist
nicht strittig. Die lokale Polizei kann der betreffenden Person ein Strafmandat
erteilen und im Hinblick aufihre Verurteilung zu einer strafrechtlichen Sanktion ein
Verfahren bei den Gerichtsbehorden einleiten.

H) Notifizierung der Eintragung an alle betroffenen Parteien

Bei einer Eintragung wird empfohlen, dass die Gemeinde die bereits unter dieser
Adresse eingetragene Person (gegebenenfalls die dort bereits eingetragene
Kontaktperson des Haushalts) benachrichtigt. Bezieht sich die Eintragung auf die
Adresse einer Person, flr die eine SchutzmaBnahme mit Bezug auf das Vermogen
und/oder die Person gilt, wird angeraten, den betreffenden Betreuer fur das
Vermogen und/oder die Person zu benachrichtigen. Diese Notifizierung kann per
gewohnliche Post, Fax oder E-Mail erfolgen.

Bei Eintragung in einer Gemeinschaft muss ebenfalls die Leitung benachrichtigt
werden.
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) Streichung von Amts wegen

Die eventuelle Berichtigung der Angaben zum Wohnort muss gewahrleistet
werden. Diese Verpflichtung gilt ebenfalls fir Wechsel des Hauptwohnortes
innerhalb derselben Gemeinde. Die erforderlichen von Amts wegen
vorzunehmenden Eintragungen oder Streichungen miussen ebenfalls
vorgenommen werden.

Zu diesem Zweck forscht die Gemeindeverwaltung nach Personen, die ihren
Hauptwohnort in eine andere Gemeinde des Kdnigreichs oder ins Ausland verlegt
haben, ohne den Wechsel des Wohnortes in der Form und innerhalb der Fristen,
die in Nr. 80 vorgeschrieben sind, zu melden.

Die Gemeindeverwaltung forscht ebenfalls nach Personen, die ihren
Hauptwohnort in die Gemeinde verlegt haben, ohne in den Registern eingetragen
zu sein. Das gilt ebenfalls fur nicht fir mundig erklarte Minderjahrige.

Wenn es sichin dem in Nr. 86 Absatz 2 erwahnten Fall als unmaéglich erweist, den
neuen Hauptwohnort ausfindig zu machen, ordnet das Gemeindekollegium/Bur-
germeister- und Schoffenkollegium die Streichung von Amts wegen aus den
Registern an aufgrund eines Untersuchungsberichtes des Revierbediensteten, in
dem festgehalten ist, dass es unmadglich ist, den Hauptwohnort zu bestimmen.

Das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium  ordnet
automatisch eine Streichung von Amts wegen an, wenn aus dem Bericht des
Revierbediensteten hervorgeht, dass die Person an der Adresse keine Interessen
mehr hat oder seit mindestens sechs Monaten unauffindbar ist und folglich nicht
als zeitweilig abwesend betrachtet werden kann.

Wird bei der Untersuchung festgestellt, dass der Betreffende sich im Ausland
niedergelassen hat, nimmt das Gemeindekollegium/Blrgermeister- und
Schoffenkollegium die Streichung von Amts wegen vor, es sei denn, der
Betreffende befindet sich in einem der in Kapitel VI erwahnten Falle zeitweiliger
Abwesenheit.

Die Untersuchungsberichte, in denen die in den Absatzen 1, 2 und 3 erwahnten
Situationen festgehalten werden, mussen dem Standesbeamten innerhalb eines
Monats nach den Feststellungen vorgelegt werden. Ergibt sich aus der
Untersuchung, dass der Betreffende seinen Hauptwohnort in eine andere
Gemeinde des Konigreichs verlegt hat, wird die Verwaltung dieser Gemeinde
durch Ubermittlung des Formulars Muster 6 davon in Kenntnis gesetzt.

Das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium ordnet ebenfalls
die Streichung von Amts wegen der Personen an, die unter einer Bezugsadresse
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eingetragen sind, die die erforderlichen Bedingungen fur diese Eintragung nicht
mehr erfullen und deren Wohnsituation nicht geregelt werden kann.

Das gilt z.B. fur eine Person, die bei einer naturlichen Person unter einer Bezugs-
adresse eingetragen ist und ihre Situation nicht geregelt hat, nachdem diese
naturliche Person den Wohnort gewechselt hat, gestorben ist oder selbst von
Amts wegen gestrichen worden ist oder wenn sie nicht mit dieser Eintragung
einverstanden ist.

Dient die Adresse eines offentlichen Sozialhilfezentrums als Bezugsadresse fur
die Eintragung einer Person, so ordnet das Gemeindekollegium/Blrgermeister-
und Schoffenkollegium in dem in Nr. 113 erwahnten Fall auf der Grundlage der
vom oOffentlichen Sozialhilfezentrum vorgelegten Unterlagen ebenfalls die
Streichung von Amts wegen an.

Es obliegt dem Standesbeamten, flur die betreffenden Einwohner einen Vorschlag
zur Streichung von Amts wegen zu verfassen, dem er den Untersuchungsbericht
und andere erhaltene Unterlagen, eine Begrindung und eine Schlussfolgerung
beifugt.

Der endgiltige Kollegiumsbeschluss stutzt sich auf diesen Vorschlag des
Standesbeamten.

Die in den Absatzen 1, 2 und 3 erwahnten BeschllUsse zur Streichung von Amts
wegen gelten ab dem Datum des entsprechenden ausdrlcklichen Beschlusses
des Kollegiums. Die Beschlisse zur Streichung von Amts wegen werden ins
Protokollbuch des Kollegiums eingetragen. Durch diese Eintragung wird die
Streichung auf authentische Weise festgehalten und das genaue Datum der
Streichung festgelegt.

Es sollte darauf hingewiesen werden, dass die Streichung von Amts wegen eine
auBerordentliche MaBnahme bleiben muss. Liegen lediglich Indizien fur die
Anwesenheit einer Person in einer anderen Gemeinde vor, ist es ratsamer, dieser
Gemeinde Formular Muster 6 zu schicken als eine Streichung von Amts wegen
vorzunehmen.

Siehe Nr.2 des Rundschreibens vom 30. August 2013 fUr eine detailliertere
Erklarung.

Sobald der Standesbeamte auf der Grundlage der verfligbaren Informationen
beschlossen hat, ein Verfahren zur Streichung von Amts wegen einzuleiten,
registriert der Gemeindebeamte flr alle betroffenen Personen diese Information
im Nationalregister (IT 003 - Code 9).

Das Datum des Polizeiberichts mit dem Vorschlag zur Streichung von Amts
wegen wird verwendet.

Auch wenn das Verfahren eingestellt wird (Aufhebung), bleibt diese Information
im Uberblick enthalten.
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Bevor die Gemeinde einen tatsachlichen Beschluss zur Streichung von Amts
wegen fasst, Ubermittelt sie per gewohnliche Post an die Adresse, auf die sich
die Streichung von Amts wegen bezieht, eine Notifizierung an den Betreffenden.
Mit dieser Notifizierung wird der Betreffende aufgefordert, beim
Bevolkerungsdienst vorstellig zu werden, um seine Wohnsituation zu
besprechen.

Das Verfahren zur Streichung von Amts wegen muss sachgemaB angewandt
werden. Dieses Verfahren darf nur in Betracht gezogen werden, wenn sich keine
andere Losung anbietet.

Die Streichung von Amts wegen stellt somit den letztmodglichen Weg dar, wenn
alle Bemuhungen zur Bestimmung des Hauptwohnortes vergeblich waren. Die
Gemeinden durfen die Streichung von Amts wegen nicht zur Losung von
Problemen einsetzen, die nichts mit der Eintragung als Hauptwohnort zu tun
haben (soziale, stadtebauliche oder mit der Wahrung der 6ffentlichen Ordnung
verbundene Probleme); sie mussen verstehen, dass ihre eigentliche Solidaritat
darin besteht, Schwierigkeiten anzugehen, die nicht zwangslaufig durch
unbedachte Streichungen von Amts wegen zu beheben sind. Die Untersuchung
durch die Polizei ist bei Streichung oder Eintragung von Amts wegen besonders
begrindet (siehe Rundschreiben des Bevolkerungsdienstes vom 20. April 2006).

Auf dem Kollegiumsbeschluss und den Anlagen mussen alle betroffenen
Haushaltsmitglieder angegeben werden.

Der Gemeindebeamte, der das Verfahren zur Streichung von Amts wegen
durchfuhrt, Uberprift in jeder Phase des Verfahrens im Nationalregister
(IT005/019), ob anderswo noch eine Untersuchung zur Bestimmung des
Hauptwohnortes lauft. Gegebenenfalls muss die andere Gemeinde unverzliglich
kontaktiert werden, um zweckdienliche Informationen austauschen zu kénnen.

Das Verfahren zur Streichung von Amts wegen wird ausgesetzt, bis das Ergebnis
der Untersuchung vorliegt.

Nachdem das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium einen
Beschluss zur Streichung von Amts wegen gefasst hat, GUbermittelt die Gemeinde
per gewohnliche Post an die Adresse, auf die sich die Streichung von Amts wegen
bezieht, eine Notifizierung an den Betreffenden. Mit dieser Notifizierung wird der
Betreffende von den weiteren Moglichkeiten in Kenntnis gesetzt.

Stellt sich heraus, dass zu Unrecht eine Streichung von Amts wegen

vorgenommen wurde, muss diese Streichung durch einen Beschluss des
Gemeindekollegiums/Burgermeister- und Schoffenkollegiums geléscht werden.
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Sobald die Akte im Hinblick auf einen Beschluss zur Streichung von Amts wegen
eingereicht wird, muss der Standesbeamte zum letzten Mal versuchen zu
uberprufen, ob gegebenenfalls ein Hauptwohnort bekanntist. Dies muss deutlich
in der Argumentation vorkommen: mit Grinden versehener Bericht des
Revierbediensteten, letzte Konsultierung der Datenbank Sidis, letzte UberprUfung
im Nationalregister. Die Streichung von Amts wegen gilt ab dem Zeitpunkt, zu dem
der Beschluss des Kollegiums rechtsgultig gefasst worden ist.

Bevor eine Streichung von Amts wegen vorgenommen wird, ist sich zu
vergewissern, dass der Betreffende nicht in einer Strafanstalt oder einer
Einrichtung zum Schutz der Gesellschaft inhaftiert ist. Der zustandige
Revierbedienstete kann nach Ablauf der negativen Wohnortsuberprufung online
die zentrale Datenbank "Sidis Suite" des FOD Justiz Gberpriifen. Das Ergebnis
dieser Uberpriifung ist ein wesentliches Argument im "Vorschlag zur Streichung
von Amts wegen", der dem Bevdlkerungsdienst der Gemeinde Ubermittelt wird.
Far weitere Informationen siehe Rundschreiben vom 25. Marz 2016.

Treten bei der Regelung der Wohnsituation einer Person, deren Wohnort ausfindig
gemacht worden ist, Schwierigkeiten auf, ist der Minister des Innern (Bestimmung
des Hauptwohnortes) oder das zustandige Gericht (Anwendung der Vorschriften)
heranzuziehen (siehe Nr. 131).

Erhalteine Gemeinde eine Meldung tber den Tod eines Burgers im Ausland, ohne
dass dies durch eine anerkannte auslandische Sterbeurkunde belegt wird, muss
die Gemeinde in der Akte der betreffenden Person unverzlglich die Streichung
von Amts wegen vornehmen und im IT 003 (Code 8) eine Todesvermutung
registrieren. AnschlieBend nimmt sie die sofortige Streichung der betreffenden
Person von Amts wegen vor.

Die Streichung von Amts wegen mit dieser Information im IT 003 ermdglicht es
namlich der Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit (ZDSS), die die
Verwaltung der Akte Ubernimmt, die Akte gemaB ihren Vorschriften zu
bearbeiten.

Sollte zu einem spateren Zeitpunkt doch eine gultige auslandische
Sterbeurkunde vorgelegt werden, muss diese Streichung von Amts wegen
annulliert und der Tod im IT 150 registriert werden.

Fir auslandische Staatsangehdrige wird die Streichung aus den
Bevolkerungsregistern ebenfalls bei Verlust ihres Aufenthaltsrechts bzw. ihrer
Aufenthaltserlaubnis flr langer als drei Monate bzw. ihres Niederlassungsrechts
oder ihrer Niederlassungserlaubnis vorgenommen. Dem Aufenthalt oder der
Niederlassung kann nicht nur aufgrund eines gemaB den Bestimmungen des
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92.

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern vom
Auslanderamt gefassten Beschlusses, sondern auch aufgrund der
Verhaltensweise des Auslanders selbst (z.B. wenn der Auslander sein
Ruckkehrrecht nicht innerhalb der gesetzlichen Frist ausubt) ein Ende gesetzt
werden.

In diesem Fall handelt es sich um eine Streichung wegen Verlust des
Aufenthaltsrechts (siehe Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom
26. Mai 2009 in Bezug auf die Benutzung des Codes 99997). Diese Streichung
erfolgt ohne ausdrucklichen Beschluss des Gemeindekollegiums oder des
Blurgermeister- und Schoffenkollegiums.

Wenn der Verlust des Aufenthaltsrechts aufgrund eines Beschlusses des
Auslanderamts erfolgt, wird die Streichung am Datum des Beschlusses
vorgenommen.

Bei Biirgern der Europaischen Union kann es im Fall einer negativen Uberpriifung
des Wohnortes zu einer Streichung aus dem Warteregister kommen.

In diesem Fall handelt es sich um eine Streichung - kein Recht auf Eintragung
(siehe Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom 18. Februar 2011
in Bezug auf die Benutzung des Codes 99998). Diese Streichung erfolgt ohne
Beschluss des Bulrgermeister- und Schoffenkollegiums oder des
Gemeindekollegiums.

J) Eintragung von Amts wegen

Indemin Nr. 86 Absatz 3 erwahnten Fall ordnet das Gemeindekollegium oder das
Burgermeister- und Schoffenkollegium ihre Eintragung von Amts wegen ab dem
Tag, an dem ihre Anwesenheit in der Gemeinde aufgrund eines vom
Standesbeamten vorgelegten Berichts festgestellt worden ist, an.

Waren diese Personen bereits in Belgien eingetragen und haben sie es versaumt,
die in Nr.80 vorgesehene Meldung zu machen, werden sie bei der
Gemeindeverwaltung vorgeladen, um diese Meldung vorzunehmen (dies
geschieht entweder bei der vom Revierbediensteten durchgeflihrten polizeilichen
Untersuchung oder per gewohnliche Post oder Einschreiben, mit dem die
Betreffenden vorgeladen werden). In diesem Fall kann das normale
Eintragungsverfahren  wiederaufgenommen werden (Ubermittlung  der
Eintragungsbescheinigung Muster 3 an die Gemeinde des vorherigen Wohnortes -
Ubermittlung der persdnlichen Akte zusammen mit Muster 5 an die Gemeinde des
neuen Wohnortes, sofern diese Ubermittlung erforderlich ist (siehe Nr. 66)). Wenn
sie aufgrund des Erhalts eines Musters 6 eingetragen werden, muss die Eintragung

111



92bis.

92ter.

93.

am Datum der Unterzeichnung dieses Formulars Muster6 (siehe Nr.81)
vorgenommen werden.

Wenn die vorerwahnten Personen der Vorladung nicht Folge leisten, tragt das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium sie von Amts wegen
am Datum ein, an dem ihre Anwesenheitin der Gemeinde festgestellt worden ist.
Dieses Datum ist im Bericht des Standesbeamten vermerkt, der sich auf den
Untersuchungsbericht des Revierbediensteten stutzt.

Nicht fur mundig erklarte Minderjahrige, die ihren Hauptwohnort verlegt haben,
aber fur die keine rechtmaBige Meldung des Adressenwechsels eingereicht wurde
oder werden kann (siehe Nr. 76 § 2), tragt das Gemeindekollegium/Bulrgermeister-
und Schoéffenkollegium ebenfalls am Datum ein, an dem ihre Anwesenheit in der
Gemeinde festgestellt worden ist.

Eine derartige Eintragung von Amts wegen wird ebenfalls vorgenommen, wenn
nicht fur mundig erklarte Minderjahrige ihren Hauptwohnort bei einem Elternteil
festlegen, dem die elterliche Autoritat aberkannt worden ist oder dem durch eine
gerichtliche Entscheidung zur Ubertragung des ausschlieBlichen Sorgerechts an
den anderen Elternteil das Sorgerecht aberkannt worden ist.

Die Personen, die die elterliche Autoritat Uber diese Minderjahrigen ausuben,
werden von dieser Eintragung von Amts wegen in Kenntnis gesetzt.

Aufgrund des ausdrucklichen Beschlusses des Kollegiums wird eine Eintragungs-
bescheinigung Muster 3 an die Gemeinde des vorherigen Wohnortes geschickt,
die die persdnliche Akte zusammen mit Muster5 Ubermittelt, sofern diese
Ubermittlung erforderlich ist (siehe Nr. 66).

Diesbezulgliche Streitfalle gehdren zur Zustandigkeit des Ministers des Innern.

Fir Personen auslandischer Staatsangehorigkeit ist der gemaB den
Bestimmungen des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 uber die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern gefasste Beschluss, mit dem der Aufenthalt oder die Niederlassung
gestattet oder erlaubt wird, Vorbedingung flr die Eintragung von Amts wegen ins
Fremdenregister oder ins Bevolkerungsregister.

Tatsachlich werden nur Auslander, denen der Aufenthalt im Konigreich fur langer
als drei Monate oder die Niederlassung gestattet oder erlaubt ist, in die
Bevolkerungsregister eingetragen (Artikel1 8 1 des Gesetzes vom 19. Juli 1991
uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten und die
Aufenthaltsdokumente und zur Abanderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur
Organisation eines Nationalregisters der natlrlichen Personen).
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95.

96.

K) Verordnungsbefugnis des Gemeinderates

Der Gemeinderat legt durch eine Verordnung die Modalitaten fest, gemal denen
die Untersuchung durchgefuhrt wird, mit der Gberpruft werden kann, ob der
Wohnort einer Person, die ihren Hauptwohnort in einer Gemeinde des
Konigreichs festlegt oder den Wohnort in Belgien wechselt, auch ihr
tatsachlicher Wohnort ist oder ob eine Person nicht mehr an der angegebenen
Adresse wohnt (siehe Nummern 81, 86 und 87).

Mit der Gemeindeverordnung muss bezweckt werden, die Modalitaten in Bezug
auf die Untersuchung hinsichtlich des Hauptwohnortes, das Verfahren zur
Uberpriifung des Wohnortes und den Untersuchungsbericht festzulegen. Sie
muss den geltenden Verordnungsbestimmungen entsprechen und muss bei
Bedarf, je nach Entwicklung der Vorschriften, aktualisiert werden.

Bei Bedarf kann die Gemeinde die Dienste der Generaldirektion Identitat und
Burgerangelegenheiten um  Stellungnahme zu einem Entwurf einer
Gemeindeverordnung bezuglich der Untersuchung hinsichtlich des Wohnortes
ersuchen.

Der Blrger muss diese Gemeindeverordnung einsehen kdnnen, zum Beispiel auf
der Website der Gemeinde.

L) Aufgabe der lokalen Polizei

Neben der allgemeinen Aufgabe der Feststellung des Wohnortes meldet die lokale
Polizei (insbesondere: die Revierpolizei) dem Bevolkerungsdienst die Personen,
die von Amts wegen eingetragen oder gestrichen werden kénnen.

Um auf die Anfragen einiger Gemeinden zu reagieren, werden in TeilV der
vorliegenden Anweisungen Muster flr Untersuchungsberichte in Bezug auf eine
Eintragung oder Streichung von Amts wegen vorgeschlagen. Diese Muster
orientieren sich an den Mustern von Untersuchungsberichten, die in
verschiedenen Gemeinden des Konigreichs verwendet werden.

M) Zeitweiliger Aufenthalt oder Kurzaufenthalt auBerhalb der Gemeinde des
Hauptwohnortes

Personen, die sich zeitweilig und voribergehend auBerhalb der Gemeinde ihres
Hauptwohnortes aufhalten, bleiben in den Registern dieser Gemeinde
eingetragen. Die Beurteilung und Untersuchung der zeitweiligen Abwesenheit
obliegen der betreffenden Gemeindeverwaltung, unter Vorbehalt der in Kapitel VI
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festgelegten Sonderregeln und der Regeln in Bezug auf das Ruckkehrrecht far
auslandische Staatsangehdrige (siehe Nr. 75).

Geht aus einer Befragung der Nachbarn und dem dazugehdrigen Polizeibericht
hervor, dass eine Person langer als sechs Monate ununterbrochen abwesend ist,
ohne ihren Wegzug oder ihre zeitweilige Abwesenheit gemeldet zu haben, kann
dies zZu einer Streichung von Amts wegen durch das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium fuhren, sofern der
derzeitige Wohnort des Betreffenden nicht bekanntist. In bestimmten Fallen kann
jedoch eine sofortige Streichung von Amts wegen vorgenommen werden (z.B.
wenn sich herausstellt, dass die Personen nicht mehr an ihrer Adresse angetroffen
werden konnen und an dieser Adresse zwischenzeitlich schon neue Bewohner
ihren Hauptwohnort festgelegt haben, obwohl diese neuen Bewohner keine
Verbindung zu den friiheren Bewohnern haben).

Gegebenenfalls darf keine familidare Bindung zwischen den neuen Bewohnern
und den Bewohnern, die die Adresse verlassen haben, hergestellt werden.
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Kapitel V - Standige Fortschreibung der Register

97.

98.

Abschnitt |l - Eintragungen

GemaB Nr.8 und Nr.71 miussen die Register standig fortgeschrieben werden,
insbesondere indem die erforderlichen Eintragungen und Streichungen
vorgenommen werden.

Die Eintragungen erfolgen nach folgenden Modalitaten:

a. Aufder Grundlage der Geburtsurkunden bei einer Geburt

Bei einer Geburt in einer belgischen Gemeinde wird ein Kind auf der Grundlage
der Geburtsurkunde bei der Kontaktperson des Haushalts, in dem es tatsachlich
wohnt, eingetragen. Geburtsort, -datum und -stunde und Nummer der Urkunde
werden registriert (siehe Nr. 15 und Nr. 18).

Wird die Geburtsurkunde in einer anderen Gemeinde ausgefertigt, wird sie
mittels Abschrift oder Auszug (mit Angabe der Abstammung) zusammen mit
Formular Muster 7 der Verwaltung der Gemeinde, in der die Kontaktperson ihren
Wohnort hat und in der das Kind wohnt, binnen acht Tagen ab Ausfertigung der
Urkunde mitgeteilt (siehe Nr. 77 und Nr. 78).

Seit Einfuhrung der DPSU am 31. Marz 2019 ist eine Geburtsurkunde, die in einer
Gemeinde erstellt wird, sofort in der anderen Gemeinde verflgbar.

Im Ausland ausgefertigte Geburtsurkunden werden nur berlcksichtigt, nachdem
sie in extenso Ubermittelt und vom Standesbeamten, der gemaB den Artikeln 68
und 70 des friheren Zivilgesetzbuches eine belgische Urkunde in der DPSU
erstellt, fur gultig erklart worden sind:

- Belgier sind kunftig verpflichtet, dem Standesbeamten die auslandische
authentische Urkunde oder die auslandische Verwaltungsentscheidung oder
auslandische gerichtliche Entscheidung, durch die der Stand der Person
geandert wird, vorzulegen, damit eine belgische Urkunde erstellt wird (Artikel 68
§1 und Artikel 70 8 1 des friheren Zivilgesetzbuches).

- Wenn ein Belgier oder Nichtbelgier bei der Erstellung oder Anderung einer
Personenstandsurkunde oder bei einer Anpassung des Bevolkerungs-, Fremden-
oder Warteregisters eine auslandische authentische Urkunde vorlegt, muss der
Standesbeamte eine belgische Urkunde in der DPSU erstellen, auch wenn die
betreffende Person eine auslandische Staatsangehorigkeit besitzt. Dieser
Grundsatz findet ebenfalls auf auslandische gerichtliche Entscheidungen oder
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auslandische Verwaltungsentscheidungen Anwendung (Artikel68 §2 und
Artikel 70 8§ 2 des friheren Zivilgesetzbuches).

b. Erwerb der belgischen Staatsangehorigkeit

Erwirbt eine im Fremdenregister eingetragene Person die belgische
Staatsangehorigkeit, wird der Vermerk ihrer Eintragung im Bevolkerungsregister in
ihre Karteikarte aufgenommen.

Auf der Karteikarte der betreffenden Person, die eventuell schon erstellt worden
ist oder zu erstellen ist, wird das Datum der Veroffentlichung des
Einburgerungsakts im Belgischen Staatsblatt vermerkt.

Fur die anderen Arten des Erwerbs bzw. der Zuerkennung der Staatsangehorigkeit
wird das Datum des Erwerbs bzw. der Zuerkennung vermerkt.

Das Verfahren zur Ausstellung eines belgischen Personalausweises wird
eingeleitet, sofern die Person die Altersbedingung erfullt.

Besitzt die betreffende Person keinen Personalausweis, muss die Gemeinde eine
Bescheinigung uber die Eintragung ausstellen, aus der hervorgeht, dass das
Verfahren zur Beantragung eines Personalausweises lauft.

c. Wechsel des Hauptwohnortes innerhalb derselben
Gemeinde

Siehe Nr.80 und Nr. 81.

Nachdem untersucht worden ist, ob der Wohnort auch der tatsachliche Wohnort
ist, wird die Adresse des Hauptwohnortes der betreffenden Personen in den
Bevolkerungsregistern aktualisiert.

Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.

Der Betreffende muss bei seiner Gemeindeverwaltung erscheinen, um die
Adresse im Chip seines elektronischen Personalausweises oder seiner
elektronischen Auslanderkarte andern zu lassen.

Verlegt ein Haushalt seinen Wohnort innerhalb der Gemeinde und ist gegen eines
der Mitglieder dieses Haushalts eine zeitweilige FreiheitsentziehungsmaBnahme
verhangt worden, muss das Sonderverfahren zur Anderung der Adresse im Chip
des elektronischen Personalausweises oder der elektronischen Auslanderkarte
dieses Inhaftierten angewandt werden (siehe Nr. 84).
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d. Wohnortswechsel einer Person, die aus einer anderen
Gemeinde kommt

Siehe Nr.80 und Nr. 81.
Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.

Bei der Meldung des Wohnortswechsels muss jedes Dokument verlangt werden,
mit dem die Identitat der betreffenden Person festgestellt wird (Personalausweis,
Pass usw.).

Wird bei Erhalt der personlichen Akten festgestellt, dass gegen eines der
Mitglieder eines Haushalts eine zeitweilige FreiheitsentziehungsmaBnahme
verhdngt worden ist, muss das Sonderverfahren zur Anderung der Adresse im Chip
des elektronischen Personalausweises oder der elektronischen Auslanderkarte
dieses Inhaftierten angewandt werden (siehe Nr. 84).

e. Eintragung infolge der Rickkehr eines belgischen
Staatsangehorigen, der bereits in Belgien gewohnt hat, aus
dem Ausland

Siehe Nr.80, Nr. 81 und Nr. 109bis.
Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.

Die Eintragungsbescheinigung Muster3 wird der Gemeinde des letzten
Hauptwohnortes Ubermittelt, die die persdnliche Akte, Gber die sie eventuell noch
verfligt, der neuen Eintragungsgemeinde zukommen lasst (Verwendung des
Formulars Muster 5, sofern dies erforderlich ist (siehe Nr. 66)).

Das Verfahren zur Ausstellung der Personalausweise fur Belgier wird sofort
angewandt.

Belgiern, die aus dem Ausland zurlickkehren und die noch keinen
Personalausweis besitzen, muss die Gemeinde eine Bescheinigung Uber die
Eintragung ausstellen, aus der hervorgeht, dass das Verfahren zur Beantragung
eines Personalausweises lauft.

f. Riickkehr eines auslandischen Staatsangehorigen, der
bereits in Belgien gewohnt hat, aus dem Ausland

Es muss untersucht werden, ob der Auslander aufgrund eines geltenden
Ruckkehrrechts wieder eingetragen werden kann. Ist dies nicht der Fall, muss der
Auslander gemaB den Rechtsvorschriften in Bezug auf Auslander einen neuen
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Aufenthaltsantrag einreichen. Bei Zweifeln hinsichtlich der Aufrechterhaltung
des Aufenthaltsrechts kontaktiert die Gemeinde das Auslanderamt, bevor sie die
Eintragung vornimmt.

g. Eintragung eines belgischen Staatsangehorigen, der nie in
Belgien gewohnt hat

Ein im Ausland geborener Belgier, der sich zum ersten Mal in Belgien niederlasst,
wird in der Gemeinde, in die er seinen Hauptwohnort verlegt, eingetragen.

Im Hinblick auf die Aufnahme korrekter und vollstandiger Informationen in die
Bevolkerungsregister wird der Betreffende bei der Eintragung gebeten, ein
Identitatsdokument und/oder andere Belege vorzulegen (Auszuge aus oder
Abschriften von Personenstandsurkunden, Offenkundigkeitsurkunde, ...). Er kann
seine ldentitdt und seine belgische Staatsangehdrigkeit mit anderen Mitteln
nachweisen.

Jeder Belgier oder sein gesetzlicher Vertreter legt dem Standesbeamten jede
betreffende auslandische authentische Urkunde vor, insofern diese Urkunde
eine Anderung des Stands der Person mit sich bringt. Der Standesbeamte erstellt
die entsprechende belgische Urkunde auf der Grundlage der auslandischen
Personenstandsurkunde. Das Gleiche gilt flr jede auslandische gerichtliche
Entscheidung oder jede auslandische Verwaltungsentscheidung (s. Artikel 68
und 70 des fruheren Zivilgesetzbuches).

Siehe Nr.80, Nr. 81 und Nr. 109bis.
Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.

Das Verfahren zur Ausstellung der Personalausweise flr Belgier wird sofort
angewandt.

h. Eintragung eines auslandischen Staatsangehorigen, der nie
in Belgien gewohnt hat

Zunachstist anzumerken, dass nur Auslander, denen ein Aufenthalt von mehr als
drei Monaten erlaubt oder gestattet ist, ins Fremdenregister eingetragen werden
konnen. Es muss also immer ein D-Visum oder eine positive Entscheidung uber
einen Aufenthaltsantrag vorliegen.

Die bloBe Anwesenheit eines Auslanders auf dem Gemeindegebiet reicht nicht
aus.
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i. Eintragung von Amts wegen auf der Grundlage eines
Beschlusses des Gemeindekollegiums/Birgermeister- und
Schoffenkollegiums zur Eintragung von Amts wegen

Siehe Nr.92 bis Nr. 93.

j. Eintragung von Amts wegen auf der Grundlage eines
Beschlusses des Ministers des Innern oder seines
Beauftragten

Siehe Nr.92 bis Nr. 93.

k. Eintragung unter einer Bezugsadresse

Die Eintragung unter einer Bezugsadresse kann aufgrund folgender Unterlagen
erfolgen:

des in einer Unterlage nach folgendem Muster schriftlich gegebenen
Einverstandnisses der unter der Adresse eingetragenen naturlichen Person oder
der unter dieser Adresse ansassigen juristischen Person, auBer wenn ein anderes
spezifisches Muster anwendbar ist,

der Bescheinigung eines o6ffentlichen Sozialhilfezentrums nach dem Muster, das
von dem fur die 6ffentlichen Sozialhilfezentren zustandigen Minister empfohlen
wird (siehe Nr. 113),

im Fall von "Militarpersonen": des schriftlichen Einverstidndnisses des Ministers
der Landesverteidigung oder seines Vertreters,

im Fall von "Inhaftierten": einer Bescheinigung Uber die Inhaftierung in einem
Gefangnis oder einer Einrichtung zum Schutz der Gesellschaft, vorausgesetzt, die
Bedingungen flr die zeitweilige Abwesenheit sind nicht erfullt (siehe Nr. 115).

Muster fur auszuflllende Unterlagen im Hinblick auf die Eintragung unter der als
Bezugsadresse dienenden Adresse des Hauptwohnortes einer natlrlichen
Person oder des Sitzes einer juristischen Person sind in Teil V der vorliegenden
allgemeinen Anweisungen aufgenommen.

Die Eintragung erfolgt an dem in der Unterlage angegebenen Datum des
Einverstandnisses (Datum, das in Teil B des Formulars angefuhrt ist) oder am
Datum der vom o6ffentlichen Sozialhilfezentrum ausgestellten Bescheinigung.

Zweifelt die Gemeinde an der Richtigkeit des Grundes, der (in Buchstabe A des
Formulars) von der Person angefuhrt wird, die ihre Eintragung unter einer
Bezugsadresse beantragt, muss sie vor der Eintragung unter der Bezugsadresse
die Beibringung zusatzlicher Belege verlangen. Wenn die Person, die ihre
Eintragung unter einer Bezugsadresse beantragt, berufliche Griinde angibt, kann
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99.

die Gemeinde bei Zweifel oder Unklarheit immer eine Bescheinigung oder eine
schriftliche Erklarung des Arbeitgebers oder des Auftraggebers verlangen. Wenn
die Person angibt, Schiffer zu sein, kann die Gemeinde die Vorlage ihres
Schiffsfuhrerscheins verlangen. Wanderschausteller kdénnen aufgefordert
werden, ihren Status anhand ihrer Standplatzzulassungen flir mehrere
Gemeinden nachzuweisen.

Die Gemeinde muss dem Burger eine eventuelle Verweigerung schriftlich
mitteilen. Letzterer kann beim Gericht Erster Instanz oder beim Staatsrat
Beschwerde einreichen (siehe auch Nr. 131).

Sowohl die Person, die die Bezugsadresse zur Verfligung stellt, als auch die
Person, die die Bezugsadresse in Anspruch nimmt, kann der Eintragung unter
dieser Bezugsadresse jederzeit einseitig ein Ende setzen. Gegebenenfalls muss
der Betreffende, der der Eintragung unter der Bezugsadresse ein Ende setzt, die
andere Partei und die Eintragungsgemeinde schriftlich (anhand eines
unterschriebenen und datierten Schreibens) benachrichtigen.

Vor jeder Eintragung muss uUberprift werden, ob die Wohnung, fur die die
Eintragung vorgenommen wird, nicht Gegenstand einer anderen Eintragung ist.
Liegt eine andere Eintragung vor, muss die Person, die ihre Eintragung in
derselben Wohnung beantragt, davon in Kenntnis gesetzt und eventuell ein
Verfahren zur Beseitigung einer fiktiven Eintragung (Streichung von Amts wegen,
MaBnahmen im Hinblick auf Eintragung in einer anderen Gemeinde usw.)
eingeleitet werden.

Was auslandische Staatsangehorige betrifft, kann bei Fortschreibung einer
Eintragung die Eintragung im Fremdenregister in eine Eintragung im
Bevolkerungsregister geandert werden; diese Anderung der Eintragung erfolgt
aufgrund eines Beschlusses des flr die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt,
die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern zustandigen Ministers
(Artikel 17 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980); das eingetragene Datum ist das
Datum dieses Beschlusses.
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100.

Abschnitt Il - Streichungen

Streichungen erfolgen nach folgenden Modalitaten:

a) Auf der Grundlage der Sterbeurkunden

Beim Tod einer Person werden Sterbeort und -datum und Todesstunde und
Nummer der Urkunde registriert (siehe Nr. 15 und Nr. 30).

Ist der Sterbefall in einer anderen Gemeinde als der Gemeinde, in der die
betreffende Person eingetragen ist, registriert worden, wird so vorgegangen wie bei
Geburten, die sich in einer anderen Gemeinde zugetragen haben (siehe Nr. 98
Buchstabe a)).

Nach Einfihrung der DPSU am 31. Marz 2019 ist eine Sterbeurkunde, die in einer
Gemeinde erstellt wird, sofort in der anderen Gemeinde verfligbar.

Far Sterbefalle, die sich im Ausland zugetragen haben, siehe Nr. 30 Absatz 2.

Im Ausland ausgefertigte Sterbeurkunden werden nur bertcksichtigt, nachdem
sie in extenso Ubermittelt und vom Standesbeamten, der eine belgische Urkunde
in der DPSU erstellt, fur gultig erklart worden sind.

Wenn keine gultige auslandische Sterbeurkunde vorliegt, die Person aber
trotzdem als verstorben angesehen wird, kann eine Todesvermutung gemaf dem

in Nr. 90 aufgeflhrten Verfahren registriert werden.

Die Streichung gilt ab dem Sterbedatum.

b) Wohnortswechsel

Die Streichung wird vorgenommen, nachdem die Gemeinde die Bescheinigung
uber die Eintragung in der neuen Gemeinde erhalten hat (Muster 3).

Das Datum der Streichung stimmt mit dem Datum der Eintragung in der neuen
Gemeinde Uberein.

Bei der Ubermittlung der personlichen Akten an die neue Gemeinde muss

gegebenenfalls angegeben werden, dass gegen eines der Mitglieder des
Haushalts eine zeitweilige FreiheitsentziehungsmaBnahme verhangt worden ist.
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Eine Person, die ihre Streichung nachweisen muss, erhalt eine
Streichungsbescheinigung Muster 8.

c) Wegzug ins Ausland

Siehe Nr.80 und Nr. 81.

Wenn moglich wird die neue Adresse im Ausland als Erlauterung in die Register
aufgenommen (IT 018).

Besitzt die Person die belgische Staatsangehodrigkeit, wird der Code 00992
(wegen Wegzug ins Ausland gestrichen) als Zwischenschritt unter IT 001
registriert.

Besitzt die Person eine auslandische Staatsangehdrigkeit, wird der Landercode
des angegebenen Bestimmungslandes unter IT 001 registriert.

Die Streichunggilt ab dem Datum der Meldung des Wegzugs. Muster 8bis wird vom
Meldenden ausgefullt und unterzeichnet.

Der Person, die ihren Wegzug ins Ausland meldet, muss eine
Streichungsbescheinigung Muster 8 Ubermittelt werden.

Der Betreffende kann seinen Wegzug ins Ausland persdnlich am Schalter oder per
Post, Fax oder E-Mail melden.

Der Wegzug ins Ausland muss grundsatzlich vom Betreffenden selbst oder, wenn
dieser Wegzug ins Ausland den ganzen Haushalt betrifft, von der Kontaktperson
des Haushalts gemeldet werden. Durch Vorlage einer unterzeichneten Vollmacht
kann der Wegzug ins Ausland auch von einer Drittperson gemeldet werden.

Eine Person, die ihren Wegzug ins Ausland nicht oder zu spat gemeldet hat und
noch immerin den Registern eingetragen ist, kann eine Streichungsbescheinigung
Muster 8 erhalten, in der das Datum angegeben ist, an dem sie der betreffenden
Gemeinde die Verlegung ihres Hauptwohnortes ins Ausland mitteilt (durch
Vorlage einer Bescheinigung der Gemeinde im Ausland oder der lokalen Polizei,
aus der hervorgeht, dass der Betreffende seinen Hauptwohnort im Ausland
festgelegt hat). Die Streichung wegen Wegzug ins Ausland erfolgt an diesem
Datum.

Zur Vermeidung von Meldebetrug lasst die Gemeinde von der lokalen Polizei
uberprifen, ob der Wegzug auch wirklich erfolgt ist.

Eine Person, die ihren Wegzug ins Ausland nicht gemeldet hat und von Amts
wegen gestrichen worden ist, kann dennoch eine Streichungsbescheinigung
Muster 8 erhalten, sofern sie ihren Hauptwohnort im Ausland festgelegt hat
(nachzuweisen anhand einer Bescheinigung der Gemeinde im Ausland oder der
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101.

lokalen Polizei). In dieser Streichungsbescheinigung wird das Datum der
Streichung von Amts wegen vermerkt. Eine Uberpriifung durch die Revierpolizei,
ob der Wegzug wirklich erfolgt ist, ist nicht erforderlich.

d) Streichung von Amts wegen auf der Grundlage eines

diesbeziiglichen Beschlusses des
Gemeindekollegiums/Biirgermeister- und Schoffenkolle-
giums

Siehe Nr.87 bis Nr. 91.

e) Streichung auf der Grundlage eines Beschlusses des
Ministers des Innern oder des fiir die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Ausweisen von Ausldndern zustandigen Ministers oder
seines Beauftragten

Siehe Nr.87 bis Nr. 91.

Die Gemeindeverwaltungen werden gebeten, ins Ausland ziehende Belgier
weitgehendst uUber die Moglichkeit zu informieren, sich bei den belgischen
konsularischen Vertretungen in die im Konsulargesetzbuch vom
21. Dezember 2013 (B.S. vom 21. Januar 2014, deutsche Ubersetzung B.S. vom
2.Juni 2014) erwahnten konsularischen Bevdlkerungsregister eintragen zu
lassen.

Fur diese Eintragung in die konsularischen Bevolkerungsregister mussen die
betreffenden Personen folgende Bedingungen erflllen:

a) Belgier sein,

b) ihren gewdhnlichen Wohnort (= Hauptaufenthalt und legaler Aufenthalt) im
Konsularbezirk der belgischen berufskonsularischen Vertretung haben,

c) nicht im Bevolkerungsregister einer belgischen Gemeinde eingetragen
sein,

d) wenn sie minderjahrig sind, in demselben Register wie eines ihrer
Elternteile eingetragen sein und die Zustimmung der Person(en), die die
elterliche Autoritat ausubt (austiben), haben.

(siehe Website des FOD Auswartige Angelegenheiten:
www.diplomatie.belgium.be)
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102.

Abschnitt lll - Streitsachen vor dem Staatsrat

Eine Fortschreibung der Register kann ebenfalls aufgrund eines Entscheids des
Staatsrates erfolgen, mit dem ein Verwaltungsbeschluss Uber eine
Wohnsituation fur nichtig erklart wird. Der Entscheid, der der betreffenden
Gemeinde notifiziert wird, muss sofort in dem im Tenor angegebenen Sinne
(Wiederherstellung der friheren Situation, sei es eine Eintragung oder eine
Streichung, oder aber kein Ergreifen von MaBnahmen, bis der Minister eine neue
Entscheidung getroffen hat) ausgeflhrt werden.

In den Registern sind der Beschluss des Staatsrates und sein Datum als
Erlauterung anzugeben. Die betreffende Person muss von der Gemeinde Uber den
Inhalt des Entscheids und die dementsprechend ausgefiihrte Fortschreibung in
Kenntnis gesetzt werden.

Gegebenenfalls kann eine Fortschreibung auch aufgrund eines Entscheids des

Staatsrates zur Aufschiebung der Durchfiihrung eines Verwaltungsbeschlusses in
Bezug auf die Wohnsituation erfolgen.
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Kapitel VI - Sonderfalle

103.

104.

a)

b)

Eintragung in Wohnungen, die aus Griinden der Sicherheit, der
gesundheitlichen Zutraglichkeit, der Raumordnung oder des Stadtebaus
nicht standig bewohnt werden diirfen

GemaB den Bestimmungen von Artikel 1 § 1 Absatz 1 Nr. 1 Absatz 2 des Gesetzes
vom 19.Juli1991 Uber die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die
Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente und zur Abanderung des
Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
naturlichen Personen tragt die Gemeinde Personen, deren Hauptwohnort
unbestreitbar in Gebauden festgelegt ist, die aus Grunden der Sicherheit, der
gesundheitlichen Zutraglichkeit, des Stadtebaus oder der Raumordnung nicht
standig bewohnt werden durfen, unter der betreffenden Adresse vorlaufig in die
Bevolkerungsregister ein.

Die Gemeinde ist also gesetzlich verpflichtet, eine Person vorlaufig einzutragen,
unabhangig davon, ob das Bewohnen einen VerstoB gegen andere Vorschriften
darstellt, da genau dies vom Gesetzgeber vorgesehen ist.

Es ist Verpflichtung und Verantwortung der Gemeinde, die regionalen Verfahren
und die Straf- und Verwaltungsverfahren einzuleiten, die in den Vorschriften
vorgesehen sind, die eine normale Eintragung nicht gestatten.

Eine vorlaufige Eintragung bleibt vorlaufig, solange die diesbezlglich zustandige
Gerichts- oder Verwaltungsinstanz keinen Beschluss gefasst hat, um der so
geschaffenen ordnungswidrigen Situation ein Ende zu setzen.

Sie beinhaltet keine Legalisierung der Situation und befreit die Betreffenden nicht
von ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Gerichts- und Verwaltungsverfahren
kdnnen jederzeit eingeleitet oder fortgesetzt werden, selbst nach einer
endgultigen Eintragung.

Die vorlaufige Eintragung endet, sobald die Betreffenden die Wohnung verlassen
haben oder der ordnungswidrigen Situation ein Ende gesetzt worden ist.

Siehe Rundschreiben vom 22. Dezember 2015 fir eine detailliertere Erklarung.

Personen, die als zeitweilig abwesend angesehen werden

Bei zeitweiliger Abwesenheit kann die bestehende Eintragung in den
Bevolkerungsregistern aufrechterhalten werden. Eine vorherige Eintragung an
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105.

106.

einem Hauptwohnort in den Bevolkerungsregistern ist daher eine Bedingung, die
bei Beantragung der Registrierung der zeitweiligen Abwesenheit erfullt sein muss.

Als zeitweilige Abwesenheit gilt "das nicht tatsachliche Wohnen am
Hauptwohnort wahrend eines bestimmten Zeitraums mit Wahrung ausreichender
Interessen als Nachweis, dass die Ruckkehr an den Hauptwohnort jederzeit
moglich ist".

Die zeitweilige Abwesenheit muss demnach folgende Merkmale aufweisen:

- Es muss ein Hauptwohnort vorhanden sein, an den man jederzeit wieder
zuruckkehren kann, und

- dort mussen ausreichende Interessen vorhanden sein, das heif3t entweder
eine Wohnung, die zwar unbewohnt, aber ausreichend ausgestattet und
mobliert ist, um dort tatsachlich zu leben, oder eine Wohnung, die von
Haushaltsmitgliedern bewohnt wird. Selbstverstandlich muss es sich dabei
um ein oder mehrere Haushaltsmitglieder handeln, die die Wohnung bereits
zu Beginn der zeitweiligen Abwesenheit bewohnten.

- Die Abwesenheit darf nicht unbegrenzt andauern, sondern muss unbedingt
befristet sein; ansonsten wird die Person aus den Bevdlkerungsregistern
gestrichen.

Ob eine Person, die zeitweilig abwesend ist, Eigentimerin, Mieterin oder einfache
Nutzerin ihres Hauptwohnortes ist, tut nur wenig zur Sache; die alleinige Tatsache,
dass die unverzugliche Ruckkehr moglich ist, reicht aus.

Der Burger hat die Moglichkeit, eine zeitweilige Abwesenheit von mehr als drei
Monaten bei der Gemeindeverwaltung seines Hauptwohnortes anhand des zu
diesem Zweck vorgesehenen Formulars (siehe Nr. 108), das er ausfillen und
ubermitteln muss, zu melden.

Eine zeitweilige Abwesenheit darf nicht mehr als ein Jahr betragen.

Sie darf jedoch einmal erneuert werden, was somit eine zeitweilige Abwesenheit
von zwei Jahren ermoglicht.

Wenn ein Burger winscht, seine zeitweilige Abwesenheit um ein zuséatzliches Jahr
zu verlangern, wird eine zweite Meldung bei der Gemeinde seines Wohnortes
erforderlich sein. Ohne diese Meldung ist die Wahrscheinlichkeit nicht gering,
dass eine Streichung von Amts wegen vorgenommen wird.

Wechselt der Haushalt, zu dem eine Person gehort, die zeitweilig abwesend ist,
wahrend ihrer Abwesenheit den Wohnort innerhalb des Konigreichs, wechselt
diese Person den Wohnort zusammen mit ihrem Haushalt.
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107.

Vorerwahnte Bedingungen in Bezug auf Dauer und Verlangerung der zeitweiligen
Abwesenheit (siehe Nr. 105) gelten nicht fur folgende Personen, allerdings nur,
wenn sie bei ihrer Gemeindeverwaltung eine entsprechende Meldung gemacht
haben:

1. Personen, die sich auf belgischem Staatsgebiet in Pflegeeinrichtungen und
anderen offentlichen und privaten Einrichtungen, die zur Aufnahme von
Kranken bestimmt sind, in Altenheimen, Alten- und Pflegeheimen,
Krankenhdusern oder Abteilungen von Krankenhdusern, die Alten- und
Pflegeheimen gleichgesetzt sind, oder in psychiatrischen Einrichtungen
aufhalten, und Personen, die bei Privatleuten untergebracht sind, dies fur
die Dauer ihres Aufenthalts zu Zwecken der Therapie und/oder der
medizinischen Hilfe,

2. Personen, die in Strafanstalten und Einrichtungen zum Schutz der
Gesellschaft inhaftiert sind, dies fur die Dauer ihrer Haft,

3. Minderjahrige, die in Anwendung des Gesetzes vom 8. April 1965 Uber den
Jugendschutz, die Betreuung Minderjahriger, die eine als Straftat
qualifizierte Tat begangen haben, und die Wiedergutmachung des durch
diese Tat verursachten Schadens in Einrichtungen untergebracht sind, dies
fur die Dauer ihrer Unterbringung,

4.  Militdr- und Zivilpersonal der im Ausland stationierten Belgischen
Streitkrafte, ins Ausland abkommandierte Militarpersonen, sei es zu
nationalen oder supranationalen Einrichtungen oder zu einer Militarbasis
im Ausland, und Mitglieder ihres Haushalts, dies fur die Dauer ihrer
Stationierung oder Abkommandierung,

5.  Personalmitglieder der foderalen Polizei, die nichtim Konigreich anwesend
sind und entweder das Militar- und Zivilpersonal der im Ausland
stationierten Belgischen Streitkrafte begleiten oder einen spezifischen
Auftrag im Ausland erflllen, und Mitglieder ihres Haushalts, dies fur die
Dauer ihrer Begleitung oder ihres Auftrags,

6. einberufene Milizpflichtige und Dienstverweigerer aus Gewissensgrinden
wahrend ihrer Dienstzeit, Milizpflichtige, die aufgrund von Artikel 16 der am
30. April 1962 koordinierten Milizgesetze (B.S. vom 9. Mai 1962), eingefugt
durch Artikel14 des Gesetzes vom 16.Juni 1987 zur Abanderung der
Milizgesetze (B.S. vom 19. Juni 1987), vom Militardienst freigestellt worden
sind, dies fur die Dauer ihrer Dienstzeit oder ihres Auftrags im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit,

7. Foderal-, Regional- und Gemeinschaftsbedienstete, die ein Amt in einer
belgischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung im Ausland
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ausuben, vorausgesetzt, sie haben eine hierarchische Verbindung zum
Leiter der Vertretung und sind auf der Diplomatenliste der vorerwdhnten
Vertretung eingetragen, und Mitglieder ihres Haushalts, dies fur die Dauer
ihres Auftrags,

8. Personen, die von gemaB dem Gesetz vom 19. Marz 2013 uber die
Belgische Entwicklungszusammenarbeit zugelassenen Vereinigungen
einen Auftrag im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erhalten
haben, und Mitglieder ihres Haushalts, dies flr die Dauer ihres Auftrags im
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit,

9. Personen, deren Verschwinden seit sechs Monaten oder langer bei der
lokalen oder foderalen Polizei gemeldet worden ist, unbeschadet der in
Buch | Titel IV des friheren Zivilgesetzbuches erwahnten Bestimmungen
UberVerschollene. Die zeitweilige Abwesenheit endet mit der Riickkehr der
verschwundenen Person oder der Feststellung ihres Todes,

10. Personen, die im Rahmen ihres Berufs eine spezifische Arbeit oder einen
bestimmten Auftrag in einer anderen Gemeinde des Konigreichs oder im
Ausland ausfuhren, und Mitglieder ihres Haushalts, dies fur die Dauer ihrer
Arbeit oder ihres Auftrags,

11. Schuler und Studenten Uber sechzehn Jahre, die weiterhin finanziell zu
Lasten ihrer Eltern sind und sich auBerhalb des Hauptwohnortes des
Haushalts, zu dem sie gehoren, aufhalten, dies fur die Dauer ihres
Studiums, vorausgesetzt, sie verlegen ihren Hauptwohnort nicht an ihren
Studienort.

Die Grunde fur die zeitweilige Abwesenheit mussen im Meldeformular
angegeben und durch Belege nachgewiesen werden (das Formular ist in Teil V
der vorliegenden Anweisungen zu finden).

Anmerkung: Im Ausland wohnende Mitglieder eines Haushalts einer zeitweilig
abwesenden Person kénnen in der Regel nicht in die Bevolkerungsregister der
Gemeinde, in der die zeitweilig abwesende Person eingetragen ist, eingetragen
werden, wenn sie nicht nachweisen konnen, tatsachlich an der weiter oben
erwahnten Adresse zu wohnen.

Eine Abweichungvon der weiter oben erwahnten Regel wird jedoch fur Mitglieder
des Haushalts der in Nr. 107 Punkt 7 und 8 erwdhnten zeitweilig abwesenden
Personen gewahrt (siehe Gentlemen's Agreement zwischen dem Auslanderamt,
dem Nationalregister und dem FOD Auswartige Angelegenheiten).

Im Rahmen dieser Vorschriften ist bzw. sind unter "Familienmitgliedern" der zeit-
weilig abwesenden Person zu verstehen:
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1. ihr Ehepartner oder der Auslander, mit dem sie eine registrierte Partner-
schaft flihrt, die in Belgien' einer Ehe gleichgesetzt ist, und der sie begleitet
oder ihr nachkommt.
Im Rahmen von Artikel 40ter § 2 des Gesetzesvom 15. Dezember 1980 Uber
die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Ausweisen von Auslandern mussen die betreffenden Eltern alter als
18 Jahre sein?,

2. der auslandische Partner, mit dem der Belgier durch eine gesetzlich
registrierte Partnerschaft® verbunden ist, der ihn begleitet oder ihm
nachkommt, wenn die Partner die folgenden Bedingungen erfullen:

o sie fuhren eine langfristige und stabile Beziehung, die
ordnungsgeman zustande gekommen ist?,

o siewohnenzusammen,

o siesind beide alter als einundzwanzig Jahre,

o sie sind unverheiratet und haben keine langfristige und stabile
Partnerbeziehung zu einer anderen Person,

o sie fallen nicht unter die Artikel161 bis 163 des friheren
Zivilgesetzbuches,®

o keiner der Partner war Gegenstand einer Entscheidung nach
Artikel 167 des friheren Zivilgesetzbuches, sofern diese
Entscheidung rechtskraftig geworden ist.®

Die Partnerschaft, die in Danemark, Deutschland, Finnland, Island, Norwegen, Schweden und im
Vereinigten Konigreich registriert wird, gilt als eine in Belgien einer Ehe gleichgesetzte
Partnerschaft.

Im Text steht "alter als einundzwanzig Jahre", aber es ist so formuliert, dass die Ausnahme
(achtzehn Jahre) de facto die Norm ist.

In Belgien bezieht sich die dem Gesetz entsprechend registrierte Partnerschaft auf eine Erklarung
uber das gesetzliche Zusammenwohnen, so wie sie in Titel 5bis (Artikel 1475 bis 1479) des
friheren Zivilgesetzbuches geregelt ist.

Der dauerhafte und stabile Charakter dieser Beziehung ist nachgewiesen:

- wenn die Partner nachweisen, dass sie wahrend mindestens einem Jahr vor der
Antragsstellung ununterbrochen in Belgien oder einem anderen Land zusammengelebt
haben, oder

- wenn die Partner nachweisen, dass sie sich seit mindestens zwei Jahren vor der
Antragstellung kennen, und den Nachweis erbringen, dass sie regelmaBigen Kontakt per
Telefon, Post oder E-Mail hatten und dass sie sich in den zwei Jahren vor der
Antragstellung dreimal getroffen haben und diese Treffen insgesamt mindestens
funfundvierzig Tage gedauert haben.

Die Partnerschaft eréffnet nicht das Recht auf Familienzusammenfuhrung, wenn sie 1) zwischen
Verwandten in aufsteigender und absteigender Linie und Verschwagerten in derselben Linie, 2) in
der Seitenlinie zwischen Bridern, zwischen Schwestern oder zwischen Bridern und Schwestern
oder 3) zwischen Onkel und Nichte oder Neffe oder zwischen Tante und Nichte oder Neffe
geschlossen wird.

Die Partner waren nicht Gegenstand einer Entscheidung des Standesbeamten, das Vornehmen
einer EheschlieBung zu verweigern, weil die fur eine EheschlieBung erforderlichen Eigenschaften
und Voraussetzungen nicht erfullt waren oder weil die EheschlieBung seiner Ansicht nach gegen die
Grundséatze der 6ffentlichen Ordnung verstoBen hatte.
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3. Verwandte in absteigender Linie des Belgiers und diejenigen seines
Ehepartners oder seines in Punkt 1 und 2 erwahnten Partners, die junger
als einundzwanzig Jahre oder zu ihren Lasten sind, die sie begleiten oder
ihnen nachkommen, unter der Voraussetzung, dass der Belgier, sein
Ehepartner oder sein Partner uber das Sorgerecht verfugt oder, wenn das
Sorgerecht geteilt ist, unter der Voraussetzung, dass der andere Inhaber
des Sorgerechts seine Zustimmung gegeben hat,

Wenn nicht alle Bedingungen erfullt sind, haben die oben erwahnten Kategorien
kein Recht auf Familienzusammenfuhrung Gber das Gentlemen's Agreement.

Der Leiter der berufskonsularischen Vertretung stellt eine "Bescheinigung Uber
die gemeinsame Niederlassung" aus, sofern der Belgier und seine Familie
tatsachlich an derselben Adresse wohnen.

Das Kriterium des Zusammenlebens muss auf der Grundlage faktischer
Elemente (wie Ausstattung der Wohnung, Kosten flur Telefon und
Energieverbrauch, Mieteintrage usw.) uberprift werden. Wenn es den
Vertretungen in der Praxis nicht moglich ist, solche faktischen Elemente selbst
zu Uberprufen, mussen sie sich, wie bei der Feststellung des gewdhnlichen
Wohnorts, auf amtliche Dokumente stuitzen, die von den ortlichen Behorden
ausgestellt wurden (Aufenthaltserlaubnis, Wohnsitzbescheinigungen usw.),
oder eventuell auf alle anderen Dokumente, die den tatsachlichen Aufenthalt an
derselben Adresse belegen.

Der Belgier, auf den sich die Bescheinigung bezieht, ist verpflichtet, seine
belgische Gemeinde immer zu informieren, wenn sich die Zusammensetzung
seines Haushalts andert (z. B. Beendigung der Partnerschaft, Kind, das nicht
mehr an derselben Adresse wohnt, usw.).

Die vom Gesetzgeber festgelegten Bedingungen far die
Familienzusammenfuhrung sind erfullt und das Familienmitglied ist im Besitz
eines Visums D mit dem nationalen Eintrag B20 (Familienzusammenfuhrung —
Artikel 40bis oder 40ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 uber die Einreise
ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern).

Das Familienmitglied meldet sich beim zustandigen Dienst der Gemeinde, in der
der Bedienstete seinen Wohnort hat, mit seinem Reisepass und der
Bescheinigung Uber die gemeinsame Niederlassung, die vom Leiter (oder bei
dessen Abwesenheit von dessen Stellvertreter) der belgischen Vertretung
ausgestellt wurde, in deren Diplomatenliste der Fdderal-, Regional- oder
Gemeinschaftsbedienstete oder die Person mit einem Auftrag im Bereich der
Zusammenarbeit eingetragen ist.
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Auf Vorlage dieser beiden Dokumente wird das Familienmitglied in das
Fremdenregister eingetragen und erhalt es eine Aufenthaltskarte (Karte F).

Die Uberpriifung des tatsdchlichen Aufenthalts und des Bestehens der Familie
wird durch die Bescheinigung Gber die gemeinsame Niederlassung ersetzt.

Im Fall einer voribergehenden Abwesenheit wird die Kontaktperson der Familie
benachrichtigt.

Im Fall einer Eintragung unter einer Bezugsadresse muss ein neues
Antragsformular fur die Eintragung unter einer Bezugsadresse ausgefullt werden.

Das Familienmitglied ist fur einen Aufenthalt von weniger als 90 Tagen von der
Visumspflicht befreit oder hat mit einem Visum des Typs C Zugang zum

Staatsgebiet

Das Familienmitglied meldet sich beim zustandigen Dienst der Gemeinde, in der
der Bedienstete seinen Wohnort hat, und stellt einen Antrag auf Aufenthalt als
Familienangehoriger eines Belgiers. Es legt seinen Reisepass, den Nachweis,
dass die Bedingungen fur die Familienzusammenfuhrung erflllt sind, und die
Bescheinigung Uber die gemeinsame Niederlassung vor, die vom Leiter (oder bei
dessen Abwesenheit von dessen Stellvertreter) der belgischen Vertretung
ausgestellt wurde, in deren Diplomatenliste der Fdderal-, Regional- oder
Gemeinschaftsbedienstete oder die Person mit einem Auftrag im Bereich der
Zusammenarbeit eingetragen ist.

Die Uberpriifung des tatsdchlichen Aufenthalts und des Bestehens der Familie
wird durch die Bescheinigung Uber die gemeinsame Niederlassung ersetzt, die
im Wesentlichen bestétigt, dass der Leiter der Vertretung diese Uberpriifungen
durchgefihrt hat und dass das Ergebnis positiv ausgefallen ist.

Die Gemeinde leitet den Antrag und die Nachweise unverzlglich an das
Auslanderamt weiter, das uberpruft, ob die Voraussetzungen fiur die
Familienzusammenfuhrung erflllt sind, und, sofern dies moéglich ist, sofort tUber
den Antrag entscheidet.

Fallt die Prifung des Antrags positiv aus, wird das Familienmitglied in das
Fremdenregister eingetragen. Die Gemeinde handigt ihm eine Aufenthaltskarte
(Karte F) aus.

Siehe Rundschreiben vom 9.Marz2023 Uber die Eintragung der
Familienmitglieder von Belgiern, die ein Amt in einer belgischen diplomatischen
oder konsularischen Vertretung im Ausland ausuiben, oder der Personen, die von
Vereinigungen, die die Generaldirektion Entwicklungszusammenarbeit des FOD
Auswartige Angelegenheiten anerkannt hat, einen Auftrag im Bereich der
Entwicklungs-zusammenarbeit erhalten haben - "Gentlemen's Agreement" .
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108. Ein Burger, der eine zeitweilige Abwesenheit wie in den Nummern 105 und 107
beschrieben melden will, verwendet das in Teil V der vorliegenden Anweisungen
enthaltene Formular.

109. Die zeitweilige Abwesenheit endet:

¢ wenn der Grund fur diese Abwesenheit nicht mehr besteht,

e wenn neue Bewohner am Hauptwohnort leben oder ihn benutzen,
ob zeitweilig oder nicht (zum Beispiel: Vermietung der gesamten
Wohnung Gber AirBNB),

e beieinem offensichtlichen Bruch mit der Familie des Betreffenden -
schriftliche Erklarung durch die Kontaktperson des Haushalts,

e sobald der Betreffende meldet, dass er seinen Hauptwohnort
wieder an dieser Adresse festgelegt hat,

e wenndie Verldngerung der Abwesenheit nicht gemeldet wurde,

e wenn der Betreffende eine tatsachliche Eintragung unter der
Adresse, an der er wohnt, oder eine Streichung wegen Wegzug ins
Ausland beantragt.

Verfugt die Gemeinde Uber keine Information in Bezug auf den (neuen)
Hauptwohnort des Betreffenden, leitet sie ihm gegenuber das Verfahren
zur Streichung von Amts wegen ein.

Wird festgestellt, dass ein Burger oft eine zeitweilige Abwesenheit geltend
macht, so muss in jedem Fall Uberpruft werden, ob der Betreffende seinen
Hauptwohnort noch immer in der Gemeinde hat.

In Nr. 107 Punkt 2 erwahnte Personen, die nicht (mehr) fur eine zeitweilige
Abwesenheit in Betracht kommen, werden unter der Adresse des OSHZ fiir
Inhaftierte (siehe Nr. 115), die als Bezugsadresse dient, eingetragen.

In Nr. 107 Punkt 4 erwahnte Personen, die nicht (mehr) fur eine zeitweilige
Abwesenheitin Betracht kommen, kdnnen fur die Dauer ihrer Stationierung
oder Abkommandierung aus beruflichen Grunden entweder unter der
Adresse einer natiurlichen Person oder der vom Minister der
Landesverteidigung festgelegten Adresse, die als Bezugsadresse (siehe
Nr. 14 Buchstabe e)) dient, eingetragen werden. In letzterem Fall handelt
es sich um folgende Adresse: Allgemeine Zivilverwaltung, Rue D’Evere 1 in
1140 BRUSSEL.

In Nr. 107 Punkt 5, 6, 7 oder 8 erwahnte Personen, die nicht (mehr) flr eine
zeitweilige Abwesenheit in Betracht kommen, kénnen fir die Dauer ihres
Auftrags aus beruflichen Grinden unter der Adresse einer naturlichen
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109bis.

110.

Person, die als Bezugsadresse (siehe Nr.14 Buchstabe e¢)) dient,
eingetragen werden.

Belgische Studenten, die nie im Kdnigreich eingetragen waren oder die es
vor mehr als funflahren verlassen haben und sich fur ihr Studium
ausschlieBlich zeitweilig auf belgischem Staatsgebiet aufhalten, werden
nicht in die Bevolkerungsregister eingetragen, wenn sie finanziell noch zu
Lasten ihrer Eltern sind.

Auf ihren Antrag hin werden sie in die Bevolkerungsregister eingetragen,
sofern sie nicht in den konsularischen Registern eingetragen sind.

Auslandische Beamte und Bedienstete der Europaischen Union

Aufgrund von Artikel 11 Buchstabe b) des Protokolls Uber die Vorrechte und
Befreiungen der Europaischen Gemeinschaften (gebilligt durch das Gesetz
vom 13. Mai 1966, veroffentlicht im Belgischen Staatsblatt vom 8. Juli 1967)
sind auslandische Beamte und andere auslandische Bedienstete der vier
Institutionen der Europaischen Union (Parlament, Rat, Kommission,
Wirtschafts- und Sozialausschuss) ebenso wie ihre Ehepartner und die zu
ihren Lasten lebenden Familienmitglieder den
Einwanderungsbeschrankungen und Registrierungsformalitaten  fur
Auslander nicht unterworfen. Ab Amtsantrittin Belgien und fiir die Dauer des
Amtes sind vorerwahnte Personen Gegenstand eines Vermerks in den
Bevolkerungsregistern der Gemeinde ihres Hauptwohnortes, sofern sie
nicht aus eigener Initiative im Bevolkerungsregister oder im Fremdenregister
eingetragen sind. Dieser Vermerk gilt als Eintragung in den
Bevolkerungsregistern.

Unter "Familienmitgliedern" versteht man entweder Kinder unter
einundzwanzig Jahren oder Kinder zu Lasten mit einer absoluten
Altersgrenze von flunfundzwanzig Jahren und Verwandte in aufsteigender
Linie zu Lasten, die unter demselben Dach wohnen.

Die Registrierung im Register "EU-Protokoll" unter Code3 in
Informationstyp 210 wird seit Ende 2017 nicht mehr angewandt.

Jeder Vermerk im Nationalregister auf der Grundlage der von der Direktion
Protokoll des Foderalen Offentlichen Dienstes Auswartige Angelegenheiten
erteilten Informationen hat eine Registrierung im Register "Auslander K.E.
30.10.91" unter Code 4 in Informationstyp 210 zur Folge (siehe Nr. 111).
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Far auslandische Beamte und andere auslandische Bedienstete der
Gemeinschaften mussen folgende Informationen im Bevolkerungsregister
angegeben werden:

Name und Vornamen,

Geburtsort und -datum,

Geschlecht,

Staatsangehodrigkeit,

Hauptwohnort (StraBe und Nummer),

Personenstand,

. Familienmitglieder, die ebenfalls einen besonderen Aufenthaltsschein
beantragt haben,

8. Datum des Amtsantritts in Belgien.

Noohkowbd=

Das Datum des Vermerks im Bevolkerungsregister ist das Datum, an dem
das Vereinbarungsprotokoll zwischen der Belgischen Regierung und diesen
Institutionen der Europaischen Union unterschrieben worden ist, das heif3t
den 3. April 1987, fur Personen, die an diesem Datum im Dienst waren.

Das zu berlucksichtigende Datum fur den Vermerk in den
Bevolkerungsregistern von europaischen Beamten und Bediensteten, die
ihren Hauptwohnort nach dem 3. April 1987 nach Belgien verlegt haben, ist
das Datum des Amtsantritts, das neben dem Beruf erwahnt ist, wobei vier
Moglichkeiten bestehen:

-EU-Beamter - Kommission,
-EU-Beamter - Rat,

-EU-Beamter - W- und S-Aussch.,
-EU-Beamter - Eur. Parl.

Vorerwahnter Vermerk wird auf Antrag des Protokolldienstes des Foderalen
Offentlichen Dienstes Auswaértige Angelegenheiten gestrichen, sobald der
Beamte oder der Bedienstete aus seinem Amt ausgeschieden ist oder, wenn
es sich um ein Mitglied seiner Familie handelt, sobald es die Bedingungen
nicht mehr erfullt, um Anspruch auf die Anwendung von Artikel 11
Buchstabe b) des Protokolls uUber die Vorrechte und Befreiungen der
Europaischen Gemeinschaften zu haben. Wohnt die betreffende Person
nach Ausscheiden aus dem Amt weiterhin in Belgien, kann ihr der Aufenthalt
gemaB den Vorschriften in Bezug auf die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern gestattet
oder erlaubt werden.

Der Vermerk wird ebenfalls auf Antrag des Protokolldienstes des FOD

Auswartige Angelegenheiten fur Personen, die sich fur die Eintragung in die
Bevolkerungsregister entschieden haben, gestrichen.
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Trittein europaischer Beamter oder Bediensteter seinen Dienstin Belgien an,
kann er zeitweilig einen vorlaufigen Wohnort (Hotel) haben. Die Ausstellung
eines besonderen Aufenthaltsscheins an diesen Beamten oder
Bediensteten oder dessen Vermerk im Bevolkerungsregister erfolgt erst,
nachdem er seinen definitiven Wohnort festgelegt hat. Braucht eine
Gemeinde wahrend des vorlaufigen Aufenthalts Informationen, muss sie
sich an die verantwortlichen Beamten der betreffenden vier Institutionen
wenden.

Die Gemeinden mussen selbst fur die Vermerke in den
Bevolkerungsregistern, die Streichungen und die eventuellen Anderungen
der Informationen Uber europaische Beamte und Bedienstete sorgen auf der
Grundlage der von der betreffenden Institution der Europaischen Union
Ubermittelten Unterlagen.

Bei Verlegung des Hauptwohnortes in eine andere Gemeinde steht auf der
Eintragungsbescheinigung Muster 3 der Vermerk "europaischer Beamter".

Das zu berlcksichtigende Eintragungsdatum ist das Datum der von der
betreffenden Institution Ubermittelten Fortschreibung, in der der
Wohnortswechsel angegeben ist, oder, in Ermangelung dessen, das Datum,
an dem der Hauptwohnort festgelegt wird.

Die Gemeinden mussen sowohl bei der definitiven Niederlassung in Belgien
als auch bei spateren Wohnortswechseln zuvor anhand einer von der
Revierpolizei durchgefihrten Untersuchung hinsichtlich des Wohnortes
Uberprufen, ob der Wohnort der betreffenden Personen auch der
tatsachliche Hauptwohnort ist.

Bei einem negativen Polizeibericht muss der Protokolldienst des Foderalen
Offentlichen Dienstes Auswartige Angelegenheiten davon in Kenntnis
gesetzt werden.

Die Gemeinden mussen die verantwortlichen Beamten und die anderen
Personalmitglieder der vier europaischen Institutionen uber jede Anomalie
unterrichten, die sie bei der Untersuchung der Listen der europaischen
Beamten und Bediensteten oder der Fortschreibungen dieser Listen
feststellen, z.B. wenn eine angegebene Adresse nicht mit derreellen Adresse
Ubereinstimmt. Dasselbe Verfahren wird vor jeder Streichung einer
eingetragenen Person, die nicht mehr auf dem Gebiet der Gemeinde wohnt,
angewandt, wenn die Gemeinde nicht durch eine Fortschreibung der Akte
davon in Kenntnis gesetzt worden ist.

Falle, in denen europaische Beamte und Bedienstete nach den ublichen
Kontakten mit Beamten der betreffenden vier Institutionen aus irgendeinem
Grund nicht in den Bevolkerungsregistern vermerkt werden kdénnen
(insbesondere mangels ausreichender Informationen), werden dem

135



111.

d)

Protokolldienst des Foderalen Offentlichen Dienstes Auswartige
Angelegenheiten unterbreitet.

Das obenerwahnte Protokoll bringt flr die europaischen Beamten und
Bediensteten, ihre Ehepartner oder die zu ihren Lasten lebenden
Familienmitglieder keinerlei Verpflichtung mit sich, Aufforderungen, sich
zwecks Erganzung oder Berichtigung der Informationen beim
Bevolkerungsdienst zu melden, nachzukommen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Personen, die Gegenstand eines Vermerks
in den Bevolkerungsregistern sind, unter denselben Bedingungen wie die in
diesen Registern eingetragenen Personen Anspruch auf alle von der
Gemeinde angebotenen Dienstleistungen haben missen (im
administrativen, sozialen, kulturellen, sportlichen, ... Bereich).

Die Gemeindeverwaltungen sind insbesondere verpflichtet, den
betreffenden Personen folgende Bescheinigungen auszustellen:

- Bescheinigung uber die Eintragung im Bevolkerungsregister,
- Bescheinigung uber die Haushaltszusammensetzung,

- Wohnortsbescheinigung,

- Lebensbescheinigung.

Sie mussen ebenfalls Unterschriften legalisieren, Formulare fur
WillensauBerungen in Bezug auf Entnahme und Transplantation von
Organen und Geweben nach dem Tode verteilen und diesbezlgliche
Erklarungen und Erklarungen in Bezug auf das gesetzliche
Zusammenwohnen registrieren.

Der Vermerk im Bevdlkerungsregister fuhrt jedoch nicht zur Ausstellung
eines Aufenthaltsscheins durch die Gemeindeverwaltungen.

Fur die Mitteilung von Informationen Uber die in den Registern vermerkten
auslandischen Beamten und Bediensteten der EU wird auf die in Kapitel VIII
vorgesehenen Regeln verwiesen.

Auslander, die im Koniglichen Erlass vom 30. Oktober 1991 uber die
Dokumente fiir den Aufenthalt bestimmter Auslander in Belgien
erwahnt sind

Im Koéniglichen Erlass vom 30. Oktober 1991 uber die Dokumente flr den
Aufenthalt bestimmter Auslander in Belgien werden die besonderen
Aufenthaltsdokumente aufgezahlt, die im Allgemeinen bestimmten
Kategorien von Auslandern aufgrund ihres Amtes ausgestellt werden.
Vorerwahnter Koniglicher Erlass regelt nicht das Problem der eventuellen
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Eintragung der Inhaber der besonderen Aufenthaltsdokumente ins
Bevolkerungsregister oder Fremdenregister und beinhaltet keine Befreiung
von der Eintragung in vorerwahnte Register.

Die Situation der Diplomaten und der Personen, die Uber eine gleichartige
Immunitat verfigen, und des Militar- und Zivilpersonals des SHAPE und der
NATO ist in Kapitel | Nr. 4 behandelt worden.

Der Status der Beamten und Bediensteten der EU ist in Nr. 110 behandelt
worden.

Die in Artikel3 des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses vom
30. Oktober 1991 erwahnten Auslander (mit Ausnahme der Beamten der EU
und des Militarpersonals des SHAPE und der NATO, des Zivilpersonals der
NATO und der Personen zu seinen Lasten und zu Lasten des Militarpersonals
der NATO), die von den Registrierungsformalitaten fur Auslander befreit und
nicht aus eigener Initiative im Bevolkerungsregister oder im Fremdenregister
eingetragen sind, werden gemaB den nachstehenden Modalitaten registriert.

Sie werdenim Bevolkerungsregister vermerkt auf der Grundlage individueller
Informationsbégen, die vom Protokolldienst des FOD Auswartige
Angelegenheiten zur Verfugung gestellt werden. Das flr den Vermerk zu
berlcksichtigende Datum ist das Datum des Amtsantritts, das auf den
vorerwahnten Informationsbogen steht.

Die Gemeinden untersuchen zuvor, ob der angegebene Wohnort auch der
tatsachliche Hauptwohnort der betreffenden Personen ist, ohne sie jedoch
aufzufordern, bei der Gemeindeverwaltung zu erscheinen. Die Streichung
des Vermerks (Ausscheiden aus dem Amt, Verlegung des Wohnortes in eine
andere Gemeinde) oder die Anderung des Vermerks (Wechsel des
Wohnortes innerhalb derselben Gemeinde oder Fortschreibung von
Erkennungsdaten) erfolgt auf der Grundlage von Auskunften des Protokoll-
dienstes des FOD Auswartige Angelegenheiten.

Schwierigkeiten und Streitigkeiten in Bezug auf die Bestimmung des
Hauptwohnortes werden dem Minister des Innern vorgelegt.

Der Vermerk im Bevolkerungsregister enthalt die besondere Kodifikation
"Auslander K.E. 30.10.91" (Code 4 neben Informationstyp 210 fir das
Nationalregister der naturlichen Personen (Eintragungsregister)), um
jegliche Verwechslung mit Auslandern, die aufgrund des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern Einwanderungs-
formalitaten unterliegen, und mit Beamten der EU zu verhindern.

Vorerwahnter Vermerk besteht aus folgenden Angaben:
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Name und Vornamen,

Geburtsort und -datum,

Geschlecht,

Staatsangehodrigkeit,

Hauptwohnort (mit StraBe und Nummer),
Personenstand,
Haushaltszusammensetzung,

Datum des Amtsantritts in Belgien,
Beruf.

CoONO~owbh =

Dieser Vermerk gilt als Eintragung in den Bevolkerungsregistern.

Es ist daran zu erinnern, dass Personen, die Gegenstand eines Vermerks in
den Bevolkerungsregistern sind, unter denselben Bedingungen wie die in
diesen Registern eingetragenen Personen Anspruch auf alle von der
Gemeinde angebotenen Dienstleistungen haben mussen.

Die Gemeindeverwaltungen sind insbesondere verpflichtet, den
betreffenden Personen folgende Bescheinigungen auszustellen:

- Bescheinigung Uber die Eintragung im Bevolkerungsregister,
- Bescheinigung Uber die Haushaltszusammensetzung,

- Wohnortsbescheinigung,

- Lebensbescheinigung.

Sie mussen ebenfalls Unterschriften legalisieren, Formulare fur
WillensauBerungen in Bezug auf Entnahme und Transplantation von
Organen und Geweben nach dem Tode verteilen und diesbezlgliche
Erklarungen und Erklarungen in Bezug auf das gesetzliche
Zusammenwohnen registrieren.

Vorerwahnter Vermerk wird gestrichen, sobald der Auslander aus seinem
Amt ausgeschieden ist oder, wenn es sich um ein Mitglied seiner Familie
handelt, sobald es die Bedingungen nicht mehr erfiullt, um Anspruch auf
einen vom Foéderalen Offentlichen Dienst Auswartige Angelegenheiten
ausgestellten Personalausweis zu haben. Mdchte die betreffende Person
nach Ausscheiden aus dem Amt weiterhin in Belgien wohnen, wird ihr Antrag
gemaB den Vorschriften in Bezug auf den Aufenthalt und die Niederlassung
der Auslander im Konigreich bearbeitet.

Die in Artikel3 des weiter oben erwahnten Koéniglichen Erlasses vom
30. Oktober 1991  aufgezahlten Auslander, die nicht von den
Registrierungsformalitdten fur Auslander befreit sind, werden ins
Bevolkerungsregister eingetragen. Diese Eintragung erfolgt entweder auf der
Grundlage von Informationsbdgen des Protokolldienstes des Foderalen
Offentlichen Dienstes Auswaértige Angelegenheiten oder auf der Grundlage
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112.

der Meldungen, die die betreffenden Personen bei der Gemeindeverwaltung
vornehmen.

In Artikel4 des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses vom
30. Oktober 1991  erwahnte  Auslander werden nie von den
Registrierungsformalitdten fur Auslander befreit. Sie mulssen gemaB
vorhergehendem Absatz ins Bevolkerungsregister eingetragen werden.

In Artikel5 des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses vom
30. Oktober 1991 erwahnte Kinder haben denselben Status wie ihre Eltern,
was die Registrierungsmodalitaten betrifft.

Infolge der Abanderung des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses
vom 30. Oktober 1991 durch den Koéniglichen Erlass vom 25. Mai 2005
(Belgisches Staatsblatt vom 13. Juni 2005) kénnen Mitglieder des Haushalts
von Inhabern eines diplomatischen Personalausweises, eines
konsularischen Personalausweises oder eines Sonderpersonalausweises
eine entlohnte Berufstatigkeit in Belgien ausuben, vorausgesetzt Belgien hat
diesbezuglich ein Gegenseitigkeitsabkommen geschlossen. Die Namen der
betreffenden Personen und der Beginn und die eventuelle Einstellung der
Berufstatigkeit werden vom Protokolldienst des Foderalen Offentlichen
Dienstes Auswartige Angelegenheiten mitgeteilt. Diese Berufstatigkeit wird
unter der Kodifikation "Auslander K.E. 30.10.91" (Code4 neben
Informationstyp 210 flr das Nationalregister (Eintragungsregister)) im
Bevolkerungsregister angegeben, sodass der betreffende Auslander
weiterhin die Vorteile des Koniglichen Erlasses vom 30. Oktober 1991 in
Anspruch nehmen kann.

Personen, die sich in einer mobilen Wohnung aufhalten

Erinnerung an die Rechtsgrundlagen

Die Bezugsadresse von Personen, die in einer mobilen Wohnung wohnen, ist
in Artikel 1 8 2 des Gesetzesvom 19. Juli 1991 uber die Bevolkerungsregister,
die Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente
und in Artikel 20 81 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister geregelt.

Personen, die sich in einer mobilen Wohnung aufhalten, werden eingetragen
in die Bevolkerungsregister:

1° der Gemeinde, in der sie mindestens sechs Monate pro Jahr an einer

festen Adresse wohnen. Diese "fahrenden" Personen gelten wahrend
ihrer Reisen fur die Eintragungsgemeinde als zeitweilig abwesend,
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2° oder der Gemeinde, in der sie Uber eine Bezugsadresse bei einer
naturlichen Person verfugen,

3° oder der Gemeinde, in der sie uber eine Bezugsadresse bei einer
juristischen  Person verfugen. Nur Vereinigungen ohne
Gewinnerzielungsabsicht, Stiftungen und Gesellschaften mit
sozialer Zielsetzung, die seit mindestens funf Jahren
Rechtspersonlichkeit besitzen und sich in ihrer Satzung unter
anderem zum Ziel gesetzt haben, die Interessen einer oder mehrerer
umherziehender Bevolkerungsgruppen zu verwalten oder zu
verteidigen, durfen als juristische Personen handeln, bei denen
naturliche Personen uUber eine Bezugsadresse verfugen konnen.

Die Moglichkeit einer Bezugsadresse bei einer juristischen Person wurde
geschaffen, um die Eintragung von fahrenden Gemeinschaften ins
Bevolkerungsregister zu vereinfachen.

Wenn Personen zeitweilig in einer mobilen Wohnung und zeitweilig an einer
festen Adresse wohnen, ist die Eintragung unter der festen Adresse
vorzuziehen. Die mobile Wohnung gilt dann als gelegentlicher Wohnort. Es
ist nicht notwendig, dass sie wahrend sechs Monaten ununterbrochen an
einer festen Adresse wohnen, um dort eingetragen zu werden oder
eingetragen zu bleiben.

Daruber hinaus mussen Personen, die in einer mobilen Wohnung wohnen,
mindestens fur die Halfte der Zeit (auf Jahresbasis) auf belgischem
Staatsgebiet reisen.

Begriffsbestimmung "mobile Wohnung"

Unter "mobiler Wohnung" sind Wohnungen zu verstehen, die konzipiert und
ausgestattet sind, um auf 6ffentlicher StraBe ordnungsgeman fortbewegt zu
werden. Dies umfasst Schiffe (konzipiert und ausgestattet, um auf
WasserstraBen ordnungsgemaB fortbewegt zu werden), Wohnwagen,
Caravans (unter diesen Begriff fallen Reisewohnwagen, die dazu bestimmt
sind, von einem Fahrzeug gezogen zu werden), Mobilheime (oder
Wohnmobile) oder ahnliche Unterklnfte.

Die Einrichtung muss ausreichen, um nachzuweisen, dass es sich um eine
Wohnung handelt, das heiBt, konzipiert und ausgestattet, um einen
Haushalt oder einen Alleinstehenden unterzubringen. Lastkraftwagen,
Reisebusse, Personenkraftwagen oder Lieferwagen, die lediglich mit einem
Schlafplatz ausgestattet sind und ausschlieBlich zur Personen- und/oder
Guterbeforderung von A nach B verwendet werden, kdnnen nicht als "mobile
Wohnungen" angesehen werden.
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Das Kriterium "konzipiert und ausgestattet, um auf offentlicher StraBe
ordnungsgeman fortbewegt zu werden" lasst sich auf der Grundlage von
Dokumenten Uberprifen, die in den fur die betreffende Art mobile Wohnung
geltenden Vorschriften vorgesehen sind: zum Beispiel Zulassung,
Zulassungsbescheinigung, Prufbescheinigung, Konformitatszertifikat flr
das Fahrzeug, Flaggenzertifikat, FUhrerbrevet, Seetlchtigkeitszeugnis,
Fahrausweis, Schifferpatent, Rheinpatent usw. Die mobile Wohnung muss
vor Ort Uberpruft werden.

Wer kann unter einer mobilen Wohnung eingetragen werden?

Der Beruf des betreffenden Burgers (Schiffer, Artist, Schausteller usw.) an
sich spielt keine Rolle.

Uberpriifung durch die Gemeinde und Eintragung unter einer
Bezugsadresse oder Verweigerung

Die Eintragung unter einer Bezugsadresse erfordert das schriftliche
Einverstandnis der unter der Adresse eingetragenen naturlichen Person oder
der unter dieser Adresse ansassigen juristischen Person; dieses
Einverstandnis ist im Formular, das in Nr. 98 Buchstabe |) der Allgemeinen
Anweisungen aufgenommen ist, anzugeben. Sowohl die Person, die die
Bezugsadresse zur Verfugung stellt, als auch die Person, die die
Bezugsadresse in Anspruch nimmt, kann der Eintragung unter dieser
Bezugsadresse jederzeit einseitig ein Ende setzen. Gegebenenfalls muss der
Betreffende, der der Eintragung unter der Bezugsadresse ein Ende setzt, die
andere Partei und die Eintragungsgemeinde schriftlich benachrichtigen.

Vor der Eintragung unter einer Bezugsadresse bei einer juristischen Person
muss die Gemeinde Uberprufen, ob die betreffende juristische Person die in
Nr. 112 der Allgemeinen Anweisungen erwahnten Kriterien erfullt.

Zweifelt die Gemeinde an der Richtigkeit des Grundes, der (in Buchstabe A
des Formulars) angefuhrt wird von der Person, die ihre Eintragung unter einer
Bezugsadresse beantragt, muss sie vor der Eintragung unter der
Bezugsadresse die Beibringung von Belegen verlangen. Eine Uberprifung
der mobilen Wohnung muss ebenfalls von der Revierpolizei nach den
gleichen Modalitaten wie fiir die Uberpriifung des Wohnortes im Rahmen
einer Meldung des Adressenwechsels vorgenommen werden.

Die Eintragung ist zeitlich nicht begrenzt. Die Gemeinde kann jedoch
jederzeit nachprifen, ob die Bedingungen weiterhin erfullt sind.

Vom betreffenden Burger kann verlangt werden, dass er jahrlich den
Nachweis erbringt, dass die mobile Wohnung als solche und hauptsachlich
auf belgischem Staatsgebiet (oder in belgischen Klistengewassern) genutzt
worden ist.

141



Wird die mobile Wohnung nicht oder nicht mehr als solche genutzt, muss
der oder die Betreffende unter der Adresse des dauerhaften Stellplatzes
(oder des Liegeplatzes) eingetragen werden. Wenn notig wendet die
Gemeinde das Prinzip der vorlaufigen Eintragung an. Aus dem Begriff
"mobile Wohnung" auszuschlieBen sind also ortsfeste Wohnwagen (diese
Unterklnfte sind weder gebaut noch hergerichtet, um auf 6ffentlicher StraBe
von einem Fahrzeug gezogen zu werden), ob sie am Boden befestigt sind
oder nicht. Gleiches gilt fur Wohnwagen, die auf einerim Boden eingebauten
oder verankerten Einrichtung stehen und daher ihre Mobilitat verloren
haben.

Die Bezugsadresse ist auch nichtfuir Bewohner von Wohnschiffen bestimmt.
Diese Personen haben eine feste Adresse. Sie mussen unter dem Namen
des Docks, wo das Schiff verankert ist, und der Nummer des
entsprechenden Anlegeplatzes (gegebenenfalls unter dem Namen der
angrenzenden StraBe mit der entsprechenden Nummer) eingetragen
werden.

Die Gemeinde muss dem Bulrger eine eventuelle Verweigerung einer
Bezugsadresse schriftlich mitteilen. Letzterer kann beim Gericht Erster
Instanz oder beim Staatsrat Beschwerde einreichen.

Belege fiir eine fahrende Lebensweise

Es wurde festgestellt, dass bestimmte Gemeinden bei ihrer Suche nach
Hinweisen, die bestatigen oder widerlegen, dass die Situation tatsachlich
besteht, manchmal zu weit gehen. Dies ist etwa der Fall, wenn eine
Gemeinde angibt, dass es nicht moglich sei, umherzuziehen und eine
"regulare Arbeit" auszuliben oder umherzuziehen und seine Kinder auf eine
gewohnliche Schule zu schicken. Ein unbefristeter Vertrag kann sehr wohl
mit einer fahrenden Lebensweise und einer Bezugsadresse vereinbar sein.
Nur die tatsachliche Situation zahlt.

Weiter unten finden Sie eine indikative Liste von angemessenen Belegen fur
eine fahrende Lebensweise, die die Gemeinde verlangen kann, in der
Reihenfolge ihrer Beweiskraft:

- berufliche Unterlagen (Schausteller, Schiffer, ...),

- Bescheinigungen von lokalen Behérden und Einrichtungen
(Hafenverwaltung, Camping, Standplatzzulassungen, Grundstlicke fir
fahrendes Volk, ...).

Sind diese Belege nicht verfligbar oder angesichts der tatsachlichen

Situation, in der sich die Person befindet, nicht ausreichend eindeutig (nicht

personalisiert, Zeitraum nicht angegeben, ...), kann die Gemeinde

zusatzliche Belege verlangen, und zwar:

- schriftliche Zeugenaussagen von Privatpersonen (Beschreibung des
Sachverhalts - zum Beispiel Erlaubnis, auf einem Privatgelande zu
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wohnen -, ldentifizierung der Zeugen - Kopie des Personalausweises -
und Relevanz des Zeugen hinsichtlich des angeflihrten Sachverhalts) mit
Datum und Unterschrift,

- namentliche Rechnungen und diverse Nachweise fur die Durchreise
durch  verschiedene Stadte (Geldabhebungen, Reparaturen,
Anmietungen, Kaufe, ...),

Die Gemeinde beurteilt die Stichhaltigkeit der vorgelegten Belege. Liegen der
Gemeinde bloB "zusatzliche Belege" vor, muss sie diese in hinreichender
Zahl verlangen, um sich ein genaues Bild von den Reiserouten des
Betreffenden zu machen. Dazu muss die Stimmigkeit der Belege sorgfaltig
gepruftwerden. Die alleinige Tatsache, dass bloB "zuséatzliche Beweismittel"
vorhanden sind, schlieBt einen positiven Beschluss nicht aus, aber es ist
ratsam, den Betreffenden von der Hierarchie der Nachweise in Kenntnis zu
setzen, um den Verwaltungsaufwand bei einer spateren Uberpriifung zu
verringern.

Beendigung der Eintragung unter einer Bezugsadresse

Die Eintragungsgemeinde von Personen, die sich in einer mobilen Wohnung
aufhalten, kannihre Streichung oder Eintragung von Amts wegen vornehmen
oder ihre Eintragung in einer anderen Gemeinde veranlassen, wenn die

Kriterien fur die Eintragung in ihre Register nicht mehr erflllt sind (siehe

Nummern 86 bis 96 der Allgemeinen Anweisungen Uber die Fihrung der

Bevolkerungsregister). Dies istinsbesondere der Fall, wenn:

- die Person nicht mehr in einer mobilen Wohnung wohnt, sondern einen
lokalisierbaren Hauptwohnort hat,

- die Bezugsadresse nicht mehr gultig ist (bei Verweigerung oder bei
Umzug oder Tod der unter der Adresse eingetragenen natlrlichen Person
oder wenn Letztere den Betreffenden nicht mehr erreichen kann, ...)

- die (jahrlichen) Nachweise, dass der Betreffende in einer mobilen
Wohnung hauptsachlich auf belgischem Staatsgebiet wohnt, nicht
erbracht werden,

- die Person hauptsachlich im Ausland wohnt,

- die mobile Wohnung ihre Mobilitdt verloren hat oder nicht mehr
konzipiert und ausgestattet ist, um auf offentlicher StraBe
ordnungsgeman fortbewegt zu werden, oder die Einrichtung nicht mehr
ausreicht, um nachzuweisen, dass es sich um eine Wohnung handelt,
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113.

f)

Personen, die mangels ausreichender Existenzmittel keinen Wohnort
haben oder mehr haben

1. Eintragung unter einer Bezugsadresse bei einem OHSZ

Artikel 20 8§ 3 Absatz 1und 2 des Kdniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber
die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister, so wie er durch den
Koniglichen Erlass vom 21. Februar 1997 abgeandert worden ist, bestimmt
die Bedingungen, unter denen Personen, die mangels ausreichender
Existenzmittel keinen Wohnort haben oder mehr haben, fur eine Eintragung
unter der Adresse eines oOffentlichen Sozialhilfezentrums in Betracht
kommen.

Die Begriffe "keinen Wohnort haben oder mehr haben" sind so zu
verstehen, dass die betreffende Person entweder nie einen Wohnort hatte
—also "keinen" — oder dass sie einen hatte, diesen aber verloren hat — also
"mehr" —.

Die Personen werden auf ihren Antrag hin von der Gemeinde, in der sie sich
gewoOhnlich aufhalten, unter einer Bezugsadresse eingetragen.

Die Bedingungen fur diese Eintragung lauten wie folgt:

1. Der Antragsteller darf in keinerlei Eigenschaft in einem kommunalen
Bevolkerungsregister in Belgien eingetragen sein.

Ist der Antragsteller bereits unter einer reellen Adresse oder einer
Bezugsadresse in den Bevolkerungsregistern oder im Fremdenregister
einer Gemeinde eingetragen, solange er nicht aufgrund des Wegfalls des
tatsachlichen Hauptwohnortes von Amts wegen aus dem bzw. den
Registern gestrichen wurde, oder ist er im Warteregister eingetragen, so
darf die Adresse eines Offentlichen Sozialhilfezentrums nicht als
Bezugsadresse flur seine Eintragung dienen.

Die Gemeinde, bei der der Eintragungsantrag eingereicht worden ist,
muss vor der Eintragung eine diesbeziigliche Uberpriifung vornehmen.

2. Der Antragsteller beantragt Sozialhilfe im Sinne von Artikel57 des
Grundlagengesetzes vom 8.Juli1976 Uber die offentlichen
Sozialhilfezentren oder das im Gesetz vom 26. Mai 2002 uber das Recht
auf soziale Eingliederung vorgesehene Eingliederungseinkommen.

Das offentliche Sozialhilfezentrum muss Uberprifen, ob diese
Bedingungen erfullt sind, und nicht die Gemeinde.
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Sind die Bedingungen erfullt, stellt das offentliche Sozialhilfezentrum
dem Betreffenden eine Bescheinigung aus, dessen Muster von dem fur
die offentlichen Sozialhilfezentren zustandigen Minister empfohlen wird.

Verfahren:

- Der Betreffende muss sich mit der vorerwadhnten Bescheinigung bei der
Gemeindeverwaltung melden.

- Nachdem die Gemeindeverwaltung Uberpruft hat, dass der Betreffende
an diesem Datum nicht in einem kommunalen Register eingetragen ist,
nimmt sie die Eintragung unter der Adresse des O&ffentlichen
Sozialhilfezentrums™ an dem Datum der vom Offentlichen
Sozialhilfezentrum ausgestellten Bescheinigung vor, nach Uberpriifung
seiner Identitdt, ohne dass eine Untersuchung des Wohnortes
durchgeflhrt wird, oder an dem Datum des Tages nach der Streichung
von Amts wegen durch die vorherige Gemeinde (wenn der Betreffende
noch einen giltigen Personalausweis besitzt, konnen die Dienste des
Nationalregisters die Streichung von Amts wegen registrieren, ohne
diesen Personalausweis annullieren zu mussen). Die Entscheidung des
Sozialhilferats wird in den Registern angegeben (IT 003).

Muster 10 (siehe Nr. 71) erlaubt es der Gemeinde des OSHZ, bei dem der
Antragsteller sich eintragen mochte, bei der Gemeinde, in der der
Betreffende vorher offiziell eingetragen war, nachzufragen, ob er die Adresse
dieser offiziellen Eintragung tatsachlich verlassen hat, und die
Wohnsituation des Betreffenden gegebenenfalls zu regeln.

Erhalt eine Gemeinde eine Nachfrage von einer anderen Gemeinde wie
vorhergehend beschrieben, benutzt Erstere Muster 10bis (siehe Nr.71).
Durch dieses Formular kann sie als Gemeinde, in der der Obdachlose
offiziell eingetragen war, bestatigen, dass der Betreffende seine offizielle
Eintragungsadresse tatsachlich verlassen hat und (gegebenenfalls) dass die
Wohnsituation des Betreffenden bereits geregelt worden ist. Es wird
dringend empfohlen, der Gemeinde des OSHZ, bei dem der Betreffende
seine Eintragung beantragt hat, binnen flinfzehn Tagen dieses
ordnungsgemal ausgeflllte Formular zurtickzuschicken.

Artikel 20 8 3 Absatz 3 des vorerwahnten Erlasses bestimmt, dass diese
Personen verpflichtet sind, sich mindestens einmal pro Quartal beim
offentlichen Sozialhilfezentrum zu melden, um den Anspruch auf diese
Eintragung aufrechtzuerhalten. Die Frist lauft ab dem Datum der Eintragung.
Die praktischen Modalitaten dieses Verfahrens werden vom offentlichen
Sozialhilfezentrum festgelegt.

i Durch Gemeindeverordnung kann den Personen, die unter der Adresse des offentlichen
Sozialhilfezentrums, die als Bezugsadresse dient, eingetragen sind, eine eigene Briefkastennummer
zugeteilt werden.
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Artikel 20 § 4 des Erlasses regelt die Streichung aus den Registern, wenn die
betreffende Person die Bedingungen flur die Eintragung unter der Adresse des
offentlichen Sozialhilfezentrums, die als Bezugsadresse dient, nicht mehr
erfullt.

Meldet die Person sich nicht mindestens einmal pro Quartal oder erfullt sie
eine der in Artikel 20 § 3 Absatz 1 des vorerwahnten Koniglichen Erlasses
vom 16. Juli 1992 erwahnten Bedingungen nicht mehr, teilt das offentliche
Sozialhilfezentrum dem Gemeindekollegium/Burgermeister- und
Schoffenkollegium dies mit, das seinerseits nach Einsicht in die vom
offentlichen Sozialhilfezentrum vorgelegten Unterlagen einen Beschluss zur
Streichung von Amts wegen aus den Registern fasst. Das Datum der
Streichung aus den Registern ist das Datum dieses Beschlusses.

. Eintragung unter einer Bezugsadresse bei einer natiirlichen Person

Personen, die mangels ausreichender Existenzmittel keinen Wohnort
haben oder mehr haben, kénnen sich - neben der Moéglichkeit der
Eintragung unter einer Bezugsadresse beim OSHZ - ebenfalls unter einer
Bezugsadresse bei einer natlrlichen Person eintragen lassen (siehe
vorbereitende parlamentarische Arbeiten zum Gesetz vom 24. Januar 1997
zur  Abanderung des Gesetzes vom 19.Juli1991 Uber die
Bevolkerungsregister und die Personalausweise).

Zur Vermeidung jeglichen Missbrauchs von Bezugsadressen muss die
Gemeinde in solchen Fallen mit groBter Vorsicht verfahren. Wenn eine
Person ihre Eintragung unter der Adresse einer natlrlichen Person, die als
Bezugsadresse dient, aus dem weiter oben erwahnten Grund beantragt,
muss die Gemeinde insbesondere den Hauptwohnort sorgfaltig
Uberprufen. Stellt sich heraus, dass der Betreffende seinen tatsachlichen
Hauptwohnort bereits anderswo festgelegt hat, kann er selbstverstandlich
nicht als Person, die mangels ausreichender Existenzmittel keinen
Wohnort hat, angesehen werden. Folglich kann er auch nicht unter der
gewlnschten Bezugsadresse eingetragen werden. Die Eintragung unter
einer Bezugsadresse richtet sich auch nicht an Personen, die an der
Adresse, die als Bezugsadresse dienen soll, in Wirklichkeit ihren
Hauptwohnort festgelegt haben.

Dartber hinaus muss der Zustand des Mangels an ausreichenden

Existenzmitteln auch von der Gemeinde uUberpruft werden, gegebenenfalls
unter Einbeziehung der Fachkompetenz des OSHZ.
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114.

115.

g)

h)

Gefahrdete Zeugen, denen die Zeugenschutzkommission besondere
SchutzmaBnahmen gewahrt hat

GemaB dem Gesetz vom 14. Juli 2011 zur Abanderung des Gesetzes vom
7.Juli 2002 zur Festlegung von Regeln flr den Schutz gefahrdeter Zeugen und
von anderen Bestimmungen (B.S. vom 1.August2011, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 11. Oktober2011) kénnen geschiitzte Zeugen in
Abweichung vom Gesetz vom 19. Juli 1991 Uber die Bevdlkerungsregister,
die Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente
unter einer Kontaktadresse eingetragen werden.

Unter "Kontaktadresse" versteht man die Adresse, an der der geschutzte
Zeuge eingetragen ist, ohne jedoch tatsachlich dort zu wohnen. Im
Gegensatz zu dem, was flur Bezugsadressen gilt, muss an einer
Kontaktadresse keine natlrliche Person eingetragen sein. Personliche und
offizielle Briefe, die an den geschutzten Zeugen gerichtet sind, kommen an
der Kontaktadresse an.

Inhaftierte

Inhaftierungsmeldung und Eintragungsdatum

Bei einer Inhaftierung setzt die Direktion eines Gefangnisses oder einer
Einrichtung zum Schutz der Gesellschaft die Gemeinde, in der der
Betreffende eingetragen ist, davon in Kenntnis. Ist der Betreffende nicht in
den Bevolkerungsregistern einer belgischen Gemeinde eingetragen, wird die
Notifizierung an die Gemeinde, in der sich die Strafanstalt befindet,
Ubermittelt.

Diese Notifizierung erfolgt nach dreiBig Tagen ununterbrochener
Inhaftierung Giber ein automatisiertes Mailing durch den FOD Justiz (DGEPI).
Diese Notifizierung wird gegebenenfalls wie ein gewohnlicher Antrag auf
Adressenwechsel bearbeitet.

Die eventuelle Anpassung der Eintragung in den Bevodlkerungsregistern
erfolgt am Datum der Notifizierung des FOD Justiz (DGEPI).

Zu beachten ist, dass der FOD Justiz (DGEPI) bei einer Uberfiihrung in eine
andere Strafanstalt keine Mitteilung vorsieht. Erhalt ein OSHZ Schreiben fiir
einen Inhaftierten, durfen diese dem registrierten Gefangnis uUbermittelt
werden (Adresse unter IT 026). Die Schreiben werden entweder an das
aktuelle Gefangnis weitergeleitet oder an den ursprunglichen Absender
zuruckgeschickt.
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Allgemeine Grundsatze in Bezug auf die Eintragung der in Belgien
inhaftierten Personen

Personen, das heif3t Belgier und Auslander, denen es gestattet oder erlaubt
ist, sich langer als drei Monate im Ko&nigreich aufzuhalten, die in
Gefangnissen oder Einrichtungen zum Schutz der Gesellschaft inhaftiert
sind und zum Zeitpunkt ihrer Inhaftierung zu einem Haushalt gehoren,
bleiben wahrend ihrer Haft in den Bevolkerungsregistern der Gemeinde, in
der der Haushalt seinen Wohnort hat, eingetragen. Fur die Gemeinde, in der
der Haushalt seinen Wohnort hat, werden sie sie als zeitweilig abwesend
betrachtet und bei Wechsel des Hauptwohnortes werden sie wie der
Haushalt behandelt. Im Zweifelsfall muss die Situation Uberpruft werden.

Wenn sich im Laufe der Inhaftierung des Betreffenden erweist, dass er zu
einem neuen Haushalt gehort (der infolge einer EheschlieBung oder einer
Adoption entsteht oder wenn das Bestehen einer neuen Liebesbeziehung
ausdricklich von der Gefangnisdirektion bestatigt wird), wird er auf seinen
Antrag hin und mit Einverstandnis der Kontaktperson des Haushalts unter
der Adresse dieses Haushalts eingetragen.

Inhaftierte, Belgier und Auslander, denen es gestattet oder erlaubt ist, sich
lAnger als drei Monate im Kénigreich aufzuhalten, die zum Zeitpunkt ihrer
Inhaftierung die Bedingungen flur eine zeitweilige Abwesenheit nicht
erfullen, werden unter einer Bezugsadresse an der Adresse des
offentlichen Sozialhilfezentrums der Gemeinde, in der sie vor ihrer
Inhaftierung in den Bevdlkerungsregistern eingetragen waren, eingetragen.
Dies ist der Fall, wenn der Betreffende gestrichen ist oder an seiner letzten
Adresse keine Interessen mehr hat.

Die letzte Verwaltungsgemeinde des Betreffenden tragt den Inhaftierten
dann sofort unter einer Bezugsadresse an der Adresse des OSHZ ein (IT 020
und IT 024). AuBerdem wird die zeitweilige Abwesenheit (IT 026) angegeben
und die Adresse der Strafanstalt vermerkt. Der Bevolkerungsdienst setzt das
OSHZ von dieser Eintragung und zeitweiligen Abwesenheit in Kenntnis. Das
OSHZ uibermittelt fiir den Inhaftierten bestimmte Schreiben an die Kanzlei
der Strafanstalt, in der sich der Inhaftierte aufhalt.

Waren sie vor ihrer Inhaftierung nie in den Bevolkerungsregistern einer
Gemeinde eingetragen, werden sie unter einer Bezugsadresse an der
Adresse des OSHZ der Gemeinde, in der sich die Strafanstalt befindet,
eingetragen.

Dieses Verfahren gilt auch fur Auslander, die wegen Verlust ihres

Aufenthaltsrechts ausgewiesen wurden und als Inhaftierte einen neuen
Aufenthaltsantrag einreichen.
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Ein Beschluss oder eine Bescheinigung des OSHZ-Rates ist nicht
erforderlich.

Diese Eintragung gilt als Eintragung in einer Gemeinschaft. Die Adresse des
Gefangnisses oder der Einrichtung zum Schutz der Gesellschaft wird als
zeitweilige Abwesenheit registriert. Es handelt sich um Einrichtungen zum
Schutz der Gesellschaft im eigentlichen Sinne und nicht um psychiatrische
Krankenhduser, die Internierte von Einrichtungen zum Schutz der
Gesellschaft unterbringen.

Unter der Adresse eines Gefangnisses eingetragene Inhaftierte

In den Vorschriften vor den gesetzlichen Abanderungen vom
9. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im
Bereich Inneres (B.S. vom 30. November 2015, deutsche Ubersetzung B.S.
vom 7.Marz 2016; seit dem 1. Januar 2016 in Kraft) war bestimmt, dass
Inhaftierte, die die Bedingungen flr eine zeitweilige Abwesenheit nicht
mehr erfullten, unter der Adresse der Strafanstalt in Gemeinschaften
eingetragen wurden. Jede (sténdige) Uberfiihrung in eine Strafanstalt
bedeutete eine neue Eintragung.

Bei einer Uberfiihrung in eine Strafanstalt nach dem 1.Januar 2016 muss
Uberpruft werden, wie die Wohnsituation vor der ersten Eintragung unter der
Adresse der Strafanstalt in einer Gemeinschaft war.

War der Betreffende damals in den Bevolkerungsregistern eingetragen, wird
er/sie unter einer Bezugsadresse an der Adresse des offentlichen
Sozialhilfezentrums der betreffenden Gemeinde eingetragen.

War der Betreffende damals nicht in den Bevolkerungsregistern eingetragen,
wird er/sie unter einer Bezugsadresse an der Adresse des dffentlichen
Sozialhilfezentrums der Gemeinde, in der sich die derzeitige Strafanstalt
befindet, eingetragen.
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Achtung!

In den Vorschriften in Sachen Warteregister ist keine Eintragung unter einer
Bezugsadresse vorgesehen.

Eine Person, die internationalen Schutz beantragt, bleibt (oder wird) daher
immer unter der Adresse der Strafanstalt eingetragen.

Nichtbelgische Inhaftierte

Vor einer Anpassung der Bevolkerungsregister muss das Aufenthaltsrechtin
Belgien immer Uberpruft werden. Im Zweifelsfall muss das Auslanderamt
(detenus@ibz.fgov.be) um Stellungnahme ersucht werden.

Auslander, die wegen "Verlust des Aufenthaltsrechts" gestrichen worden
sind (siehe Nr. 91), kdnnen niemals (von Amts wegen) eingetragen werden,
weil sie in einem Gefangnis inhaftiert sind; solange sie kein Aufenthaltsrecht
haben, werden sie nicht eingetragen.

Gewihrung einer elektronischen Uberwachung

Die Eintragung unter einer Bezugsadresse an der Adresse des dffentlichen
Sozialhilfezentrums wird auBer im Fall einer elektronischen Uberwachung
als Strafvollstreckungsmodalitat wahrend der Vollstreckung der Strafe
aufrechterhalten. Auch im Fall einer elektronischen Uberwachung als
eigenstandige Sanktion oder einer Untersuchungshaft wird der Betreffende
immer unter der Adresse seines Hauptwohnortes eingetragen.

Freilassung

Bei der Freilassung des Betreffenden setzt die Direktion des Gefangnisses
oder der Einrichtung zum Schutz der Gesellschaft die Gemeinde, in der
dieser eingetragen ist, davon in Kenntnis.

Ist der Betreffende nicht in den Bevolkerungsregistern einer belgischen
Gemeinde eingetragen, wird die Notifizierung an die Gemeinde, in der sich
die Strafanstalt befindet, Ubermittelt.

Entspricht die vom Betreffenden bei seiner Freilassung gemeldete Adresse
der Eintragungsadresse, genuigt es, die zeitweilige Abwesenheit zu streichen.

Entspricht die vom Betreffenden bei seiner Freilassung gemeldete Adresse
nicht der Eintragungsadresse, ist eine Uberpriiffung des Wohnortes
durchfuhren zu lassen und der Betreffende wird eingetragen, wenn diese
Wohnortsuberprufung positiv ausfallt. Fallt diese Wohnortstberprufung
negativ aus, wird ein Muster 6 an die Gemeinde, in der der Betreffende zu
wohnen scheint, Ubermittelt. Konnen keine Informationen Uber die Adresse
des Betreffenden eingeholt werden, wird dieser von Amts wegen gestrichen.
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Wird bei der Freilassung keine Adresse gemeldet, verfligt der Betreffende,
der unter einer Bezugsadresse an der Adresse des OSHZ eingetragen ist,
Uber eine Frist von einem Monat, um seinen Hauptwohnort selbst zu regeln.
Wenn er dies versaumt oder diese Frist nicht einhalt, wird er unmittelbar von
Amts wegen gestrichen.

Sonderfille

Wird festgestellt, dass ein Inhaftierter ausgebrochen ist, muss seine
Streichung von Amts wegen einen Monat nach seinem Ausbruch
vorgenommen werden.

Die Bezugsadresse fiir Inhaftierte darf nicht mit der OSHZ-Bezugsadresse fiir
Obdachlose verwechselt werden. Die Eintragung eines Obdachlosen unter
einer Bezugsadresse setzt namlich voraus, dass er in keinerlei Eigenschaftin
einem kommunalen Bevdlkerungsregister in Belgien mehr eingetragen ist.
Um von einer Eintragung als Inhaftierter unter einer Bezugsadresse zu einer
Eintragung als Obdachloser unter einer Bezugsadresse bei demselben oder
einem anderen OSHZ iberzugehen, muss der Betreffende folglich zuvor von
Amts wegen gestrichen werden. Der Vermerk der Adresse einer Strafanstalt
unter IT 026 mit der Stellung im Haushalt "Gemeinschaft" ermoglicht es, die
beiden Situationen deutlich voneinander zu unterscheiden, da Obdachlose
mit OSHZ-Bezugsadresse mit der Stellung im Haushalt "Alleinstehender"
eingetragen werden.

Um von einer Eintragung als Obdachloser unter einer OSHZ-Bezugsadresse
zu einer Eintragung als Inhaftierter unter einer Bezugsadresse uberzugehen,
muss in die Akte des Betreffenden einen IT 026 am Datum der Notifizierung
der Inhaftierung eingegeben werden und am selben Datum muss unter
IT140/141 der Vermerk "Alleinstehender" durch den Vermerk
"Gemeinschaft" ersetzt werden.

In Belgien eingetragene, jedoch im Ausland inhaftierte Personen

Belgier und Auslander, denen es gestattet oder erlaubt ist, sich langer als
drei Monate im Kdnigreich aufzuhalten, die in einer Strafanstalt im Ausland
inhaftiert sind und zum Zeitpunkt ihrer Inhaftierung zu einem Haushalt
gehoren, bleiben wahrend ihrer Haft in den Bevolkerungsregistern der
Gemeinde, in der der Haushalt seinen Wohnort hat, eingetragen. Fur die
Gemeinde, in der der Haushalt seinen Wohnort hat, werden sie als zeitweilig
abwesend betrachtet und bei Wechsel des Hauptwohnortes werden sie wie
der Haushalt behandelt.

Dagegen konnen sie nicht unter einer Bezugsadresse an der Adresse des
OSHZ eingetragen werden.
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116.

117.

j)

Wenn sie nicht als zeitweilig abwesend betrachtet werden kdnnen oder die
Bedingungen fur die zeitweilige Abwesenheit nicht mehr erfullt sind,
mussen sie aus den Bevolkerungsregistern gestrichen werden. Eine
Streichung wegen Wegzug ins Ausland kann eventuell anstelle einer
Streichung von Amts wegen aus den Bevolkerungsregistern vorgenommen
werden.

Wohnung, die auf dem Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden liegt

Liegt ein Haus auf dem Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden, werden die
Bewohner in die Register der Gemeinde eingetragen, auf deren Gebiet sich
der Haupteingang dieses Hauses befindet.

Unter Haupteingang ist der Zugang zum Gebdude an einer offentlichen
StraBe zu verstehen, dem die Gemeindeverwaltung eine Nummer zugeteilt
hat.

Die Gemeinden mussen ebenfalls die Anweisungen, die in den
Katasterpldanen und im Atlas der Vizinalwege angefuhrt sind,
berlcksichtigen.

Die Bestimmung der Adresse einer Wohnung fallt jedoch in die Zustandigkeit
der Gemeinden, unabhangig von der Zustandigkeit des Ministers des Innern,
bei Problemen oder Streitfallen in Bezug auf den Hauptwohnort der
Bewohner dieser Wohnung zu entscheiden.

Fusion von Gemeinden und Anderung der Grenzen

Fusionieren zwei oder mehrere Gemeinden, erfolgt die Zentralisierung der
Bevolkerungsdienste nach Einsetzung des Gemeinderates der neuen
Gemeinde.

Die Register werden in einem einzigen Bevolkerungsdienst aufbewahrt und
einheitlich gefuhrt. Nebenstellen kénnen bei groBer Entfernung zwischen
Zentrum und bestimmten AuBenvierteln weiterbestehen.

Alle Personen, die ihren Hauptwohnort in fusionierten Gemeinden haben,
werden von Amts wegen am Tag des Inkrafttretens der Fusion in die Register

der neuen Gemeinde eingetragen.

Bei Anderungen der Gemeindegrenzen werden die Bewohner libertragener
Parzellen am Datum des Inkrafttretens der Anderung der Grenzen von Amts
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wegen ins Register der Gemeinde, der sie Ubertragen werden, eingetragen
und aus den Registern ihres vorherigen Wohnortes gestrichen.

153



Kapitel VIl - Zugangs- und Berichtigungsrecht

118.

Die in vorliegendem Kapitel erlauterten Rechte betreffen ausschlieBlich die
personliche Akte des Betreffenden und nicht die Akte von Drittpersonen.
Drittperson ist, wer nicht der Betreffende selbst oder dessen gesetzlicher
Vertreterist (Eltern furihre minderjahrigen Kinder, Uber die sie die elterliche
Autoritat austben).

a) Zugangsrecht

Die Modalitaten des Rechts auf Zugang zu den Registern sind im Kéniglichen
Erlass vom 16.Juli1992 Uber das Recht auf Zugang zu den
Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister und auf Berichtigung
dieser Register festgelegt worden. Dieser K.E. muss zusammen mit den
geltenden Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz des Privatlebens
(Gesetz vom 30.Juli2018 Uber den Schutz natlrlicher Personen
hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten) und
insbesondere mit den Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung
oder DSGVO (EU) 2016/679 (Englisch: General Data Protection Regulation
(GDPR)) gelesen werden. Der K.E. kann nur in dem MaBe Anwendung
finden, wie dies nicht gegen die Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz
des Privatlebens versto3t, da das Gesetz eine hohere Norm ist.

Hier handelt es sich darum, den Burgern zu ermoglichen, Kenntnis von den
Informationen, die sie betreffen und die in den Registern gespeichert sind, zu
nehmen und sie in bestimmten Fallen berichtigen zu lassen. Durch dieses
Verfahren verfugen die Gemeinden darUber hinaus Uber ein zusatzliches
Mittel zur Kontrolle der Richtigkeit der Register.

Die Bedingungen, unter denen Informationen mitgeteilt werden, sind in den
Artikeln 1 bis 3 des vorerwahnten Koniglichen Erlasses festgelegt.

Die Gemeindeverwaltung muss die Gultigkeit des Antrags Uberprufen:

a) Der Antrag muss von einer in den Registern eingetragenen Person
fur Informationen, die sie betreffen, eingereicht werden.

b)  Der Antrag muss schriftlich erfolgen, datiert und unterschrieben
sein, bei der Gemeindeverwaltung eingereicht oder per
Einschreiben an das Burgermeister- und Schoéffenkollegium oder
Gemeindekollegium gerichtet werden - die Gemeinde muss die
Identitat des Antragstellers Uberprifen konnen, damit der Antrag
gultig ist und bearbeitet werden kann.
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119.

c) Der Antrag kann vom gesetzlichen Vertreter eingereicht werden:
Es handelt sich um die Eltern oder den Vormund der betreffenden
Person und sofern der Antragsteller die elterliche Autoritat
ausubt, fallen solche Antrage in den Zustandigkeitsbereich der
Vormundschaft, wie vom Richter bestimmt.

d) Der Antrag kann von einem Sonderbevollmachtigten eingereicht
werden: In diesem Fall muss die Vollmacht des Bevollmachtigten
verlangt werden, die ihm den Zugang zu den Informationen Uber
den Vollmachtgeber erlaubt (eine Generalvollmacht wird nicht
berlicksichtigt). Die Vollmacht wird funf Jahre von der
Gemeindeverwaltung aufbewahrt.

Die Form der Unterlage, die dem Bulrger ausgehandigt wird, ist in den
Artikeln 4 und 6 des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses bestimmt.
Auf der Unterlage muss folgender Titel vermerkt werden: "Auszug aus dem
Bevolkerungsregister/Fremdenregister, ausgestellt in Anwendung des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber das Recht auf Zugang zu den
Registern". Der Unterschrift des Standesbeamten oder seines Beauftragten
wird folgender Vermerk vorangestellt: "Diese Unterlage ist strikt persdnlich
und darf Drittpersonen nicht mitgeteilt werden".

Die Weigerung, Informationen mitzuteilen, muss in der in Artikel5 des
Koniglichen Erlasses vorgeschriebenen Form erfolgen. Wird ein nicht
ordnungsgeman gestellter oder zweifelhafter  Antrag beim
Bevolkerungsdienst eingereicht, muss dem Antragsteller eine
Empfangsbescheinigung ausgestellt werden, in der ihm mitgeteilt wird,
dass er innerhalb finfzehn Tagen weitere Informationen mitteilen muss.

Jede Mitteilungsverweigerung muss Gegenstand eines mit Grinden
versehenen Beschlusses des Gemeindekollegiums/Burgermeister- und
Schoffenkollegiums sein.

Die Gemeinden kénnen eine Vergutung fur die Dienstleistung verlangen, die
den Burgern im Rahmen der Austbung des Rechts auf Zugang zu den
Registern angeboten wird.

Das Gesetz vom 25.Marz2003 zur Abanderung des Gesetzes vom
8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natirlichen
Personen und des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber die Bevolkerungsregister
und die Personalausweise und zur Abanderung des Gesetzes vom
8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natirlichen
Personen (B.S. vom 28.Marz 2003, deutsche Ubersetzung B.S. vom
10. Oktober2003) gewahrt dem Inhaber eines elektronischen
Personalausweises oder einer elektronischen Auslanderkarte das Recht,
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anhand dieser Karte oder bei der Gemeinde, in der er in den
Bevolkerungsregistern eingetragen ist:

1. die ihn betreffenden Informationen im Bevolkerungsregister oder
Nationalregister der naturlichen Personen einzusehen,

2. diese Daten, wenn sie nicht prazise, vollstdndig und genau
wiedergegeben sind, berichtigen zu lassen,

3. alle Behorden, Einrichtungen oder Personen, die im Laufe der letzten
sechs Monate seine Daten im Bevdlkerungsregister oder im
Nationalregister der naturlichen Personen eingesehen oder
fortgeschrieben haben, zur Kenntnis zu nehmen, mit Ausnahme der
Verwaltungs- und Gerichtsbehdérden, die mit der Ermittlung und
Ahndung von Delikten beauftragt sind, der Staatssicherheit und des
Allgemeinen Nachrichten- und Sicherheitsdienstes der Streitkrafte.
Dieses Rechtistam 28. Februar 2005 (infolge des Koniglichen Erlasses
vom 13. Februar 2005 zur Festlegung des Datums des Inkrafttretens
und der Regelung des Rechts auf Kenntnisnahme der Behorden,
Einrichtungen und Personen, die die in den Bevdlkerungsregistern oder
im Nationalregister der naturlichen Personen aufgenommenen
Informationen eingesehen oder fortgeschrieben haben'®) in Kraft
getreten.

Der Burger kann seine Akte Uber https://meineakte.rrn.fgov.be -
https://mondossier.rrn.fgov.be einsehen.

Uber diese Website kdnnen Biirger kostenlos Bescheinigungen erhalten, die
entsprechend den im Nationalregister der natlrlichen Personen
aufgenommenen Informationen gemaB den vom Minister des Innern
festgelegten Mustern ausgefertigt werden, sofern die darin enthaltenen
Informationen diese Burger betreffen. Der betreffende Inhaber muss kein
besonderes Interesse nachweisen.

Diese Bescheinigungen sind mit einem qualifizierten elektronischen Siegel
versehen, das eine Art elektronischer Stempel des Nationalregisters ist und
mit dem die Quelle der Daten, namlich das Nationalregister der natlrlichen
Personen, bescheinigt wird.

Auf dieselbe Weise koénnen Burger Bescheinigungen erhalten, die
entsprechend den in den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister
aufgenommenen Informationen ausgefertigt werden, sofern die darin
enthaltenen Informationen sie betreffen. Diese Bescheinigungen sind mit
dem elektronischen Siegel der Gemeinde versehen. Der betreffende Inhaber
muss kein besonderes Interesse nachweisen.

12 Belgisches Staatsblatt vom 28. Februar 2005, deutsche Ubersetzung B.S. vom 13. Juni 2005
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Die Liste und Inhalt und Format der Bescheinigungen, die bei den
Gemeinden - beispielsweise Uber den Onlineschalter - erhaltlich sind und
personliche Informationen aus den Bevolkerungsregistern enthalten,
werden vom Minister des Innern festgelegt (Ministerieller Erlass vom
21. April 2017 zur Festlegung der Muster der Bescheinigungen erwahnt in
Artikel3 81 Absatz1 des Koniglichen Erlasses vom 5.Juni 2004 zur
Festlegung der Regelung des Rechts auf Einsichtnahme und Berichtigung
der elektronisch im Personalausweis gespeicherten Daten und der in den
Bevolkerungsregistern oder im Nationalregister der natlrlichen Personen
aufgenommenen Informationen - B.S. vom 28. April 2017).

b) Berichtigungsrecht

Die Modalitdten des Berichtigungsrechts werden in Artikel8 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber das Recht auf Zugang zu den
Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister und auf Berichtigung
dieser Register festgelegt. Die in diesem K.E. gewahrten Rechte mussen
zusammen mit den geltenden Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz
des Privatlebens (Gesetz vom 30. Juli 2018, weiter oben in Nr. 118 erwahnt)
und insbesondere mit den Anforderungen der Datenschutz-
Grundverordnung oder DSGVO (EU) 2016/679 (Englisch: General Data
Protection Regulation (GDPR)) gelesen werden. Der K.E. kann nur in dem
MaBe Anwendung finden, wie dies nicht gegen die Rechtsvorschriften in
Bezug auf den Schutz des Privatlebens verstoBt, da das Gesetz eine hohere
Norm ist.

GemaB dem Gesetz vom 8.August1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen konnen Gemeinden die in den
Bevolkerungsregistern enthaltenen Informationen Drittpersonen nur dann
mitteilen, wenn diese Drittpersonen einerseits nur sehr sporadisch den
Antrag einreichen, der sich in der Regel nur auf eine Gemeinde bezieht,
oder wenn diese Drittpersonen Informationen verarbeiten, die eine einzige
Gemeinde oder eventuell die Nachbargemeinden betreffen. Unter "sehr
sporadisch" versteht man eine Nutzung, die offensichtlich auBerhalb des
Rahmens einer gewerblichen oder beruflichen Tatigkeit erfolgt, unter
Berlicksichtigung der Art des Antragstellers. Andererseits darf der
Antragsteller nicht Uber einen Zugriff auf das Nationalregister verfligen
(Behoérden, Rechtsanwalte, Gerichtsvollzieher usw.), da es ihm aufgrund
von Artikel6 des vorerwahnten Gesetzes verboten ist, sich an die
Gemeinde zu wenden.

Das Berichtigungsrecht kann fur Informationen geltend gemacht werden, die
sich als ungenau, unvollstandig, fehlerhaft oder Uberflissig erweisen.

Der Konigliche Erlass vom 16.Juli1992 zur Festlegung der in den
Bevolkerungsregistern und im Fremdenregister angegebenen Informationen
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und Kapitelll der vorliegenden Anweisungen mussen als Kriterien fur die
Beurteilung der Gultigkeit der Informationen gelten.

Die Berichtigung unvollstandiger oder fehlerhafter Informationen erfolgt auf
der Grundlage von Beweismitteln, die je nach der Art der Informationen
berlicksichtigt werden koénnen (Auszug aus Personenstandsurkunden,
Abschrift von Personenstandsurkunden, Abschrift eines Urteils, eines
Entscheids, usw.)'. So darf z.B. das Geburtsdatum einer Person oder ihr
Personenstand nicht aufgrund einer einfachen Erklarung geandert werden.

Die Person, die ihr Berichtigungsrecht geltend macht, reicht zur
Unterstutzungihres Antrags alle Beweismittel ein, die berlicksichtigt werden
konnen. Sie wird auf Wunsch vom Standesbeamten angehort.

Fur Daten, die mit einer Personenstandsurkunde verbunden sind, durfen die
Bevolkerungsregister erst nach Anderung oder Berichtigung der
Personenstandsurkunde angepasst werden. Der Standesbeamte der
Gemeinde, wo die Urkunde erstellt worden ist, oder das Familiengericht ist
in dieser Angelegenheit zustandig.

Bevor der Standesbeamte Stellung bezieht, kann er den Prokurator des
Konigs um Stellungnahme ersuchen. In Bezug auf Schreibfehlerim Sinne von
Artikel 34 des friheren Zivilgesetzbuches nimmt der Standesbeamte die
Anpassung selbst vor, ohne notwendigerweise eine Stellungnahme
beantragen zu missen. In Bezug auf Berichtigungen oder Anderungen der
Urkunde ist das Familiengericht allein zustandig.

Der Standesbeamte muss zudem eine Liste der betreffenden
Personenstandsurkunden erstellen, die infolge der beantragten Anpassung

ebenfalls angepasst werden mussen.

Die Berichtigung bestimmter Informationen erfordert gegebenenfalls eine

Untersuchung der Gemeinde (Information uber die
Haushaltszusammensetzung), trotz der von den Burgern beigebrachten
Nachweise.

Das Berichtigungsrecht wird kostenlos wahrgenommen.

Eine Weigerung, bestimmte Informationen auf Antrag der betreffenden
Person zu berichtigen, muss Gegenstand eines mit Griinden versehenen
Beschlusses des Gemeindekollegiums/Burgermeister- und
Schoffenkollegiums sein. Die Rechtsgrundlage und die
Beschwerdemaglichkeiten mussen vermerkt werden.

13 Auslandische Personenstandsurkunden und auslandische Urteile oder Entscheide mussen
legalisiert sein.
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Kapitel VIII - Mitteilung von Informationen aus den Registern

121.

Die Mitteilung der Informationen aus den Registern wird im Kéniglichen
Erlass vom 16. Juli 1992 uber die Mitteilung von Informationen aus den
Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister geregelt. Die in diesem K.E.
gewahrten Rechte mussen zusammen mit den geltenden
Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz des Privatlebens (Gesetz vom
30.Juli2018 Uber den Schutz natirlicher Personen hinsichtlich der
Verarbeitung personenbezogener Daten) und insbesondere mit den
Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung oder
DSGVO (EU) 2016/679 (Englisch: General Data Protection Regulation
(GDPR)) gelesen werden. Der K.E. kann nurin dem MaBe Anwendung finden,
wie dies nicht gegen die Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz des
Privatlebens verstoBst.

Die Mitteilung der vorerwahnten Informationen erfolgt auf viererlei Art, und
zwar: in Formvon Ausziigen aus den Registern bzw. von Bescheinigungen auf
der Grundlage dieser Register in Bezug auf einen Einwohner der Gemeinde
(Artikel 2 bis 4 des Koniglichen Erlasses); durch Einsicht in die Register
(Artikel 5, 5bis und 5ter des Kdniglichen Erlasses); durch Mitteilung von
Personenverzeichnissen, die anhand der Register erstellt werden (Artikel 6
bis 10 des Kdniglichen Erlasses); und in Form statistischer Daten (Artikel 12
des Kdniglichen Erlasses).

In Artikel 3 Absatz 4 des Koniglichen Erlasses wird vorgesehen, dass der
Minister des Innern oder sein Beauftragter auf Antrag der Gemeinde oder des
Antragstellers bestimmt, ob ein in Frage gestellter Antrag auf Ausstellung
eines Auszugs oder einer Bescheinigung den Ausstellungsbedingungen
entspricht oder nicht.

Die Gemeinden mussen den Antragen stattgeben, die die im Koéniglichen
Erlass und in vorliegenden Anweisungen festgelegten Bedingungen erfullen.
Es ist nicht zugelassen, die Mitteilung von Informationen systematisch zu
verweigern. Die Gemeinde kann immer eine Stellungnahme der Dienste des
Nationalregisters beantragen, wenn sie dies flr notwendig halt.

Wird in den Bestimmungen des Koniglichen Erlasses festgelegt, dass der
Antrag schriftlich gestellt werden muss, kann der per Fax eingereichte Antrag
ebenfalls berlcksichtigt werden, sofern der Absender ausreichend
identifiziert werden kann. Auch ein per E-Mail eingereichter Antrag muss
angenommen werden, insofern dieser Antrag elektronisch unterzeichnet
wurde.
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122.

a) Ausstellung von Auszigen aus den Registern und von
Bescheinigungen auf der Grundlage dieser Register an die
betreffende Person

Jeder erhalt auf entsprechenden Antrag hin einen ihn betreffenden Auszug
aus den Registern oder eine auf der Grundlage seiner persénlichen Akte (mit
Uberblick) in diesen Registern ausgefertigte Bescheinigung, ohne ein
besonderes Interesse nachweisen zu mussen, sofern die darin angegebenen
Informationen ihn betreffen. Mit anderen Worten, die Gemeindeverwaltung
hat keine gesetzliche Rechtfertigung und auch nicht die Angabe des even-
tuellen Empfangers der Unterlage zu verlangen. Sie hat lediglich die Identitat
des Antragstellers und eventuell seine Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter
(Eltern eines Kindes, Vormund mit Ausnahme des Beistands und des
vorlaufigen Verwalters) oder Sonderbevollmachtigter des Betreffenden zu
Uberprufen.

Hat der Antragsteller eine Sondervollmacht erhalten, um im Namen des
Vollmachtgebers einen Auszug aus den Registern oder eine auf der
Grundlage dieser Register ausgefertigte Bescheinigung zu beantragen, muss
diese Unterlage beim Bevolkerungsdienst hinterlegt und dort funf Jahre als
Beleg aufbewahrt werden (unter Berlcksichtigung der Verjahrungsfrist bei
Strafsachen). Eine Ermachtigung (Vollmacht) muss nicht unbedingt
legalisiert sein, jedoch genlgt es nicht, nur den Personalausweis des
Betreffenden vorzulegen. Die Gemeinde muss sich vergewissern, dass die
Vollmacht gultig ist.

Zur Erinnerung: Die in Artikel440 Absatz2 des Gerichtsgesetzbuches
vorgesehene Prozessvollmacht des Rechtsanwalts gilt nur vor Gerichten
und Gerichtshofen. Wenn sich ein Rechtsanwalt mit einer Bevollmachtigung
(wie fur jede andere Drittperson) zur Gemeindeverwaltung begibt, kann erin
dieser Eigenschaft auBerdem beantragen, dass ihm alle Daten Uber seinen
Bevollmachtigten mitgeteilt werden.

Anmerkung: Manchmal kann der Blrger die Gemeinde bitten, eine Kopie
seines Personalausweises (oder eines anderen Identitatsdokuments) zu
beglaubigen. Dies kann nicht erlaubt werden, weil die Beglaubigung zum Ziel
hat, dem beglaubigten Dokument gesetzlich gesehen denselben Wert wie
das Original zu geben. Dies kann naturlich nicht der Fall sein. Jedoch darf
eine offizielle Bescheinigung ausgestellt werden, aus der hervorgeht, dass
der Betreffende tatsachlich der Inhaber des Personalausweises ist. Die
Bescheinigung mit dem Briefkopf der Gemeinde, der Botschaft oder des
Notars kann folgenden Text enthalten:

Hiermit erklart der/die Unterzeichnete [Beamter/Beamtin], dass
Name, Vornamen: ...

Geburtsdatum: ...

Geburtsort: ...
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123.

124.

Geschlecht:
Staatsangehorigkeit: Belgier

Inhaber des folgenden belgischen Reisepasses/belgischen
Personalausweises ist:
Nr.: ...

Ausgestelltin...
Gultigab dem... biszum ...
...,den...

Dieser Bescheinigung kann ebenfalls eine Kopie des Personalausweises
oder des Reisepasses beigefligt werden. Sind diese Informationen fur das
Ausland bestimmt, muss die Bescheinigung vom Blrgermeister, vom
Schoffen odervon einem Notar unterzeichnet werden. Gegebenenfalls muss
diese Ubersetzt und anschlieBend legalisiert und/oder mit einer
Randbemerkung versehen werden.

Der Elternteil, der die elterliche Autoritdt gemeinsam mit dem anderen
Elternteil oder allein ausubt, hat unabhangig von der
Unterbringungsregelung des Kindes das Recht, im Namen des Kindes
Auszlge aus dem Bevolkerungsregister in Bezug auf dieses Kind zu erhalten.

b) Ausstellung von Ausziigen aus den Registern und von
Bescheinigungen auf der Grundlage dieser Register an
Drittpersonen

Grundsatze

Die Ausstellung von Auszlgen oder Bescheinigungen an Drittpersonen
(naturliche Person, Privateinrichtung mit oder ohne Rechtspersoénlichkeit,
offentliche Einrichtung) setzt voraus, dass die Ausstellung der Unterlagen
durch oder aufgrund des Gesetzes vorgesehen bzw. erlaubt ist (Artikel 3 des
weiter oben erwahnten Kéniglichen Erlasses). Die in diesem K.E. gewahrten
Rechte mussen zusammen mit den geltenden Rechtsvorschriften in Bezug
auf den Schutz des Privatlebens (weiter oben in Nr. 121 erwahntes Gesetz
vom 30.Juli2018) und insbesondere mit den Anforderungen der
Datenschutz-Grundverordnung oder DSGVO (EU)2016/679 (Englisch:
General Data Protection Regulation (GDPR)) gelesen werden. Der K.E. kann
nur in dem MaBe Anwendung finden, wie dies nicht gegen die
Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz des Privatlebens verstot.

Unter Unterlagen, deren Ausstellung durch oder aufgrund des Gesetzes
vorgesehen bzw. erlaubt ist, versteht man: Unterlagen, die erforderlich sind
fur die Ausfihrung oder Fortsetzung eines Verfahrens, das festgelegt ist
durch das Gesetz, das Dekret oder die Ordonnanz, insbesondere das
Zivilgesetzbuch, das Gerichtsgesetzbuch und das Strafprozessgesetzbuch,
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wenn fur das Verfahren die Angabe des Wohnsitzes der Person, der
gegenuber dieses Verfahren ausgefuhrt oder fortgesetzt werden muss,
erforderlich ist und wenn der Wohnsitz in diesem Fall mit der Eintragung in
den Bevolkerungsregistern oder im Fremdenregister gleichzusetzen ist.

Die Antrage mussen fur jede Person einzeln eingereicht werden. Ein Antrag,
in dem Informationen uber mehrere Personen beantragt werden, ist nicht
zulassig, es sei denn, es handelt sich tatsachlich um ein und dasselbe
Verfahren. Die Beweislast obliegt dem Antragsteller.

Die Kontrolle der Gultigkeit des Antrags betrifft den Vermerk der
Bestimmung(en) in Bezug auf das eingeleitete Verfahren und die Art der
beantragten Informationen unter Berucksichtigung des Grundes, weshalb
sie beantragt werden. Konkret muss Uberpruft werden, welche
Informationen durch die Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind, die vom
Antragsteller geltend gemacht werden, um das Verfahren einleiten oder
fortsetzen zu koénnen. Nur die durch die Rechtsvorschriften
vorgeschriebenen Informationen werden mitgeteilt.

Die Kontrolle der Giiltigkeit des Antrags darf sich weder auf die Uberpriifung
der Echtheit des Antrags noch auf den Inhalt der Akte, die dem Verfahren
zugrunde liegt, noch auf die Moglichkeit, dieses Verfahren zu einem guten
Ende zu fuhren, erstrecken.

Mit anderen Worten, jedem individuellen Antrag, der die im Koniglichen
Erlass und in vorliegenden Anweisungen vorgeschriebenen Bedingungen
erfillt und auf ein gesetzliches oder ordnungsmaBiges Verfahren, das mit
dem Beruf oder der Eigenschaft des Antragstellers vereinbar ist, verweist,
muss stattgegeben werden.

Die Gemeinde kann beantragte Auszige und Bescheinigungen zum
Selbstkostenpreis ausstellen (Artikel 3 letzter Absatz des weiter oben
erwahnten Koniglichen Erlasses). Sowohl Personalkosten (fur die Zeit, in
der das Gemeindepersonal mit den erforderlichen Suchen und der
Ausstellung der beantragten Unterlage beschaftigt war) als auch maégliche
Investitionskosten (etwa fur die Digitalisierung der Bevolkerungsregister
und ihre Vervielfaltigung) konnen bericksichtigt werden.

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass sich Sozialversicherungstrager
fur die Mitteilung gesetzlicher Informationen zuerst an das Nationalregister
der naturlichen Personen (uber die Zentrale Datenbank der sozialen
Sicherheit) wenden mussen. Daher brauchen diese
Sozialversicherungstrager nicht mehr oft auf die Bevolkerungsregister der
Gemeinde zuruckzugreifen. Bei systematischen Informationsantragen
mussen sie sich in jedem Fall an die zentralen Dienste des Nationalregisters
wenden.
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Das Zurlickgreifen auf diese Register wird also nur gestattet, wenn die
notwendigen Informationen nicht beim Nationalregister erhaltlich sind.
Gemeinden durfen Antragen auf Ausstellung von Auszligen aus den
Bevolkerungsregistern bzw. von den auf der Grundlage dieser Register
ausgefertigten Bescheinigungen, die ausschlieBlich auf Kapitellll der
DSGVO und Kapitel 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 Uber den Schutz des
Privatlebens hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten - das
die DSGVO in belgisches Recht umsetzt- gestltzt sind, nicht mehr
stattgeben, weil die in diesen Kapiteln zugewiesenen Rechte der
unmittelbar von der Verarbeitung betroffenen Person vorbehalten sind und
nicht Drittpersonen (Stellungnahme Nr. 10/93 vom 8. September 1993 des
Ausschusses fur den Schutz des Privatlebens).

Der Auszug oder die Bescheinigung enthalt die fur das Verfahren
erforderlichen Informationen nur, wenn die Person, der gegenuber dieses
Verfahren ausgefuhrt oder fortgesetzt wird, in den Bevolkerungsregistern der
Gemeinde, bei der der Antrag eingereicht worden ist, eingetragen ist. Ist
diese Person aus den Registern gestrichen worden, enthalt die
ausgehandigte Unterlage je nach Fall das Datum der Streichung und die
Gemeinde, in der sie spater eingetragen worden ist, das Datum der
Streichung von Amts wegen oder das Datum der Streichung wegen Wegzug
ins Ausland.

Es ist wichtig, dass der Auszug oder die Bescheinigung nur die flr das
betreffende Verfahren erforderlichen Informationen enthalt. So urteilte der
Ausschuss fur den Schutz des Privatlebens, dass eine Gemeinde einem
Immobilieneingentiimer in einer Streitsache gegen seinen Mieter zu Unrecht
eine Bescheinigung Uber die Haushaltszusammensetzung ausgestellt hatte.
Laut Ausschuss hatte die Gemeinde uUberprifen mussen, welche Unterlage
und welche Information beantragt worden waren, um das in Artikel 1344bis
des Gerichtsgesetzbuches erwahnte Verfahren einzuleiten (Stellungnahme
Nr.19/97 vom 24.Juli1997 des Ausschusses fur den Schutz des
Privatlebens).

Es wird auch auf das Rundschreiben vom 25. Januar 2002 (Belgisches
Staatsblatt vom 29.Marz 2002, deutsche Ubersetzung B.S. vom
7. November 2002) verwiesen, in dem festgelegt wird, dass in Ermangelung
expliziter gesetzlicher Bestimmungen Datum und Art und Weise des Erwerbs
der belgischen Staatsangehdrigkeit nicht mehr auf Bescheinigungen und
Zeugnissen vermerkt werden sollen. Ziel ist es, zu verhindern, dass nicht
sachdienliche Informationen, die fiir den Betreffenden diskriminierend sind,
auf ausgestellten Bescheinigungen und Zeugnissen vermerkt werden. Wenn
jedoch die Person, auf die sich die Bescheinigung oder das Zeugnis bezieht,
ausdrucklich beantragt, dass Datum und/oder Art und Weise des Erwerbs
der belgischen Staatsangehdrigkeit vermerkt werden, und der Betreffende
angibt, dass diese Informationen erforderlich sind, kann die Gemeinde sie
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naturlich wohl auf der angefragten Bescheinigung oder dem angefragten
Zeugnis vermerken.

Die Gemeinde teilt ebenfalls die letztbekannte Adresse der im
Bevolkerungsregister oder Fremdenregister einer anderen belgischen
Gemeinde eingetragenen Personen mit, wenn gemaB den Bestimmungen
des Koniglichen Erlasses vom 16.Juli1992 Uber die Mitteilung von
Informationen aus den Bevdlkerungsregistern und dem Fremdenregister ein
rechtmaBiger Antrag auf Mitteilung der Adresse von einer Drittperson gestellt
wird.

Zu diesem Zweck ist eine neue Transaktion geschaffen worden - der
Abfragecode 49 - der diese Information in der folgenden Form zur Verfigung
stellt:

Information aus dem Nationalregister:
Name und Vornamen
Adresse

Postleitzahl Gemeinde

Eingesehen in ......cccoeeeenenie. (Gemeinde, die die Transaktion durchfiihrt) am

Die letztbekannte Adresse wird nur angegeben, wenn der Betreffende im
Bevolkerungsregister oder im Fremdenregister eingetragen ist.

Die Transaktion wird abgelehnt, wenn der Betreffende
= im Warteregister eingetragen ist,
* im Ausland wohnt.

Unter BerUcksichtigung der Verjahrungsfristen in Strafsachen werden die
Antrage funf Jahre beim Bevolkerungsdienst aufbewahrt.

Selbst wenn eine Adresse Drittpersonen nicht mitgeteilt werden darf
(Artikel 11 des Koniglichen Erlasses), durfen Auszuge aus dem Register oder
Bescheinigungen, in denen die Adresse vermerkt ist, ausgestellt werden,
sofern die Ausstellung dieser Unterlagen durch oder aufgrund des Gesetzes
vorgesehen bzw. erlaubtist.

Antrage, die vom Standesbeamten, von anderen Mitgliedern der
Gemeindeverwaltung, vom Personal der Gemeindedienste und des
offentlichen Sozialhilfezentrums zu anderen Zwecken als denen derinternen
Verwaltung eingereicht werden, werden gemaB den Artikeln 3 und 4 des
Koniglichen Erlasses bearbeitet.
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Der Inhalt dieser fur Drittpersonen bestimmten Auszuge und
Bescheinigungen ist in Artikel4 des vorerwadhnten Koéniglichen Erlasses
bestimmt. AuBerwenn es durch das Gesetz anders bestimmtist, durfen auf
den Auszugen oder Bescheinigungen auf keinen Fall andere Informationen
vermerkt sein als die in Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983
zur Organisation eines Nationalregisters der natlrlichen Personen
vorgesehenen Informationen. Das hei8t, dass nur ‘"gesetzliche
Informationen” (derzeitige Adresse, derzeitige
Haushaltszusammensetzung usw.) auf den ausgestellten Auszigen und
Bescheinigungen vermerkt sein durfen.

Also diirfen Bescheinigungen mit einem Uberblick tber die Adresse (in
Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 8. August 1983 erwahnte Information)
Drittpersonen nur ausgestellt werden, wenn eine Bescheinigung mit
Uberblick durch eine Gesetzesbestimmung vorgeschrieben ist und diese
Bestimmung ausdrucklich im Antrag vermerkt ist.

Es ist wichtig, auf der Unterlage zu vermerken, zu welchem Zweck sie
ausgestellt wird und flr wen sie bestimmt ist.

Der Antragsteller ist nicht verpflichtet, nachzuweisen, dass die Ausstellung
der Unterlage durch oder aufgrund des Gesetzes vorgeschrieben bzw.
erlaubt ist, wenn dieser Antrag auf Ausstellung eines Auszugs oder einer
Bescheinigung in Bezug auf einen Einwohner der Gemeinde folgende
Unterlagen betrifft:

- Erklarung Uber das Bestehen eines Ehevertrags, eines Vertrags uUber
das gesetzliche Zusammenwohnen, der nach der Erklarung Gber das
gesetzliche Zusammenwohnen geschlossen worden ist und durch
den die Modalitaten des Zusammenwohnens geregelt werden, oder
eines vermogensrechtlichen Vertrags, der mit einer bzw. mehreren
Personen, die keinem ehelichen Guterstand unterliegen,
abgeschlossen worden ist, einschlieBlich der Angabe des Notars, bei
dem der Vertrag beurkundet und in Urschrift hinterlegt worden ist,

- Vermerk der Erklarungen in Bezug auf die durch Gesetz, Dekret oder
Ordonnanz festgelegten Bestattungen und Grabstatten

- Vermerk der Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen und
gegebenenfalls der Beendigung des Zusammenwohnens durch den
Standesbeamten im Bevolkerungsregister (siehe Nr. 44).

Der Antragsteller muss dem Standesbeamten oder dem zu diesem Zweck
beauftragten Bediensteten gegenuber jedoch nachweisen, dass die
Mitteilung der Information fur ihn unentbehrlich ist. Weigert der
Standesbeamte sich, die Unentbehrlichkeit der Mitteilung anzuerkennen,
entscheidet das Gemeindekollegium/BUrgermeister- und
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Schoéffenkollegium auf Wunsch des Betreffenden Uber die Begriindetheit des
Antrags.

Ganz allgemein bietet folgendes Schema einen Uberblick tiber die durch die

Vorschriften auferlegten Anforderungen, worauf in jedem Fall Bezug
genommen werden muss:
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OFFENTLICHE REGISTER

> 120 JAHRE

NICHT OFFENTLICHE
REGISTER

<120 JAHRE

SUCHEN IN DEN BEVOLKERUNGSREGISTERN UND FREMDENREGISTERN

Wer? [ Jeder

] Bedingungen? [KEINE Bedingungen]m

- Person, auf die sich
der Antrag bezieht

- Bevollmachtigter
der Person

Wer?

- Gesetzlicher
Vertreter

ANTRAG DER BETREFFENDEN PERSON ODER IHRES GESETZLICHEN VERTRETERS

- Schriftlicher und unterzeichneter oder miindlicher Antrag
- Identitatsnachweis

- Bevollmachtigter: Vollmacht vorlegen

- Gesetzlicher Vertreter: Vollmacht oder Beleg

- KEIN besonderes Interesse nachweisen

Bedingungen?

Infos? Alle

AUFGRUND EINER GESETZESBESTIMMUNG ODER GERICHTLICHEN ENTSCHEIDUNG HANDELNDE DRITTPERSON

- Person
- Offentliche
oder private
Einrichtung

- Forscher
- Historiker
- Genealoge

Schriftlicher und unterzeichneter Antrag

Antrag pro gesuchte Person einzeln einreichen

Zugriff NR oder lber ZDSS? Rechtfertigung, wenn Zugriff unzureichend
Rechtfertigung des Antrags durch eine passende Gesetzesbestimmung

Uberlokales Interesse? Zugriff auf das NR beantragen

Bedingungen? Infos?

GENEALOGISCHE, HISTORISCHE, WISSENSCHAFTLICHE
FORSCHUNG
- Schriftlicher und unterzeichneter Antrag (mit Angabe des Zwecks)
- Einwilligung der Person - oder in deren Ermangelung, des
Ehepartners/gesetzlich Zusammenwohnenden, der Nachkommen
ersten.Grades,.des.Vormunds,.des Kollegiums.

Gesetzlich und nicht sensibel:
Name, Vorname, Adresse,
Geburtsort und -
datum/Sterbeort und -datum,
Staatsangehdorigkeit,

Alle Daten, fur die eine Einwilligung
gegeben wurde oder die im Antrag

verdeutlicht wurden

SUCHE FUR DIE GEMEINDEVERWALTUNG

Wer?
Gemeindedienste

- Vom Kollegium fiir giiltig erklarter schriftlicher Antrag

Bedingungen?
- Notwendige und mit dem verfolgten Ziel GUbereinstimmende

Daten

Infos?

Nur unbedingt
notwendige Daten
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Zur Information wurde auch ein ahnliches Schema fur Personenstandsurkunden erstellt:

SUCHEN IN DEN PERSONENSTANDSREGISTERN (AB DEM 01.01.2025)

OFFENTLICHE URKUNDEN

- AUSZUG STERBEURKUNDE

- ABSCHRIFT STERBEURKUNDE
ERSTELLT NACH DEM
31.03.2019

- ABSCHRIFT STERBEURKUNDE
> 75 JAHRE, ERSTELLT VOR DEM
31.03.2019
- EHESCHLIESSUNG > 75 JAHRE

- GEBURTEN UND ANDERES
> 100 JAHRE

?
_‘NL_ [ Jeder

Bedi ? Infos?
] L[ CEINE Bedmgungen] _infos?

ANTRAG DER BETREFFENDEN PERSON ODER IHRES GESETZLICHEN VERTRETERS

Auszug aus/
Abschrift der

- Schriftlicher und unterzeichneter oder miindlicher
Antrag, mit Identitatsnachweis

- Gesetzlicher Vertreter: Vollmacht oder Beleg Urkunde

- Wenn Bevollmichtigter: Uberpriifung der Vollmacht

- KEIN besonderes Interesse nachweisen

Wer? |- Betreffende Person

Bedingungen?
- lhr gesetzlicher Vertreter

Infos?

NICHT OFFENTLICHE URKUNDEN

- ABSCHRIFT STERBEURKUNDE
<75 JAHRE, ERSTELLT VOR
DEM 31.03.2019

- EHESCHLIESSUNG < 75 JAHRE

- GEBURTEN UND ANDERES
<100 JAHRE

ANTRAG DES EHEGATTEN/DER EHEGATTIN, DES GESETZLICH ZUSAMMENWOHNENDEN, DER VERWANDTEN ERSTEN GRADES IN AUFSTEIGENDER UND ABSTEIGENDER LINIE, DER ERBEN

Ehepartner/Ehepartnerin

Bedingungen? | - schriftlicher und unterzeichneter oder Infos?
mindlicher Antrag

Alle im Antrag aufgefiihrten Infos
Gesetzlich Zusammenwohnender

Verwandete in aufsteigender/ - ldentitatsnachweis

absteigender Linie

Erben

ANTRAG VON DRITTPERSONEN IM RAHMEN VON GENEALOGISCHER, HISTORISCHER ODER WISSENSCHAFTLICHER FORSCHUNG

- Forscher - Schriftlicher und unterzeichneter Antrag

- Historiker Identitdtsnachweis

- Genealoge Angabe der Urkunden, auf die sich der Antrag bezieht
Begriindung und ausfiihrliche Beschreibung der
Forschung

Mittel zur Verbreitung der Ergebnisse der Forschung
Einwilligung der Person - oder in deren Ermangelung, des
Ehepartners/gesetzlich ~ Zusammenwohnenden,  des
gesetzlichen Vertreters oder der Nachkommen ersten
Grades

Bestatigung der Tatsache, dass der Antragsteller den
Betreffenden seine Identitdt und seine Kontaktdaten
tatsachlich mitgeteilt hat

Auszug aus/Abschrift der
Urkunde muss den Vermerk
"Zu genealogischen,
historischen oder
wissenschaftlichen Zwecken
ausgestellt" beinhalten

168



Die Mitteilung von Informationen aus Personenstandsurkunden unterliegt jedoch
dem Zivilgesetzbuch (Féderaler Offentlicher Dienst Justiz).

Sonderfille

Antrage zu genealogischen, historischen oder wissenschaftlichen Zwecken:
In Anwendung des Koniglichen Erlasses vom 5. Januar 2014 zur Abanderung des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister (B.S. vom 17. Januar 2014,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 12.August2014) besteht die Méglichkeit,
Auszlge aus den Bevdlkerungsregistern und Bescheinigungen in Bezug auf eine
Drittperson zu erhalten, wenn sie zu genealogischen, historischen oder
wissenschaftlichen Zwecken beantragt werden. Wenn das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoéffenkollegium einen schriftlichen
Antrag auf Erhalt von Auszliigen oder Bescheinigungen in Bezug auf eine
Drittperson erhalt und diese Informationen zu genealogischen, historischen oder
anderen wissenschaftlichen Zwecken beantragt werden, muss bei der
Bearbeitung dieses Antrags zuerst Uberpruft werden, ob die beantragten
Auszuge oder Bescheinigungen Bevolkerungsregister betreffen, die vor mehr
oder weniger als hundertzwanzig Jahren abgeschlossen wurden (Artikel 3 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister). In diesem
Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass die bis 1992 auf Papier gefliihrten
Bevolkerungsregister nach jeder zehnjahrlichen Volkszahlung abgeschlossen
wurden. Das zehnjahrliche AbschlieBen der Bevolkerungsregister erfolgt nicht
mehr seit der EinfUhrung der elektronischen Bevolkerungsregister, die standig
fortgeschrieben werden. Die Frist von hundertzwanzig Jahren muss ab dem
Zeitpunkt der Beantragung des Erhalts eines Auszugs oder einer Bescheinigung
berechnet werden.

a) Der Antrag betrifft Bevolkerungsregister, die vor mehr als hundertzwanzig
Jahren abgeschlossen wurden:

In solchen Fallen ist die Chance auBerst gering, dass sich die beantragten
Auszlge oder Bescheinigungen auf noch lebende Personen beziehen. Es handelt
sich namlich um Personen, die vor mehr als hundertzwanzig Jahren geboren
wurden. (Sollte die betreffende Person jedoch noch leben, sind die in
Buchstabe b) weiter unten aufgeflihrten Regeln anwendbar. Die Vorschriften der
DSGVO sind namlich immer auf lebende Personen anwendbar und haben vor
anderen Regeln Vorrang.)

Die Gemeinde kann daher dem Antragsteller die zu genealogischen, historischen

oder anderen wissenschaftlichen Zwecken beantragten Auszlige oder
Bescheinigungen frei (ohne jegliche Erlaubnis) ausstellen.

169



Sofernim Antrag angegeben kann in den ausgestellten Auszligen oder Bescheini-
gungen auch die Abstammung in aufsteigender Linie vermerkt sein. Ohne diese
Information ware Ahnenforschung nur schwer zu bewerkstelligen. Was die

Abstammung in absteigender Linie betrifft, so sind die in Buchstabe b) weiter
unten aufgefuhrten Regeln einzuhalten.

b) Der Antrag betrifft Bevolkerungsregister, die vor weniger als hundertzwanzig
Jahren abgeschlossen wurden:

In solchen Fallen muss der Schutz des Privatlebens der Person, deren personen-
bezogene Daten beantragt werden, starker berticksichtigt werden, sodass somit
auch strengere Regeln gelten. Gegebenenfalls kann die Gemeinde dem
Antragsteller die zu genealogischen, historischen oder anderen
wissenschaftlichen Zwecken beantragten Ausziige oder Bescheinigungen nur
ausstellen, wenn die Person, auf die sich diese Unterlagen beziehen, die
schriftliche Einwilligung gibt oder, wenn die Person verstorben ist, einer ihrer
Angehorigen die Einwilligung gibt.

In Artikel 3 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 ist eine klare Rangordnung
der Personen vorgesehen, die ihre Einwilligung geben mussen:

- An erster Stelle obliegt es selbstverstandlich der Person, auf die sich die
Auszuge oder Bescheinigungen beziehen, ihre Einwilligung zu der Ausstellung
dieser Auszlige oder Bescheinigungen zu geben. Der Betreffende ist namlich
selbst Herr seiner personenbezogenen Daten. Bei Minderjdhrigen mussen die
Eltern oder der gesetzliche Vormund einwilligen.

- Ist die betreffende Person verstorben oder nicht mehr bei gesundem Verstand
(etwa bei Demenz), muss diese Einwilligung vom hinterbliebenen Ehepartner
oder gesetzlich Zusammenwohnenden gegeben werden.

- Ist Letzterer auch nicht mehr in der Lage, seinen Willen zu duBern, muss diese
Einwilligung von mindestens einem Nachkommen ersten Grades (das heiBt
einem der Kinder) der betreffenden Person gegeben werden. Es reicht, wenn ein
Kind einwilligt.

- Gibt es keine Nachkommen ersten Grades, die einwilligen kdnnen, kann die
Einwilligung vom Gemeindekollegium/Blrgermeister- und Schoéffenkollegium
gegeben werden.

Diese Einwilligung (in der ausdrlicklich zu vermerken ist, zu welchen Zwecken
der Auszug oder die Bescheinigung beantragt wird) muss vom Antragsteller
persdnlich vorgelegt werden.

Sie kann ebenfalls die Erlaubnis enthalten, im Auszug oder in der Bescheinigung,
die beantragt werden, die Abstammung in aufsteigender Linie zu vermerken. Die
Einwilligung kann sich ebenfalls auf eine bestimmte Anzahl Informationen
beschranken und die anderen Informationen ausschlieBen (Beispiel: Die
Einwilligung wird nur flr die Namen, die Vornamen und die Abstammung in
aufsteigender Linie gegeben, nicht fir den Rest (Adresse, Personenstand, ...).).
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AuBerdem mussenin dem Antrag auf Erhalt von Ausziigen oder Bescheinigungen
die Verpflichtung des Antragstellers, die erhaltenen personenbezogenen Daten
nur zu genealogischen, historischen oder wissenschaftlichen Zwecken zu
nutzen, und die Veroffentlichungen, fur die diese Daten eventuell verwendet
werden, vermerkt sein. Vor Ausstellung der beantragten Auszlge oder
Bescheinigungen kann das Gemeindekollegium/Blrgermeister- und
Schoffenkollegium beim Antragsteller alle zusatzlichen Ausklnfte einholen, die
fur die Beurteilung der Begrindetheit seines Antrags erforderlich sind
(Artikel 10bis des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses vom
16. Juli 1992).

Im Hinblick auf den Schutz des Privatlebens der betreffenden Person, des hinter-
bliebenen Ehepartners oder gesetzlich Zusammenwohnenden und ihrer
Nachkommen darf die Gemeinde dem Antragsteller die Adresse in keinem Fall
direkt mitteilen. Aus Grinden des Schutzes des Privatlebens unterliegt die
Mitteilung von Informationen aus den Bevolkerungsregistern sehr restriktiven
Bedingungen. Aufgrund des Koniglichen Erlasses vom 16.Juli 1992 Uber die
Mitteilung von Informationen aus den Bevolkerungsregistern und dem
Fremdenregister darf eine Adresse einer Drittperson nur mitgeteilt werden, wenn
eine Gesetzesbestimmung zur Unterstltzung des Antrags geltend gemacht wird.
So ist es nicht erlaubt, in den Registern eine Adresse (einer Drittperson, eines
Angehdrigen, eines alten Klassenkameraden usw.) zu suchen und einen Brief an
diese Adresse zu schicken, weil die Suche nach einer Adresse eine
Datenverarbeitung im Sinne der DSGVO seitens der Gemeindebehdrde mit sich
bringt, flr die es keine Rechtsgrundlage gibt.

In bestimmten Sonderfallen besteht jedoch weiterhin eine Grauzone. Ein
gutgesinnter Blrger erfahrt beispielsweise, dass sein Bruder, den er aus den
Augen verloren hat, einen Unfall hatte, und mochte seine Adresse in Erfahrung
bringen, um ihm seine Hilfe anzubieten. Oder ein Krankenhaus beantragt die
Bestatigung der aktuellen Adresse eines Spenders eines fur eine Transplantation
geeigneten Organs, weil die in seiner Akte vermerkte Adresse veraltetist. In diesen
beiden Fallen gibt es keinen Gesetzestext, der die direkte Ubermittlung von Daten
an die Drittperson, die sie beantragt, gestattet. Die Gemeindeverwaltung hat a
priori auch keine Einwilligung des betreffenden Burgers erhalten.

Die Praxis, einen Brief an die Person zu schicken, um sie um ihre Erlaubnis fur die
Ubermittlung ihrer Adresse an die Drittperson zu bitten, bringt bereits eine
Verarbeitung ohne Rechtsgrundlage mit sich, weil das Nationalregister
eingesehen werden muss, um die Angaben zu finden, an die der Brief zu schicken
ist. Allerdings muss die Gemeindeverwaltung die Interessen abwagen: Schutz des
Privatlebens gegen den menschlichen Aspekt des Antrags.

Muss die Gemeinde selbst eine Entscheidung in Bezug auf den Zugang zu den
Informationen treffen, weil beim Betreffenden oder bei seinen Verwandten in
absteigender Linie keine Einwilligung erfragt werden kann, mulssen diese
Verpflichtungen unter Berlicksichtigung der DSGVO eingehalten werden und
muss insbesondere Uberpruft werden, ob die Mitteilung jeder Information an sich
und insgesamt fur den angegebenen Zweck notwendig ist, ob die Mitteilung an den
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125.

Antragsteller vernUnftigerweise zu rechtfertigen ist und ob der Antragsteller
ausschlieBBlich die Informationen angibt, die flir den in seinem Antrag
angegebenen Zweck zu verwenden sind.

c) Einsicht in die Register

Die Gemeindedienste und die vom &ffentlichen Sozialhilfezentrum abhangigen
Dienste durfen die Register (auf Papier oder Datentrager, auf Mikrofilm usw.) nur
zu Zwecken der internen Verwaltung einsehen. Privatpersonen ist die Einsicht in
diese Register untersagt (Artikel 5 des Kodniglichen Erlasses). Unter internen
Zwecken ist Folgendes zu verstehen: flr die Erfullung eines gesetzlichen Auftrags
der Instanz, der Einsicht gewahrt wird, unerlasslich sein.

Dem Standesbeamten, den anderen Mitgliedern der Gemeindeverwaltung, dem
Personal der Gemeindedienste und des offentlichen Sozialhilfezentrums ist die
Einsichtin die Register fur den Privatgebrauch ebenfalls untersagt.

Die lokale Polizei der betreffenden Polizeizone muss in Fallen, in denen die
Einsicht in die Register mit einem Auftrag kommunalen Interesses, den sie
ausflihren muss, einhergeht, als ein Gemeindedienst im Sinne von Artikel 5 des
weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses angesehen werden.

Im Kdniglichen Erlass vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von Informationen
aus den Bevodlkerungsregistern und dem Fremdenregister ist nicht endgilltig
bestimmt worden, was der Begriff "Zwecke der internen Verwaltung" beinhaltet.
Der Ausschuss fur den Schutz des Privatlebens betrachtet die Einsicht in
personenbezogene Daten als erlaubt gemaB dem angestrebten Zweck, wenn die
Zweckbestimmung legitim oder rechtmaBig ist (Artikel 5 der
DSGVO (EU) 2016/679).

Diesbezuglich kann auf das Ministerielle Rundschreiben vom 1. Juli 2011 des
Flamischen Ministers fur Verwaltungsangelegenheiten verwiesen werden (das
nach Beratung mit dem Prasidenten des Ausschusses fur den Schutz des
Privatlebens und dem FOD Inneres zustande kam), durch das fiur die
Gemeindeverwaltungen folgende Richtlinien in Bezug auf die Einsicht in die
Bevolkerungsregister zu Zwecken der internen Verwaltung erlassen worden sind
(B.S. vom 26. Juli 2011 - www.binnenland.vlaanderen.be):

- Die Einsicht in die Bevolkerungsregister und deren Verwendung im Zuge einer
besonderen Zielgruppenpolitik oder einer besonderen Kontaktaufnahme mit
einigen Bevolkerungsgruppen (beispielsweise um Jubilare oder neue Bewohner
anzuschreiben) ist verboten.

Die Gemeindeverwaltung muss die Kommunikationskanéle nutzen, die so wenig
wie moglich in das Privatleben der betreffenden Burger eingreifen. So kann sie
auf das Informationsblatt der Gemeinde zurtickgreifen, indem sie eine Beilage
anfligt, in der interessierte Personen eingeladen werden, sich fur den Erhalt
eines bestimmten Magazins oder fur die Teilnahme an einer bestimmten
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Veranstaltung anzumelden; auf der Website der Gemeinde eine Anzeige mit
einem sicheren Einschreibeformular schalten; anklindigen, dass man sich in
den sozialen Medien einschreiben kann, um eine bestimmte Broschire zu
erhalten oder an einer bestimmten Veranstaltung teilzunehmen; Plakate
veroffentlichen oder die Anschlagtafeln der Gemeinde nutzen; den Burgern Flyer
zur Verfugung stellen oder diese bei einem Besuch der Gemeinde aushandigen.

Die Interessen kénnen abgewogen werden und das Recht auf Schutz der
personenbezogenen Daten kann im Hinblick auf seine gesellschaftliche
Funktion gesehen werden (Erwagungsgrund Nr. 4 der DSGVO), wenn und nur
dann, wenn das Burgermeister- und Schoffenkollegium der Meinung ist, dass es
fur den Sonderfall, der ihm vorgetragen wird, nicht moglich ist, weniger
einschneidende Kommunikationskanale zu nutzen. Es muss dann einen
Beschluss fassen, in dem dieser Punkt mit Grinden versehen wird (die
Begrundung darf nicht nur finanzielle Griinde umfassen) und klargestellt wird,
dass diese Einsichtnahme in das Bevolkerungsregister zur "internen Verwaltung"
der Gemeinde im Sinne von Artikel 5 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992
Uber die Mitteilung von Informationen aus den Bevolkerungsregistern und dem
Fremdenregister gehort.

- Eine derartige Einsicht muss sich in eine geregelte Politik der
Gemeindeverwaltung einordnen. Sie kann nicht die Initiative eines oder
mehrerer Mandatstrager oder Personalmitglieder sein. Das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoéffenkollegium kann den Auftrag
erteilen, das Bevolkerungsregister im Rahmen dieser Zwecke der internen
Verwaltung einzusehen.

- Eine derartige Einsicht in die Bevolkerungsregister muss sich in die Ausfuhrung
eines ordnungsgemalB vom zustandigen politischen Organ der Gemeinde
getroffenen Beschlusses einordnen, aus dem hervorgeht, zu welchem Zweck die
Einsichtnahme erfolgt.

- Daten dirfen nur zur Erfullung des Zwecks verwendet werden, der im
Gemeinderatsbeschluss oder im Kollegiumsbeschluss angegeben ist. Auf
keinen Fall darf ein einzelnes Mitglied des Kollegiums, des Rats oder des
Personals diese Daten personlich oder zu anderen Zwecken verwenden oder sie
Dritten, die darum bitten, zur Verfugung stellen.

Dieselben Richtlinien gelten in gleicher Weise fiir OSHZ-Verwaltungen.

Aus diesen Richtlinien geht nicht hervor, dass jede Einsicht in die Bevolkerungs-
register durch die Gemeinde Gegenstand eines Gemeinderats- oder Kollegiums-
beschlusses sein muss. Dies wird Ubrigens auch nicht durch Artikel5 des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Gber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister auferlegt.

Die Richtlinien in vorerwdhntem Rundschreiben beziehen sich nur auf die
Einsicht in die Bevolkerungsregister und deren Verwendung im Zuge einer
besonderen Zielgruppenpolitik oder einer besonderen Kommunikation mit
einigen Bevolkerungsgruppen (beispielsweise um Jubilare oder neue Bewohner
anzuschreiben). Allein in diesen Fallen muss durch einen Gemeindebeschluss
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belegt werden, dass solche Einsichtnahme zu Zwecken der internen Verwaltung
geschieht.

Wenn Gemeindedienste die Bevolkerungsregister also zu eindeutigen Zwecken
"der internen Verwaltung" einsehen (wenn sie diese Einsicht im Rahmen der
Ausflihrung eines ihnen durch Gesetz oder Dekret auferlegten Auftrags
vornehmen), ist ein solcher Gemeinderats- oder Kollegiumsbeschluss nicht
erforderlich.

Anderen Behdrden oder 6ffentlichen Einrichtungen (z.B. foderale Polizei - Staats-
sicherheit) wird nur durch oder aufgrund des Gesetzes Einsicht in die Register
erlaubt. Personen, die die Register in diesem Kontext einsehen mussen, mussen
dem Standesbeamten oder seinem Beauftragten ihre Legitimation vorzeigen und
nachweisen, dass sie die Register im Rahmen ihres Auftrags einsehen.

GemaB dem Koéniglichen Erlass vom 5. Januar2014 zur Abanderung des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von Informationen aus
den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister (B.S. vom 17. Januar 2014,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 12.August2014) kénnen vor mehr als
hundertzwanzig Jahren abgeschlossene Register frei eingesehen werden, wenn
diese Einsicht zu genealogischen, historischen oder anderen
wissenschaftlichen Zwecken erfolgt, ungeachtet dessen, ob es sich dabei um
Register in Papierform oder digitalisierte Register handelt (Artikel 5bis des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992).

Die Modalitadten dieser Einsicht (etwa Beantragungsfrist, Offnungszeiten, ...)
werden vom Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium
festgelegt, insofern sich dieses Archivnoch im Besitz der Gemeinde befindet und
folglich nicht ins Staatsarchiv Gberfuhrt worden ist.

Der Sicherheitsberater und der DSB (Datenschutzbeauftragte), die die Gemeinde
(in Anwendung von Artikel 10 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation
eines Nationalregisters der naturlichen Personen und des vorerwahnten
Gesetzes vom 30.Juli2018) bestimmt hat, sind mit der Kontrolle der
Konsultierungen der Bevolkerungsregister der Gemeinde beauftragt. Unter der
Aufsicht des Sicherheitsberaters muss eine Protokollierung der Konsultierungen
der Bevolkerungsregister fortgeschrieben werden (Artikel 12bis des Koniglichen
Erlasses vom 16.Juli1992, eingeflgt durch den weiter oben erwahnten
Koniglichen Erlass vom b5.Januar2014). Diese Protokollierung kann der
Gemeinde dartber hinaus im Falle von Streitigkeiten als Hilfsmittel dienen.

Anmerkung: Digitalisierung der Bevolkerungsregister und Einsicht in diese
Register

In Artikel 5ter des Kdniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 ist fur die Gemeinden
auch die Moglichkeit vorgesehen, die Bevolkerungsregister im Hinblick auf eine
dauerhafte Aufbewahrung zu digitalisieren. Bevolkerungsregister in Papierform
kénnen namlich verloren gehen oder aufgrund eines Zwischenfalls, schlechter
Aufbewahrungsbedingungen oder vielfachen Gebrauchs beschadigt werden.
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Bei der Digitalisierung mussen folgende Empfehlungen berlcksichtigt werden:

- Ab EinfUhrung muss das gesamte Digitalisierungsprojekt (Logistik, materielle
Bearbeitung der Unterlagen, eigentliche Digitalisierung und Speicherung der
digitalen Unterlagen) dokumentiert werden.

- Die Digitalisierung muss Mindestanforderungen hinsichtlich der technischen
Qualitat gentigen.

- Die Wahl des Speicherformats muss den Anforderungen fur eine langfristige
Aufbewahrung gentugen.

- Wahrend der Digitalisierung mussen technische, administrative und
deskriptive Metadaten gespeichert werden.

- Wahrend des gesamten Projekts ist eine regelmaBige Qualitatskontrolle
erforderlich.

- Nach Abschluss des Digitalisierungsprojekts muss ein Verfahren fur die
regelmaBige Kontrolle des elektronischen Archivs festgelegt werden.

Fir die Gemeinden besteht ebenfalls die Maoglichkeit, Drittpersonen
Vervielfaltigungen der elektronischen Bevdlkerungsregister (das heiBt digitale
Kopien der Bevdlkerungsregister), die vor mehr als hundertzwanzig Jahren
abgeschlossen wurden, unter der Voraussetzung, dass alle darin registrierten
Personenverstorben sind, zum Selbstkostenpreis zur Verflgung zu stellen, wenn
sie fur genealogische, historische oder andere wissenschaftliche Zwecke
bestimmt sind (Artikel 5ter Absatz2 des weiter oben erwahnten Koniglichen
Erlasses vom 16. Juli 1992). Um zu vermeiden, dass die Register sich im Internet
wiederfinden, ist es diesen Drittpersonen aber nicht gestattet, erhaltene
Vervielfaltigungen weiterzuverbreiten.

Offensichtlich hat die Genealogical Society of Utah (GSU) mit bestimmten
Gemeinden und dem Staatsarchiv Vereinbarungen geschlossen, in denen
festgelegt ist, dass die GSU auf ihre Kosten die kommunalen
Bevolkerungsregister, die hundert Jahre alt oder alter sind, digitalisiert und/oder
sie auf Mikrofilm aufnimmtund anschlieBend der Gemeinde und dem Staatsarchiv
eine Kopie aushandigt, die Originalkopie aber fir sich aufbewahrt und weiterhin
verwendet, was eine kommerzielle Nutzung - wenn auch in eingeschranktem
Umfang - ermoglichen wurde. Es ist darauf hinzuweisen, dass solche Praktiken
nicht mit den Vorschriften des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 uber die
Mitteilung von Informationen aus den Bevolkerungsregistern und dem Fremden-
register vereinbar sind.

d) Mitteilung von Personenverzeichnissen, die auf der Grundlage
der Register erstellt werden, an Drittpersonen

In Artikel 6 des Koniglichen Erlasses wird grundséatzlich festgehalten, dass Dritt-
personen keine Verzeichnisse von in den Registern eingetragenen Personen
mitgeteilt werden. Mit dem vorgeschriebenen Verbot wird bezweckt, im Hinblick
auf den Schutz des Privatlebens die heutige Praxis abzuschaffen, nach der jeder
Person, die einen entsprechenden Antrag stellt und bereit ist, Einwohnerlisten zu
kaufen, solche Listen ausgehandigt werden.
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Dieses Verbot gilt nicht flir Behorden oder 6ffentliche Einrichtungen, die durch
oder aufgrund des Gesetzes ermachtigt sind, derartige Verzeichnisse zu erhalten,
und dies fur die Informationen, auf die diese Ermachtigung sich bezieht. Es handelt
sich vielmehr um Einrichtungen mit lokaler Ausrichtung, fir die ein Zugriff auf das
Nationalregister der natlrlichen Personen unangemessen ware.

Diese Behorden mussen einen schriftlichen Antrag einreichen, in dem die
Kenndaten der Ermachtigung angefuhrt sind; dieser Antrag muss funf Jahre
archiviert werden.

In Artikel 7 Absatz1 des Koéniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 werden vier
weitere Abweichungen vom Prinzip, Drittpersonen keine Personenverzeichnisse
mitzuteilen, vorgesehen. Die Verzeichnisse durfen aufgrund eines schriftlichen
Antrags unter Angabe des Zwecks, fur den sie beantragt werden, nur den in
Artikel 7 Absatz1 Buchstabea), b), ¢) und d) des weiter oben erwahnten
Koniglichen Erlasses aufgezahlten Behdrden, Einrichtungen bzw. Organisationen
mitgeteilt werden:

- Artikel7 Absatz1 Buchstabe a) des Koniglichen Erlasses betrifft die
Mitteilung von Informationen an Einrichtungen belgischen Rechts, die
Aufgaben allgemeinen Interesses wahrnehmen. Es handelt sich um
Einrichtungen mit lokaler Ausrichtung, fur die ein Zugriff auf das
Nationalregister der naturlichen Personen unangemessen ware. Die
Gemeinde muss Uberprulfen, ob diese Einrichtungen die personenbezogenen
Daten auf der Grundlage einer gesetzlichen Vorschrift oder eines
gesetzlichen Auftrags verarbeiten. In letzterem Fall muss der Antragsteller
nachweisen, dass die personenbezogenen Daten zur Erflullung seines
Auftrags erforderlich sind. AuBer im Falle einer gesetzlichen Vorschrift oder
der Notwendigkeit, einen gesetzlichen Auftrag zu erfullen, muss der
Antragsteller nachweisen, dass die Betreffenden der Verarbeitung zuvor aus
freien Stucken zugestimmt haben.

Juristische Personen des 6ffentlichen Rechts und juristische Personen des
privaten Rechts konnen gleichermaBen berucksichtigt werden. Naturliche
Personen, nichtrechtsfahige Vereinigungen oder Organisationen,
Ausschusse usw. sind keine Einrichtungen belgischen Rechts, sodass ihnen
folglich auch keine Personenverzeichnisse ausgehandigt werden konnen.

Eine Aufgabe allgemeinen Interesses liegt nicht vor, wenn ein kommerzieller
oder gewinnbringender Zweck verfolgt wird. Das Verfolgen Kkaritativer,
kultureller oder philanthropischer Zwecke gilt im Prinzip aber sehr wohl als
Aufgabe allgemeinen Interesses, sofern dies einem gesetzlichen Auftrag
entspricht.

Bei der Beurteilung, was als "Aufgabe allgemeinen Interesses" gelten kann,
muss grundsatzlich vom (erteilten) globalen Auftrag allgemeinen Interesses
ausgegangen werden und nicht von der vermuteten oder angegebenen
Aufgabe.
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Ob Schulen, Jugendvereinigungen und anderen Vereinigungen (sofern sie
Rechtspersonlichkeit besitzen) Personenverzeichnisse mitgeteilt werden
durfen oder nicht, hangt von dem konkreten Zweck, fur den das Verzeichnis
beantragt wird, ab. Dieser Zweck muss insbesondere ihrer Aufgabe
allgemeinen Interesses entsprechen.

Das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium muss also
bei der Beurteilung der Antrage mit der notigen Umsicht vorgehen. Die
alleinige Tatsache, dass eine Einrichtung Aufgaben allgemeinen Interesses
wahrnimmt, ist fir den Erhalt der Verzeichnisse nicht ausreichend. So
besteht etwa der Auftrag von Lehranstalten vorrangig darin, einen fundierten
Unterricht als padagogisches Projekt zu erteilen (allgemeines Interesse). Die
Schule erfullt also eine Aufgabe allgemeinen Interesses. Die Anwerbung von
Schulern und die Positionierung auf dem Markt gehdren nicht zu dieser
Hauptaufgabe. Folglich darf einer Schule kein Verzeichnis mitgeteilt werden,
damit sie ein persodnliches Schreiben an die Schiler des letzten
Primarschuljahres (zum Beispiel) oder deren Eltern richten kann, um sie so
zu einer Eintragung bei ihr im Hinblick auf den Sekundarunterricht zu
bewegen (Rundschreiben des Bevolkerungsdienstes vom 6. Januar 2014
Uber die Aushandigung von Personenverzeichnissen an Schulen).

Eine Sportvereinigung, eine andere lokale Vereinigung oder eine Pfarre fuhrt
grundsatzlich keinen Auftrag allgemeinen Interesses aus, in dem Sinne, dass
sie keinen gesetzlichen Auftrag hat. Personenverzeichnisse durfen auf
keinen Fall mitgeteilt werden, wenn sie fur die Anwerbung von Mitgliedern
beantragt werden.

Mit Artikel7 Absatz1 Buchstabeb) wird bezweckt, den haufig von
auslandischen Behdrden aus rechtmaBigen Grunden eingereichten Antragen
auf Mitteilung von Informationen stattzugeben, und zwar unter
Berucksichtigung des Gegenseitigkeitsprinzips und mit vorherigem
Einverstandnis des Ministers der Auswartigen Angelegenheiten. Esist jedoch
untersagt, Personenverzeichnisse auszuhandigen, die voraussichtlich
auBerhalb der Europaischen Union mitgeteilt werden, es sei denn, das
Drittland erfullt die Bedingungen von KapitelV des DSGVO (Artikel 44 und
folgende).

In Artikel 7 Absatz1 Buchstabe c) des Koniglichen Erlasses wurde eine
Bestimmung angefuhrt, die parallel zu der Bestimmung des
Wahlgesetzbuches in Bezug auf die Aushandigung von Exemplaren oder
Kopien der Wahlerlisten zu sehen war. Angesichts der Redundanz wurde
dieser Absatz 1 Buchstabe c ) aufgehoben und infolgedessen wird auf das
Wahlgesetzbuch verwiesen.

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe d) des Koniglichen Erlasses ist eine Ergdnzung
zum Gesetz vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
natlrlichen Personen, abgeandert durch das Gesetz vom 19. Juli 1991 Uber
die Bevolkerungsregister und die Personalausweise, aufgrund deren die vom
Minister der Wirtschaftsangelegenheiten zugelassenen Institute flr
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Meinungsumfragen auf lokaler Ebene Stichproben aus der Bevolkerung
erhalten kénnen.

- Artikel 7 Absatz1 Buchstabee) des Koniglichen Erlasses betrifft die
Mitteilung von Informationen an Forscher, die ausdricklich ein eindeutiges
historisches oder anderes wissenschaftliches Interesse nachweisen.

GemaB Artikel7 Absatz1 Buchstabee) des Koniglichen Erlasses vom
16. Juli 1992 kann das Gemeindekollegium/Burgermeister- und
Schoffenkollegium auch Forschern, die ausdricklich ein historisches oder
anderes wissenschaftliches Interesse bekunden, Personenverzeichnisse
mitteilen. Geht die betriebene Forschung tber den lokalen Rahmen hinaus, so
muss der Antrag an die Dienste des Nationalregisters gerichtet werden. Sofern
beantragt kann in den mitgeteilten Personenverzeichnissen ebenfalls die
Abstammung in aufsteigender Linie vermerkt sein. Diese Personenverzeichnisse
mussen beim Gemeindekollegium/Blrgermeister- und Schoffenkollegium mit
ausdrucklichem Vermerk ihres Verwendungszwecks schriftlich beantragt
werden. Betrifft der Antrag Bevolkerungsregister, die vor weniger als
hundertzwanzig Jahren abgeschlossen wurden, mussen darin ferner die
Verpflichtung, dass die erhaltenen personenbezogenen Daten vom Antragsteller
nur zu historischen oder wissenschaftlichen Zwecken genutzt werden, und die
Veroffentlichungen, fur die diese Daten eventuell verwendet werden, vermerkt
sein. Vor Aushandigung der beantragten Personenverzeichnisse kann das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium beim Antragsteller
alle zusatzlichen Auskulnfte einholen, die fur die Beurteilung der Begriindetheit
seines Antrags erforderlich sind (Artikel 10bis des weiter oben erwahnten
Koniglichen Erlasses und Gesetz vom 30. Juli 2018 Uber den Schutz naturlicher
Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten).

Die in den Verzeichnissen vermerkten Informationen sind hdchstens die in
Artikel 3 Absatz1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen aufgezahlten Informationen (mit
Ausnahme der Abstammung in aufsteigender Linie fur Personenverzeichnisse,
die gemaB Artikel7 Absatz1 Buchstabee) des Koniglichen Erlasses vom
16. Juli 1992 beantragt werden).

Die Beschrankung auf diese Informationen gilt ebenfalls flr die Auswahlkriterien,
aufgrund deren Verzeichnisse erstellt werden.

Wer Personenverzeichnisse erhalten mochte, muss zu diesem Zweck einen
schriftlichen  Antrag mit den  erforderlichen Belegen an das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoéffenkollegium richten; im Antrag
mussen die geltend gemachte Gesetzesbestimmung, der konkrete Zweck, flr den
die Daten beantragt werden, und der Grund, weswegen die Mitteilung jeder
Kategorie der beantragten Daten zu diesem Zweck erforderlich ist, angegeben
sein. Der Zweck muss der satzungs- oder ordnungsgemaBen Beschreibung der
Aufgaben des Antragstellers entsprechen. Es genlgt beispielsweise nicht, im
Antrag zu vermerken, dass "es durch Gesetz erlaubt ist, diese Verzeichnisse der
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betreffenden VoG auszuhandigen" (Stellungnahme Nr. 01/95 vom 9. Februar 1995
des Ausschusses fur den Schutz des Privatlebens).

Das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium urteilt Gber die
Begrindetheit des Antrags der Einrichtung. Diese Bedingung ist nicht erfullt, wenn
beispielsweise weder aus dem Sitzungsbericht des Gemeindekollegiums/Burger-
meister- und Schoéffenkollegiums mit Bezug auf den Antrag noch aus irgendeiner
anderen vom Kollegium ubermittelten Unterlage hervorgeht, dass eine solche
Prifung tatsachlich durchgefuhrt worden ist (Stellungnahme Nr.01/95 vom
9. Februar 1995 des Ausschusses fur den Schutz des Privatlebens). Die Befugnis
des Kollegiums, die Begrundetheit jedes Antrags und den Zweck, flr den das
Verzeichnis beantragt wird, einzeln zu beurteilen, darf nicht zu Willkir oder
Diskriminierung fuhren. Antrage zu demselben Zweck von Einrichtungen, die einen
gemeinsamen Auftrag ausflhren, missen gemaB denselben Modalitaten
behandelt und beantwortet werden.

Verzeichnisse durfen nur ausgestellt werden, insofern die angeflhrte
Rechtsgrundlage treffend ist und der im Antrag angegebene Zweck mit dem
Zweck der antragstellenden Einrichtung (=Zweckbestimmungsgrundsatz)
Ubereinstimmt. Im Fall von Bildungseinrichtungen beispielsweise sollte
sichergestellt werden, dass der beabsichtigte Zweck nicht in den Rahmen einer
Gemeinschaftsregelung passt, fur die die Gemeinschaft eine Ermachtigung zum
Zugriff auf die Daten des Nationalregisters erhalten hat. Haufig gibt es auch
MaBnahmen, die weniger in das Privatleben von Personen eingreifen. Der Schule
oder VoG kann also angeraten werden, die Eltern oder andere erwahnte Personen
uber offentliche Kommunikationskanale wie das Informationsblatt der Gemeinde,
die Anschlagtafel oder die Website der Gemeinde von ihren Initiativen in Kenntnis
ZuU setzen, um es diesen Personen zu ermoglichen, sich freiwillig fur Aktivitaten
einzuschreiben. Die FuUhrung einer speziell auf den erteilten Unterricht
zugeschnittenen Werbekampagne (sei es uber Hausbesuche oder den Versand
von Werbung per Post) entspricht Uberdies nicht dem vorerwahnten Zweck-
bestimmungsgrundsatz.

Ferner muss darauf geachtet werden, dass die Mitteilung der beantragten
Informationen verhaltnismaBig zum angegebenen Zweck ist, den der Antragsteller
verfolgt (VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz). Die Aushandigung von Verzeichnissen
aller Einwohner an eine Einrichtung, insbesondere wenn die Zielgruppe des
Antrags dieser Einrichtung nur einen Teil der Bevolkerung betrifft, steht dem
vorerwahnten Grundsatz entgegen. Verhaltnismagig ist es auch nicht, wenn mehr
Informationen mitgeteilt werden, als vernunftigerweise fur die ErfUllung des
angegebenen Zwecks notig sind.

In Fallen, in denen es dem Gemeindekollegium/Burgermeister- und
Schoffenkollegium ratsam scheint, Verzeichnisse auszuhandigen, koénnen
aufgrund des VerhaltnismaBigkeitsgrundsatzes zusatzliche MaBnahmen
erforderlich sein. In diesem Rahmen kann unter anderem auf die
Informationspflicht gegeniber eingetragenen Personen verwiesen werden, wenn
das beantragte Verzeichnis fur Tatigkeiten der Direktwerbung bestimmt ist.
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Unter "Tatigkeiten der Direktwerbung" ist Folgendes zu verstehen: "alle Tatigkeiten
und alle diesbezlglichen Nebendienstleistungen, die es erlauben, Produkte oder
Dienstleistungen anzubieten oder per Post, telefonisch oder durch andere
direkte Mittel andere Werbemitteilungen an Bevodlkerungsgruppen zu
Ubermitteln, sei es zu Informationszwecken oder um eine Reaktion seitens der
betreffenden Person hervorzurufen".

In der Regel muss das Gemeindekollegium/Blrgermeister- und
Schoffenkollegium, das mit einer ausfihrlichen Begriindung einem Antrag auf
Verwendung der auf der Grundlage der Bevolkerungsregister erstellten
Verzeichnisse flr eine solche Tatigkeit stattgibt, die betroffenen Burger
spatestens bei der ersten Mitteilung von ihrem Recht, sich dieser Mitteilung zu
widersetzen, in Kenntnis setzen, so dass sie sich der direkten telefonischen oder
schriftlichen Kontaktaufnahme noch entziehen kénnen.

Der Ausschuss fur den Schutz des Privatlebens ist der Ansicht, dass ein
Antragsteller seinen Antrag bei Vorhandensein eines "Uberlokalen" Interesses
(zum Beispiel, wenn eine Interkommunale Personenverzeichnisse in Bezug auf
die Einwohner mehrerer Gemeinden erhalten mochte) nicht an die
verschiedenen betreffenden Gemeinden richten soll, sondern dass er sich an
das Nationalregister wenden und folglich einen Antrag auf Ermachtigung beim
Nationalregister stellen muss. GemaB Artikel7 Absatz1 Buchstabe a) des
Erlasses ist die Gemeinde vielmehr als Sicherheitsnetz in Fallen, in denen ein
Zugriff auf das Nationalregister aufgrund der begrenzten GrdoBe der Zielgruppe
(sehr lokal) nicht zweckmaBig ist, zu betrachten.

Belege der in Artikel 7 erwahnten Antragsteller werden drei Jahre aufbewahrt.
Somit wird die Gemeinde nicht haftbar gemacht.

Bei der Ausstellung des Verzeichnisses muss der Empfanger davon in Kenntnis
gesetzt werden, dass er es weder Drittpersonen mitteilen noch zu anderen
Zwecken benutzen darf als denen, die im Antrag angegeben sind (Begleitschreiben
oder Aufschrift auf dem ausgestellten Verzeichnis). Das mitgeteilte
Personenverzeichnis muss vernichtet werden, sobald es nicht mehr dem
spezifischen Zweck, flir den es mitgeteilt worden ist, dient.

e) Mitteilung statistischer Daten aus den Registern

GemaB Artikel12 des in Nr.108 erwahnten Koniglichen Erlasses kann das
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium aufgrund eines
schriftlichen Antrags, in dem das verfolgte Ziel und die beabsichtigte Verwendung
angegeben werden, erlauben, dass Drittpersonen statistische Daten aus den
Registern mitgeteilt werden, sofern dadurch die in diesen Registern eingetragenen
Personen nicht identifiziert werden kénnen.

Vorhergehender Absatz muss wie folgt verstanden werden: komplett anonym.
Selbstdurch Quervergleich mitanderen Datenbanken darf die Identifizierung einer
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Person auf der Grundlage der mitgeteilten Daten nicht moglich sein. Dieser K.E.
muss zusammen mit den geltenden Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz
des Privatlebens (weiter oben erwahntes Gesetz vom 30.Juli2018) und
insbesondere mit den Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung oder
DSGVO (EU) 2016/679 (Englisch: GDPR: General Data Protection Regulation)
gelesen werden. Der K.E. kann nurin dem MaBe Anwendung finden, wie dies nicht
gegen die Rechtsvorschriften in Bezug auf den Schutz des Privatlebens verstoBt.

Das Gemeindekollegium/Burgermeister- und  Schoéffenkollegium  muss
verhindern, dass die in den Registern eingetragenen Personen indirekt identifiziert
werden konnen. Die Mitteilung von Adressenlisten, sogar ohne Angabe
entsprechender Familiennamen, an Drittpersonen kann zur Identifizierung von
Personen fihren und muss deshalb in diesem Fall verboten werden. Die Mitteilung
jeglicher zusatzlichen personenbezogenen Daten erhoht das
Identifizierungsrisiko, umso mehr in Gemeinden mit geringer Einwohnerzahl. Fur
jeden Antrag muss die Gemeinde das Risiko abwagen.

Antrage und Belege mussen flunf Jahre aufbewahrt werden.

f) Nichtmitteilbare Adresse

In Artikel 11 des in Nr. 108 erwahnten Koniglichen Erlasses wird das Verfahren
geregelt, nach dem eine Person bei der Gemeindeverwaltung ihres Wohnortes
beantragen darf, dass ihre Adresse Drittpersonen nicht mitgeteilt wird. Die
Beantragung muss durch schriftlichen und mit Grinden versehenen Antrag beim
Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium erfolgen. Das
Kollegium entscheidet Uber den Antrag und sein Beschluss wird dem Antragsteller
schriftlich notifiziert. Wird dem Antrag stattgegeben, kann die Adresse wahrend
eines Zeitraums von sechs Monaten nicht an Dritte mitgeteilt werden.

Die Antragsteller mUssen davon in Kenntnis gesetzt werden, dass der Vermerk
"Adresse darf nicht mitgeteilt werden" in den Registern wirkungslos ist, wenn die
Drittperson, die die Adresse beantragt, sich auf eine Gesetzesbestimmung oder
einen Vollstreckungstitel berufen kann.

Bei Mitteilung einer nicht mitteilbaren Adresse an Instanzen, die sich zu diesem
Zweck auf eine Gesetzesbestimmung oder einen Vollstreckungstitel berufen
kénnen, muss die Gemeinde deutlich vermerken, dass der Betreffende jedoch
beantragt hatte, diese Adresse nicht mitzuteilen. So wird die betreffende Instanz
auf die Vertraulichkeit der mitgeteilten Adresse hingewiesen.
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Kapitel IX - Recht auf Inspektion der Register

130.

GemaB Artikel22 des Koniglichen Erlasses vom 16.Juli 1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister beauftragt der Minister des Innern
Beamte seines Dienstes, die Register zu inspizieren und die Anweisungen uber
den Wohnortswechsel durch miundliche Erlduterungen zu erganzen.

Diese Beamten Uberprufen beiihren Inspektionen die Informationen des National-
registers der naturlichen Personen und die Informationen der von den Gemeinden
gefuhrten Register.

Von den in Absatz 1 erwahnten Beamten im Anschluss an ihre Inspektionen
gemachte Bemerkungen werden den betreffenden Gemeinden vom Beauftragten
des Ministers in einem amtlichen Bericht Ubermittelt.

Die Bezirkskommissare inspizieren ebenfalls die Register gemaB Artikel 135 des
Provinzialgesetzes, das nach Einfuhrung des Dekrets vom 12. Februar 2004 zur
Organisation der wallonischen Provinzen (fur die Wallonische Region) und des
Provinzialdekrets vom 9. Dezember 2005 (flr die Flamische Region) weiterhin
Anwendung findet.
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Kapitel X - Streitfalle in Zusammenhang mit der Bestimmung des derzeitigen
Hauptwohnortes

131. Bei einem Streitfall in Zusammenhang mit dem Ort, an dem eine Person ihren
Hauptwohnort festgelegt hat, bestimmt der flr Inneres zustandige Minister diesen
Ort, nachdem er wenn noétig eine Untersuchung vor Ort hat vornehmen lassen.

Der Minister hat die ihm erteilten Befugnisse dem leitenden Beamten des
Dienstes Bevdlkerung der Generaldirektion Identitat und Blurgerangelegenheiten
Ubertragen.

Unter Streitfall versteht man das Nichteinverstandensein mit einem Gemeinde-
beschluss in Bezug auf:

. Streichung von Amts wegen auf Kollegiumsbeschluss,

. Eintragung von Amts wegen auf Kollegiumsbeschluss,

. Verweigerung der Eintragung nach Antrag des Betreffenden,

. Verweigerung der Eintragung nach Untersuchung auf Antrag einer

anderen Gemeinde.

Die Gemeinde muss dem Burger und eventuell einer anderen Gemeinde die
vorerwahnten Beschllisse per gewdhnliche Post notifizieren. In bestimmten
Fallen ist eine Notifizierung per Einschreiben angebracht.

Bei einer Streichung von Amts wegenist esinsbesondere angebracht, den Burger
aufzufordern, am Schalter vorstellig zu werden, um eine Abschrift des
Kollegiumsbeschlusses in Empfang nehmen zu kénnen.

Die Notifizierung an den Burger ist wesentlich, um seine Rechte zu
gewahrleisten.

Ein Antrag auf Vorlage eines solchen Streitfalls beim Minister des Innern muss
binnen dreiBig Kalendertagen eingereicht™ werden und datiert und
unterzeichnet sein. Bei einem Antrag per E-Mail ist eine elektronische Signatur
erforderlich.

Der Antrag muss Folgendes enthalten:
o Erkennungsdaten aller Betroffenen (Name und Vorname, Adresse
der Eintragung in den Bevolkerungsregistern, Geburtsdatum und
eventuell Nationalregisternummer),

o genaue Beschreibung der Grinde, aus denen das Eingreifen des
Ministers beantragt wird,
o genaue Beschreibung des personlichen Interesses, falls das

Eingreifen des Ministers nicht fur die eigene Eintragung des
Betreffenden in den Bevolkerungsregistern beantragt wird.
Alle sachdienlichen Unterlagen werden dem Antrag beigeflgt.

14 Generaldirektion Institutionen und Bevolkerung
Park Atrium, Rue des Colonies 11
1000 Brussel
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132.

Als Streitfall kommt nicht in Betracht das Nichteinverstandensein mit einem
Gemeindebeschluss in Bezug auf:

o Verweigerung der Eintragung unter einer Bezugsadresse,
J Verweigerung einer vorlaufigen Eintragung,
J Verweigerung der Anderung einer Situation in der Vergangenheit.

Gegebenenfalls kann hier je nach Fall und Wahl des Blirgers eine Beschwerde
beim Gericht Erster Instanz oder beim Staatsrat eingelegt werden.

Siehe Rundschreiben vom 22. Dezember 2015 flr eine detailliertere Erklarung.

Anmerkung:

Streitfalle in Bezug auf den Verlust der Wahlbarkeitsbedingungen fur Inhaber eines
lokalen politischen Mandats (darunter die OrdnungsmaBigkeit oder
UnregelmaBigkeit der Eintragung eines Gewahlten in die Bevolkerungsregister)
fallen in die Zustandigkeit der Regionen. Fuhrt das durch die Regionen
vorgesehene Verfahren zum Entzug eines politischen Mandats, sind die moglichen
Rechtsbehelfe bezuglich dieses Entzugs in den regionalen Bestimmungen
festgelegt.

Ein lokal gewahlter Inhaber eines politischen Mandats, der einen
Gemeindebeschluss in Bezug auf seine Wohnsituation anficht, der den
(moglichen) Entzug seines politischen Mandats zur Folge hat, kann auf der
Grundlage von Artikel8 des Gesetzes vom 19.Juli1991 uber die
Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten und die
Aufenthaltsdokumente bei den Dienststellen des FOD Inneres Beschwerde
einreichen.

Die zustandige Dienststelle der betreffenden Region wird von der Beschwerde, die
ein lokal gewahlter Inhaber eines politischen Mandats bei den Dienststellen des
FOD Inneres eingereicht hat, sowie von dem in Bezug auf diese Beschwerde
gefassten Beschluss in Kenntnis gesetzt.

Der Minister des Innern bestimmt die Beamten, die ermachtigt sind, bei
Schwierigkeiten und Streitfallen in Bezug auf die Bestimmung des
Hauptwohnortes und in Bezug auf MaBnahmen zur Streichung und Eintragung von
Amts wegen Untersuchungen vor Ort vorzunehmen.

Die lokalen Behorden mussen diesen Beamten beistehen, um ihnen die Erfullung
ihres Auftrags zu erleichtern.

Die Verwaltungen, die Uber Ausklnfte verfligen, die flr die Untersuchung von
Nutzen sind, mussen den vorerwahnten Beamten diese mitteilen.
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133.

134.

135.

136.

Sobald eine Untersuchung beginnt, werden die betreffenden
Gemeinden wenn ndétig gebeten, einen Bericht Uber die vor Ort durchgefluihrten
Kontrollen (vom Beamten, der die Kontrollen durchgefuhrt hat, datierter und
unterzeichneter

Bericht mit Angabe der Tage und Uhrzeiten) und uber die Fakten, anhand deren der
tatsachliche Wohnort bestimmt oder ihr Standpunkt bestatigt werden kann,
vorzulegen.

Dieser Bericht wird dem Minister des Innern in der vorgeschriebenen Frist
Ubermittelt.

Falls der FOD Auswartige Angelegenheiten Gemeinden ersucht, eine
Untersuchung zur Bestimmung des Wohnortes von Belgiern anzustellen, die in
einer belgischen Gemeinde eingetragen sind, ihren Hauptwohnort aber scheinbar
im Ausland haben, so missen die Gemeinden dem FOD Auswartige
Angelegenheiten binnen der beantragten Frist einen Bericht Uber die
durchgefuhrten Kontrollen Ubermitteln und einen Beschluss in Bezug auf die
Wohnsituation der Betreffenden fassen (ndmlich ob sie die Betreffenden von Amts
wegen streichen).

Ist der Hauptwohnort nach Abschluss der Untersuchung bekannt, werden die
Person, deren Eintragung in die Register in Ordnung gebracht werden muss, und
gegebenenfalls ihr gesetzlicher Vertreter, die betroffenen Gemeinden und die
Personen, deren Haushaltssituation dadurch geadndert wird, per Einschreiben
davon in Kenntnis gesetzt, damit sie die Moglichkeit haben, binnen flinfzehn Tagen
ihre eventuellen Bemerkungen oder Verteidigungsmittel geltend zu machen. Diese
Personen und der Vertreter der betroffenen Gemeinde(n) werden auf ihren Antrag
hin vom Minister oder, wenn dieser von seinem Ubertragungsrecht Gebrauch
gemacht hat, vom Beamten, dem die Entscheidungsbefugnis Ubertragen worden
ist, angehort.

Nach Ablauf dieser Frist fasst der Minister oder sein Beauftragter einen mit
Grunden versehenen Beschluss.

Stellt sich bei dieser Untersuchung heraus, dass die betroffene Person ihre
letztbekannte Adresse verlassen hat, ohne die entsprechende Meldung
vorzunehmen, und dass nicht ausfindig gemacht werden kann, wo sie sich
niedergelassen hat, wird sie von Amts wegen aus den Registern gestrichen.

Der ordnungsgeman mit Grinden versehene Beschluss des Ministers oder seines
Beauftragten wird den betroffenen Gemeindeverwaltungen notifiziert. Diese
nehmen von Amts wegen die ihnen vorgeschriebenen Eintragungen und
Streichungen vor, sobald ihnen der Beschluss mitgeteilt wird (ohne zusatzliche
Untersuchung, Beschluss des Gemeindekollegiums/BlUrgermeister- und
Schoffenkollegiums oder Eingreifen der betroffenen Person). Sie benachrichtigen
die betroffenen Personen und den Minister oder seinen Beauftragten unverzlglich

185



137.

138.

139.

140.

141.

per Einschreiben Uuber die Ausfuhrung des Beschlusses. Die
Gemeinde, die die Eintragung vornimmt, veranlasst gegebenenfalls die Anderung
der Adresse im Chip des Personalausweises oder der Auslanderkarte der
betroffenen Person, die

zu diesem Zweck aufgefordert wird, beim Bevolkerungsdienst der Gemeinde zu
erscheinen.

Eintragungen in die Register und Streichungen aus den Registern gelten ab dem
Datum, das im Beschluss des Ministers des Innern oder seines Beauftragten
festgelegtist.

Die Gemeindeverwaltung, die eine Eintragung vorgenommen hat, setzt die
Gemeinde, die eine Streichung aus ihren Registern vornehmen muss, durch
Ubermittlung der Eintragungsbescheinigung Muster 3 davon in Kenntnis. Die
Gemeindeverwaltung, die nach vorerwahnter Eintragung eine Streichung
vornehmen muss, schickt Muster 3 mit der Aufschrift "Streichung ist aufgrund des
Beschlusses des Ministers des Innern oder seines Beauftragten am .........cc..c....o...
erfolgt" zurlck.

Bringt der Beschluss des Ministers des Innern oder seines Beauftragten
Eintragungen und Streichungen inverschiedenen Gemeinden mit sich, Gbermittelt
die Gemeinde, die die personliche Akte zuletzt verwaltet hat, diese Akte der
Gemeinde, die die neueste Eintragung vornehmen muss.

Meldet die betreffende Person sich nicht bei der Gemeinde, um die Adresse im
Chip ihres Personalausweises oder ihrer Auslanderkarte andern zu lassen, muss
die Akte nicht an den Minister des Innern zuruckgeschickt werden. Da nicht mehr
der tatsachliche Wohnort strittig ist, muss dieser VerstoB bei den
Gerichtsbehdrden angezeigt werden.

Wird der Beschluss des Ministers des Innern oder seines Beauftragten nicht
ausgefuhrt, kann der fur Inneres zustandige Minister nach zwei
aufeinanderfolgenden schriftlichen Mahnungen einen oder mehrere Kommissare
beauftragen, sich auf Kosten der Gemeindebehdrden, die diesen Mahnungen
nicht rechtzeitig nachgekommen sind, vor Ort zu begeben, um dort die
MaBnahmen zur AusflUhrung der Beschllisse in Bezug auf die Bestimmung des
Hauptwohnortes zu treffen.

Wiedereintragung, Streichung oder Adressenwechsel innerhalb der Gemeinde
aufgrund eines Beschlusses des Ministers des Innern oder seines Beauftragten,
mit dem die Streichung bzw. die Eintragung in die Register einer Gemeinde
gefordert wird, ohne dass die Wohnsituation sich tatsachlich gedndert hat, kann
eventuell zur Anwendung von StrafmaBnahmen fuhren.
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Kapitel XI - Strafbestimmungen und sonstige Bestimmungen

142.

143.

In Artikel 7 des Gesetzes vom 19.Juli 1991 Uber die Bevdlkerungsregister, die
Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente ist
festgelegt, dass VerstoBe gegen die Artikel1 bis 6 dieses Gesetzes, ihre
Ausfuhrungserlasse und die in Artikel 5 des vorerwahnten Gesetzes erwahnten
Gemeindeverordnungen mit einer Geldstrafe von 26 bis zu 500 EUR bestraft
werden.

Die Bestimmungen von Buchl| des Strafgesetzbuches (Regeln in Bezug auf
Einziehung von Geldstrafen, Ersatzhaft, Zusammentreffen verschiedener
VerstoBe usw.) finden ohne Ausnahme von Kapitel VIl (Beteiligung mehrerer
Personen am selben Verbrechen oder Vergehen) und Artikel 85 (mildernde
Umstande) Anwendung auf diese VerstolBe.

In Artikel 23 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungs-
register und das Fremdenregister wird der Anwendungsbereich (VerstoBe gegen
die Artikel 1 bis 14 und gegen Artikel 20) der in vorliegender Nummer erwdhnten
Strafbestimmungen genau angegeben.

In Artikel 20 § 5 des vorerwahnten Koniglichen Erlasses wird verboten, bei der
Gewahrung einer Bezugsadresse eine Gewinnerzielungsabsicht zu verfolgen. Das
bedeutet jedoch nicht, dass hierfur keine Entschadigung gefordert werden darf.
Wenn fur eine Eintragung unter einer Bezugsadresse als Gegenleistung eine
Entschadigung gefordert wird, darf diese in keinem Fall die Zusatzkosten, die eine
solche Eintragung mit sich bringt, (ibersteigen (Kosten fiir die Ubermittlung der
Post des Betreffenden).

Diein Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 erwahnten Gemeindeverordnungen
betreffen die Modalitaten der Untersuchung hinsichtlich des tatsachlichen
Wohnortes, die Modalitaten der Untersuchung in Bezug auf eine Eintragung oder
Streichung von Amts wegen und die Berichte, die im Hinblick auf eine Eintragung
oder Streichung von Amts wegen erstellt werden.

Werden VerstdBe festgestellt, kann die strafrechtliche Verantwortlichkeit des
Standesbeamten gegebenenfalls geltend gemacht werden.
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Teil Il - Eintragung ins Warteregister
und Flihrung dieses Registers

Abschnitt I: Auslander, die internationalen Schutz beantragen und nicht in
einer anderen Eigenschaft in den Registern eingetragen sind

Kapitel | - Allgemeines

1. Hintergrund

1. In der Vergangenheit hat die Verwaltung der Personen, die internationalen
Schutz beantragen, mehrere Probleme aufgeworfen, insbesondere die
Tatsache, dass man oft nicht wusste, ob diese Personen, nachdem sie die
Rechtsstellung eines Flichtlings oder die Anerkennung dieser Rechtsstellung
beantragt hatten, noch tatsachlich in Belgien wohnten und wenn ja, in welcher
Gemeinde.

Dieser Informationsbedarf hinsichtlich des Ortes, an dem Personen wohnen, die
internationalen Schutz beantragen, und hinsichtlich ihrer genauen
administrativen Lage betraf nicht nur die Instanzen, die mit der Ausfuhrung der
durch das Gesetz vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins Staatsgebiet,
den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern
vorgesehenen Verfahren beauftragt sind (hauptséachlich das Auslanderamt, das
Generalkommissariat fur Fluchtlinge und Staatenlose, der Rat fur
Auslanderstreitsachen und die Gemeindebehorden), sondern auch die
Behorden, die mit den administrativen und gerichtlichen Streitsachen in Bezug
auf diese Personen beauftragt sind, sowie die Behdrden und Einrichtungen, die
mit der Anwendung jeglicher Verwaltungsvorschriften auf diese Personen
beauftragt sind, sei es im Bereich der Beschaftigung und der Arbeit, im Bereich
der sozialen Sicherheit oder im Bereich der Sozialhilfe usw.

2. Daher hat der Ministerrat am 4. August 1992 einen allgemeinen Richtlinienplan
vom 29. Juli 1992 gebilligt, der von dem (fur Sozialhilfe zustandigen) Minister der
Gesellschaftlichen Emanzipation, der Volksgesundheit und der Umwelt ausging
und in dem unter anderem vorgeschlagen wurde, dass jede Person, die
internationalen Schutz beantragt, ins Nationalregister eingetragen wurde und
wahrend der gesamten Dauer der Prufung ihres Antrags auf internationalen
Schutz und sogar bis zur Ausfuhrung der gegebenenfalls ergehenden Anweisung
das Staatsgebiet zu verlassen dort eingetragen bliebe. Zu diesem Zweck wirde
ein entsprechendes Register beim Nationalregister geschaffen werden. Dieses
Register wire eine MaBnahme, durch die jederzeit eine allgemeine Ubersicht
verfugbar ware und Missbrauche im Bereich der Sozialhilfe vermieden werden
kénnten. Im erwahnten Richtlinienplan wurde des Weiteren vorgesehen, dass
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die Eintragung ins Nationalregister sofort bei Aufnahme der Person, die
internationalen Schutz beantragt, vorzunehmen ware.

2. Grundséatze

Die oben erwahnten Richtlinien sind durch das Gesetz vom 24. Mai 1994 zur
Schaffung eines Warteregisters fur Auslander, die sich als Fllichtling melden oder
die die Anerkennung als Flichtling beantragen, (B.S. vom 21. Juli 1994, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 12. Januar 1996 und 7. November 1996) umgesetzt worden,
dessen Grundsatze nachstehend dargelegt sind:

a)

In jeder Gemeinde des Kobnigreiches wird neben den
Bevolkerungsregistern ein Warteregister gefuhrt, in das Auslander, die
einen Antrag auf internationalen Schutz einreichen und nicht in einer
anderen Eigenschaftin den Bevolkerungsregistern eingetragen sind, an
ihrem Hauptwohnort eingetragen werden. Mitglieder ihrer Familie, die
sie begleiten, werden, sofern der Antrag auf internationalen Schutz sie
ebenfalls betrifft, gemaB dem Kdniglichen Erlass vom 3. Februar 1995
zur Anordnung der Eintragung ins Warteregister der Familienmitglieder
des Auslanders, der sich als Fluchtling meldet oder die Anerkennung
als Fluchtling beantragt (B.S. vom 16. Februar 1995, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 1. Juni 1996), ebenfalls in dieses Warteregister
eingetragen.

Die unter Buchstabe a) erwahnten Personen werden ins Nationalregister
der naturlichen Personen eingetragen.

Im Warteregister eingetragene Auslander werden weder bei der
Ermittlung der jahrlichen Bevdlkerungszahl noch bei der Ermittlung der
Ergebnisse der zehnjahrlichen Volkszahlung bertcksichtigt.

Die Eintragung ins Warteregister erfolgt auf Initiative des
Ausldnderamtes.

Die Eingabe von Informationen, die bei der Eintragung nicht vorlagen,
geschieht auf Initiative der Gemeinde des Hauptwohnortes, mit
Ausnahme der Daten zur administrativen Lage (Informationstyp 206),
fur die der Kénig die mit der Eingabe beauftragten Behdrden bestimmt.
Diese Behorden sind durch den oben erwahnten Koniglichen Erlass
vom 1. Februar 1995 bestimmt worden. Im selben Erlass werden die
Informationen aufgezahlt, die im Warteregister angegeben werden
mussen.

Das Warteregister fur Auslander, die einen Antrag auf internationalen

Schutz einreichen, wird in das Nationalregister aufgenommen. Es ist
durch den Code 5 im Informationstyp 210 gekennzeichnet.
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Anmerkung

3bis.

Die Erméachtigung, auf Informationen uUber die im Warteregister
eingetragenen Auslander zuzugreifen, und die Ermachtigung, die
Erkennungsnummer des Nationalregisters zu benutzen, werden den in
Artikel 5 Absatz 1 des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation
eines Nationalregisters der naturlichen Personen erwadhnten
Behorden, Einrichtungen und Personen von dem fur Inneres
zustandigen Minister erteilt.

Im vorerwahnten Gesetz vom 24. Mai 1994 ist nicht die Mdglichkeit
vorgesehen, eine Person, die internationalen Schutz beantragt, unter
einer Bezugsadresse einzutragen.

Das bedeutet, dass ein Inhaftierter, der internationalen Schutz
beantragt und flur den eine zeitweilige Abwesenheit nicht in Betracht
kommt, gegebenenfalls unter der Adresse der Strafanstalt eingetragen
werden muss.

Diese Vorgehensweise findet ebenfalls Anwendung, wenn ein
Auslander in einer illegalen Aufenthaltssituation in einer Strafanstalt
inhaftiert ist und von dort aus einen Antrag auf internationalen Schutz
einreicht.
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Kapitel Il - Eintragungsverfahren

4, Jede Person, die internationalen Schutz beantragt, muss beim Auslanderamt
vorstellig werden, das ihren Antrag nach einem Gesprach mitihr registriert.

Anlasslich dieser Registrierung werden die Personalien des Antragstellers auf
der Grundlage jeder Unterlage, die berlicksichtigt werden kann, oder gewohnlich
auf mundliche Erklarung hin aufgenommen. Sowohl die vorgelegten Unterlagen
als auch die Erklarungen der Betreffenden sind oft zweifelhaft und mussen
spater manchmal uUberpriuft werden. Es ist auch nicht auszuschlieBen, dass
jemand sich unter verschiedenen Namen ("Aliasse") meldet, so dass es
erforderlich ist, die verschiedenen Namen, unter denen jemand bekannt ist, zu
registrieren (siehe Nr. 15 - IT 213).

Falls es deutlich ist, dass die Personalien des Betreffenden, das heiBt Name,
Vornamen, Geburtsdatum und -ort oder Staatsangehorigkeit, fehlerhaft sind, ist
das Auslanderamt ermachtigt, die erforderlichen Korrekturen anzubringen.
Selbstverstandlich ist die Gemeinde des Wohnortes ebenfalls ermachtigt, in
diesem Zusammenhang und auf der Grundlage von Belegen entsprechende
Korrekturenim Nationalregistervorzunehmen. Diese Belege missen der Akte, die
das Auslanderamt Uber den Betreffenden (im Rahmen der oOffentlichen
Sicherheit (OS-Akte)) fiihrt, beigefiigt werden.

Was die Registrierung des Wohnortes betrifft, gilt infolge des Gesetzes vom
25. November 2018 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf
das Nationalregister  und die Bevolkerungsregister  (B.S. vom
13. Dezember 2018, deutsche Ubersetzung B.S. vom 12.Juli 2019) und zur
Abanderung des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber die Bevolkerungsregister, die
Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente
folgender Grundsatz:

e Das Auslanderamt tragt jede Person, die internationalen Schutz
beantragt, unter einer fiktiven Adresse des Auslanderamtes ein
(konkret bedeutet dies ein fiktiver LAS-Code unter IT 001 mit einem
fiktiven Adresscode unter IT 020).

e Die Person, die internationalen Schutz beantragt, verfligt dann uber
sechs Monate, um bei der Gemeinde des tatsachlichen Wohnortes
vorstellig zu werden, um sich im Warteregister dieser Gemeinde unter
der betreffenden Adresse eintragen zu lassen.

e Auslander, die nach sechs Monaten noch nicht unter der Adresse des
tatsachlichen Wohnortes eingetragen worden sind, werden Uber ein
automatisches Verfahren von Amts wegen gestrichen.
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Anmerkung

Falls eine Person, die internationalen Schutz beantragt, sich in einer Lage
befindet, in der sie von Amts wegen gestrichen wird, ist nur das Auslanderamt
ermachtigt, die Akte der betreffenden Person zu andern, und dies ausschlieBlich
hinsichtlich ihrer administrativen Lage (IT 206). Das Verfahren zur Prifung des
Antrags auf internationalen Schutz wird namlich weitergefihrt ungeachtet der
Tatsache, ob und wie der Asylbewerber eingetragen ist.

Dies hindert eine Gemeinde, auf deren Gebiet eine von Amts wegen gestrichene
Person, die internationalen Schutz beantragt, tatsachlich wohnt, jedoch nicht
daran, diese von Amts wegen erfolgte Streichung durch die Eintragung der
betreffenden Person im Warteregister der Gemeinde nach einer positiv
ausgefallenen Uberpriifung des Wohnortes aufzuheben.

Zumindest die in Artikel3 Absatz1 des Gesetzes vom 8. August1983 zur
Organisation eines Nationalregisters der natlrlichen Personen erwahnten
sachdienlichen Informationen werden bei jeder Eintragung ins Warteregister
registriert. Ebenfalls wird auf die beiden folgenden zusatzlichen Informationen
hingewiesen:

- Eintragungsregister,
- administrative Lage, die nur Personen betrifft, die internationalen Schutz
beantragen.

Registriert werden missen Name und Vornamen, Geburtsdatum,

Staatsangehorigkeit, Hauptwohnort, Zusammensetzung des Haushalts und
Eintragungsregister.

Familienmitglieder des Asylsuchenden

Familienmitglieder, die zum Haushalt einer Person gehdren, die internationalen
Schutz beantragt, mussen nicht selbst die Rechtsstellung einer Person, die
internationalen Schutz beantragt, haben. Sie werden genau wie die Person, die
internationalen Schutz beantragt, ins Warteregister eingetragen, aber als
administrative  Informationen werden allein ihre Eigenschaft als
Familienmitglied einer Person, die internationalen Schutz beantragt, und ihre
Aktennummer beim Auslanderamt registriert.
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Kapitel lll - Informationen zur administrativen Lage

7. Der Konigliche Erlass vom 1. Februar 1995 zur Festlegung der im Warteregister
angegebenen Informationen und zur Bestimmung der zur Eingabe dieser
Informationen befugten Behorden (B.S. vom 16. Februar 1995, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 1. Juni 1996) fihrt in Artikel 2 die Informationen an, die im
Warteregister angegeben werden mussen.

Es handelt sich um:

1. die Informationen, die in den Artikeln 1 und 2 des Kdniglichen Erlasses
vom 16. Juli 1992 zur Festlegung der in den Bevolkerungsregistern und
im Fremdenregister angegebenen Informationen angefuhrt sind, sofern
sie nicht als Informationen zur administrativen Lage angesehen werden.
Diesbeziglich wird auf Teil | der vorliegenden Allgemeinen Anweisungen
und insbesondere auf Kapitel |l verwiesen,

2. die Informationen zur administrativen Lage der Person, die
internationalen Schutz beantragt, die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 1 bis 14
des Koniglichen Erlasses vom 1. Februar 1995 angefuhrt sind.

8. Die Informationen, die im Nationalregister der naturlichen Personen registriert
werden mussen, sind diejenigen, die in Artikel3 Absatz1 und 2 des
vorerwahnten Gesetzes vom 8. August1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der natlrlichen Personen erwahnt sind, so wie er unter
anderem durch Artikel 9 des Gesetzes vom 24. Mai 1994 zur Schaffung eines
Warteregisters fur Auslander, die sich als Flichtling melden oder die die
Anerkennung als Fluchtling beantragen (Hinzufugung des Eintragungsregisters
und der Informationen zur administrativen Lage) und durch Artikel4 des
Gesetzes vom 9. November 2015 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen
im Bereich Inneres (Streichung des Berufs) erganzt worden ist.

Mit anderen Worten werdenim Nationalregister die Informationen erscheinen, die
normalerweise flr eine in den Bevodlkerungsregistern eingetragene Person
registriert werden, sowie die Informationen hinsichtlich der administrativen Lage.

Wenn die Gemeinde aufgrund von Artikel 3 Absatz 4 des vorerwahnten Gesetzes
vom 8.August 1983 mit dem Foéderalen Offentlichen Dienst Inneres ein
Abkommen abgeschlossen hat, um im Nationalregister die anderen in den
Bevolkerungsregistern angegebenen Informationen registrieren zu lassen, so wird
dieses Abkommen vom Nationalregister als auf das Warteregister anwendbar
angesehen, und zwar unter denselben Bedingungen der Nichterteilung von
Informationen an Dritte von Seiten des Nationalregisters.
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10.

Aus Grunden der Koharenz bei der Fihrung des Registers sind die Informationen
zur administrativen Lage nach dem Vorbild dessen, was flr die in den
Bevolkerungsregistern aufgenommenen Informationen festgelegt ist, in
verschiedene Informationstypen (IT) gegliedert worden:

a) IT205: Kategorie der Person,

b) 1T206 eigentliche administrative Lage,

c) IT207: von Fedasil bestimmter obligatorischer Eintragungsort (OSHZ, zu
dessen Lasten der Auslanger ist),

d) IT208: vorlaufige Nummer, die dem Asylbewerber vom Auslanderamt
zugeteilt wird,

e) IT211: Ausweispapier oder andere Unterlage, die zur Feststellung der
Identitat berlcksichtigt werden kénnen,

f) IT212 gewahlter Wohnsitz,

g) IT213: Aliasname (andere Identitat, unter der die Person, die

internationalen Schutz beantragt, ebenfalls bekannt ist); es
kdnnen mehrere Aliasse vorliegen.

h) 1T214: von der Person, die internationalen Schutz beantragt, bei dem
Auslanderamt, dem Generalkommissariat fur Flichtlinge und
Staatenlose, dem Rat fur Auslanderstreitsachen, dem Staatsrat
und den Direktoren der Aufnahmezentren angegebene Adresse.
Die vorerwahnten Instanzen sind ermachtigt, den IT214
einzugeben und fortzuschreiben. Der Zugriff auf den IT 214 ist
dem Ausldnderamt, dem Generalkommissariat fur Flichtlinge
und Staatenlose, dem Rat fiur Auslanderstreitsachen, dem
Staatsrat, den Direktoren der Aufnahmezentren fur Fluchtlinge
und den Gemeinden vorbehalten.

Mehrere Instanzen sind dafur zustandig, Entscheidungen zur administrative
Lage der Person zu treffen, die internationalen Schutz beantragt.

So sind insbesondere das AA (Auslanderamt), das GKFS (Generalkommissariat
fur Flichtlinge und Staatenlose), der RAS (Rat fur Auslanderstreitsachen) und
Fedasil fur die Fortschreibung des IT 206 je nach den Entscheidungen und deren
Notifizierung zustandig.

Gleichfalls ist die Gemeinde ermachtigt, bestimmte Informationen des Typs 206
zu registrieren, und zwar:
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11.

13.

15.

- das Datum der Notifizierung der in Artikel2 Nr.6 und 7 des Koniglichen
Erlasses vom 1.Februar 1995 erwahnten Beschlisse, Entscheide und
Urteile, wenn diese Notifizierung der Gemeinde obliegt,

- das Datum der Notifizierung einer MaBnahme zum Ausweisen aus dem
Staatsgebiet, wenn diese Notifizierung der Gemeinde obliegt.

AuBer wenn die Gemeinde von der Fuhrung der Bevolkerungsregister auf Papier
befreit worden ist.

Damit Asylbewerber von ihren Familienmitgliedern unterschieden werden
konnen, ist ein Informationstyp 205 (KPW) geschaffen worden, der angibt, in
welcher Kategorie die eingetragene Person aufgenommen ist. Bei der
ursprunglichen Eintragung wird diese Information vom Ausldnderamt eingegeben.

Zusammensetzung der verschiedenen Informationstypen zur administrativen
Lage und des Informationstyps 205:

a) IT 205

- Datum des Antrags auf internationalen Schutz oder Datum, ab
dem die Lage besteht

- Code 1: Person, die internationalen Schutz beantragt

- Code 2: Familienmitglied (Ehepartner oder Kinder)

- Code 3: Vertriebener

- Code 4: Vertriebener und Person, die internationalen Schutz
beantragt hat

b) IT 206

(1)Allgemeine Struktur

- Datum, ab dem die Lage besteht (Beschluss, Entscheid usw.)

- eigentliche administrative Lage

- beschlieBende Behorde oder Einrichtung - gegebenenfalls Angabe
des Beschlusses

- Zusatzinformation

(2)Spezifische Strukturen

Siehe technische Anweisungen:
https://www.ibz.rrn.fgov.be/sites/default/files/documents/fr/registre-
national/instructions/liste-TI/TI206_Procedure_asile_20190212.pdf

c) IT 207
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- Datum, ab dem die Lage besteht
- LAS-Code des OSHZ

IT 207 mit Aufnahmeinitiative

- Datum, ab dem die Lage besteht
- LAS-Code des OSHZ
- Code der Aufnahmeinitiative (01)

IT 207 mit Aufnahmezentrum

- Aufnahmezentrum
- Datum, ab dem die Lage besteht
- LAS-Code des Aufnahmezentrums

- Datum der Zuerkennung
- zwolfstellige Nummer (PNN)

- Datum der Ausstellung
- Dokumenttyp
IT212

- Datum, ab dem die Lage besteht
- gewahlter Wohnsitz

- Datum des Eingangs der Information

- Decknamen/Aliasse
- Staatsangehdrigkeit auf Erklarung
- angegebenes Geburtsdatum

- angegebener Name und angegebene Vornamen

- angegebener Geburtsort

IT214

- Datum, ab dem die Information besteht
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- Adresse, die von der Person angegeben wird, die internationalen
Schutz beantragt (dieselbe Struktur wie Informationstyp (020) im
Nationalregister)

Anmerkungen

1. Der Informationstyp 213 weist einen besonderen Charakter auf, da die
Eingabe einer neuen Information die vorherige Information nicht
gegenstandslos macht.

Eine Person kann namlich unter verschiedenen Namen bekannt sein, mit
verschiedenen Geburtsdaten und -orten oder verschiedenen
Staatsangehdrigkeiten.

Die Aufnahme dieses Informationstyps soll es ermdglichen, Personen
auszumachen, die unter verschiedenen ldentitaten vorstellig werden.

Daher mussen auf der Bevolkerungskarte (Transaktion"61") alle
Informationen dieses Typs aufgenommen werden.

2. Fur das Gemeindepersonal, das mit dem Registrieren und Abrufen der
Informationen zur administrativen Lage der Personen, die internationalen
Schutz beantragen, beauftragt ist, werden vom Dienst des Nationalregisters
ausfuhrliche technische Anweisungen erstellt, soweit die FiUhrung und das
Abrufen dieser Informationen die Gemeindeverwaltung betrifft.

3. Die auf die Bevdlkerungsregister anwendbaren besonderen Verfahren fur die
Fuihrung und Konsultierung der Register gelten auf dieselbe Weise flur das
Warteregister. Gemeint sind hier die Verfahren der Datenubertragung uber
anerkannte Datenverarbeitungszentren und die Verfahren, die auf
kommunale Datenverarbeitungssysteme anwendbar sind, die Uber eine direkt
mit dem Datenverarbeitungssystem des Nationalregisters verbundene
Bevolkerungsdatenbank verfligen.
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Kapitel IV - Verfahren zur Streichung aus dem Warteregister

16.

Das Gesetz vom 19.Juli1991 Uber die Bevolkerungsregister, die
Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente fuhrt in
Artikel 1bis Absatz 2 die Falle an, die zu einer Streichung aus dem Warteregister
fuhren:

-wenn der Betreffende verstorben ist,

-wenn der Betreffende das Staatsgebiet verlassen hat,

- wenn dem Betreffenden die Eigenschaft eines Flichtlings oder der subsidiare
Schutzstatus zuerkannt worden ist (und der Betreffende daraufhin in die
Bevolkerungsregister eingetragen wird),

- wenn der Betreffende in einer anderen Eigenschaft als der eines anerkannten
Flichtlings oder Beglnstigten des subsididren Schutzstatus in die
Bevolkerungsregister eingetragen wird,

- wenn der Betreffende binnen sechs Monaten ab der fiktiven Eintragung unter
der Adresse des Ausldnderamtes nicht unter der Adresse des tatsachlichen
Wohnortes eingetragen worden ist,

- wenn der Betreffende nicht mehr an der Adresse wohnt, unter der er
eingetragen worden ist, und wenn der Ort, wo er sich niedergelassen hat, nicht
ausfindig gemacht werden kann.

Gegebenenfalls werden die Informationen in Bezug auf den Betreffenden
aufbewahrt, und zwar mit Angabe der Begrindung der Streichung neben seinem
Namen.

Falls das Verfahren zur Beantragung von internationalem Schutz durch einen
negativen Beschluss abgeschlossen wird, der zu einer Rickflhrung oder einer
Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen fuhrt, wird die Streichung erst
vorgenommen, nachdem der Betreffende das Staatsgebiet tatsachlich verlassen
hat.

Wenn die Gemeinde des Wohnortes gemaB dem weiter oben beschriebenen
Verfahren benachrichtigt wird, dass ein endgultiger Beschluss zur Ablehnung
des Antrags auf internationalen Schutz gefasst worden ist, muss sie regelmaBig
entsprechende Kontrollen durchflihren, um zu uUberprifen, ob der Betreffende
noch an der Eintragungsadresse wohnt.

Ist dies nicht der Fall und sofern deutlich hervorgeht, dass der Betreffende nicht
an einer anderen Adresse wohnt, nimmt die Gemeinde je nach Fall eine Streichung

von Amts wegen oder eine Streichung wegen Wegzug ins Ausland vor.

Keinesfalls rechtfertigt ein Entfernungsbeschluss oder eine Anweisung das
Staatsgebiet zu verlassen allein die Streichung aus dem Warteregister.
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Kapitel V - Zugriffs- und Berichtigungsrecht

17.

Jede im Warteregister eingetragene Person kann im Hinblick auf die Austibung des
Rechts auf Konsultierung und Berichtigung der im Nationalregister gespeicherten
und aufbewahrten Daten zu ihrer Person an die Gemeinde, in der sie eingetragen
ist, herantreten. Diese Berichtigung erfolgt unter den Bedingungen und geman
dem Verfahren, die im Kéniglichen Erlass vom 3. April 1984 Uber die Auslibung des
Zugriffsrechts und des Berichtigungsrechts der im Nationalregister der
naturlichen Personen eingetragenen Personen (B.S. vom 13.Juni 1984),
zusammen mit dem Gesetz vom 30.Juli2018 uUber den Schutz natarlicher
Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten und der
DSGVO gelesen, vorgesehen sind.

Es wird daran erinnert, dass gemaB Artikel 9 § 3 des vorerwahnten Kdniglichen
Erlasses vom 3. April 1984 diese Berichtigung nur aufgrund beweiskraftiger
Belege vorgenommen werden darf (z. B. gultiger Pass,
Personenstandsurkunden, Auszlge aus lokalen Registern). Im Zweifelsfall muss
die Gemeinde vorab bei den zustandigen Instanzen um Anweisungen bitten.
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Kapitel VI - Mitteilung der im Warteregister aufgenommenen Informationen

18.

19.

20.

Die Mitteilung von Informationen aus dem Warteregister ist durch den Kdéniglichen
Erlass vom 17. August 2013 Uber die Mitteilung von Informationen aus dem
Warteregister und zur Abadnderung des Koniglichen Erlasses vom 3. April 1984
Uber den Zugriff bestimmter 6ffentlicher Behorden auf das Nationalregister der
naturlichen Personen und die Fortschreibung und Kontrolle der Informationen
(B.S. vom 30.August 2013, deutsche Ubersetzung B.S. vom 19. Méarz 2014),
zusammen mit dem Gesetz vom 30.Juli2018 uUber den Schutz naturlicher
Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten und der
DSGVO gelesen, geregelt.

Genauwie es furdie Mitteilung von Informationen aus den Bevolkerungsregistern
und dem Fremdenregister der Fall ist, konnen Informationen aus dem
Warteregister gemanB vier Modalitaten mitgeteilt werden: in Form von Auszligen
aus dem Register oder gemaB dem Register erstellten Bescheinigungen (Artikel 3
bis 9 des weiter oben erwahnten Koniglichen Erlasses), durch Einsichtnahme in
das Register (Artikel10 des Koniglichen Erlasses), durch Mitteilung von
Verzeichnissenvon Personen, die in diesem Register eingetragen sind, (Artikel 11
bis 13 des Koniglichen Erlasses) und in Form statistischer Daten (Artikel 14 des
Koniglichen Erlasses).

1. Mitteilung an den Betreffenden

Ein Auslander kann einen Auszug aus dem Warteregister oder eine gemaB dem
Register erstellte Bescheinigung erhalten, sofern die Informationen, die sie
enthalten, sich auf diesen Auslander beziehen.

Der Antrag wird mundlich oder schriftlich von der betreffenden Person, ihrem
gesetzlichen Vertreter oder ihrem Sonderbevollmachtigten beim Standesamt
der Gemeinde, in der sie eingetragen ist, gestellt. Die betreffende Person muss
kein besonderes Interesse nachweisen (Artikel 3 des vorerwahnten Koniglichen
Erlasses).

GemaB Artikel7 des Koniglichen Erlasses vom 17.August2013 muss in
ausgestellten Ausziigen oder Bescheinigungen jedoch erwahnt sein, dass sie:

1. nicht als Aufenthaltstitel benutzt werden durfen,

2. nicht bedeuten, dass der Betreffende sich legal in Belgien aufhalt.

2. Mitteilung an Drittpersonen

GemaB Artikel 4 des Kdniglichen Erlasses vom 17. August 2013 kann eine Person
oder eine offentliche oder private Einrichtung auf schriftlichen, mit Grinden
versehenen und unterzeichneten Antrag einen Auszug aus dem Warteregister
oder eine gemaB dem Register erstellte Bescheinigung Uber einen Einwohner der
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Gemeinde erhalten, wenn die Ausstellung dieser Unterlagen durch oder
aufgrund des Gesetzes vorgesehen oder gestattet ist. Dieser Antrag wird beim
Standesamt der Gemeinde, in der die Person eingetragen ist, gestellt.

Der Antragsteller mussin seinem Antrag angeben, weshalb er bei der FUhrung oder
Fortsetzung des Verfahrens, fur das die Information beantragt wird, jede
beantragte Information bendtigt.

Unbeschadet der Bestimmungen des folgenden Absatzes durfen ausgestellte
Auszuge oder Bescheinigungen keine anderen als die in Artikel 3 Absatz 1 des
Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
naturlichen Personen vorgesehenen Informationen enthalten.

In ausgestellten Auszugen oder Bescheinigungen durfen nur die zur Fihrung oder
Fortsetzung des Verfahrens erforderlichen Informationen erwahnt sein, wenn die
Person, gegenuber der das Verfahren gefihrt oder fortgesetzt wird, im
Warteregister der Gemeinde, wo der Antrag gestellt wird, eingetragen ist.

Falls die betreffende Person gestrichen worden ist, gibt der Auszug oder die
Bescheinigung das Datum der Streichung an.

Wenn diese Person zum Zeitpunkt der Beantragung im Warteregister einer
anderen Gemeinde eingetragen ist, teilt die Gemeinde dem Antragsteller
auBerdem die letzte bekannte Adresse dieser Person mit, wenn diese Mitteilung
erforderlich ist.

Der Antragsteller muss nicht nachweisen, dass die Ausstellung der Unterlage
durch oder aufgrund des Gesetzes vorgesehen oder gestattet ist, wenn dieser
Antrag auf Ausstellung eines Auszugs oder einer Bescheinigung folgende
Unterlagen betrifft:

- Erklarung Uber das Bestehen eines Ehevertrags oder eines vermogens-
rechtlichen Vertrags zwischen Personen, die keinem ehelichen Guterstand
unterliegen, einschlieBlich der Angabe des Notars, bei dem der Vertrag
beurkundet und in Urschrift hinterlegt worden ist,

- Vermerk der Erklarungen in Bezug auf die durch Gesetz, Dekret oder
Ordonnanz festgelegten Bestattungen und Grabstatten,

- Erklarungin Bezug aufdie Transplantation von Organen und Geweben nach
dem Tode gemaB dem Koniglichen Erlass vom 30. Oktober 1986 zur
Regelung der Art und Weise, wie der Spender oder die in Artikel 10 8 2 des
Gesetzes vom 13. Juni 1986 uber die Entnahme und Transplantation von
Organen erwahnten Personen ihren Willen duBern kdnnen.

Der Antragsteller muss zu diesem Zweck dem Standesbeamten oder dem
beauftragten Beamten gegenlber jedoch nachweisen, dass er die Mitteilung
dieser Informationen benotigt. Wenn der Standesbeamte sich weigert, die
Notwendigkeit der Mitteilung anzuerkennen, beschlieBt auf Antrag des
Antragstellers das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium
Uber die Begrundetheit des Antrags.
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21.

22.

In ausgestellten Auszligen oder Bescheinigungen muss immer erwahnt sein, dass
sie:

1. nicht als Aufenthaltstitel benutzt werden durfen,

2. nicht bedeuten, dass der Betreffende sich legal in Belgien aufhalt.

Antragstellern ausgestellte Ausziige oder Bescheinigungen werden im Namen des
Gemeindekollegiums/Burgermeister- und Schoffenkollegiums vom
Standesbeamten oder von seinem Beauftragten unterzeichnet und vermerken, zu
welchem Zweck sie ausgestellt werden und gegebenenfalls, fir wen sie bestimmt
sind.

Ausgestellte  Auszlge oder Bescheinigungen enthalten nicht die
Erkennungsnummer des Nationalregisters der naturlichen Personen, es sei denn,
der Antragsteller ist ermachtigt, diese Nummer zu benutzen.

Auf Antrag der Gemeinde oder des Antragstellers legt der fur die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern zustandige Minister oder sein Beauftragter fest, ob ein strittiger Antrag
auf Auszug oder Bescheinigung die durch den Koniglichen Erlass vom
17. August 2013 festgelegten Ausstellungsbedingungen erfllt.

Die Einsichtnahme in das Warteregister durch Gemeindedienste und Dienste, die
vom oOffentlichen Sozialhilfezentrum abhangen, ist nur zur Ausfihrung der in ihre
Zustandigkeit fallenden Aufgaben und Dienste gestattet.

Die Einsichtnahme in das Warteregister ist Privatpersonen untersagt.

Sie kann anderen Behoérden und offentlichen Einrichtungen nur durch oder
aufgrund des Gesetzes gestattet werden (Artikel 10 des Kdniglichen Erlasses).

Kein Verzeichnis von Personen, die im Warteregister eingetragen sind, darf
Drittpersonen mitgeteilt werden. Dieses Verbot gilt nicht fir Behdrden oder
offentliche Einrichtungen, die durch oder aufgrund des Gesetzes ermachtigt sind,
fur Informationen, auf die sich diese Ermachtigung bezieht, solche Verzeichnisse
zu erhalten.

Dennoch durfen in diesen Verzeichnissen keine anderen als die in Artikel 3
Absatz1 des Gesetzes vom 8.August1983 zur Organisation eines
Nationalregisters der naturlichen Personen aufgezahlten Informationen vermerkt
werden (Artikel 11 des Koniglichen Erlasses).

Diese Personenverzeichnisse durfen nur auf schriftlichen Antrag ausgestellt
werden, der an den Standesbeamten oder seinen Beauftragten zu richten ist. Der
Antragsteller muss in seinem Antrag angeben, weshalb er zur Ausfuhrung seines
Auftrags das beantragte Personenverzeichnis bendtigt.

Der Empfanger des Verzeichnisses darf es selbst weder Drittpersonen mitteilen
noch zu anderen als den im Antrag angegebenen Zwecken benutzen.
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23.

24.

Auf schriftlichen Antrag, in dem das verfolgte Ziel und der geplante Gebrauch
erwahnt sind, darf das Gemeindekollegium/Burgermeister- und
Schoffenkollegium die Ausstellung von statistischen Daten aus dem Warteregister
an Drittpersonen unter der Voraussetzung gestatten, dass diese die Identifizierung
der im Warteregister eingetragenen Personen nicht ermdglichen (Artikel 14 des
Koniglichen Erlasses).

Zudem gilt die Bedingung, dass sich das verfolgte Ziel lediglich auf die
Verarbeitung von Daten aus einer Gemeinde oder nur aus einer Gemeinde und
ihren Nachbargemeinden bezieht; weitergehende Anfragen gelten als
Einsichtnahme in das Nationalregister und mussen daher gemaB dem Gesetz
Uber das Nationalregister an das Nationalregister gerichtet werden. In diesem
Fall darf die Gemeinde keine personenbezogenen Daten Ubermitteln.

Im Warteregister eingetragene Personen durfen beim Gemeindekolle-
gium/Burgermeister- und Schoffenkollegium der Gemeinde ihres Wohnortes
beantragen, dass ihre Adresse Drittpersonen nicht mitgeteilt wird. Der Antrag
muss schriftlich erfolgen und mit Grinden versehen sein. Der Antragsteller wird
schriftlich vom diesbezuglichen Beschluss des
Gemeindekollegiums/Burgermeister- und Schoffenkollegiums in  Kenntnis
gesetzt.

Die Zustimmung zum Antrag bedeutet lediglich, dass die Adresse nur flr einen
Zeitraum von sechs Monaten ab dem Datum des Beschlusses des Gemeinde-
kollegiums/Burgermeister- und Schoffenkollegiums nicht mitgeteilt wird
(Artikel 15 des Kéniglichen Erlasses).
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Abschnitt ll: Burger der Europaischen Union, die eine Anmelde-
bescheinigung beantragen in Erwartung der Uberpriifung des Wohnortes

Kapitel |l - Verfahren

25.

26.

Seit dem 1.Juni2008 werden Burger der Europaischen Union, die eine
Anmeldebescheinigung ("Anlage 19") beantragen, sofort von der Gemeinde ins
Warteregister eingetragen in Erwartung der Uberpriifung des Wohnortes.

Seitdem 1. September 2025 verfluigen Blrger der Europaischen Union nicht mehr
Uber eine dreimonatige Frist (die eventuell um einen weiteren Monat verlangert
werden kann), um alle zur Unterstitzung ihres Antrags auf
Anmeldebescheinigung ("Anlage 19") erforderlichen Unterlagen vorzulegen.
Klinftig mussen sie all diese Unterlagen bereits bei Einreichung ihres
Aufenthaltsantrags  vorlegen; andernfalls kann ihr  Antrag  auf
Anmeldebescheinigung nicht berucksichtigt werden. Siehe Anweisungen des
Auslanderamtes.

Im Hinblick auf eine deutliche Unterscheidung zu Personen, die internationalen
Schutz beantragen, wurde flr diese Auslanderkategorie der Code 6 unter IT 210
geschaffen.

Bei der Erfassung wird dieser Code sofort am Ende der Struktur eingegeben
(siehe Rundschreiben des Dienstes des Nationalregisters vom 28. Mai 2008).

In Erwartung der Uberpriifung des Wohnortes wird die angegebene Adresse unter
IT 019 vermerkt.

Der StraBencode 9997, der "Eintragung auf Meldung" bedeutet, wird fur alle und
in allen Gemeinden unter IT 020 registriert.

Sobald aus der Uberpriifung des tatsdchlichen Wohnortes durch den
Revierpolizisten hervorgeht, dass der Betreffende an der angegebenen Adresse
der belgischen Gemeinde wohnt, wird er am Datum des Polizeiberichts (IT 210 -
Code 1) ins Fremdenregister eingetragen.

An diesem Datum wird IT020 ebenfalls mit der tatsachlichen Adresse
fortgeschrieben.
SchlieBlich wird die Haushaltszusammensetzung fortgeschrieben.

Fallt die Uberpriifung des Wohnortes negativ aus, wird der Betreffende am
Datum des Berichts der Revierpolizei mit Vermerk des Codes 99998 (Streichung
- Kein Recht auf Eintragung) unter IT 001 aus dem Warteregister gestrichen.

Da der Uberblick von IT019 nicht fortgeschrieben wird, ist es ratsam, die
gemeldete Adresse in der Gemeindeinformation (IT 246) zu registrieren.
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27.

28.

Diese Streichung - Kein Recht auf Eintragung - entspricht den allgemeinen
Vorschriften Uber die korrekte FUhrung der Register, da die vom Burger der
Europaischen Union angegebene Adresse, die im Warteregister eingetragen ist,
nicht mit den Gegebenheiten bei der Uberpriifung des Wohnortes ibereinstimmt
(Ausfuhrung von Artikel 1bis Absatz 2 Nr. 5 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 uber
die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten und die
Aufenthaltsdokumente). Diese Streichung erfolgt unmittelbar (das heiBt ohne
Eingreifen des Gemeindekollegiums/Blrgermeister- und Schoéffenkollegiums)
und nachdem festgestellt wurde, dass kein anderer Hauptwohnort des
Betreffenden auf belgischem Staatsgebiet bekannt ist.

Diese Streichung - Kein Recht auf Eintragung - bedeutet jedoch nicht, dass der
Antrag auf Anmeldebescheinigung (Anlage 19) des auf die weiter oben erwahnte
Weise gestrichenen EU-Burgers als abgeschlossen gilt. Dieses Verfahren lauft so
lange weiter, bis das Ausldnderamt eine Entscheidung getroffen hat.

Solange der Eintragungsantrag gepruft wird, kann die betreffende Person einen
neuen Antrag auf Eintragung unter einer Adresse einreichen, unabhangig davon,
ob es sichum dieselbe Adresse handelt oder nicht. Gegebenenfalls erfolgt keine
neue Eintragung ins Warteregister (IT 210, Code 6).

Eine neue Eintragung ins Warteregister (IT 210, Code 6) erfolgt erst, wenn das
Auslanderamt den letzten Eintragungsantrag abgelehnt hat und ein neuer Antrag
auf Eintragungserklarung eingereicht wird.

Damit es bei der Einsichtnahme in bestimmte Akten durch die Nutzer des
Nationalregisters nicht zu Verwirrung kommt, wurde der zusatzliche Code 3
(Laufende Uberpriifung des Wohnortes) im Informationstyp 003 (Bestimmung
des Hauptwohnortes) geschaffen; dieser Code gibt im Falle der Eintragung eines
Birgers der Europdischen Union ins Warteregister den Stand der Uberpriifung
des Wohnortes an.

Code 3 muss nach der Eintragung des Blrgers der Europaischen Union ins
Warteregister eingegeben werden. Bei einer positiv ausgefallenen Uberpriifung
des Wohnortes und der darauf folgenden Eintragung ins Fremdenregister wird
Code 3 automatisch annulliert.

Anmerkung:
Das Datum fur die Eintragung ins Fremdenregister (IT 210/1) ist das Datum der

positiven Uberprifung des Hauptwohnortes (Datum der Eintragung ins
Warteregister ist das in Anlage 19 angegebene Datum).
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Kapitel Il - Ausstellung von Ausziigen oder Bescheinigungen

29. Burger der Europaischen Union kénnen keine auf der Grundlage der Register
angefertigten Auszlige oder Bescheinigungen erhalten, solange die
Untersuchung, ob der angegebene Wohnort auch der wirkliche Wohnort ist,
nicht durchgefuhrt worden ist und sie nicht zu einer positiven Bestimmung des
Wohnortes und zur Eintragung ins Fremdenregister gefuhrt hat.
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Abschnitt lll: Ausliandische Staatsangehorige, die nicht uber eine
Nummer des Nationalregisters verfligen und eine Ehe oder ein gesetzliches
Zusammenwohnen eingehen wollen

Kapitel | - Eintragungsverfahren

30.

31.

Im Hinblick auf die Bekdmpfung von Scheinehen und vorgetauschtem
gesetzlichen Zusammenwohnen werden auslandische Staatsangehorige, die
beabsichtigen, eine Ehe einzugehen oder eine Erklarung Uber das gesetzliche
Zusammenwohnen abzugeben, und nicht Udber eine Nummer des
Nationalregisters verflugen, ins Warteregister der Gemeinde der Ankundigung der
EheschlieBung beziehungsweise der Erklarung Uber das gesetzliche
Zusammenwohnen eingetragen.

Damit deutlich zwischen Personen, die internationalen Schutz beantragen, und
ebenfalls im Warteregister eingetragenen Unionsbulrgern unterschieden werden
kann, wurde ein spezifischer Code 9 im Informationstyp 210 geschaffen.

Diese Eintragung erfolgt am Datum der Ausstellung der in Artikel 164/2 § 5 des
frheren Zivilgesetzbuches erwahnten Empfangsbestatigung (im Rahmen einer
EheschlieBung) oder am Datum der Ausstellung der in Artikel 1476 81 des
frheren Zivilgesetzbuches erwdhnten Empfangsbestatigung (im Rahmen eines
gesetzlichen Zusammenwohnens ohne vorherige Untersuchung unter einer
Adresse mit fiktiver Postleitzahl (0000), fiktivem StraBencode (0000) und fiktiver
Hausnummer (0000), die fur alle Gemeinden identisch sind).

Die von dem Betreffenden angegebene Adresse wird unter dem Informations-
typ (IT) 003 (Bestimmung des Hauptwohnortes) registriert. Gibt die Person zu
einem bestimmten Zeitpunkt eine neue Adresse an, wird IT 003 von der Gemeinde
fortgeschrieben, die die betreffende Akte verwaltet, das heiBt, die Gemeinde, bei
der zuletzt eine Ankliindigung der EheschlieBung oder eine Erklarung Uber das
gesetzliche Zusammenwohnen gemacht worden ist.

Wird ein Auslander vorstellig, der eine Ehe eingehen will, erfolgt die Eintragung
aufder Grundlage der Dokumente, die er aufgrund von Artikel 164/2 des fruheren
Zivilgesetzbuches dem Standesbeamten vorlegen muss:

- einer gleich lautenden Abschrift der Geburtsurkunde,

- eines ldentitatsnachweises,

- eines Nachweises des Ledigenstandes oder eines Nachweises der Auflésung
beziehungsweise der Erklarung der Nichtigkeit der letzten geschlossenen Ehe,

- eines Staatsangehdrigkeitsnachweises,

- jedes anderen authentischen Schriftsticks, aus dem hervorgeht, dass der
Auslander die durch das Gesetz vorgeschriebenen Bedingungen erflllt, um eine
Ehe eingehen zu kdnnen.
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32.

33.

Wird ein Auslander vorstellig, der ein gesetzliches Zusammenwohnen eingehen
will, erfolgt die Eintragung jedoch auf der Grundlage eventueller
Identitatsdokumente, die er vorlegt. Andernfalls wird er auf der Grundlage seiner
Erklarungen eingetragen.™

Allerdings achtet der Standesbeamte darauf, dass die im Warteregister
gespeicherten Informationen und die Angaben, die in der Erklarung Uber das
gesetzliche Zusammenwohnen enthalten sein mussen, Ubereinstimmen. So ist
in Artikel 1476 des friiheren Zivilgesetzbuches Folgendes festgelegt:

"81 - Eine Erklarung uber das gesetzliche Zusammenwohnen wird
anhand eines Schriftsticks abgegeben, das die Parteien dem
Standesbeamten des gemeinsamen Wohnsitzes gegen
Empfangsbestatigung persdnlich Ubergeben.

Dieses Schriftstuck enthalt folgende Angaben:

(...)

2.den Namen, die Vornamen, den Ort und das Datum der Geburt und
die Unterschrift beider Parteien,

()"

Flr im Warteregister mit Code 9 eingetragene Auslander werden nur die bei der
Erfassung vorgesehenen Erkennungsdaten registriert, und zwar:

- Name und Vorname,

- Geburtsdatum und -ort,

- Staatsangehorigkeit,

- Adresse (Ort der Ankindigung/Erklarung),

- Vermerk des Registers (Informationstyp 210), in diesem Fall mit Code 9

(Warteregister - Anklndigung EheschlieBung/Erklarung
Zusammenwohnen).

Neben den bei der Erfassung registrierten Informationen kann die Gemeinde der
Ankundigung/Erklarung IT 120 (Personenstand), 124 (Scheinehe), 125 (vorge-
taduschtes gesetzliches Zusammenwohnen) und 003 (Bestimmung des
Hauptwohnortes) fortschreiben.

IT120 und 123 werden gegebenenfalls bei EheschlieBung oder Eintragung der
Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen fortgeschrieben.

Personen, die ein gesetzliches Zusammenwohnen eingehen wollen, wird durch die Artikel 1476 und
folgende des friheren Zivilgesetzbuches die Vorlage spezifischer Dokumente namlich nicht auferlegt.
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Kapitel Il - Zugriff auf die Informationen

34.

Kapitel lll -

35.

Da es bei allen Gemeinden vorkommen kann, dass Personen, die tUber keinen
Nachweis einer Eintragung in ein Register verfligen, eine Ankundigung der
EheschlieBung oder eine Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen
machen, mussen sie in der Lage sein zu Uberprufen, ob die betreffende Person
nicht schon zuvor in das Warteregister einer Gemeinde, bei der sie eine
Anklundigung der EheschlieBung oder eine Erklarung Uber das gesetzliche
Zusammenwohnen gemacht hat, eingetragen worden ist.

Nur Gemeinden, bei denen zweifelhafte EheschlieBungsankindigungen oder
Erklarungen Uber das gesetzliche Zusammenwohnen gemacht worden sind,
haben Zugriff auf IT 124 und 125 und kdnnen diese gegebenenfalls fortschreiben.

Die anderen Nutzer des Nationalregisters konnen weder auf diese Akten
zugreifen noch Mitteilung davon erhalten, auBer wenn lhnen eine spezifische
Ermachtigung erteilt wurde.

Streichung aus dem Warteregister

Weiter oben erwahnte Personen werden aus dem Warteregister gestrichen:

- funf Jahre nach dem Datum, an dem der Standesbeamte den betreffenden
Parteien die Weigerungsentscheidung in Bezug auf die Beurkundung der
Anklndigung der EheschlieBung oder die Weigerungsentscheidung in Bezug auf
die EheschlieBung notifiziert hat, oder bei EheschlieBung zwischen den
betreffenden Parteien,

- funf Jahre nach dem Datum, an dem der Standesbeamte den betreffenden
Parteien die Weigerungsentscheidung in Bezug auf die Beurkundung der
Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen notifiziert hat, oder bei
Vermerk der Erklarung Uber das gesetzliche Zusammenwohnen der betreffenden
Personen im Bevdlkerungsregister.

Achtung: Die Streichung, die funf Jahre nach einer endgultigen Weigerung
vorgesehen ist, erfolgt nicht automatisch.

Die zustandige Gemeinde muss bei den Diensten des Nationalregisters die
Annullierung der Nationalregisternummer beantragen.
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Abschnitt IV: Staatsangehorige des Vereinigten Konigreichs, die
Beglinstigte des Abkommens liber den Austritt des Vereinigten Konigreichs
GroBbritannien und Nordirland aus der Europaischen Union und der
Europadischen Atomgemeinschaft sind und ihr Recht als Grenzganger
ausgelibt haben

Kapitel | - Allgemeines

1. Entstehung

36. Im Hinblick auf die Umsetzung des Abkommens uber den Austritt des
Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nordirland aus der Europaischen
Union und der Europdischen Atomgemeinschaft sind die belgischen
Rechtsvorschriften Uber die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Ausweisen von Auslandern abgeandert worden durch:

- das Gesetz vom 16.Dezember2020 Uber die Beglnstigten des
Abkommens Uber den Austritt des Vereinigten Koénigreichs
GroBbritannien und Nordirland aus der Europadischen Union und der
Europaischen Atomgemeinschaft (B.S. vom 23. Dezember 2020,
deutsche Ubersetzung B.S. vom 17. August 2022),

- den Koniglichen Erlass vom 24. Dezember 2020 zur Abanderung des
Koniglichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 uber die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern in Bezug auf die Beglnstigten des Abkommens uber den
Austritt des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nordirland aus
der Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschaft (B.S.
vom 31. Dezember 2020, deutsche Ubersetzung B.S. vom
1. August 2022).

Im Kéniglichen Erlass vom 24. Dezember 2020 wurde insbesondere vorgesehen,
dass Staatsangehorige des Vereinigten Konigreichs, die vor Ende des
Ubergangszeitraums in Belgien ihr Recht als Grenzgénger ausgeiibt haben und
deren Antrag auf Erlangung der Rechtsstellung eines Begunstigten des
Austrittsabkommens ("Anlage 58") bewilligt wurde, in das Warteregister
eingetragen werden.

Im Koniglichen Erlass vom 9.Mai2022 (B.S. vom 9.Juni2023, deutsche
Ubersetzung B.S. vom 17. August 2022) (iber die Eintragung in das Warteregister
von Staatsangehorigen des Vereinigten Konigreichs, die Begunstigte des
Abkommens uber den Austritt des Vereinigten Koénigreichs GroBbritannien und
Nordirland aus der Europdischen Union und der Europaischen
Atomgemeinschaft sind und ihr Recht als Grenzganger ausgeubt haben, werden
die Modalitaten dieser Eintragung in das Warteregister genauer bestimmt.
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Um einen deutlichen Unterschied zu machen, wurde unter dem
Informationstyp 210 (Angabe des Registers) ein neuer Code 12 geschaffen: das
"Brexit"-Register.

Nachstehend finden Sie einige Erlauterungen zur Handhabung dieser
Bevolkerung im Warteregister des Nationalregisters der naturlichen Personen.

Kapitel Il - Registrierungsverfahren

37.

38.

Beglinstigte des Austrittsabkommens, deren Antrag auf Erlangung der
Rechtsstellung eines Beglnstigten des Austrittsabkommens gebilligt wurde,
werden von der Gemeinde eingetragen, in der sie arbeiten, ohne dass untersucht
wird, ob der angegebene Wohnort auch der tatsdchliche Wohnort ist.

"Brexit"-Grenzganger (und eventuell die Mitglieder ihres Haushalts) werden von
der Gemeinde, in der sie aufgrund ihrer Arbeit beschaftigt sind, im "Brexit"-
Register 12 des Warteregisters eingetragen.

Die zu registrierenden Informationen Gber Beglinstigte des Austrittsabkommens
sind die in Artikel6 82 des Gesetzes vom 19.Juli1991 Uber die
Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Ausldnderkarten und die
Aufenthaltsdokumente vorgesehenen Informationen, die fur die Ausstellung von
Karten fur kleinen Grenzverkehr fur Beglnstigte des Austrittsabkommens
erforderlich sind.

Der Informationstyp 001 (Wohngemeinde) im Nationalregister der naturlichen
Personen umfasst den LAS-Code der Gemeinde, in der der Betreffende aufgrund
seiner Arbeit beschaftigt ist.

Der Informationstyp 020 (Adresse des Hauptwohnortes) im Nationalregister der
naturlichen Personen umfasst:

- die Postleitzahl, die der Gemeinde der Registrierung durch den
Erkldrenden entspricht (Gemeinde, in der er aufgrund seiner Arbeit
beschaftigt ist),

- den StraBencode 9995 "Nichtansassiger",

- die Hausnummer "0000".

Fir nahere Auskinfte verweisen wir Sie auf die Anweisungen des

Auslanderamtes.

Andert sich der Arbeitsplatz, muss der Betreffende dies mitteilen. IT 001
(Wohngemeinde) und IT 020 (Adresse des Hauptwohnortes) werden daraufhin
angepasst.

In diesem Fall muss die Karte N nicht annulliert werden.
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Kapitel lll - Streichung aus dem Warteregister

39.

Begunstigte des Austrittsabkommens werden in folgenden Fallen aus dem
Warteregister gestrichen:
1. Tod,
2. Eintragungin die Bevolkerungsregister oder das Fremdenregister in einer
anderen Eigenschaft,
3. keinRecht mehr auf Aufenthalt als Grenzganger auf dem Staatsgebiet des
Konigreichs.

Die Informationen Uber diese Auslander werden mit Angabe der Begriindung der
Streichung im Warteregister aufbewahrt.

Die Karte N muss dann annulliert werden.

Kapitel IV - Zugang zu Daten aus dem Warteregister, Berichtigung und
Mitteilung dieser Daten

40.

Fir Begunstigte des Austrittsabkommens gelten die Bestimmungen des
Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber das Recht auf Zugang zu den
Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister und auf Berichtigung dieser
Register sowie des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Mitteilung von
Informationen aus den Bevolkerungsregistern und dem Fremdenregister.
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Abschnitt V - Unionsblirger, die sich nicht langer als drei Monate in
Belgien aufhalten und keine Einwanderungsformalitaten im Hinblick auf ihre
Eintragung erfullen

Kapitel | - Allgemeines

1. Hintergrund

41. Zahlreiche Burger der Europadischen Union werden nicht bei der
Gemeindeverwaltung ihres Wohnortes vorstellig, um eine Eintragungserklarung
geman Artikel 42 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 einzureichen, oder weigern
sich sogar, dies zu tun.

Aus diesem Grund ist vorgesehen, dass EU-Blrger, die es versaumen, ihre
Anwesenheit bei der Gemeinde ihres Hauptwohnortes mitzuteilen, oder sich
weigern, dies zu tun, von Amts wegen in das Nationalregister der naturlichen
Personen eingetragen werden.

Um einen deutlichen Unterschied zu machen, wurde unter dem
Informationstyp 210 (Angabe des Registers) ein neuer Code 13 geschaffen.
Nachstehend finden Sie einige Erlduterungen fur die Verwaltung dieser
Bevolkerungsgruppe im Warteregister beim Nationalregister der naturlichen
Personen.

Kapitel Il - Eintragungsverfahren

42, Burger der Europaischen Union, die keine Eintragungserklarung einreicht haben,
werden auf Beschluss des Burgermeister- und Schoéffenkollegiums von Amts wegen
unter der Adresse, an der sie wohnen, ins Warteregister eingetragen.

Die Gemeinde informiert den Betreffenden unverzlglich schriftlich Uber seine
Eintragung ins Warteregister sowie uber die Verpflichtung, eine
Eintragungserklarung gemaB Artikel 42 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 zu
beantragen.

Wenn der in Absatz 1 erwahnte Unionsburger eine Eintragungserklarung geman

Artikel 42 des Gesetzes vom 15.Dezember 1980 einreicht, wird er in das
Fremdenregister eingetragen.
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Kapitel lll - Streichung aus dem Warteregister

43. Die Betreffenden werden aus dem Warteregister gestrichen, wenn sie:
1. nicht oder nicht mehr unter der angegebenen Adresse wohnen und der Ort, an
dem sie sich niedergelassen haben, nicht bekanntist,
2. das Staatsgebiet des Konigreichs verlassen haben,
3. verstorben sind,
4. in den Bevolkerungsregistern eingetragen sind.

Kapitel IV - Zugang zu Informationen aus dem Warteregister, Berichtigung
und Mitteilung dieser Informationen

44, Burger der Europaischen Union kdénnen keine auf der Grundlage der Register
angefertigten Bescheinigungen erhalten, solange die Untersuchung, ob der
angegebene Hauptwohnort auch der tatsachliche Wohnort ist, nicht durchgefiihrt
worden ist und sie nicht zu einer positiven Feststellung des Wohnortes und zur
Eintragung ins Fremdenregister geflihrt hat.

215



Teil lll: Register der Gebietsfremden

Kapitel | - Allgemeines

45.

1. Hintergrund

Am 31. Méarz 2019 wurde die Website der Datenbank der Personenstandsurkunden
(DPSU) online gestellt. Die diesbezlglichen Rechtsvorschriften, insbesondere das
Zivilgesetzbuch, fallen in den Zusténdigkeitsbereich des FOD Justiz.

Die DPSU dient dazu, eine Verknupfung zwischen den verschiedenen Urkunden in
Bezug auf dieselbe Person herzustellen. Um diese Verknlpfungen herstellen zu
kénnen, wird die Nationalregisternummer der Betreffenden als Metadaten der
Urkunde in der DPSU gespeichert.

Im Zivilgesetzbuch ist ausdriicklich festgehalten, dass flr die betreffenden Burger,
die (zum Zeitpunkt der Erstellung einer Urkunde) dem Nationalregister nicht
bekannt sind, eine Nationalregisternummer zu schaffen ist.

Zu diesem Zweck wurde unter dem Informationstyp 210 (Angabe des Registers) ein
neuer Code 10 geschaffen: das Register der Gebietsfremden.

Kapitel Il - Spezifische Merkmale

46.

Die Gemeinde, die die Urkunde erstellt, fungiert als Verwaltungsgemeinde (LAS-
Code unter IT 001).

Fur die Adresse gilt eine einheitliche Struktur:
e Postleitzahl der Gemeinde
e StraBencode = 9996
e Hausnummer = 0000

Kapitel lll - Sonderfalle

47.

Wird nach einer Geburt in Belgien eine Geburtsurkunde erstellt und sind die Eltern
nicht in einer belgischen Gemeinde eingetragen, gilt das Neugeborene als
Gebietsfremder.

Dies gilt bei einer Streichung von Amts wegen, einer Streichung wegen Verlust des
Aufenthaltsrechts oder einer Streichung wegen Wegzug ins Ausland - diese
Aufzahlung ist nicht erschopfend.
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48.

Die allgemeine Regel findet Anwendung.

Die Gemeinde, die die Urkunde erstellt, fungiert als Verwaltungsgemeinde (LAS-
Code unter IT 001).

Fur die Adresse gilt eine einheitliche Struktur:
e Postleitzahl der Gemeinde
e StraBencode = 9996
e Hausnummer = 0000

Anmerkung
Es ist nicht erlaubt, zur letzten Adresse des beziehungsweise der Elternteile in
Belgien zurtickzukehren.

Ist der beziehungsweise sind die Elternteile in einem konsularischen Register
eingetragen, gilt das Neugeborene als Gebietsfremder.

Fur die Eintragung des Neugeborenen in das konsularische Register darf unter
IT 001 kein LAS-Code einer Gemeinde angegeben sein.

Gegebenenfalls ist es am einfachsten, unter IT 001 eine Streichung wegen Wegzug
ins Ausland zu registrieren (Code 00992).

Oft mussen auslandische Urkunden, wie zum Beispiel auslandische
Geburtsurkunden, in der DPSU registriert werden.

Auf einer auslandischen Geburtsurkunde werden der oder die Elternteile oft nur mit
ihrem Namen und Vornamen identifiziert.

Das reicht tatsachlich nicht aus, um diese Personen im Nationalregister zu
erfassen.

Im Zivilgesetzbuch ist jedoch die Schaffung einer Nationalregisternummer
vorgesehen.

Kapitel IV - Streichung aus dem Register der Gebietsfremden

49.

Die betreffenden Burger bleiben im Register der Gebietsfremden eingetragen, bis:
1. sie in den Bevodlkerungsregistern eingetragen sind (Umwandlung in IT 210/1 oder
2).

2. sie in einem konsularischen Register eingetragen sind (Umwandlung in IT 210/1
oder 2).
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Teil IV - Ildentitatsdokumente

Einleitung

1. Die Gemeinde stellt Belgiern einen Personalausweis aus, Auslandern, denen der
Aufenthaltim Konigreich fur langer als drei Monate gestattet oder erlaubtist oder
deren Niederlassung erlaubt ist, eine Auslanderkarte und Auslandern, die geman
der Bestimmungen des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 Uber die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern aus einem anderen Grund eingetragen sind, ein
Aufenthaltsdokument.

2. Personalausweis, Auslanderkarte und Aufenthaltsdokument gelten als Bescheinigung
Uber die Eintragung in den Bevolkerungsregistern.

Kapitell - Elektronischer Personalausweis (elD)

3. Es wird auf die Allgemeinen Anweisungen in Bezug auf elektronische
Personalausweise verwiesen (https://www.ibz.rrn.fgov.be/de - "Professioneller"”
- "ldentitatsdokumente" - "elD" - "Anweisungen").

Kapitel Il - Elektronisches Identitatsdokument fur belgische Kinder unter
zwolf Jahren (Kids-ID)

4, Es wird auf die Allgemeinen Anweisungen in Bezug auf elektronische
Identitdtsdokumente fur Kinder unter zwolf Jahren (Kids-ID) verwiesen
(https://www.ibz.rrn.fgov.be/de - "Professioneller" - "lIdentitdtsdokumente" -
"elD" - "Kids-ID" - "Anweisungen").

Kapitel lll - Vorlaufige Identitatsdokumente fir Belgier

5. Seit dem 15. Januar 2017 ist die Ausstellung vorlaufiger Identitatsdokumente in den
Provinzen abgeschafft.

Unter Berucksichtigung der Einfuhrung des elektronischen Grunddokuments 2017 wurden die
von den Regionalstellen der Generaldirektion Identitat und
Burgerangelegenheiten des FOD Inneres ausgestellten vorlaufigen
Identitatsdokumente abgeschafft und durch elektronische Identitatsdokumente
ersetzt, die in den Gemeinden oder auf zentralisierte Weise in Brussel im
Dringlichkeitsverfahren ausgestellt werden.
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6. Bevor darUber hinaus ein vorlaufiger Personalausweis bei den zentralen
Diensten in Brussel abgeholt werden kann, muss der Antrag zunachst bei der
Gemeinde des Wohnortes des Burgers eingereicht werden.

7. Vorlaufige Personalausweise werden bei Verlust oder Diebstahl des elektronischen
Personalausweises derzeit nur ausnahmsweise und auf zentralisierte Weise bei
den zentralen Diensten der GD Identitat und Burgerangelegenheiten in Brussel
(FOD Inneres - Park Atrium/Atriumpark — Rue des Colonies/Kolonienstraat 1 -
1000 Brussel) unter folgenden strengen Bedingungen gewahrt:

- Es ist unmoglich, auf eines der nachfolgenden Dringlichkeitsverfahren
zuruckzugreifen.

- Das verlorene oder gestohlene Identitatsdokument muss noch flir einen Zeitraum von
mindestens einem Monat gultig sein.

8. Was Antrage bei Verlust/Diebstahl/Vernichtung des Personalausweises des Burgers
betrifft:

- Der Burger muss spatestens am zweiten Werktag nach der Meldung des Verlustes/des
Diebstahls/der Vernichtung seines Personalausweises am Schalter
(Bevolkerungsdienst) der Gemeinde vorstellig werden, um ein Verfahren zur
Ersetzung seines Ausweises einzuleiten.

- Fur Kinder unter zwolf Jahren und Burger Uber zwolf Jahre gelten dieselben
Bedingungen. Ein vorlaufiger ldentitatsnachweis darf sofort nach Beantragung
der ersten Kids-ID nur fur Neugeborene bis zum Hochstalter von zwei Monaten
ausgestellt werden.

Diese Bedingungen sind am 1. Juli 2017 in Kraft getreten.
Zur Uberpriifung dieser Kriterien werden die Reisedokumente der betreffenden Biirger
kontrolliert werden.

7. Es wird ebenfalls auf die Allgemeinen Anweisungen in Bezug auf vorlaufige
Identitatsdokumente fur Belgier verwiesen (https://www.ibz.rrn.fgov.be/de -
"Professioneller" - "ldentitatsdokumente" - "Vorlaufiger Personalausweis").

Kapitel IV - Elektronische Karten und Aufenthaltsdokumente fiir Auslander

10. Die Vorschriften Uber elektronische Auslanderkarten und Aufenthaltsdokumente
fallen gemaB den Rechtsvorschriften und den Vorschriften tber die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von
Auslandern in den Zustandigkeitsbereich des Ausldnderamtes. Weitere
Informationen hierzu finden Sie auf der Website https://dofi.ibz.be/fr oder
https://dofi.ibz.be/nl sowie beim Helpdesk des Auslanderamts (Tel.:
02/488.80.00 oder E-Mail: infodesk@ibz.fgov.be).

11. Bei technischen Problemen (insbesondere in Bezug auf die Herstellung und
Aktivierung der Karte) kénnen Sie sich an das Belpic-Helpdesk des
Nationalregisters wenden (Tel.: 02/488.21.16 oder E-Mail:

helpdesk.belpic@rrn.fgov.be).
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Teil V: Muster von Formularen, Unterlagen und
Berichten

Muster der fiir die Registrierung der Bevolkerung verwendeten Formulare, Unterlagen und
Berichte - Schutz personenbezogener Daten

Mit den in den vorliegenden Anweisungen zur Verfugung gestellten Mustern von Formularen,
Unterlagen und Berichten sollen die Aufgaben der Gemeinden vereinfacht werden. lhre
Verwendung ist jedoch in manchen Fallen mit der Verarbeitung personenbezogener Daten
verbunden.

Seit Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung (EU 2016/679 - DSGVO, oder auf Englisch:
General Data Protection Regulation (GDPR)) am 25.Mai 2018 sowie des Gesetzes vom
30.Juli2018 Uber den Schutz natlrlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung
personenbezogener Daten werden bei der Verarbeitung personenbezogener Daten strenge
Verpflichtungen hinsichtlich Transparenz und Information der Burger auferlegt. Insbesondere
muss auf die Artikel 12, 13 und 14 der DSGVO und die Artikel 37 und 38 des vorerwahnten
Gesetzes Bezug genommen werden.

Wenn eine Gemeinde Daten fur eigene Rechnung sammelt, handelt sie als fur die Verarbeitung
Verantwortlicher. In diesem Zusammenhang mussen Gemeinden, die im Rahmen der
Verwendung der in den vorliegenden Anweisungen aufgenommenen Muster
personenbezogene Daten sammeln, den Bilrgern klare und vollstdndige Informationen
hinsichtlich der Verarbeitung dieser Daten bereitstellen (nachstehend: "Disclaimer"). Es ist
wichtig zu betonen, dass dieser Disclaimer eine beschrankte Informationsquelle darstellt und
in keiner Weise die umfassende kommunale Datenschutzerklarung ersetzt.

Konkret bedeutet dies, dass jede Gemeinde, die im Rahmen ihrer Beziehungen mit dem Blrger
die in den vorliegenden Anweisungen aufgenommenen Muster verwenden mochte, diese
unbedingt mit einer Erlauterung zu den gesetzlich vorgeschriebenen Informationen
(Disclaimer) verknlpfen muss. Der nachstehende Text kann als Grundlage dienen,
vorausgesetzt, dass er an die Besonderheiten der Gemeinde angepasst wird, die relevanten
Informationen ausgeflllt werden und auf die kommunale Datenschutzerklarung verwiesen
wird:

"Die Informationen, die Sie uns beim Ausflllen des vorliegenden Formulars mitteilen, werden
im Hinblick auf [... Verfahren, in dem die Informationen verarbeitet werden...] in einer
Datenbank gespeichert. Diese Informationen werden von den [... Diensten ...] verarbeitet und
werden keinen Drittpersonen mitgeteilt. Ihre Daten werden wahrend einer Frist von [... Frist ...]
aufbewahrt. Die Aufbewahrung und Verarbeitung dieser Daten haben eine rein gesetzliche
Grundlage. Wenn Sie Ihr Recht auf Einsichtnahme, Berichtigung, Loschung oder ein anderes in
den Rechtsvorschriften tber den Schutz des Privatlebens erwahntes Recht ausuben wollen,
konnen Sie sich an den flr die Datenverarbeitung Verantwortlichen von [... Gemeinde ...] (oder
den DSB) richten. Sie konnen uber [... Kontaktdaten ...] Kontakt aufnehmen. Sie kdnnen die
Datenschutzerklarung [... Art und Weise, wie sie eingesehen werden kann...] einsehen. Im
Streitfall konnen Sie Beschwerde bei der Datenschutzbehdrde einreichen.”
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Dieser Disclaimer muss insbesondere auf folgenden Mustern und Formularen
angebracht werden:

Muster 8bis,

Muster - Notifizierung des Adressenwechsels eines nicht fir miindig erklarten
Minderjahrigen,

Unterlage, die auszufiillen ist im Hinblick auf die Eintragung unter der als
Bezugsadresse dienenden Adresse des Hauptwohnortes einer natiirlichen Person -
MUSTER,

Unterlage, die auszufiillen ist im Hinblick auf die Eintragung unter der als
Bezugsadresse dienenden Adresse des Sitzes einer juristischen Person - MUSTER,
Formular zur Meldung einer zeitweiligen Abwesenheit.

Ein Disclaimer ist hingegen nicht erforderlich, wenn keine neuen personenbezogenen Daten
gesammelt werden und die Burger bereits zum Zeitpunkt der Sammlung umfassend informiert
wurden. Dies ist beispielsweise der Fall bei der Ausstellung von Empfangsbestatigungen beim
Austausch zwischen Gemeinden oder bei Bescheinigungen, die Blurgern auf der Grundlage
bereits gespeicherter Daten ausgestellt werden, ohne dass zusatzliche Daten gesammelt
werden.
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 2

Bescheinigung Gber den Empfang der in Artikel 7 8 1 Absatz 1 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli
1992 uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister vorgesehenen Meldung.

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde
hat die Meldung erhalten, durch die Herr/Frau
(Name, Vornamen, nationale Nummer)

seinen/ihren Hauptwohnort verlegt hat in die Stadt/Gemeinde

aus dem Ausland kommend, seinen/ihren Hauptwohnort festgelegt hat in der
Stadt/Gemeinde

Gleiches gilt fur die zum selben Haushalt gehdrenden Personen bzw. einige unter ihnen:
(Name, Vornamen, nationale Nummer).

(Datum)

(Gegebenenfalls)® Unterschrift des
Unterschrift des Standesbeamten
Melders oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

N.B.: Personen, die (nach einer positiven polizeilichen Untersuchung) eingetragen werden, miissen innerhalb der
von der Gemeindeverwaltung vorgeschriebenen Frist bei dieser Verwaltung erscheinen, um ihre Adresse im Chip
ihres elektronischen Personalausweises oder ihrer elektronischen Auslidnderkarte zu dndern oder um den
Personalausweis, der im Gesetz vom 19. Juli 1991, abgeandert durch das Gesetz vom 25. Mérz 2003, erwahnt ist,
oder das als Bescheinigung liber die Eintragung in den Registern geltende Dokument ersetzen zu lassen. Versaumt
eine Person es, ihre Adresse im Chip ihres Ausweises bzw. ihrer Karte zu @ndern, so kann sie im Hinblick auf eine
Verurteilung zu einer strafrechtlichen Sanktion bei den Gerichtsbehoérden angezeigt werden.

'6 Die Unterschrift des Melders ist nicht obligatorisch. Im Ubrigen ist sie bei einer auf elektronischem Weg vorgenommenen Meldung

Uberfllssig.
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 2bis

Bescheinigung Uber den Empfang der in Artikel7 81 Absatz2 des Koniglichen Erlasses vom
16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister vorgesehenen Meldung.

Standesbeamte der Stadt/Gemeinde

(Name, Vornamen, nationale Nummer)
seinen/ihren Hauptwohnort verlegt hat

(Adresse)
(Adresse).

Gleiches gilt fur die zum selben Haushalt gehdrenden Personen bzw. einige
unterihnen
(Name, Vornamen, nationale Nummer).

(Datum)

(Gegebenenfalls)* Unterschrift des
Unterschrift des Standesbeamten
Melders oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

N.B.: Personen, die (nach einer positiven polizeilichen Untersuchung) eingetragen werden,
miissen innerhalb der von der Gemeindeverwaltung vorgeschriebenen Frist bei dieser
Verwaltung erscheinen, umihre Adresse im Chip ihres elektronischen Personalausweises oder
ihrer elektronischen Auslidnderkarte zu andern oder um den Personalausweis, der im Gesetz
vom 19. Juli 1991, abgeandert durch das Gesetz vom 25. Marz 2003, erwahnt ist, oder das als
Bescheinigung tiber die Eintragung in den Registern geltende Dokument ersetzen zu lassen.
Versaumt eine Person es, ihre Adresse im Chip ihres Ausweises bzw. ihrer Karte zu dndern, so
kann sie im Hinblick auf eine Verurteilung zu einer strafrechtlichen Sanktion bei den
Gerichtsbehorden angezeigt werden.

* Die Unterschrift des Melders ist bei einer auf elektronischem Weg vorgenommenen Meldung uberflissig.
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 3

In Artikel 7 8 5 Absatz 2 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und
das Fremdenregister vorgesehene Notifizierung der Eintragung

Standesbeamte Stadt/Gemeinde
Herr/Frau

(Name, Vornamen, nationale Nummer)

nachdem untersucht worden ist, dass der angegebene Wohnort
tatsachlich der Wohnort ist

auf Beschluss des Ministers des Innern oder seines Beauftragten

Entscheids Staatsrats

mit Hauptwohnort in die Register der Stadt/Gemeinde eingetragen
worden ist.

Gleiches gilt fur die zum selben Haushalt gehdrenden Personen bzw. einige unter ihnen
(Name, Vornamen, nationale Nummer).

Wir bitten um Ubermittlung der betreffenden persénlichen Akten.

(Datum)

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

224



Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 4

Bescheinigung der Nichteintragung (Artikel 7 8 5 Absatz 2 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992
Uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister).

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde
bescheinigt, dass Herr/Frau
(Name, Vornamen, nationale Nummer)

gemeldet hat, seinen/ihren Hauptwohnort

in der Stadt/Gemeinde
StraBe

Diese Meldung ist auch vorgenommen worden flr die zum selben Haushalt gehdrenden
Personen:
(Name, Vornamen, nationale Nummer).

Nach erfolgter Untersuchung ist die Eintragung der vorerwahnten Personen bzw.
einiger unter ihnen (Namen und Vornamen anflihren)

verweigert worden, und zwar ausfolgendem Grund/folgenden Grinden:

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 5

An den Standesbeamten
von und zu

Anbei finden Sie die personlichen Akten der in der Bescheinigung Muster 3 mit Datum
angegebenen Personen, und zwar:

(Name - Vornamen - nationale Nummer)

(Name - Vornamen - nationale Nummer)

(Name - Vornamen - nationale Nummer)

Die vorerwahnten Akten umfassen jeweils die in folgender Tabelle angekreuzten Unterlagen.

Person aufgenommen unter Nummer (dieselbe Nummerierung wie in Absatz 1 verwenden und das
Feld neben der entsprechenden Unterlage ankreuzen):

Art der Unterlage

Gegebenenfalls eine der vom FOD Mobilitat
verlangten Unterlagen (Siehe Nr. 66)

Schriftliche Erklarung in Bezug auf die durch
Gesetz, Dekret oder Ordonnanz festgelegten
Bestattungen und Grabstatten

(Datum)

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 5bis

An den Standesbeamten
von und zu

Bescheinigung liber den Empfang der personlichen Akte

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde

bescheinigt den Empfang der persénlichen Akte(n) folgender Personen:

1. Name - Vornamen - nationale Nummer

2. Name -Vornamen - nationale Nummer

3. Name - Vornamen - nationale Nummer

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 6

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde

beantragt die Ubermittlung einer Bescheinigung Muster3 in Bezug auf Herrn/Frau

(Name, Vornamen, nationale Nummer)

und die zum selben Haushalt gehdrenden Personen bzw. einige unter ihnen:
(Name, Vornamen, nationale Nummer). Diese Person(en)

soll(en) ihren Wohnort an folgender Adresse festgelegt haben:

ist (sind) Gegenstand eines Beschlusses des Ministers des Innern oder seines
Beauftragten zur Eintragung von Amts wegen

muss (mussen) in Ausfuhrung eines Entscheids des Staatsrates vom
in lhre Register eingetragen werden.

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Muster 8 - Bescheinigung Uber die Streichung
aus den belgischen Bevolkerungsregistern

Herr/Frau (Name, Vorname, Nationalregisternummer):

PR PI]2)

gestrichen worden.

Gegebenenfalls gilt vorliegende Bescheinigung ebenfalls fur die folgenden Haushaltsmitglieder (1)
(Name, Vorname, Nationalregisternummer):

IR PTeT)
IR PTe))
2Pl T2
22122117 I

Der (die) Personalausweis(e) (2) der weiter oben erwahnten, wegen Wegzug ins Ausland aus den
Bevolkerungsregistern gestrichenen Person(en) bleibt (bleiben) bis zu dem auf dem Personalausweis
angegebenen Verfalldatum gultig.

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

(1) Nur die Kontaktperson des Haushalts kann die Meldung flr den gesamten Haushalt vornehmen. Ein
erwachsenes Mitglied des Haushalts kann diese Meldung nur flr sich selbst vornehmen und ein
minderjahriges Mitglied des Haushalts ausschlieBlich mit ausdricklichem Einverstandnis auf
vorliegendem Formular der Person, die die elterliche Autoritat ausubt.

(2) elD oder Kids-ID.
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VORDERSEITE: MELDUNG

Muster 8bis — Gemeindeinternes Muster fur die Meldung
eines Wegzugs ins Ausland und die Untersuchung, ob
dieser Wegzug tatsachlich erfolgt ist

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde

hat die Meldung erhalten, durch die Herr/Frau:

N P10 1oAY 0] 1 711 0 1< P OT O P P P R U PPR
NN L et ettt e et e ettt et et a et a e e r e ra e raeaaeraeaneraeaeraeanes

seinen/ihren jetzigen Hauptwohnort tatsachlich zu verlassen:

Adresse (wenn bereits bekannt): .......oeiiiiiiiiiiiii i

Gleiches gilt fur die zum selben Haushalt gehdrenden Personen bzw. einige unter ihnen
(Name, Vornamen, nationale Nummer).

Unterschrift Unterschrift des
des Meldenden Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

N.B.: Bei Personen, die einen Wegzug ins Ausland melden, wird gemaB Artikel 7 § 5 des Koniglichen Erlasses vom
16. Juli 1992 uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister an ihrer letzten Adresse eine Untersuchung
durchgefiihrt, um ihren tatsachlichen Wegzug festzustellen.

Bei dieser Meldung wird dem Betreffenden eine Streichungsbescheinigung (Muster 8) ausgehéandigt, damit er sich
eventuell bei der belgischen konsularischen Vertretung im Ausland eintragen kann. Wenn jedoch aus der
Untersuchung hinsichtlich des Wohnortes hervorgeht, dass die Person ihre letzte Adresse nicht verlassen hat:
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miissen die Bevolkerungsregister berichtigt und fortgeschrieben werden,
muss der Bevélkerungsdienst des FOD Auswirtige Angelegenheiten benachrichtigt werden: FOD Auswirtige
Angelegenheiten - Dienst Bevolkerung und Wahlangelegenheiten - Rue des Petits Carmes 15 in

1000 BRUSSEL -
E-Mail: rrn@diplobel.fed.be.

RUCKSEITE: UBERPRUFUNG

BERICHT UBER DIE UNTERSUCHUNG HINSICHTLICH DES WOHNORTES
- WEGZUG INS AUSLAND

(Artikel 7 8 5 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister)

Genaue Daten und Uhrzeiten der durchgefuhrten Kontrollen mit Vermerk der Anwesenheit oder

Abwesenheit des oder der Betreffenden:

((Stunde/Minuten)
((Stunde/Minuten)

((Stunde/Minuten)

Haben diese Personen diese Adresse wegen Wegzug ins Ausland tatsachlich verlassen?

JA-NEIN (*)

Genaue und ausfiihrlich anzufiihrende Griinde fiir den Vorschlag zur Verweigerung der
Streichung wegen Wegzug ins Ausland (Feststellungen und andere Begebenheiten, die den

Wegzug ins Ausland widerlegen):

(*) Unzutreffendes bitte streichen.

Es ist unbedingt erforderlich, dass alle Rubriken dieses Untersuchungsberichts ordnungsgeman

vervollstindigt werden!
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 9

Sehr geehrte Damen und Herren,

Der Standesbeamte der Stadt/Gemeinde
teilt Ihnen mit, dass die Eintragung Ihres Haushalts

(Name, Vornamen der Kontaktperson und der Haushaltsmitglieder)
AN FOlZENAEN AQIESSE! ...ttt ettt et s et e e s eeaeseranneseeanssernnsenanen

nach Untersuchung aus folgendem Grund/folgenden Grinden verweigert worden ist:

Zuerst konnen Sie mit den Belegen fur lhren tatsachlichen Wohnort bei der Gemeindeverwaltung
vorstellig werden, um einen neuen Eintragungsantrag einzureichen.

AnschlieBend kénnen Sie binnen dreiBig Kalendertagen beim Beauftragten des Ministers des Innern
eventuell Beschwerde (1) gegen diese Verweigerung einreichen, indem Sie einen Antrag per E-Mail

oder per Brief (2) ordnungsgemaRB datiert und unterzeichnet an die Generaldirektion Identitat und
Burgerangelegenheiten, Dienst Bevolkerung und Identitdtsdokumente, Park Atrium, Rue des
Colonies 11 in 1000 Brussel, richten (siehe Artikel8 des Gesetzes vom 19.Juli 1991 Uber die
Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Auslanderkarten und die Aufenthaltsdokumente
und zur Abanderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der
naturlichen Personen).

Mit freundlichen GriiBen

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde

(1) Der Antrag muss Folgendes enthalten:
e  Erkennungsdaten aller Betroffenen (Name und Vorname, Adresse der Eintragung in den Bevolkerungsregistern,
Geburtsdatum und eventuell Nationalregisternummer),
e  genaue Beschreibung der Griinde, aus denen das Eingreifen des Ministers beantragt wird,
e genaue Beschreibung des personlichen Interesses, falls das Eingreifen des Ministers nicht fur die eigene
Eintragung des Betreffenden in den Bevolkerungsregistern beantragt wird.
Alle sachdienlichen Unterlagen werden dem Antrag beigefugt.
(2) Wenn erwiinscht kann per E-Mail an CallCenterRRN®@rrn.fgov.be Beschwerde eingereicht werden.
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 10

An den Standesbeamten
von und zu

Herr/Frau

eingetragen unter der Adresse

in lhrer Gemeinde, beantragt in Anwendung von Artikel 1 8 2 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber
die Bevolkerungsregister, die Personalausweise, die Ausladnderkarten und die
Aufenthaltsdokumente und zur Abanderung des Gesetzes vom 8. August 1983 zur Organisation
eines Nationalregisters der natiirlichen Personen die Eintragung beim OSHZ meiner Gemeinde,
da er mangels finanzieller Existenzmittel keinen Wohnort mehr hat.

Ich mochte Sie daher bitten, vor Ort zu Gberprufen, ob der Betreffende tatsachlich nicht mehr an
der vorerwahnten Adresse in Ihrer Gemeinde wohnt, und gegebenenfalls seine Wohnsituation zu
regeln.

Benachrichtigen Sie mich bitte tUber die Situation des Betreffenden, indem Sie mir beigefligtes
Formular binnen einer Frist von flnfzehn Tagen zurtckschicken.

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Stadt/Gemeinde
LAS-code

Muster 10bis

Infolge Ihrer Anfrage vom

o inmeiner Gemeinde wohnt.

o nichtin meiner Gemeinde wohnt.

(Falls der Betreffende nicht mehr unter der weiter oben erwdhnten Adresse wohnt:) Der
Betreffende ist am von Amts wegen aus dem Bevolkerungsregister meiner

Gemeinde gestrichen worden.

Unterschrift des
Standesbeamten
oder seines Beauftragten

Siegel der Stadt/Gemeinde
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Muster — Notifizierung des Adressenwechsels eines nicht
fur mundig erklarten Minderjahrigen

GEMEINDE
Bevolkerungsdienst

An Frau/Herr

Notifizierung des Adressenwechsels eines nicht fiir miindig erkldrten Minderjahrigen

Sehr geehrte Frau, Sehr geehrter Herr,

(Name und Vorname) einen Adressenwechsel flr
(Name und Vorname), geboren am
beantragt hin Zu fOlZENAEr AQIESSE: ...cvuuiiiiiiiiiiiiiierietiee e eeteeeetiae e eeteesseetaaeeeetanessersnnsseesansssarsnnnsesennnns

Wenn ein nicht fur mundig erklarter Minderjahriger zum ersten Mal den elterlichen Wohnort verlasst,
um seinen Hauptwohnort anderswo festzulegen, muss die Person bzw. eine der Personen, die die
Autoritat Uber ihn austben, ihn bei der diesbezlglichen Meldung begleiten (1). Gleiches gilt, wenn beide
Eltern nicht zusammenleben und der Minderjahrige den Wohnort des einen Elternteils verlasst, um
seinen Hauptwohnort beim anderen Elternteil festzulegen.

Damit ich vorliegende Meldung des Adressenwechsels korrekt bearbeiten kann, muissen Sie
gegebenenfalls binnen flinfzehn Kalendertagen ab Erhalt der vorliegenden Notifizierung:

- eine Abschrift der gerichtlichen Entscheidung, durch die Ihnen die ausschlieBliche elterliche Autoritat
zugesprochen worden ist, vorlegen oder nachweisen, dass dem anderen Elternteil die elterliche
Autoritat aberkannt worden ist,

- die gerichtliche Entscheidung oder die gegenseitige Vereinbarung in Bezug auf die Modalitaten fur
die Unterbringung Ihres Kindes und die Eintragung in die Bevolkerungsregister vorlegen. Es ist wichtig
mitzuteilen, ob die Unterbringung lIhres Kindes tatsachlich gleichmaBig aufgeteilt ist (abwechselnder
Wohnort).

Ihr Kind wird unter der neuen Adresse eingetragen, wenn erwiesen ist, dass lhr Kind dort tatsachlich
seinen Hauptwohnort hat (2).

SchlieBlich ist das Gemeindekollegium/Burgermeister- und Schoffenkollegium dafur zustandig, die
Eintragung von Amts wegen eines Minderjahrigen anzuordnen, wenn ein Adressenwechsel gemaB dem
normalen Verfahren unmaoglich ist (3).

Fur weitere Auskunfte in dieser Angelegenheit erreichen Sie uns unter der Telefonnummer
Sie kénnen sich auch an den Bevolkerungsdienst wenden. Der Bevolkerungsdienstist von
geoffnet.

Mit freundlichen GruBen

Name und Unterschrift des Vertreters der Gemeindebehorde

(1) Artikel 7 § 3 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister.

(2) Artikel 7 § 8 Absatz 2 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 uUber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister bestimmt, dass ein Minderjahriger unter der Adresse seines tatsachlichen Hauptwohnortes eingetragen
werden muss.

(3) Artikel 9 letzter Absatz des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister.
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Muster — Bericht in Bezug auf die in Artikel 7 8 5 des Koniglichen
Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die Bevolkerungsregister und das
Fremdenregister erwahnte Untersuchung hinsichtlich des
tatsachlichen Wohnortes

Datum der Meldung oder des MUSTEIS B: ..........ccouuiiiiiiiiiiiiiiiiiir et ete e et e eeaeeeaaeeenaseeanseannennns
0 =TT = TN
Typ Wohnung (Haus, Appartement, Studentenzimmer, Wohnwagen, Wohnschiff usw.): ................
Handelt es sich um eine Wohnung, die aus Griinden der Sicherheit, der gesundheitlichen
Zutraglichkeit, der Raumordnung oder des Staddtebaus nicht (stdndig) bewohnt werden darf?

(Ja/Nein)*

Wenn ja, geben Sie die genauen Griinde an™: .............cooiiiiiiiiiiiiieiiiiiienieiie e eeteaeeeeraieseeennseeeannns

A/ Allgemeines:

Personen, fir die die Meldung des Adressenwechsels vorgenommen wurde (Name und
Vorname)*:

Kontaktperson des Haushalts*: ...............ccccooiiiiiiiiininnnn. ((Tel. oder Handy)

Daten und Uhrzeiten der durchgefiihrten Kontrollen mit Vermerk der Anwesenheit oder
Abwesenheit des oder der Betreffenden:

Feststellungen (Begebenheiten, die beweisen oder widerlegen, dass sich der tatsachliche
Wohnort an der betreffenden Adresse befindet):

Wohnen alle angegebenen Personen an dieser Adresse? (Ja/Nein)

Wenn nicht, wer wohnt nicht dort? (Name, Vorname + tatsichliche Adresse)
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Wohnen auBer vorerwdhnter Person noch andere Personen an dieser Adresse? (Ja/Nein)
Wenn ja, handelt es sich dabei um einen Haushalt oder um mehrere getrennte Haushalte?

Wenn es sich um zwei getrennte Haushalte handelt: Auf der Grundlage welcher Begebenheiten
konnte diese Feststellung gemacht werden? (Bitte kreuzen Sie alle anwendbaren Begebenheiten
an.)

[0 Bewohner verfiigen jeweils tiber ihre eigene Kiiche

1 Bewohner verfiigen jeweils liber ihr eigenes Badezimmer

I Far den Energieverbrauch (Strom, Wasser, Gas) gibt es getrennte Zahler

(] Es gibt getrennte Eingange

[ Es gibt mehrere Klingeln und/oder Briefkédsten

[0 Anhand eines registrierten Mietvertrags wird nachgewiesen, dass ein Teil der Wohnung an die
anderen Bewohner vermietet wird

IS To] 4 £ (=== USSP PIN

B/ Wenn es sich um den Eintragungsantrag eines nicht fiir miindig erkldrten Minderjahrigen
handelt:

- Welcher Elternteil hat die Eintragung beantragt? (Vater/Mutter)*

- Besteht ein offizielles Dokument, in dem die Wohnsituation des Minderjahrigen geregelt wird?
(Ja/Nein)*

Wenn ja, um welches Dokument handelt es sich?*

] ein Urteilvom (Datum) des/der (Gerichtsinstanz);

[0 eine Vereinbarung, die durch das Urteil vom (Datum) des/der)
(Gerichtsinstanz) homologiert ist;

Was ist gegebenenfalls hinsichtlich des Wohnortes des Minderjahrigen festgelegt worden?*

[0 abwechselndes Sorgerecht
I Kind ist einzutragen bei

- Ist mit dem Elternteil, der nicht die Eintragung beantragt hat, Kontakt aufgenommen worden?
(Ja/Nein)

Wenn ja, was hat dieser Elternteil in Bezug auf den Hauptwohnort des Minderjahrigen gemeldet?
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ERGEBNIS DER UNTERSUCHUNG:

° Der/Die Betreffende(n) hat/haben seinen/ihren Hauptwohnort an der angegebenen Adresse

festgelegt
° Der/Die Betreffende(n) hat/haben seinen/ihren Hauptwohnort nicht an der angegebenen
Adresse festgelegt

Begriindung: (bei negativem Ergebnis ist eine ausfiihrliche Begriindung erforderlich)

Bei positivem Ergebnis: Gibt es Hinweise dafiir, dass der/die Betreffende(n) seinen/ihren
Hauptwohnort noch nicht am Datum der Meldung des Adressenwechsels oder an dem auf
Muster 6 vermerkten Datum festgelegt haben konnte(n)? (Ja/Nein)

Wenn ja, welche?

Name, Vorname und Unterschrift des Wohnviertelbeauftragten: ............c...ccooiiiiiiiiiiiiiiiiininnne.
Telefon-oder HandynNUMIMEE & ...ttt e et e et s eeaeeseneaaaeeeanseaanssannssannnees

*Vorher vom Bevolkerungsdienst auszuflillen, sofern Information bekannt.

- Wenn eine Eintragung unter einer Bezugsadresse beantragt wird, muss das unter Nr. 98 (Teil I) der
Allgemeinen Anweisungen vorgesehene Antragsformular verwendet werden.

- Muster 6 = Antrag auf Untersuchung durch eine andere Gemeinde.

- Gegebenenfalls kann auch vorgesehen werden, dass die Kontaktperson oder eines der Mitglieder
des Haushalts unterschreibt.
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BERICHT UBER DIE UNTERSUCHUNG HINSICHTLICH DES
WOHNORTES - VORSCHLAG ZUR EINTRAGUNG VON AMTS
WEGEN
(Artikel 9 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister)

Untersuchung hinsichtlich des derzeitigen Hauptwohnortes der weiter unten genannten Person(en), die
dem Anschein nach ihren Wohnort festgelegt hat, ohne die Gemeindeverwaltung davon in Kenntnis zu
setzen, und gegen Artikel 7 88 1 und 4 des vorerwahnten Koéniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 verstoBt

[\ F= 0 0 T YT o] o 0 T=1 1 1 =1

NN e Typ und Nr. Personalausweis: .............cccccvvvieeeeeieeeiiiinieenens

Geburtsortund -datums: ............ccocovveiiiiiiiiiiiiiiicein, Personenstand: .........c..cccoooovviiiiiiniinnnnns
Letzte bekannte Adresse:

Vo] g T=] 0 0 1= TS NN:
VOrNamMEe: iuiveeieieeeeeieeeeeeeeenenns NN:

Genaue Daten und Uhrzeiten der durchgefiihrten Kontrollen mit Vermerk der Anwesenheit
oder Abwesenheit des oder der Betreffenden:
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).

Genaue und ausfiihrlich anzufiihrende Griinde fiir den Vorschlag zur Eintragung von Amts wegen:

Gesamtzahl einzutragende PersONEN: ............c.civiiiiiiiiiiiiiiii et eee et reereeeeeesensensenees

(Gemeinde), den (Datum)
Der Wohnviertelbeauftragte (Name, Vorname und Unterschrift)

Es ist unbedingt erforderlich, dass alle Rubriken dieses Untersuchungsberichts ordnungsgeman
vervollstandigt werden!

239



BERICHT UBER DIE UNTERSUCHUNG HINSICHTLICH DES
WOHNORTES - VORSCHLAG ZUR STREICHUNG VON AMTS
WEGEN

(Artikel 8 des Kdniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 Uber die
Bevolkerungsregister und das Fremdenregister)

Untersuchung hinsichtlich des derzeitigen Hauptwohnortes der weiter unten genannten Person(en), die dem

Anschein nach ihren Wohnort verlassen hat, ohne die Gemeindeverwaltung davon in Kenntnis zu setzen, und

gegen Artikel 7 88 1 und 4 des vorerwahnten Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 verstoBt, weil:

a) sie ihren Hauptwohnort in eine andere Gemeinde des Konigreichs verlegt hat, ohne dies der
Gemeindeverwaltung des Ortes, an dem sie sich niedergelassen hat, binnen acht Tagen zu melden

b) sieihren Hauptwohnort in ein anderes Land verlegt hat, ohne dies spatestens am Vortag des Wegzugs zu
melden

Name, Vorname: ..........cooenininiiiiiiiiiiiciceeenenenenes NN:

Geburtsortund -datum: .............cccoeevviiiiininnnnn. Personenstand: ...........cccooviiiiiiiiiiiiiiiniinnnen.

Letzte Eintragungsadresse:

YY1 d« 1= 1 1 USSP

Vermutliches Datum des Wegzugs und Grundlage daflir? .............ccooeiiiiiiiiiiiiiiiiiieeieieeieenns

Genaue Daten und Uhrzeiten der durchgefiihrten Kontrollen mit Vermerk der Anwesenheit oder
Abwesenheit des oder der Betreffenden:
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).
(Tag/Monat/Jahr) (Stunde/Minuten).

Wird diese Person von einem Ehepartner, Kindern oder anderen Personen begleitet? JA - NEIN (*)

Miissen diese Personen ebenfalls gestrichen werden? JA - NEIN (*)
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NEIN, neue bekannte/vermutliChe AdIeSSe: ......couiuiniiiiiiiiiiiiiiie i teieeeee ettt eneeseneneeesasneasenenan

JA, sie hat (haben) den Ort unter denselben Umstanden verlassen.

Besteht Grund zur Annahme, dass sie im Ausland wohnt (wohnen)? JA - NEIN (*)
Wenn JA, ausflihrlich darlegen: ..........oo i e e ee e e e e e s e ea e aaanns

Wohnen andere Personen an diesem Ort? JA - NEIN (*)

Wenn JA, wer (Name, Vorname, NN, Geburtsdatum): ............coooiiiiiiiiiii s

Besteht ein Verwandtschaftsverhiltnis zu der (den) Person(en), die den Ort verlassen hat

(haben)?
JA - NEIN (*)
Wenn JA, welches

Ist (sind) die Person(en) in einem Heim untergebracht, fiir eine langere Dauer im Krankenhaus,
inhaftiert oder woanders vorlaufig untergebracht? JA - NEIN (*)
Wenn JA, ausfiihrlich darlegen

Ist die zentrale Datenbank SIDIS (inhaftierte Personen) konsultiert worden? JA - NEIN (*)
Wenn JA, was ist das Ergebnis dieser Konsultierung ? ..o eans

Ergebnisse Befragung der Nachbarn:

Genaue und ausfiihrlich anzufiihrende Griinde fiir den Vorschlag zur Streichung von Amts wegen
(Feststellungen und andere Einzelheiten, die den Wegzug der Person beweisen):

Gesamtzahl zu streichende PErSONEN: .........oeiniiiiiiii e e e e

(Gemeinde), den (Datum)

Der Wohnviertelbeauftragte (Name, Vorname und Unterschrift)

(*) Unzutreffendes bitte streichen.

Es ist unbedingt erforderlich, dass alle Rubriken dieses Untersuchungsberichts
ordnungsgemanB vervollstandigt werden!
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Unterlage, die auszufiillen ist im Hinblick auf die Eintragung unter der als Bezugsadresse

dienenden Adresse des

Hauptwohnortes einer natiirlichen Person - MUSTER.

A. ANTRAG AUF EINTRAGUNG UNTER EINER
BEZUGSADRESSE (1)

Der/Die Unterzeichnete, .....cccoevvvevenieiiiiinieninnnne. ) eeeteteeseenernetteteeaeeneeneanttntteteteeneanerneaereereenerneraees

geborenin

beantragt die Eintragung unter einer Bezugsadresse (2)

beantragt die Eintragung unter einer Bezugsadresse fur sich und die

nachfolgend erwahnten Mitglieder seines/ihres Haushalts (2)

am Wohnsitz von

(Name)

(Vorname)

Grund (der durch Vorlage angemessener Belege nachgewiesen wird):

Dieser Wohnsitz befindet sich in

(Gemeinde)

Ausgestelltin

(Unterschrift)

(Vorname)
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B. EINVERSTANDNIS IN BEZUG AUF DIE BEZUGSADRESSE (3)

Der/Die Unterzeichnete, .....cccoveeveeiiiiiiiiieiiiieniennnns ) eeeeeneeneentteteaeeneenernetntteteaeenernernerererernernernernns
(Vorname)

ist einverstanden, dass sein/ihr Wohnsitz gelegen in

(Gemeinde)

als Bezugsadresse fur die Eintragung von

Gemal Artikel 1 § 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber die Bevolkerungsregister und die
Personalausweise, so wie es durch das Gesetz vom 24. Januar 1997 abgeandert worden ist, verpflichtet
der/die Unterzeichnete sich, Herrn/Frau die Post und alle Verwaltungsunterlagen, die
fur ihn/sie bestimmt sind, zukommen zu lassen.

Beide Parteien verpflichten sind, die andere Partei und die Eintragungsgemeinde schriftlich zu
benachrichtigen, wenn der Eintragung unter der betreffenden Bezugsadresse ein Ende gesetzt wird.

Ausgestelltin

(Unterschrift)

(1) Von der Person, die ihre Eintragung unter einer Bezugsadresse beantragt, auszufillen.

(2) Unzutreffendes bitte streichen.

(3) Von der Person, die einverstanden ist, dass ihr Hauptwohnort als Bezugsadresse fur die Eintragung des
Antragstellers/der Antragstellerin dient, auszuftllen.

(4) Die Eintragung unter der Bezugsadresse erfolgt an diesem Datum.
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Unterlage, die auszufiillen ist im Hinblick auf die Eintragung unter der als Bezugsadresse
dienenden Adresse des Sitzes einer juristischen Person - MUSTER.

A.ANTRAG AUF EINTRAGUNG UNTER EINER BEZUGSADRESSE (1)

Der/Die Unterzeichnete, .....ccceveveeeeeiiieicieneeieeneennnnn. ) eerteetterteeteeteerneetertaeaneeternaereraenneeaernaerernaennns
(Vorname)

geborenin

beantragt die Eintragung unter einer Bezugsadresse (2)

beantragt die Eintragung unter einer Bezugsadresse fur sich und die
nachfolgend erwahnten Mitglieder seines/ihres Haushalts (2)

(Bezeichnung der juristischen Person) (Rechtsform)

Grund (der durch Vorlage angemessener Belege nachgewiesen wird):

Ausgestelltin

(Unterschrift)
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B. EINVERSTANDNIS IN BEZUG AUF DIE BEZUGSADRESSE (3)

Der/Die Unterzeichnete, ....c.cveeveeeeeenieviniiiieeeeeeneenennns ) teeeteeseeseeneeneteeaeeteeneanetnttatteeneeneaneneaatrernernennennaen
(Vorname)

(Funktion)

(Bezeichnung der juristischen Person) (Rechtsform)

ist einverstanden, dass der Sitz der weiter oben erwahnten juristischen Person (oder flir auslandische

Vereinigungen ohne Gewinnerzielungsabsicht der Geschaftsstelle),
(Gemeinde) (StraBe) Nr. ...ceeevnennennnnee.

als Bezugsadresse fur die Eintragung von

Die Satzung und die Urkunden Uber die Bestellung der Verwalter der weiter oben erwahnten
Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht sind am (Datum) bei der Kanzlei des
Handelsgerichts von hinterlegt worden.

Diese Unterlagen sind am (Datum) im Belgischen Staatsblatt veroffentlicht
worden. (4)

Die Satzung und die Urkunden Uber die Bestellung der Verwalter der weiter oben erwahnten
Privatstiftung sind am (Datum) bei der Kanzlei des Handelsgerichts von

hinterlegt worden. Diese Unterlagen sind am (Datum) im
Belgischen Staatsblatt veroffentlicht worden. (4)

Die weiter oben erwahnte gemeinnuitzige Stiftung ist durch den am (Datum) im
Belgischen Staatsblatt verdffentlichten Koéniglichen Erlass vom (Datum)
zugelassen worden. lhre Satzung ist am (Datum) im Belgischen Staatsblatt
veroffentlicht worden. (4)

Der Errichtungsakt der weiter oben erwahnten Gesellschaft mit sozialer Zielsetzung ist am

(Datum) bei der Kanzlei des Handelsgerichts von hinterlegt worden.
Dieser Errichtungsakt ist am (Datum) im Belgischen Staatsblatt veroffentlicht
worden. (4)

GemaRB Artikel 1 8 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Juli 1991 Uber die Bevolkerungsregister und die
Personalausweise, so wie es durch die Gesetze vom 24.Januar1997 und 15. Dezember 2005

245



abgeandert worden ist, verpflichtet der/die Unterzeichnete sich, der betreffenden Person die Post und
alle Verwaltungsunterlagen, die fur ihn/sie bestimmt sind, zukommen zu lassen.

Beide Parteien verpflichten sind, die andere Partei und die Eintragungsgemeinde schriftlich zu
benachrichtigen, wenn der Eintragung unter der betreffenden Bezugsadresse ein Ende gesetzt wird.

Ausgestelltin

(Unterschrift)

Von der Person, die ihre Eintragung unter einer Bezugsadresse beantragt, auszufullen.
Unzutreffendes bitte streichen.

Von einem Vertreter der juristischen Person, die einverstanden ist, dass ihr Sitz als Bezugsadresse
fur die Eintragung des Antragstellers/der Antragstellerin dient, auszufullen.

Unzutreffendes bitte streichen.

Die Eintragung unter der Bezugsadresse erfolgt an diesem Datum.
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Formular fur die Meldung einer zeitweiligen Abwesenheit

Zu Handen des Bevolkerungsdienstes

*kkkkkkhkkkkkk

Der/Die Unterzeichnete,

N T (=Y 011 T 11 1S TN
(€721 10 5 €T F= 1 18 o o AU RPN

Nationalregisternummer: U000 000 0o

[ P 18] o1 0Y/o] o1 To] o AN P PR P PR PPPR PRIt

erklart, seinen/ihren vorerwahnten Hauptwohnort zeitweilig zu verlassen, und beantragt die
Registrierung dieser zeitweiligen Abwesenheit in den Bevolkerungsregistern, und dies aus
folgendem Grund (1):

(21T =11 o] Yo F- 10010 o DR PR PPPRPURTPRPTRt
(1T o1 E=] g} =T =T [ F=) (U o Lo U

und legt die folgenden Belege als Nachweis (1) vor:

Gegebenenfalls gilt vorliegende Meldung ebenfalls fir die folgenden Haushaltsmitglieder (2)
(Name, Vorname, Nationalregisternummer):

[Ort, Datum und Unterschrift]

(1) BeiAnwendungvon Artikel 18 § 3 des Koniglichen Erlasses vom 16. Juli 1992 iber die Bevolkerungsregister und

das Fremdenregister muss der Grund zusammen mit Belegen als Nachweis immer angegeben werden (siehe
Rickseite des vorliegenden Formulars). In allen anderen Fallen wird dies ausdrucklich empfohlen.
Nur die Kontaktperson des Haushalts kann die Meldung fur den gesamten Haushalt vornehmen. Ein
erwachsenes Mitglied des Haushalts kann diese Meldung nur flir sich selbst vornehmen und ein
minderjahriges Mitglied des Haushalts ausschlieBlich mit ausdriicklichem Einverstéandnis auf vorliegendem
Formular der Person, die die elterliche Autoritat austbt.

Die Gemeinde stellt ihren Einwohnern dieses Formular und einen Auszug aus dem Koniglichen Erlass vom 16. Juli 1992

Uber die Bevolkerungsregister und das Fremdenregister, Artikel 17 und 18, zur Verfigung.

247



	A) Allgemeines
	B) Zeitweilige Abwesenheit und Rückkehrrecht von Ausländern
	C) Eintragung eines nicht für mündig erklärten Minderjährigen
	§ 1 -  Eintragungsadresse im Bevölkerungsregister eines nicht für mündig erklärten Minderjährigen
	§ 2 -  Meldung der Verlegung des Hauptwohnortes eines nicht für mündig erklärten Minderjährigen
	§ 3 - Registrierung der geteilten Unterbringung eines nicht für mündig erklärten Minderjährigen
	D) Meldung des Wohnortswechsels
	E) Untersuchung, ob der angegebene Wohnort auch der tatsächliche Wohnort ist
	F) Übermittlung der persönlichen Akte
	G) Verpflichtung, den Personalausweis oder die Aufenthaltserlaubnis/das Aufenthaltsdokument anpassen zu lassen
	H) Notifizierung der Eintragung an alle betroffenen Parteien
	I) Streichung von Amts wegen
	J) Eintragung von Amts wegen
	K) Verordnungsbefugnis des Gemeinderates
	L) Aufgabe der lokalen Polizei
	M) Zeitweiliger Aufenthalt oder Kurzaufenthalt außerhalb der Gemeinde des Hauptwohnortes

	a. Auf der Grundlage der Geburtsurkunden bei einer Geburt
	b. Erwerb der belgischen Staatsangehörigkeit
	c. Wechsel des Hauptwohnortes innerhalb derselben Gemeinde
	Siehe Nr. 80 und Nr. 81.
	Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.
	d. Wohnortswechsel einer Person, die aus einer anderen Gemeinde kommt
	Siehe Nr. 80 und Nr. 81.
	Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.
	e. Eintragung infolge der Rückkehr eines belgischen Staatsangehörigen, der bereits in Belgien gewohnt hat, aus dem Ausland
	Siehe Nr. 80, Nr. 81 und Nr. 109bis.
	f. Rückkehr eines ausländischen Staatsangehörigen, der bereits in Belgien gewohnt hat, aus dem Ausland
	g. Eintragung eines belgischen Staatsangehörigen, der nie in Belgien gewohnt hat
	Siehe Nr. 80, Nr. 81 und Nr. 109bis.
	Eintragungsdatum ist das in Nr. 81 Absatz 7 festgelegte Datum.
	h. Eintragung eines ausländischen Staatsangehörigen, der nie in Belgien gewohnt hat
	i. Eintragung von Amts wegen auf der Grundlage eines Beschlusses des Gemeindekollegiums/Bürgermeister- und Schöffenkollegiums zur Eintragung von Amts wegen
	j. Eintragung von Amts wegen auf der Grundlage eines Beschlusses des Ministers des Innern oder seines Beauftragten
	k. Eintragung unter einer Bezugsadresse
	a) Auf der Grundlage der Sterbeurkunden
	Für Sterbefälle, die sich im Ausland zugetragen haben, siehe Nr. 30 Absatz 2.
	Im Ausland ausgefertigte Sterbeurkunden werden nur berücksichtigt, nachdem sie in extenso übermittelt und vom Standesbeamten, der eine belgische Urkunde in der DPSU erstellt, für gültig erklärt worden sind.
	Die Streichung gilt ab dem Sterbedatum.
	b) Wohnortswechsel
	Das Datum der Streichung stimmt mit dem Datum der Eintragung in der neuen Gemeinde überein.
	c) Wegzug ins Ausland
	Die Streichung gilt ab dem Datum der Meldung des Wegzugs. Muster 8bis wird vom Meldenden ausgefüllt und unterzeichnet.
	d) Streichung von Amts wegen auf der Grundlage eines diesbezüglichen Beschlusses des Gemeindekollegiums/Bürgermeister- und Schöffenkollegiums
	e) Streichung auf der Grundlage eines Beschlusses des Ministers des Innern oder des für die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern zuständigen Ministers oder seines Beauftragten
	a) Eintragung in Wohnungen, die aus Gründen der Sicherheit, der gesundheitlichen Zuträglichkeit, der Raumordnung oder des Städtebaus nicht ständig bewohnt werden dürfen
	b) Personen, die als zeitweilig abwesend angesehen werden
	c) Ausländische Beamte und Bedienstete der Europäischen Union
	d) Ausländer, die im Königlichen Erlass vom 30. Oktober 1991 über die Dokumente für den Aufenthalt bestimmter Ausländer in Belgien erwähnt sind

	Dieser Vermerk gilt als Eintragung in den Bevölkerungsregistern.
	e) Personen, die sich in einer mobilen Wohnung aufhalten
	f) Personen, die mangels ausreichender Existenzmittel keinen Wohnort haben oder mehr haben
	1. Eintragung unter einer Bezugsadresse bei einem ÖHSZ


	Die Bedingungen für diese Eintragung lauten wie folgt:
	2. Eintragung unter einer Bezugsadresse bei einer natürlichen Person
	g) Gefährdete Zeugen, denen die Zeugenschutzkommission besondere Schutzmaßnahmen gewährt hat
	h) Inhaftierte
	i) Wohnung, die auf dem Gebiet zweier oder mehrerer Gemeinden liegt
	j) Fusion von Gemeinden und Änderung der Grenzen

	Der Bürger kann seine Akte über https://meineakte.rrn.fgov.be - https://mondossier.rrn.fgov.be einsehen.
	Die Transaktion wird abgelehnt, wenn der Betreffende
	Anmerkung: Digitalisierung der Bevölkerungsregister und Einsicht in diese Register
	Anträge und Belege müssen fünf Jahre aufbewahrt werden.
	Abschnitt I: Ausländer, die internationalen Schutz beantragen und nicht in einer anderen Eigenschaft in den Registern eingetragen sind
	1. Mitteilung an den Betreffenden
	2. Mitteilung an Drittpersonen

	Abschnitt II: Bürger der Europäischen Union, die eine Anmeldebescheinigung beantragen in Erwartung der Überprüfung des Wohnortes
	Abschnitt III: Ausländische Staatsangehörige, die nicht über eine Nummer des Nationalregisters verfügen und eine Ehe oder ein gesetzliches Zusammenwohnen eingehen wollen
	Abschnitt IV: Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs, die Begünstigte des Abkommens über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft sind und ihr Recht a...
	Abschnitt V - Unionsbürger, die sich nicht länger als drei Monate in Belgien aufhalten und keine Einwanderungsformalitäten im Hinblick auf ihre Eintragung erfüllen

	A. ANTRAG AUF EINTRAGUNG UNTER EINER BEZUGSADRESSE (1)
	B. EINVERSTÄNDNIS IN BEZUG AUF DIE BEZUGSADRESSE (3)
	A. ANTRAG AUF EINTRAGUNG UNTER EINER BEZUGSADRESSE (1)
	B. EINVERSTÄNDNIS IN BEZUG AUF DIE BEZUGSADRESSE (3)

